
Hessischer Aktionsplan  
zur Umsetzung der  
UN-Behindertenrechtskonvention

Hessisches Sozialministerium



Impressum

Herausgeber:  Hessisches Sozialministerium 

 Referat Öffentlichkeitsarbeit 

 Dostojewskistr. 4, 65187 Wiesbaden 

 www.sozialministerium.hessen.de 

Redaktion:  Winfried Kron, Ingeborg Spreuer, Benedikt Weber,

 Gesa Krüger (verantwortlich) 

Fotos:  Titelfoto Birgit Luxemburger

 Titelcollage Muhr – Partner für Kommunikation

Gestaltung:  Muhr – Partner für Kommunikation 

Druck:  Grafisches Studio & Copy Shop

 Pitney Bowes Management Services Deutschland GmbH,  

 Rüsselsheim, Juni 2012

www.sozialministerium.hessen.de


1

Hessischer Aktionsplan 
zur Umsetzung der  
UN-Behindertenrechtskonvention



Hessischer Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention

2

 

 

 

 

 

 

VoRwoRt

des Hessischen Ministerpräsidenten 
Volker Bouffier

Seit dem 26. März 2009 ist die Behinderten-

rechtskonvention der Vereinten Nationen (UN-

BRK) geltendes Recht in Deutschland und da-

mit auch in Hessen. Noch im selben Jahr ebnete 

der Hessische Landtag mit seinem Beschluss, 

einen Aktionsplan zur Umsetzung der UN-BRK 

zu erstellen, den Weg für das nun vorliegende 

Dokument. Zentraler Leitgedanke der UN-BRK, 

wie auch des Aktionsplans ist die Inklusion. Sie 

betrifft alle gesellschaftlichen Bereiche und soll 

allen Menschen mit Behinderungen den Weg 

dorthin öffnen, wo sie hin gehören: in die Mitte 

der Gesellschaft.

Ich sehe die Behindertenrechtskonvention der 

Vereinten Nationen im Einklang mit den Maß-

nahmen, die Hessen in diesem Zusammenhang 

bereits ergriffen hat. Beispielhaft verweise ich 

auf das 2004 in Kraft getretene Behinderten-

gleichstellungsgesetz – ein weiterer großer

Schritt bei der Verwirklichung des Rechts auf

Teilhabe von Menschen mit Behinderungen

an allen gesellschaftlichen Bereichen. Unser

Handeln in Hessen ist von Respekt geprägt.

Leitlinie unserer Politik ist, Menschen mit Be-

hinderungen und von Behinderung bedrohten 

Menschen die Hilfen, Dienste und Einrichtun-

gen in ausreichender Zahl und Qualität zur Ver-

fügung zu stellen, um ihre Selbstbestimmung 

und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in

der Gesellschaft zu fördern, Benachteiligungen 

zu vermeiden oder ihnen entgegen zu wirken.
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Wir alle können von einer inklusiven Gesell-

schaft profitieren. Schon heute ist unsere Ge-

sellschaft von einer Vielfalt geprägt, die es er-

forderlich macht, unterschiedliche Lebenswege 

und Lebensentwürfe gesellschaftlich zu verbin-

den und zu gestalten. Das Übereinkommen 

der Vereinten Nationen schafft die Grundlage 

des gleichberechtigten Zusammenlebens von 

Menschen mit und ohne Behinderungen und 

ist damit beispielgebend für das Miteinander 

von unterschiedlichen Fähigkeiten und Mög-

lichkeiten auch in anderen Bereichen unserer 

Gesellschaft.

Doch um das Ziel einer solchen inklusiven Ge-

sellschaft zu verwirklichen, müssen die derzeit 

existierenden Barrieren ab- und bedarfsgerech-

te Unterstützungsangebote ausgebaut werden. 

Dies ist nicht nur im Hinblick auf die Teilhabe 

von Menschen mit Behinderungen von größ-

ter Wichtigkeit, sondern auch in Bezug auf die 

demographische Entwicklung. Mit dem Alter

steigt potenziell auch der Bedarf an Barriere-

freiheit und Unterstützung, sodass wir alle letzt-

lich irgendwann von den inklusiven Strukturen, 

die wir heute schaffen, profitieren können.

 

Unterschiedliche Anforderungen an den Ab-

bau von Barrieren machen die Umsetzung der 

UN-BRK zu einer umfassenden Aufgabe. Die 

Hessische Landesregierung hat sich mit dem 

vorliegenden Aktionsplan dieser Aufgabe ge-

stellt und mit diesem Aktionsplan einen Rah-

men für die Politik von und für Menschen mit 

Behinderungen geschaffen. Dies wäre ohne die 

aktive Mitarbeit vieler Beteiligter innerhalb und 

außerhalb der Landesregierung nicht möglich 

gewesen. Mein herzlicher Dank gilt allen, die an 

der Entstehung des Aktionsplans beteiligt sind.

Ich wünsche im Interesse des Landes und im In-

teresse aller Bürgerinnen und Bürger Hessens 

gutes Gelingen bei der Umsetzung des Akti-

onsplans.

Volker Bouffier 

Hessischer Ministerpräsident
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VoRwoRt

des Hessischen Sozialministers 
Stefan Grüttner

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Lese-

rinnen und Leser,

es sind nicht einmal 18 Monate vergangen, 

seit ich die Gründung der Stabsstelle zur Um-

setzung der UN-Behindertenrechtskonvention 

hier in Hessen verkünden durfte. In dieser Zeit 

ist vieles geschehen, damit es gelingen konnte, 

eine solche Fülle von Initiativen, Maßnahmen 

und Projekten von und für Menschen mit Behin-

derungen in dem nun vorliegenden Hessischen 

Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behinder-

tenrechtskonvention zusammen zu tragen.

Die zurückliegenden Monate waren geprägt 

vom gemeinsamen Austausch, von zahlrei-

chen Gesprächen und Diskussionen – sie waren 

aber auch geprägt von einem gemeinsamen 

Ziel. Dem Ziel, die Behindertenrechtskonven-

tion in Hessen umzusetzen und Menschen mit 

Behinderungen die umfassende Teilhabe am 

gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen. Ich 

bin davon überzeugt, dass wir diesem Ziel mit 

Hilfe des vorliegenden Aktionsplans ein großes 

Stück näher kommen werden, und möchte be-

tonen, dass ohne die zahlreichen Eingaben sei-

tens der Verbände und Interessenvertretungen 

der Menschen mit Behinderungen als Experten 

in eigener Sache der Aktionsplan in seiner heu-

tigen Form nicht hätte entstehen können.
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Der Hessische Aktionsplan soll die Leitlinie und 

die Orientierung der hessischen Politik von und 

für Menschen mit Behinderungen für die nächs-

ten Jahre sein. Daraus ergibt sich naturgemäß, 

dass der vorliegende Aktionsplan nicht den 

Endpunkt der Entwicklung darstellt, sondern im 

Gegenteil den Beginn eines gemeinsamen Pro-

zesses zur Weiterentwicklung bestehender und 

der Umsetzung neuer Maßnahmen, Initiativen 

und Projekte. Diesen Prozess will die Hessische 

Landesregierung gemeinsam mit allen Betei-

ligten gestalten.

Der Aktionsplan zeigt dabei zweierlei: In Hes-

sen gibt es schon heute eine Vielzahl von Akti-

vitäten von und für Menschen mit Behinderun-

gen. Gute Beispiele, um Barrieren abzubauen 

oder besser noch zu verhindern. Der Aktions-

plan zeigt aber auch, wo eben diese Barrieren 

noch bestehen, in Gebäuden, bei der Mobilität, 

bei Informationen oder auch bei den Barrieren 

in den Köpfen.

So wie sich die Lebensumstände von Menschen 

mit Behinderungen hin zu mehr Teilhabe am 

Leben in der Gesellschaft verändern werden, so 

wird dies auch für den Hessischen Aktionsplan 

eintreten. Er wird regelmäßig zu überprüfen

und fortzuschreiben sein, im Hinblick auf seine 

Ziele, seine Maßnahmen und seine zeitlichen 

 

Vorgaben. Auch die Fortschreibung des Akti-

onsplans wird die Hessische Landesregierung 

mit allen Beteiligten gemeinsam durchführen 

und damit den von Beginn an so wichtigen ge-

meinsamen Diskussionsprozess auch in Zukunft 

fortschreiben.

Mit dem vorliegenden Hessischen Aktionsplan 

zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskon-

vention ist die Grundlage geschaffen worden, 

um in allen Bereichen des gesellschaftlichen 

Lebens das Zusammenleben von Menschen 

mit und ohne Behinderungen zu fördern. Ich 

bin zuversichtlich, dass es in Hessen gelingen 

wird, die damit verbundenen Ziele zu erreichen 

und Barrieren überall in unserer Gesellschaft 

abzubauen.

Mit freundlichen Grüßen

 

Stefan Grüttner 

Hessischer Sozialminister
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VORWORT

der Hessischen Kultusministerin 
Nicola Beer  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Leserinnen und Leser,

das Land Hessen hat sich der UN-Behinderten-

rechtskonvention verpfl ichtet. Das heißt für die 

Bildung, dass die Vertragsstaaten den Zugang 

zum allgemeinen Bildungssystem für Kinder 

und Jugendliche mit Behinderungen gewähr-

leisten.

Erstmals werden im hessischen Aktionsplan zur 

Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonven-

tion Ziele gesetzt und Maßnahmen zu deren 

Verwirklichung für alle maßgeblichen Lebens-

bereiche beschrieben. Damit wird ein gemein-

samer Prozess aller Akteure angestoßen. Das 

wird auch darin deutlich, dass bei der Entste-

hung und Umsetzung des Aktionsplans eine 

enge Kooperation zwischen dem federführen-

den Hessischen Sozialministerium und dem 

Hessischen Kultusministerium gepfl egt wird. 

Das Ziel von Bildung und Erziehung ist, dass 

jedes einzelne Kind seine Persönlichkeit in der 

Gemeinschaft entfalten und sich aktiv am ge-

sellschaftlichen und kulturellen Leben betei-

ligen kann. Das bedeutet, dass die schulische 

Bildung einerseits die Aufgabe hat, Teilhabe 

am Lern- und Lebensraum Schule zu ermögli-

chen und andererseits auf die zukünftige ge-

sellschaftliche Teilhabe vorzubereiten. Das 

schließt mit ein, dass Übergänge aus der vor-
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schulischen Lebensphase in die Schule sowie in 

das selbstbestimmte Leben im Erwachsenenal-

ter begleitet werden.

Die Verwirklichung dieser Ziele wird mit Blick 

auf Schülerinnen und Schüler mit Beeinträchti-

gungen zum Teil kontrovers diskutiert. Bei der 

Umsetzung ist für das Hessische Kultusminis-

terium maßgeblich, dass der Blick auf die in-

dividuelle Entwicklung und bestmögliche För-

derung des einzelnen Kindes gerichtet bleibt. 

Deshalb stehen für mich die konkreten Ziele 

und Maßnahmen, die in der Praxis wirksam

sind, im Zentrum des Aktionsplans.

 

Die Forderungen und Anliegen der gesell-

schaftlichen Gruppen und Verbände waren

bei der Entstehung des Aktionsplans wichtige 

Anregungen, an denen sich die Ziele und Maß-

nahmen im Bereich schulische Inklusion orien-

tieren. Der Arbeitsausschuss zur Umsetzung

der UN-Behindertenrechtskonvention in Hes-

sen setzte wichtige fachliche Impulse, die die 

weitere Arbeit des Hessischen Kultusministeri-

ums unterstützen. Ich möchte daher allen be-

teiligten Verbänden und Interessensgruppen

herzlich für Ihre engagierte Mitarbeit danken.

 

 

 

Das Hessische Kultusministerium nimmt seine 

Verantwortung für den gesamtgesellschaftli-

chen Prozess der Umsetzung der UN-Behin-

dertenrechtskonvention in Hessen ernst. Für 

den gemeinsamen Prozess wünsche ich mir die 

konstruktive Zusammenarbeit mit Eltern, mit 

Schülerinnen und Schülern und auch mit weite-

ren für Bildung und Erziehung verantwortlichen 

kommunalen Institutionen sowie Verbänden

und Interessensgruppen im Sinne des Wohls 

jedes einzelnen Kindes.

 

 

Nicola Beer 

Hessische Kultusministerin
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VoRwoRt

des Landesbeauftragten für Menschen  
mit Behinderungen

Sehr geehrte Damen und Herren,

Menschen mit Behinderungen wollen an allen 

gesellschaftlichen Aktivitäten gleichberechtigt 

teilhaben; nicht für sich und unter sich, sondern 

gemeinsam mit allen anderen. Die UN-Konven-

tion hat dafür den Begriff „Inklusion“ geprägt. 

Der nun vorliegende Aktionsplan beschreibt 

den Prozess – Teilhabe ist dessen Ziel.

Teilhabe umfasst das gesamte gesellschaftliche 

Leben. Dies macht der Aktionsplan schon in 

seinem Inhaltsverzeichnis deutlich: Er umfasst 

20 Kapitel. Von der vorschulischen Bildung bis 

hin zum Seniorenalter werden hier die Bereiche 

gesellschaftlichen Lebens unter dem Blickwin-

kel von Menschen mit Behinderungen erör-

tert. Diesen gesamtgesellschaftlichen Aspekt

ins öffentliche Bewusstsein zu heben, ist eines 

der Ziele der UN-Behindertenrechtskonvention 

und eines der wichtigsten Ziele des Hessischen 

Aktionsplans.

Die Arbeit am Aktionsplan hat uns deutlich vor 

Augen geführt, dass Inklusion vor der Realität 

einer alternden Gesellschaft zu leben ist. Schon 

heute ist mehr als die Hälfte aller schwerbehin-

derten Menschen älter als 65 Jahre. Behinde-

rung ist auch eine Folge des Alterns. ln diesem 

Zusammenhang etabliert die UN-Behinder-

tenrechtskonvention einen veränderten Blick 

auf Behinderung: Nicht nur individuelle Beein-

trächtigungen – Nichtlaufen, Nichthören, Nicht-
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sehen-können – machen Behinderung aus; es 

sind auch – und manchmal vor allem – die Barri-

eren, die behindern.

Was das für eine Gesellschaft bedeutet, in der 

alle Menschen älter werden, ist unschwer zu 

erkennen: Wir müssen dafür Sorge tragen, un-

sere Umwelt so weit wie möglich barrierefrei 

zu gestalten, damit sie möglichst jeder ohne 

fremde Hilfe nutzen kann. Dazu gehören auch 

eine barrierefreie Informationstechnik und Ver-

öffentlichungen in einfacher Sprache.

Bis der Aktionsplan in seiner vorliegenden Ge-

stalt veröffentlicht werden konnte, war es ein 

teilweise mühevoller Weg. Der Beauftragte hat 

sich in diesem Prozess als Bindeglied zwischen 

den Verbänden von Menschen mit Behinderun-

gen und der Hessischen Landesregierung ver-

standen. Dabei hat er sich von Anfang an da-

für eingesetzt, den notwendigen Prozess auch 

außerhalb der Verbände und Institutionen von 

Menschen mit Behinderungen zu führen. Des-

halb hat der Beauftragte von Beginn an die Ein-

richtung und die Arbeit der Stabsstelle im Hes-

sischen Sozialministerium unterstützt.

Ist es jetzt geschafft? Der Aktionsplan ist – nicht 

mehr, aber auch nicht weniger – ein Etappenziel 

auf dem Weg zu mehr Teilhabe für Menschen 

mit Behinderungen in Hessen. Der Beauftragte 

sieht aber ebenso wie die Verbände von Men-

schen mit Behinderungen die Notwendigkeit, 

den nun folgenden Arbeitsprozess der Umset-

zung des Aktionsplans gemeinsam mit den Ak-

teuren außerhalb der Verbände von Menschen 

mit Behinderungen zu gestalten – Bund, Kom-

munen, Landeswohlfahrtsverband, Kirchen, die 

Freie Wohlfahrtspflege – um nur einige zu nen-

nen.

Wenn der Aktionsplan gelingen soll, muss er 

den Bereich der Verbände von Menschen mit 

Behinderungen verlassen und ein Anliegen der 

gesamten Gesellschaft werden. Der Aktions-

plan geht uns alle an!

werner Koch 

Staatssekretär

Beauftragter der Hessischen Landesregierung 

für Menschen mit Behinderungen
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VoRwoRt

des Vorsitzenden des Landesbehindertenrats 
Andreas Kammerbauer

Der Landesbehindertenrat begrüßt das Vorha-

ben des Landtags und der Landesregierung mit 

einem Aktionsplan die UN–Behindertenrechts-

konvention (UN–BRK) in Hessen umzusetzen.

Diese Konvention erweckt große Hoffnungen 

auf die Fortentwicklung der Politik für Menschen 

mit Behinderungen, insbesondere im Bezug auf 

den eingeleiteten Paradigmenwechsel für die 

Teilhabe und Selbstbestimmung für Menschen 

mit Behinderungen. Bislang wurde, beginnend 

mit der Aufnahme des Diskriminierungsverbots 

für Menschen mit Behinderungen in Artikel 3 

des Grundgesetzes, das Sozialgesetzbuch IX, 

und die Behindertengleichstellungsgesetze auf 

Bundes- und Landesebene wichtige Schritte für 

diesen Paradigmenwechsel eingeleitet. Den-

noch sind weitere durchgreifende Anstrengun-

gen notwendig.

Mit der Ratifizierung der UN–BRK und dem Akti-

onsplan wird eine Option eröffnet, um den o.g. 

Zielen näher zu kommen.

Der Hessische Landesbehindertenrat begrüßt 

den Beschluss des Hessischen Landtags, die 

Organisationen der Menschen mit Behinderun-

gen an der Erstellung des Aktionsplans zur Um-

setzung der UN–BRK zu beteiligen.
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Nach Gründung der Stabsstelle zur Umset-

zung der UN-BRK wurde ein Arbeitsausschuss 

gebildet, welcher der Stabsstelle zuarbeitete.

Darüber hinaus sah die Geschäftsordnung des 

Arbeitsausschusses die Bildung von Unteraus-

schüssen vor – einem Instrument von dem je-

doch nur die Organisationen der Menschen mit 

Behinderungen Gebrauch machten. Begleitet

wurde der Entstehungsprozess des vorliegen-

den Aktionsplans zudem von einer interminis-

teriellen Arbeitsgruppe, welche zusätzliche An-

regungen für den Aktionsplan lieferte. Trotz der 

Existenz dieser verschiedenen Gremien wäre

aus der Sicht des Landesbehindertenrates ein 

verstärkter Meinungsaustausch zwischen den

gesellschaftlichen Akteuren, z.B. zwischen den 

kommunalen Spitzenverbänden und den Orga-

nisationen der Menschen mit Behinderungen

im Prozess der Erstellung des Aktionsplans hilf-

reich und zielführend gewesen.

 

 

 

 

 

Außerdem fehlte es leider an den finanziellen 

Mitteln um z. B. die Kosten für die Kommunika-

tionshilfen oder für den Geschäftsbedarf der 

beteiligten Verbände von Menschen mit Behin-

derungen zu decken.

Der vorliegende Aktionsplan ist ein Einstieg. 

Der Landesbehindertenrat begrüßt die Absicht 

der Landesregierung, dass dieser Aktionsplan 

evaluiert und fortgeschrieben werden muss.

Hierbei wird der Landesbehindertenrat im Rah-

men seiner Möglichkeiten aktiv mitwirken.

Für den weiteren Werdegang ist es aber auch

notwendig, den bisherigen Arbeitsprozess bei

der Erstellung des Aktionsplans zu überden-

ken. Dies gilt nicht nur für die Landesregierung, 

sondern auch die gesellschaftspolitischen Ak-

teure außerhalb der Organisationen der Men-

schen mit Behinderungen.

 

 

Andreas Kammerbauer 

Vorsitzender des Landesbehindertenrats
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KApIteL 1

Einleitung

In Hessen leben laut offizieller Statistik beina-

he 590.000 Menschen mit einer Schwerbehin-

derung im Sinne des SGB IX. Das sind doppelt 

so viele wie noch vor 20 Jahren. Legt man den 

Behinderungsbegriff des Übereinkommens 

der Vereinten Nationen über die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen (UN-Behinder-

tenrechtskonvention/UN-BRK) zugrunde, nach 

dem eine Behinderung insbesondere aus der 

Wechselwirkung zwischen eigenen Beeinträch-

tigungen und umweltbedingten Faktoren ent-

steht, wäre die Zahl von Menschen mit Behin-

derungen in Hessen nochmals deutlich höher 

zu veranschlagen.

Dabei sind Menschen mit Behinderungen 

keineswegs eine einheitliche Gruppe. Unter-

schiedliche Behinderungen, Lebensverläufe 

und -bedingungen erfordern völlig unter-

schiedliche Unterstützungsleistungen und

Konzepte und stellen die Beteiligten oftmals 

vor große Herausforderungen. Menschen mit 

Behinderungen sind in keiner Hinsicht eine ge-

sellschaftliche Randgruppe. Politik von und für 

Menschen mit Behinderungen ist zentraler Teil 

sozialer Gesellschaftspolitik heutiger und zu-

künftiger Generationen. 

Zur Koordinierung dieses Umsetzungsprozes-

ses wurde von der Hessischen Landesregierung 

bundesweit einmalig eigens eine Stabsstelle 

ins Leben gerufen, die nach Art. 33 UN-BRK 

gemeinsam mit dem Hessischen Kultusminis-

terium auch als Anlaufstelle für alle Fragen zur 

Konvention fungiert und Anregungen zu deren 

Umsetzung zur Verfügung stellt.

Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von  
Menschen mit Behinderungen (UN-BRK)

 

Die Behindertenrechtskonvention ist ein völ-

kerrechtlicher Vertrag, welcher die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen festlegt. Dabei 

geht es nicht darum, ihnen Sonderrechte ein-

zuräumen, sondern darum, ihre universellen 

Menschenrechte vor dem Hintergrund der be-

sonderen Lebenslagen von Menschen mit Be-

hinderungen zu schützen. Dies impliziert unter 

anderem auch den Schutz vor Diskriminierung 

Sie verbietet jegliche Zurücksetzung von Men-

schen mit Behinderungen in allen Lebensbe-

reichen und garantiert ihnen die bürgerlichen, 

politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kultu-

rellen Menschenrechte.

Für jedes Land, das die UN-Behindertenrechts-

konvention ratifiziert, wird sie zu geltendem 

Recht. Die Vertragsstaaten sind nach Art. 4 Abs. 

2 UN-BRK verpflichtet, „hinsichtlich der wirt-

schaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte, 

unter Ausschöpfung seiner verfügbaren Mittel 

und erforderlichenfalls im Rahmen der inter-

nationalen Zusammenarbeit Maßnahmen zu 

treffen, um nach und nach die volle Verwirkli-

chung dieser Rechte zu erreichen, unbeschadet 

derjenigen Verpflichtungen aus diesem Über-

einkommen, die nach dem Völkerrecht sofort 

anwendbar sind (so genannter „Progressiver 

Realisierungsvorbehalt“).
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In Deutschland wurde die UN-BRK mitsamt 

ihrem Fakultativprotokoll am 26. März 2009 

Deutschland ratifiziert. Mit diesem Tag hat ihr 

Umsetzungsprozess in Deutschland und damit 

auch in Hessen begonnen.

1.1 Die Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention in Hessen

Hessen hat den Umsetzungsprozess von Be-

ginn an aktiv unterstützt. Die Hessische Landes-

regierung hat bereits am 12. November 2008 

dem Übereinkommen der Vereinten Nationen 

durch Kabinettsbeschluss ausdrücklich zuge-

stimmt. 

Der Hessische Landtag hat am 3. Dezember 

2009 in einem gemeinsamen Antrag der Frak-

tionen von CDU, FDP und BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN die Umsetzung der Konvention durch 

einen Hessischen Aktionsplan beschlossen 

(Drucksache 18/1673 - s. Anhang 1). 

Aus landespolitischer Sicht ist der Beschluss 

des Hessischen Landtages betreffend Umset-

zung der UN-BRK für die Landesverwaltung 

eine zentrale Maßgabe für ihr zukünftiges Han-

deln. Der Beschluss legt den weiteren Umset-

zungsprozess in 5 Punkten dar:

1. Die Auswirkungen und der gesetzgeberi-

sche Handlungsbedarf bezüglich der UN-

Konvention über die Rechte von Menschen 

mit Behinderungen sind zu prüfen.

2. Auf der Grundlage der Prüfung soll ein 

Aktionsplan zur Umsetzung der Konvention 

unter Mitwirkung der Menschen mit Be-

hinderungen erstellt werden. Dieser Akti-

onsplan ist eng mit den Aktionsplänen des 

Bundes und der Länder abzustimmen.

3. Bei allen Maßnahmen der Prüfung und Um-

setzung ist die Mitwirkung der Menschen 

mit Behinderungen und ihrer Organisatio-

nen zu gewährleisten.

4. Die inklusive Beschulung ist zu fördern.

5. Bei der Umsetzung der Konvention ist das 

Wunsch und Wahlrecht der Betroffenen in 

den Vordergrund zu stellen.

Auf dieser Grundlage haben das Hessische 

Sozialministerium, das Hessische Kultusminis-

terium und der Beauftragte der Hessischen 

Landesregierung für Menschen mit Behinde-

rungen ab dem Jahr 2010 federführend für die 

Hessische Landesregierung damit begonnen, 

einen Hessischen Aktionsplan zu erarbeiten. 

Die enge und intensive Einbeziehung der Ver-

bände und Interessenvertretungen von Men-

schen mit Behinderungen in den Prozess der 

Erstellung des Hessischen Aktionsplans stellt 

einen zentralen Grundsatz der Hessischen Lan-

desregierung dar. Ohne die intensive und en-

gagierte Mitarbeit der Verbände von und für 

Menschen mit Behinderungen wäre der Hes-

sische Aktionsplan in der vorliegenden Form 

nicht möglich geworden. Aber nicht nur die Ver-

bände von und für Menschen mit Behinderun-

gen, sondern auch die Vertreter des Hessischen 
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Landkreistages, des Hessischen Städtetages, 

des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, 

des Landeswohlfahrtsverbandes Hessen, der 

Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen so-

wie weitere Beteiligte aus Wirtschaft und der 

sogenannten Zivilgesellschaft haben durch ihre 

vielen wertvollen Beiträge aus einem Aktions-

plan der Hessischen Landesregierung einen 

Aktionsplan von und für alle Akteure in Hessen 

werden lassen. Darüber hinaus ist eine umfas-

sende und intensive Befassung mit allen The-

menbereichen und Aspekten des Aktionsplans 

durch alle Ministerien der Hessischen Landes-

regierung erfolgt. Politik von und für Menschen 

mit Behinderungen setzt in den nächsten Jah-

ren mehr als jemals zuvor gemeinsames, über-

greifendes sowie vernetztes Handeln voraus. 

Die Umsetzung der Behindertenrechtskonven-

tion ist nicht zuletzt eine Querschnittsaufgabe.

1.2 Grundzüge hessischer Politik für Men-
schen mit Behinderungen

Die Politik von und für Menschen mit Behinde-

rungen hat in Hessen seit vielen Jahren eine 

hohe Bedeutung. Geprägt und getragen wird 

diese Politik zum einen von den Prinzipien der 

Förderung der Teilhabe von Menschen mit 

Behinderungen am Leben in der Gesellschaft 

auf der Grundlage der Schaffung bedarfsge-

rechter und personenzentrierter Angebote

und zum anderen vom Leitbild der Inklusion.  

Inklusion stellt dabei kein besonderes Kon-

zept für Menschen mit Behinderungen dar, 

sondern bedeutet das gleichberechtigte Zu-

sammenleben von Menschen mit und ohne 

Behinderungen. 

 

Dies setzt zwingend voraus, dass sich das Be-

wusstsein und die Akzeptanz für eine inklusive 

Gesellschaft auch bei Menschen ohne Behin-

derungen weiter entwickeln. Die Hessische 

Landesregierung wird deshalb in den nächsten 

Jahren Kampagnen entwickeln und fördern, 

die der Bewusstseinsbildung aller in der Ge-

sellschaft im Hinblick auf das gleichberechtigte 

Zusammenleben von Menschen mit und ohne 

Behinderungen dienen. Der Tatsache, dass 

hierbei das Zusammenwirken aller Beteiligten 

erforderlich ist, hat die Hessische Landesregie-

rung bereits durch einen landesweiten Arbeits-

ausschuss Rechnung getragen, der maßgeb-

liche Teile des Aktionsplans mit gestaltet hat. 

Der Dialog zwischen allen Prozessbeteiligten 

wird in den nächsten Jahren weiter auszubau-

en, zu fördern und zu intensivieren sein.

Die Umsetzung der UN-BRK nach Art. 4 Abs. 2 

durch den Staat erfolgt nach und nach und im 

Rahmen seiner verfügbaren Mittel. Sie stellt 

eine Querschnittsaufgabe dar. Die Hessische 

Landesregierung wird die Konvention nach 

Maßgabe der im Hessischen Landeshaus-

halt veranschlagten Mittel und Stellen in den 

nächsten Jahren umsetzen. Dies bezieht auch 

mit ein, Maßnahmen neu zu gewichten und 

neue Akzente zur Förderung der Politik für 

Menschen mit Behinderungen zu setzen. 

Sie setzt sich außerdem dafür ein, dass bei der 

Umsetzung finanzielle Mehrbelastungen für 

die Kommunen vermieden werden. Aus Sicht 

der Hessischen Landesregierung sind die der 

BRK zu Grunde gelegte Einhaltung der allge-

meinen Menschenrechte, Gleichbehandlung 

und der Antidiskriminierungsgrundsatz keine 

übertragbaren oder übertragenen Aufgaben 
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im Sinne des Konnexitätsprinzips nach Art.137 

der Hessischen Verfassung. Die Realisierung 

in den hessischen Landkreisen, Städten und 

Gemeinden soll im Rahmen kommunaler Da-

seinsfürsorge und nach Maßgabe der öffent-

lichen Haushalte vorgenommen werden. Die 

Hessische Landesregierung geht davon aus, 

dass die Ausübung kommunaler Selbstver-

waltung auch die Setzung neuer Prioritäten zu 

Gunsten der Förderung der Teilhabe von Men-

schen mit Behinderungen mit einschließt.

Die Behindertenrechtskonvention konstatiert

als zentrales Gebot die Förderung der indi-

viduellen Teilhabe von Menschen mit Behin-

derungen. Sie schreibt grundsätzlich keine

besonderen Unterstützungsformen vor oder

schließt andere aus. Der konsequente und

von der Landesregierung gewollte und for-

cierte Weg hin zu einer inklusiven Gesellschaft 

für Menschen mit und ohne Behinderungen

lässt deshalb ausdrücklich das Nebeneinan-

der und Miteinander von unterschiedlichen

Angeboten für Menschen mit Behinderungen 

zu. Dies gilt für alle Lebensbereiche. Aus Sicht 

der Hessischen Landesregierung sind auch in 

Zukunft Einrichtungen wie Wohnheime und

Werkstätten für Menschen mit Behinderungen 

oder Förderschulen vereinbar mit den Zielen 

der Konvention. Sie müssen jedoch in diesem 

Kontext zu bedarfsgerechten, umwelt- und

gemeindebezogenen Angeboten weiterent-

wickelt werden. Als regionale und ambulante 

Unterstützungsangebote müssen sie deshalb 

weiter auf- und ausgebaut werden, um Men-

schen mit Behinderungen die Möglichkeit der 

Ausübung des Wunsch- und Wahlrechts hin-

sichtlich ihres Wohnortes, ihrer Ausbildung

und Beschäftigung sowie der Teilhabe am

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

gesellschaftlichen und kulturellen Leben dem 

Grunde nach zu ermöglichen

Die Hessische Landesregierung ist davon über-

zeugt, dass die schrittweise Verwirklichung „in-

klusiver“ Lebensbedingungen im Gemeinwe-

sen insgesamt eine gesamtgesellschaftliche

Aufgabe darstellt. Der Hessische Aktionsplan

gibt hierfür den Rahmen und die Orientie-

rung vor. Der Aktionsplan ist ein wesentlicher 

Baustein im Hinblick auf eine inklusive Gesell-

schaft, muss aber durch viele Aktivitäten und

Initiativen auf allen gesellschaftlichen Ebenen 

ergänzt und mit Leben gefüllt werden. 

 

 

 

Nach Überzeugung der Hessischen Landesre-

gierung soll der Aktionsplan regelhaft evaluiert 

und fortgeschrieben werden. Die fortlaufende 

Überprüfung der geplanten Maßnahmen und 

angestrebten Ziele soll unter anderem durch 

ein landesweites und mit allen relevanten Ak-

teuren besetztes Gremium erfolgen. 

1.3 Grundsätze und Ziele des Hessischen 
Aktionsplans

Die Begriffsbestimmungen der Behinderten-

rechtskonvention machen deutlich, dass Um-

welt- und Lebensbedingungen einen entschei-

denden Einfluss darauf haben, ob Menschen 

mit Behinderungen gleichberechtigt am Leben 

in der Gesellschaft teilhaben können. Die Kon-

vention trägt damit auch dem Umstand Rech-

nung, dass Behinderung ein Begriff ist, der sich 

im gesellschaftlichen Kontext ständig weiter-

entwickelt und ganz unterschiedliche Anforde-

rungen im Hinblick auf die Bedarfe von Men-

schen mit Behinderungen stellt.
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Der Hessische Aktionsplan kann kein Ersatz für 

Gesetze, Verordnungen und Richtlinien dar-

stellen: Er ist vielmehr die Grundlage für die 

Bewertung und Orientierung von Lebensum-

ständen und -bedingungen von Menschen 

mit Behinderungen sowie für Initiativen zur 

Verbesserung und Veränderung bestehender 

Lebensumstände von Menschen mit Behinde-

rungen in Hessen.

Die Hessische Landesregierung hat dabei mit 

allen Beteiligten von Anfang an das Ziel ver-

folgt, möglichst viele konkrete, überprüf- und 

fortschreibbare Maßnahmen und nachahmens-

werte Beispiele sowie konkrete Ziele und Zeit-

vorgaben in den Aktionsplan aufzunehmen.

Der Hessische Aktionsplan ist Arbeits-, Infor-

mations- und Innovationsplan in einem und 

stellt eine sozialpolitische Richtschnur für die 

Weiterentwicklung der hessischen Politik von 

und für Menschen mit Behinderungen dar.

1.4 Handlungsfelder und Aufbau des Hessi-
schen Aktionsplans

In Abstimmung mit den Verbänden und Inter-

essenvertretungen von Menschen mit Behin-

derungen wurden die vier Handlungsfelder 

„Zugänglichkeit und Barrierefreiheit“, „Bildung“, 

„Arbeit und Beschäftigung“ und „Bewusstseins-

bildung“ für den Aktionsplan als wesentlich be-

nannt.

Wann immer möglich ist der Aufbau der einzel-

nen Kapitel gleich gehalten worden. Nach der 

Voranstellung der relevanten Artikel der UN-

Behindertenrechtskonvention werden die zent-

ralen Grundsatzziele im jeweiligen Themenfeld 

festgelegt. Daran anschließend erfolgt eine 

kritische Bestandaufnahme, gefolgt von einer 

konkreten Auflistung von gegenwärtigen Zie-

len und zukünftigen Maßnahmen. Das Kapitel 

endet jeweils mit einem Ausblick.

Die Tabellen orientieren sich an den konkre-

ten Vorschlägen der Verbände von Menschen 

mit Behinderungen, der Leistungsträger, der

Leistungserbringer sowie der Hessischen Lan-

desregierung mit allen ihren Ressorts. Bei der 

konkreten Auflistung der Ziele und Maßnah-

men war es der Hessischen Landesregierung

wichtig, sowohl kurz- und mittelfristig zu errei-

chende Ziele aufzunehmen, als auch solche, die 

einen weitergehenden und zum Teil umfassen-

den Perspektivwechsel in der gesamten Gesell-

schaft erforderlich machen.

 

 

Die Einteilung in zukünftig und gegenwärtig ist 

an der entsprechenden Farbgebung erkenn-

bar. Um die Unterteilung auch für Menschen 

mit Sehbehinderung erkennbar zu machen ist 

zusätzlich in der rechten Spalte entweder ein 

„G“ für gegenwärtig oder ein „Z“ für zukünftig 

als Hinweis auf die jeweilige Zuordnung der 

Maßnahmen und Ziele zu finden.

Für die Hessische Landesregierung stellt dieser 

Aktionsplan die Richtschnur hessischer Politik 

von und für Menschen mit Behinderungen für 

die nächsten Jahre dar. Dem Vorschlag des lan-

desweiten Arbeitsausschusses folgend, ist auf 

den Begriff der „Visionen“ bewusst verzichtet 

worden. Alle in den Aktionsplan aufgenomme-

nen Ziele und Maßnahmen müssen sich fortlau-

fend prüfen und messen lassen.
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Kapitel 2

Bewusstseinsbildung

 

2.1 Artikel UN-BRK

 

Artikel 8 – Bewusstseinsbildung

 

 

 

 

 

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, sofor-

tige, wirksame und geeignete Maßnahmen zu 

ergreifen, um

a) in der gesamten Gesellschaft, einschließlich 

auf der Ebene der Familien, das Bewusst-

sein für Menschen mit Behinderungen zu 

schärfen und die Achtung ihrer Rechte und 

ihrer Würde zu fördern;

b) Klischees, Vorurteile und schädliche Prak-

tiken gegenüber Menschen mit Behin-

derungen, einschließlich aufgrund des 

Geschlechts oder des Alters, in allen Le-

bensbereichen zu bekämpfen;

c) das Bewusstsein für die Fähigkeiten und 

den Beitrag von Menschen mit Behinderun-

gen zu fördern.

(2) Zu den diesbezüglichen Maßnahmen ge-

hören

a) die Einleitung und dauerhafte Durchfüh-

rung wirksamer Kampagnen zur Bewusst-

seinsbildung in der Öffentlichkeit mit dem 

Ziel,

i) die Aufgeschlossenheit gegenüber den 

Rechten von Menschen mit Behinderungen 

zu erhöhen,

ii) eine positive Wahrnehmung von Men-

schen mit Behinderungen und ein größeres 

gesellschaftliches Bewusstsein ihnen ge-

genüber zu fördern,

iii) die Anerkennung der Fertigkeiten, Ver-

dienste und Fähigkeiten von Menschen mit 

Behinderungen und ihres Beitrags zur Ar-

beitswelt und zum Arbeitsmarkt zu fördern;

b) die Förderung einer respektvollen Einstel-

lung gegenüber den Rechten von Men-

schen mit Behinderungen auf allen Ebenen 

des Bildungssystems, auch bei allen Kin-

dern von früher Kindheit an;

c) die Aufforderung an alle Medienorgane, 

Menschen mit Behinderungen in einer dem 

Zweck dieses Übereinkommens entspre-

chenden Weise darzustellen;

d) die Förderung von Schulungsprogrammen 

zur Schärfung des Bewusstseins für Men-

schen mit Behinderungen und für deren 

Rechte.
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2.2 Grundsatzziele  

Ziel 1:

• Umfassende Information aller hessischen

Bürgerinnen und Bürger über die Rechte 

von Menschen mit Behinderung und die

Behindertenrechtskonvention

Ziel 2:

• Initiierung und Förderung landesweiter und 

regionaler „Runder Tische“ als Grundlage 

der Planung und Abstimmung öffentlich-

keitswirksamer Aktivitäten.

Ziel 3:

• Durchführung einer landesweiten Kampag-

ne zur UN-BRK.

Ziel 4:

• Einrichtung einer interministeriellen Arbeits-

gruppe zur Abstimmung von Maßnahmen 

zur Förderung der Behindertenrechtskon-

vention durch die Hessische Landesregie-

rung.

2.3 Bestandsaufnahme

Die Wahrung der Rechte von Menschen mit 

Behinderungen, aber auch die Wahrnehmung 

und Förderung ihrer Fähigkeiten und Mög-

lichkeiten, stellt aus der Sicht der Hessischen 

Landesregierung eine der Grundlagen für ge-

sellschaftliche Akzeptanz und das gleichbe-

rechtigte Zusammenleben von Menschen mit 

und ohne Behinderungen dar. Neue Verfahren 

in der Medizin, wie z.B. die Präimplantations-

Diagnostik (PID) suggerieren, dass Behinderun-

gen ggf. vermeidbar seien. Das Ziel der Hessi-

schen Landesregierung ist die konsequente 

Abkehr eines defizitorientierten Ansatzes in der 

Politik von und für Menschen mit Behinderun-

gen. Ihrer Überzeugung nach stellt das gleich-

berechtigte Zusammenleben von Menschen

mit und ohne Behinderungen einen Zugewinn 

für die gesamte Gesellschaft dar. 

Mit dem Prozess zur Realisierung der UN-BRK 

in Hessen, hat die Hessische Landesregierung 

begonnen, Maßnahmen und Aktivitäten zur 

Bewusstseinsbildung durchzuführen. Sie trägt 

durch öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen 

und Maßnahmen, zum Beispiel im Rahmen des 

Hessentages, des Hessischen Familientages 

oder des Tages der Menschen mit Behinde-

rungen im Hessischen Landtag zur Informati-

on und Bewusstseinsbildung bei. Sie bezieht 

die Verbände und Interessenvertretungen von 

Menschen mit Behinderungen, wie auch alle 

gesellschaftstragenden und relevanten Institu-

tionen, aktiv in ihre Arbeit mit ein.

Das Hessische Sozialministerium hat darüber hin-

aus ein umfangreiches Angebot an Informationen 

für Menschen mit und ohne Behinderungen im 

Rahmen seines Internetauftrittes geschaffen. Die-

ses Angebot wird kontinuierlich ausgebaut. Ins-

besondere im Rahmen der Internetpräsenz der 
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Stabsstelle UN-BRK werden Informationen mög-

lichst in barrierefreier Form zur Verfügung ge-

stellt und seit 2012 ein regelmäßiger Newsletter 

versandt. Darüber hinaus hat die Stabsstelle ein 

eigenes E-Mail Postfach eingerichtet, über das sie 

unter der Adresse un-brk@hsm.hessen.de für alle 

Bürgerinnen und Bürger in Hessen und darüber 

hinaus erreichbar ist.

Zusätzlich ist ein „Inklusionsatlas“ eingerichtet 

worden, der Projekte zur Förderung der Teilha-

be von Menschen mit Behinderungen aus ganz 

Hessen darstellt. Damit wird die Möglichkeit 

geschaffen, sich über Projekte gezielt zu infor-

mieren sowie sich mit den jeweiligen Projektträ-

gern auszutauschen und zu vernetzen. Dieses 

Angebot trägt der Erkenntnis Rechnung, dass 

es bereits vielfältige Initiativen und Angebote 

gibt, die es zu vernetzen gilt. Dieser Aufgabe 

wird sich die Landesregierung intensiv anneh-

men. Über die Internetseite www.brk.hessen.de 

können Projekte gemeldet, aber auch gesucht 

werden.

 

Präventionsoffensive Hessen  

Mit der Umsetzung der „Präventionsoffensive 

Hessen“ hat die hessische Polizei im Jahr 2009 

u.a. die Stelle einer Landesopferschutzbeauf-

tragten der hessischen Polizei im Hessischen 

Landeskriminalamt eingerichtet. Diese beschäf-

tigt sich im Rahmen der Kooperation des Innen-

ressorts mit dem WEISSEN RING e.V. bereits seit 

Juni 2011 mit der Entwicklung von Opferschutz-

materialien für Sprach-, Hör- und Sehbehinderte. 

Zurzeit befinden sich verschiedene Materialien/

Broschüren noch in der bilateralen Prüfung in 

Bezug auf konkrete Inhalte, tatsächliche Bedarfe 

und Kosten.

Informationen und Hinweise zum Umgang von 

Polizeibeamtinnen und -beamten mit Opfern und 

Zeugen mit Behinderungen werden in dem aktu-

ell durch die Opferschutzbeauftragten aller hes-

sischen Polizeidienststellen in Überarbeitung be-

findlichen „Leitfaden für den Umgang mit Opfern 

und Zeugen“ in einem eigenen Abschnitt enthal-

ten sein. Dieser wird inhaltlich den Ausführungen 

der o.a. Broschüre entsprechen, da im Bereich 

der Kriminalprävention und des polizeilichen Op-

ferschutzes über das Programm Polizeiliche Kri-

minalprävention (ProPK, s.a. www.polizeiberatung.

de) bundesweite Absprachen/Abstimmungen

bestehen. Aus diesem gleichen Grund konnte 

auch im Internet-Auftritt der hessischen Polizei 

(www.polizei.hessen.de) eine Verlinkung mit den 

o.a. Informationen in Gebärdensprache an der 

geeigneten Stelle (>Prävention>Verhaltensprä-

vention> Gebärdensprache) bereits vor meh-

reren Jahren problemlos platziert werden.

Darüber hinaus findet seit längerem bei der 

hessischen Polizei bereits im Rahmen der Aus-

bildung eine Sensibilisierung der Polizeikom-

missarsanwärter/innen und Kriminalkommi-

sarsanwärter/innen hinsichtlich der Thematik 

„Umgang mit Menschen mit Handicap“ statt.

mailto:un-brk@hsm.hessen.de
http://www.brk.hessen.de
http://www.polizeiberatung.de
http://www.polizei.hessen.de
http://www.polizeiberatung.de
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2.4 Konkrete Ziele und Maßnahmen

Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?) 

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?

Gute Beispiele 

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

2.1  

Stärkung der Selbstvertre-

tungskompetenz und der 

Interessenvertretungen der 

Behinderten- und Selbsthil-

feverbände, sowie der Men-

schen mit Behinderungen

Beratung und Unterstützung 

von Behindertenverbänden, 

Institutionen, Selbsthilfe-

gruppen, Bürgern, etc. zu 

den Bereichen Schwerbe-

hindertenrecht und soziales 

Entschädigungsrecht

HSM Fortlaufend 

2.2 

Bekanntmachung der 

UN-BRK in der gesamten 

Gesellschaft

Anregung und Förderung 

von Kampagnen über die 

Bedeutung und Umsetzung 

der UN-BRK in den Medien 

z. B. durch Presseinformati-

onen

Veröffentlichung und Be-

kanntmachung der UN-BRK 

in den Ressorts und deren 

Geschäftsbereichen

Internetportal  

www.brk.hessen.de

Ehrenamtscard  

www.ecard-hessen.de

Bund, alle 

Ressorts, 

Stabsstelle zur 

Umsetzung 

der UN-BRK

Ab sofort Dau-

eraufgabe 

In 2012 

2.3 

Förderung der Ausbildungs-

chancen von Jugendlichen 

mit Behinderungen

Beteiligung von Mädchen 

und Jungen mit Behinderun-

gen am Girls and Boys Day

Kooperation des Hessi-

schen Koordinationsbü-

ros für behinderte Frauen 

mit unterschiedlichsten 

Unternehmen, Institutio-

nen und Verbänden bzgl. 

Angeboten im Rahmen 

des Girls und Boys Days, 

an denen Mädchen mit 

Behinderungen teilneh-

men können. 

Teilnahme von Schülerin-

nen mit Behinderungen 

am Girls and Boys Day 

im HSM  

www.familienatlas. 

de Rubrik: Kinder und 

Jugendliche/Schule 

Beruf 

Alle Ressorts Ab 2012 

http://www.brk.hessen.de
http://www.ecard-hessen.de
http://www.familienatlas.de
http://www.familienatlas.de
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

2.4  

Sensibilisierung der im Jus-

tizwesen tätigen Personen 

zum Thema „Menschen mit 

Behinderungen“ einschließ-

lich Polizei, Staatsanwalt-

schaft und Strafvollzugsbe-

diensteten 

Implementierung von 

jährlichen Fortbildungen 

zum Thema Menschen mit 

Behinderungen

Fortbildungsangebot zum 

Thema Gewalt gegen Frauen 

und Männer mit Behinde-

rung inkl. der Möglichkeit 

der anonymisierten Fallbe-

sprechung.

Seminar der Hessischen 

Polizeiakademie (HPA) 

„Verkehrspädagogik – 

Umgang mit Menschen 

mit Handicap“ 

Seminar für Schwerbe-

hindertenvertrauens-

personen an der HPA 

„Arbeitsschutz Sicher-

heitsbeauftragte 

Im Bachelor-Studiengang 

Polizeivollzugsdienst 

wird im Grundlagentrai-

ning der Umgang mit 

Menschen mit Handicap 

vermittelt  

HMJIE, HMdIS Ab sofort,  

Daueraufgabe  

  

2.5 

Vergabe öffentlicher Aufträ-

ge bei Erfüllung der Beschäf-

tigungspflicht nach SGB IX

Prüfung der rechtlichen 

Umsetzung

Alle Ressorts Ab sofort 

  

2.6 

Umfangreiche Vermittlung 

von Grundwissen zur Barrie-

refreiheit

Erstellung von Richtlinien 

und barrierefreien Informa-

tionsmaterialien wie z.B.: 

Rechtliche Grundlagen der 

Barrierefreiheit, Planungs-

hilfen zum barrierefreien 

Bauen, Durchführung 

barrierefreier Veranstaltun-

gen, Erstellung barrierefreier 

Dokumente

Alle Ressorts Nach Erstel-

lung eines  

Kriterienkata-

logs, ab sofort 

2.7 

Beteiligung von Menschen 

mit Behinderungen bei der 

Öffentlichkeitsarbeit zu den 

Themen „Barrierefreiheit“ 

und „Leben mit Behinde-

rung“

Einrichtung eines Vertreters/

einer Vertreterin für die 

Belange von Menschen mit 

Behinderungen im Rund-

funkrat des HR

Förderung des bürgerschaft-

lichen Engagements von-

Menschen mit Behinderun-

gen und ihrer Angehörigen

Land ab sofort 
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

2.8 

Sensibilisierung von ver-

schiedenen Berufsgruppen 

für die Belange von Men-

schen mit Behinderungen

Regelmäßige Fortbildungs-

angebote für die Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter 

in Kultureinrichtungen 

hinsichtlich der Belange von 

Menschen mit Behinderun-

gen, 

Regelmäßige Fortbildungs-

angebote für die Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter 

im Bereich Sport sowie 

im Bereich Umwelt und 

Naturschutz hinsichtlich der 

Belange von Menschen mit 

Behinderungen

Alle Ressorts

2.9 

Förderung der Inklusion von 

Menschen mit Behinderun-

gen

Durchführung eines Wett-

bewerbs zur barrierefreien 

Gestaltung und sozialräumli-

chen Entwicklung

Stabsstelle 

UN-BRK

alle 3 – 5 Jahre 

2.5 Ausblick

Bewusstseinsbildung ist vornehmlich eine 

Querschnittaufgabe, die die gesamte Gesell-

schaft einbezieht. Die Hessische Landesregie-

rung wird in den nächsten Jahren eine Vielzahl 

öffentlichkeitswirksamer Maßnahmen ergreifen 

und im Rahmen einer Öffentlichkeitskampagne 

abstimmen, um das gegenseitige Verständnis 

und die Akzeptanz zwischen Menschen mit und 

ohne Behinderungen nachhaltig zu fördern.
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KApIteL 3

Recht – Verwaltungshandeln

 

3.1 Artikel UN-BRK

 

 

 

 

Artikel 4 – Allgemeine Verpflichtungen

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die 

volle Verwirklichung aller Menschenrechte und 

Grundfreiheiten für alle Menschen mit Behin-

derungen ohne jede Diskriminierung aufgrund 

von Behinderung zu gewährleisten und zu för-

dern. Zu diesem Zweck verpflichten sich die 

Vertragsstaaten:

a) alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwal-

tungs- und sonstigen Maßnahmen zur Um-

setzung der in diesem Übereinkommen an-

erkannten Rechte zu treffen;

b) alle geeigneten Maßnahmen einschließ-

lich gesetzgeberischer Maßnahmen zur 

Änderung oder Aufhebung bestehender 

Gesetze, Verordnungen, Gepflogenheiten 

und Praktiken zu treffen, die eine Diskrimi-

nierung von Menschen mit Behinderungen 

darstellen;

c) den Schutz und die Förderung der Men-

schenrechte von Menschen mit Behinde-

rungen in allen politischen Konzepten und 

allen Programmen zu berücksichtigen;

d) Handlungen oder Praktiken, die mit die-

sem Übereinkommen unvereinbar sind, zu 

unterlassen und dafür zu sorgen, dass die 

staatlichen Behörden und öffentlichen Ein-

richtungen im Einklang mit diesem Überein-

kommen handeln;

e) alle geeigneten Maßnahmen zur Beseiti-

gung der Diskriminierung aufgrund von Be-

hinderung durch Personen, Organisationen 

oder private Unternehmen zu ergreifen;

f) Forschung und Entwicklung für Güter, 

Dienstleistungen, Geräte und Einrichtungen 

in universellem Design, wie in Artikel 2 defi-

niert, die den besonderen Bedürfnissen von 

Menschen mit Behinderungen mit mög-

lichst geringem Anpassungs- und Kosten-

aufwand gerecht werden, zu betreiben oder 

zu fördern, ihre Verfügbarkeit und Nutzung 

zu fördern und sich bei der Entwicklung von 

Normen und Richtlinien für universelles De-

sign einzusetzen;

g) Forschung und Entwicklung für neue Tech-

nologien, die für Menschen mit Behinderun-

gen geeignet sind, einschließlich Informa-

tions- und Kommunikationstechnologien, 

Mobilitätshilfen, Geräten und unterstützen-

den Technologien, zu betreiben oder zu 

fördern sowie ihre Verfügbarkeit und Nut-

zung zu fördern und dabei Technologien 

zu erschwinglichen Kosten den Vorrang zu 

geben;

h) für Menschen mit Behinderungen zugäng-

liche Informationen über Mobilitätshilfen, 

Geräte und unterstützende Technologien, 

einschließlich neuer Technologien, sowie 
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andere Formen von Hilfe, Unterstützungs-

diensten und Einrichtungen zur Verfügung 

zu stellen;

i) die Schulung von Fachkräften und anderem 

mit Menschen mit Behinderungen arbeiten-

dem Personal auf dem Gebiet der in diesem 

Übereinkommen anerkannten Rechte zu

fördern, damit die aufgrund dieser Rechte 

garantierten Hilfen und Dienste besser ge-

leistet werden können.

 

(2) Hinsichtlich der wirtschaftlichen, sozialen

und kulturellen Rechte verpflichtet sich jeder

Vertragsstaat, unter Ausschöpfung seiner ver-

fügbaren Mittel und erforderlichenfalls im Rah-

men der internationalen Zusammenarbeit Maß-

nahmen zu treffen, um nach und nach die volle 

Verwirklichung dieser Rechte zu erreichen, un-

beschadet derjenigen Verpflichtungen aus die-

sem Übereinkommen, die nach dem Völker-

recht sofort anwendbar sind.

 

 

(3) Bei der Ausarbeitung und Umsetzung von 

Rechtsvorschriften und politischen Konzepten

zur Durchführung dieses Übereinkommens

und bei anderen Entscheidungsprozessen

 

 

 

in Fragen, die Menschen mit Behinderungen 

betreffen, führen die Vertragsstaaten mit den 

Menschen mit Behinderungen, einschließlich 

Kindern mit Behinderungen, über die sie ver-

tretenden Organisationen enge Konsultationen 

und beziehen sie aktiv ein. 

(4) Dieses Übereinkommen lässt zur Verwirk-

lichung der Rechte von Menschen mit Behin-

derungen besser geeignete Bestimmungen, 

die im Recht eines Vertragsstaats oder in dem 

für diesen Staat geltenden Völkerrecht enthal-

ten sind, unberührt. Die in einem Vertragsstaat 

durch Gesetze, Übereinkommen, Verordnun-

gen oder durch Gewohnheitsrecht anerkann-

ten oder bestehenden Menschenrechte und 

Grundfreiheiten dürfen nicht unter dem Vor-

wand beschränkt oder außer Kraft gesetzt wer-

den, dass dieses Übereinkommen derartige 

Rechte oder Freiheiten nicht oder nur in einem 

geringeren Ausmaß anerkenne.

(5) Die Bestimmungen dieses Übereinkom-

mens gelten ohne Einschränkung oder Ausnah-

me für alle Teile eines Bundesstaats.
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Artikel 5 – Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung 

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass alle Men-

schen vor dem Gesetz gleich sind, vom Gesetz 

gleich zu behandeln sind und ohne Diskriminie-

rung Anspruch auf gleichen Schutz durch das Ge-

setz und gleiche Vorteile durch das Gesetz haben. 

(2) Die Vertragsstaaten verbieten jede Diskrimi-

nierung aufgrund von Behinderung und garan-

tieren Menschen mit Behinderungen gleichen 

und wirksamen rechtlichen Schutz vor Diskrimi-

nierung, gleichviel aus welchen Gründen. 

(3) Zur Förderung der Gleichberechtigung und 

zur Beseitigung von Diskriminierung unterneh-

men die Vertragsstaaten alle geeigneten Schrit-

te, um die Bereitstellung angemessener Vor-

kehrungen zu gewährleisten. 

(4) Besondere Maßnahmen, die zur Beschleu-

nigung oder Herbeiführung der tatsächlichen 

Gleichberechtigung von Menschen mit Behinde-

rungen erforderlich sind, gelten nicht als Diskri-

minierung im Sinne dieses Übereinkommens.

 3.2 Grundsatzziele  

Ziel 1:

Die Hessische Landesregierung überprüft alle 

Landesnormen auf ihre Vereinbarkeit mit den 

sich aus der UN-BRK ergebenden Verpflichtun-

gen. 

Ziel 2:

Die Hessische Landesregierung prüft gemein-

sam mit dem Beauftragten der Landesregie-

rung für Menschen mit Behinderungen, inwie-

weit das bisherige Beteiligungsverfahren der 

Verbände von Menschen mit Behinderungen 

verbessert werden kann.

Ziel 3:

Im Rahmen der Überarbeitung der GGO prüft 

die Hessische Landesregierung, ob die Betei-

ligung der Verbände von Menschen mit Behin-

derungen als gesonderte Verpflichtung aufge-

nommen wird.

Ziel 4:

Die Hessische Landesregierung berichtet dem 

Hessischen Landtag und der Öffentlichkeit über 

die Umsetzung der UN-BRK. Die Evaluation der 

behindertenpolitischen Maßnahmen wird Teil 

dieser Berichterstattung. Bei der Erstellung sol-

len die Menschen mit Behinderungen ihr Wis-

sen und ihre Erfahrungen mit einbringen.
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3.3 Bestandsaufnahme

Die Generalversammlung der Vereinten Natio-

nen hat am 13. Dezember 2006 das Überein-

kommen über die Rechte von Menschen mit

Behinderungen (UN-BRK) und das dazuge-

hörige Fakultativprotokoll als eigenständigen

völkerrechtlichen Vertrag angenommen. Die

Bundesregierung hat die beiden Menschen-

rechtsverträge am 30. März 2007 unterzeichnet, 

welche schließlich gemäß Art. 45 Abs. 2 UN-

BRK am 26. März 2009 in Kraft getreten sind.

 

 

 

Die Bundesrepublik Deutschland ist aus der 

Perspektive des Völkerrechts mit der Ratifizie-

rung der UN-BRK und deren völkerrechtlichem 

Inkrafttreten verpflichtet, die Bestimmungen 

der Konvention umzusetzen. Der Bund schließt 

dabei für die Bundesrepublik Deutschland 

völkerrechtliche Verträge auch zu Sachver-

halten ab, bei denen die alleinige Gesetzge-

bungs- oder Verwaltungskompetenz den Län-

dern zusteht. Hierüber haben sich Bund und 

Länder im Rahmen des so genannten Lindauer 

Abkommens von 1957 verständigt.

Die Bestimmungen der UN-BRK zeichnen sich 

zum Teil dadurch aus, dass sich die Vertrags-

staaten verpflichten, insbesondere alle ge-

eigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und 

sonstigen Maßnahmen zur Umsetzung der von 

ihnen anerkannten Rechte zu treffen (siehe 

Art. 4 UN-BRK). Bestimmungen eines völker-

rechtlichen Vertrages, die zum gesetzgeberi-

schen Handeln verpflichten, sind jedoch nicht 

unmittelbar anwendbar. Die Verpflichtungen 

aus der UN-BRK beziehen sich jedoch nicht 

(alleine) auf eine Anpassung der bundes- und 

landesrechtlichen Bestimmungen. Sie verlan-

gen vielmehr Maßnahmen, die die mit ihnen 

verbundenen Inhalte verdeutlichen und vor al-

lem anwendbar machen. 

Für die UN-BRK ergibt sich, dass die dort ge-

nannten Pflichten von vornherein die jeweilige 

Rechtsordnung als Ganzes durchdringen sol-

len (vgl. Art. 4 Abs. 1 UN-BRK). Die Vertrags-

staaten unterliegen hierbei im Wesentlichen 

drei Arten von Pflichten):

• die UN-BRK in allen ihren Bestimmungen zu 

respektieren,

• die Verpflichtung, eine mögliche Verletzung 

der Menschenrechte durch Dritte abzuweh-

ren oder zu verhindern und 

• Umsetzung der UN-BRK durch gesetzliche, 

administrative, justizielle oder sonstige 

Maßnahmen sicherzustellen.

 

Dabei vollzieht sich der sogenannte  Paradig-

menwechsel – weg von der Fürsorge, hin zu 

mehr Selbstbestimmung- in der Politik von und 

für Menschen mit Behinderungen seit Jahren 

auch auf der rechtlichen Ebene. Herausragend 

sind hier die Kodifikation des Neunten Buches 

Sozialgesetzbuch – SGB IX –, das Allgemeine 

Gleichbehandlungsgesetz (AGG) sowie die 

Gleichstellungsgesetze auf der Bundes- und 

Länderebene. Zur Förderung der Gleichbe-

rechtigung und zum Schutz vor Diskriminie-

rung verpflichten sich die Vertragsstaaten, 

nach Art. 5 Abs.3 UN-BRK so genannte „an-

gemessene Vorkehrungen“ bereit zu stellen. 

Damit sind die notwendigen und geeigneten 

Änderungen und Anpassungen gemeint, die 

keine unverhältnismäßige oder unbillige Be-

lastung darstellen und die vorgenommen wer-
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den müssen, um sicher zu stellen, dass Men-

schen mit Behinderungen gleichberechtigt 

mit anderen alle Menschenrechte und Grund-

freiheiten genießen oder ausüben können. 

Die Versagung entsprechender Vorkehrungen 

im Einzelfall kann selbst einen Diskriminie-

rungstatbestand darstellen. Landesrechtliche 

Normen, die den Anspruch auf angemessene 

Vorkehrungen zur Verhinderung von Diskrimi-

nierung nicht ausreichend umsetzen oder kon-

kretisieren, könnten insofern anzupassen sein.

3.4 Die Umsetzung der UN-BRK in Hessen

Die Hessische Landesregierung hat bereits da-

mit begonnen den gesetzgeberischen Hand-

lungsbedarf hinsichtlich der Umsetzung der 

UN-BRK zu prüfen. Ziel ist es, sämtliche Landes-

normen auf die Vorgaben der UN-BRK zu über-

prüfen. Damit setzt sie die Verpflichtung aus der 

UN-BRK aktiv um und stellt über das bereits be-

stehende Verfahren hinaus die Beteiligung der 

Verbände von Menschen mit Behinderungen 

sicher. Bei allen Maßnahmen, Projekten und 

Initiativen der Hessischen Landesregierung

werden die Belange von Menschen mit Behin-

derungen grundsätzlich berücksichtigt. Darü-

ber hinaus werden deren Verbände bei der Er-

stellung von Gesetzen und Verordnungen, die 

Menschen mit Behinderungen betreffen oder 

betreffen können, beteiligt. Es gilt diese Beteili-

gung zu stärken.

 

Die Verpflichtung zur Beteiligung von Verbän-

den der Menschen mit Behinderungen bei der 

Erstellung von Gesetzen und Verordnungen, 

die Menschen mit Behinderungen betreffen 

oder betreffen können, ist in § 56 Abs. 1 GGO 

des Landes Hessen abstrakt für beteiligte Fach-

kreise, sowie in § 56 Abs. 6 GGO konkret für 

den Landesbeauftragten für Menschen mit Be-

hinderungen geregelt. Die Hessische Landes-

regierung prüft darüber hinaus inwieweit eine 

Unterrichtung der Verbände von Menschen mit 

Behinderungen möglichst frühzeitig im Rah-

men der GGO geregelt werden kann. Hierzu 

wird eine Erweiterung des § 56 Abs. 6 GGO 

entsprechend geprüft, die Dachverbände von 

Menschen mit Behinderungen analog dem Be-

auftragten der Hessischen Landesregierung für 

Menschen mit Behinderungen im Verfahren zu 

beteiligen. 

Bereits mit den bisherigen Regelungen in der 

GGO wird die gesetzliche Verpflichtung aus 

§ 18 Abs. 3 HessBGG wieder gegeben.

3.5 Sozialberichterstattung

Die Sozialberichterstattung in Deutschland 

soll die gegenwärtige Lage von Menschen mit 

Behinderung angemessen widerspiegeln, die 

Festlegung von Zielen ermöglichen und die 

Basis für einen rationalen und sachlichen poli-

tischen Diskurs darstellen. 

Sie steckt, was die Lage von Menschen mit Be-

hinderungen angeht, weltweit noch in den Kin-

derschuhen. Es besteht jedoch Einigkeit darü-

ber, dass die Datenlage ausgebaut werden soll. 

So wurde in Deutschland 2009 der erste Behin-

dertenbericht der Bundesregierung vorgelegt.

Für den ersten Hessischen Landessozialbericht 

wurden pragmatisch solche Indikatoren aus-

gewählt, die für Hessen relevant sind und nach 
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Möglichkeit auf Kreisebene regionalisiert wer-

den können. Diese dienen als anfängliche Ba-

sis, welche dann zu einer dauerhaften und auf 

Indikatoren gestützten Sozialberichterstattung 

ausgebaut werden muss. 

Die Hessische Landesregierung hat am 14. Mai 

2012 den ersten Hessischen Landessozialbe-

richt vorgelegt. Von Anfang an stand fest, dass 

darin die Lebenslagen wesentlicher Zielgrup-

pen jeweils in einem eigenständigen Kapitel 

behandelt werden sollen. Neben den Men-

schen mit Behinderungen zählen hierzu Kinder 

und Jugendliche, ältere Menschen, Menschen 

mit Migrationshintergrund und Frauen. Der Be-

richt liefert detaillierte Informationen über die 

Lebensbedingungen der Menschen mit und 

ohne Behinderungen in Hessen. Die Daten sind 

eine wichtige Basis für eine aktive Gesellschafts-

politik. Nun ist es möglich, vorausschauend zu 

planen, zu steuern, angemessen zu priorisieren 

und zielgenau zu evaluieren.

3.6 Hessisches Behindertengleichstellungs-
gesetz (HessBGG)

Im Jahre 1994 wurde Artikel 3 des Grundge-

setzes durch den Satz „Niemand darf wegen 

seiner Behinderung benachteiligt werden“ 

ergänzt. Mit dieser Gesetzesänderung wurde 

ein klares Signal hin zum Abbau von Benach-

teiligungen von Menschen mit Behinderungen 

gesetzt. Mit In-Kraft-Treten des Neunten Buches 

Sozialgesetzbuch (SGB IX) im Jahr 2001 auf 

Bundesebene wurde schließlich innerstaatlich 

die Grundlage für einen Paradigmenwechsel 

in der Politik von und für Menschen mit Be-

hinderungen geschaffen. Im Mittelpunkt steht 

der Mensch mit Behinderungen mit seinem 

persönlichen Anspruch auf Teilhabe und Reha-

bilitation. Das Hessische Gesetz zur Gleichstel-

lung von Menschen mit Behinderungen und 

zur Änderung anderer Gesetze (Hessisches 

Behindertengleichstellungsgesetz-HessBGG) 

vom 20. Dezember 2004 (GVBl. I, S. 729) führt 

diesen Grundsatz konsequent weiter aus. Ziel 

des HessBGG ist es, Benachteiligungen von 

Menschen mit Behinderungen zu beseitigen 

und zu verhindern, sowie die gleichberechtigte 

Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am 

Leben in der Gesellschaft zu gewährleisten und 

ihnen eine selbstbestimmte Lebensführung zu 

ermöglichen.

Hessische Verordnung über barrierefreie Informationstechnik (HVBIT) 

Für die Verbesserung der Barrierefreiheit im 

Internet und Intranet ist eine der BITV 2.0 ver-

gleichbare Verordnung geplant, welche die 

Hessische Verordnung über Barrierefreie In-

formationstechnik (HVBIT) nach ihrem Ablauf 

2012 ersetzen soll. Wie beim HessBGG wird 

auch hier ein Novellierungsverfahren in Rück-

sprache mit dem Bund angestrebt.
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Barrierefreiheit ist somit das Schlüsselwort des 

Gesetzes genauso wie die damit einhergehende 

selbständige Nutzung aller Lebensräume. Das 

HessBGG enthält allgemein gültige Ziele, Defini-

tionen und Instrumente, die zur Erreichung des 

übergeordneten Zieles der Gleichstellung erfor-

derlich sind. 

Das HessBGG wurde im Jahre 2009 novelliert, 

wobei Anpassungen in zahlreichen Bereichen 

vorgenommen wurden. Sowohl das HessBGG 

als auch die Ausführungsverordnung zum

HessBGG (HessBGGAV) sowie die HVBIT sind 

in leichte Sprache übersetzt worden und unter 

www.barrierefrei-fuer-alle.de abrufbar. Damit

ist das HessBGG derzeit das einzige Gleichstel-

lungsgesetz deutschlandweit, welches in leichte 

Sprache übersetzt wurde. 

 

 

Der Landesbeauftragte für Menschen mit Be-

hinderungen hat mit seinem Beirat bereits erste 

konkrete Überlegungen im Hinblick auf mög-

liche Änderungsbedarfe im Rahmen der No-

vellierung des HessBGG angestellt. Dies wird 

durch die Landesregierung begrüßt und soll die 

Grundlage für den weiteren Dialog und die Mit-

wirkung der Verbände von Menschen mit Behin-

derungen darstellen. Insbesondere ist zu prüfen 

auf welche Weise der Behinderungsbegriff aus 

Art. 1 UN-BRK in das HessBGG eingepflegt wer-

den kann, sowie Regelungen zur Stärkung von 

Gremien und Vertretungen für Menschen mit 

Behinderungen und der Unterstützung in der 

Kommunikation. Alle sonstigen Eingaben und 

Vorschläge der Verbände von Menschen mit 

Behinderungen werden einer ausführlichen Prü-

fung unterzogen. 

Das Gesetz zur Gleichstellung behinderter Men-

schen (Behindertengleichstellungsgesetz–BGG) 

des Bundes ist nun über zehn Jahre in Kraft. Die 

Bundesregierung hat daher beschlossen, im 

Jahr 2013 eine Evaluation durchzuführen und 

die Regelungen auf ihre Wirkung gerade auch 

unter dem Lichte der Maßnahmen zur Umset-

zung der  UN-BRK hin zu überprüfen. Wenn auch 

das HessBGG kein Leistungsgesetz ist, so kön-

nen sich aus der Tatsache, dass der Bund auch 

seine zum Gesetz ergangenen Rechtsverord-

nungen in diese Evaluation einbeziehen wird, in 

der Folge Novellierungskonsequenzen in den 

entsprechenden Ermächtigungsnormen des 

HessBGG ergeben, denn es ist erforderlich und 

für die betroffenen Menschen mit Behinderun-

gen zielführend, wenn möglichst bundeseinheit-

liche Standards vorgefunden werden. 

3.7 Kommunale Selbstvertretungsgremien

Nach derzeitigem Stand haben 23 Gebietskör-

perschaften in Hessen einen Behindertenbeirat 

installiert. Weitere 105 verfügen über ein ver-

gleichbares Selbstvertretungsgremium.

Bereits schon heute ist die Bildung von Alterna-

tivgremien auf der Grundlage der Hessischen 

Gemeindeordnung (HGO) möglich. So können 

zum Beispiel nach § 62 HGO Ausschüsse oder 

nach § 72 HGO Kommissionen gebildet wer-

den, welche die Interessen der Menschen mit 

Behinderungen vertreten können. Die Hessi-

sche Landesregierung begrüßt die Einrichtung 

kommunaler Selbstvertretungsgremien für Men-

schen mit Behinderungen.

http://www.barrierefrei-fuer-alle.de
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3.8 Konkrete Ziele und Maßnahmen

Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

3.1 

Stärkung der Kompetenz der 

Behindertenverbände

Schaffung der Möglichkeit 

für Verbände, Zielverein-

barungen mit Bildungsein-

richtungen und -trägern zu 

schließen. 

Beratung und Unterstützung 

von Behindertenverbänden, 

Institutionen, Selbsthilfe-

gruppen, Bürgern, etc. zu 

den Bereichen Schwerbe-

hindertenrecht und soziales 

Entschädigungsrecht

Hessisches Behinderten-

gleichstellungsgesetz 

(HessBGG)

www.rv.hessenrecht.

hessen.de

HSM, HKM, 

Behinderten-

verbände, 

Kommunen, 

Bildungsein-

richtungen in 

öffentlicher 

und privater 

Trägerschaf

Ab sofort

Daueraufgabe

 

3.2 

Abbau unklarer Zuständig-

keitsstrukturen

Konsequente Anwendung 

von §14 SGB IX (Zuständig-

keitsklärung)

3.3 

Zeitnahe und kontinuierliche 

Umsetzung der UN-BRK - 

Evaluierung der Ziele

3.4 

Vereinfachung von Anträgen

3.5 

Abbau der Barrieren bei 

Entwicklungs- und Planungs-

prozessen

Koordination der Umset-

zung der UN-BRK in enger 

Zusammenarbeit mit dem 

Arbeitsausschuss

Prüfung von der Aufnahme 

einer entsprechenden Ver-

pflichtung in die GGO

Antragsformulare in leichter 

Sprache und in digitaler 

Form

Förderung einer frühzeitigen 

Beteiligung von Menschen 

mit Behinderungen als Ex-

perten in eigener Sache 

Etablierung neuer Beteili-

gungsformen bzw. Neuge-

staltung der Beteiligung bei 

bestehenden Gremien und 

Verfahren

Anlaufstelle HSM, HKM, 

Stabsstelle UN-BRK 

Modellprojekt Wies-

baden „Barrierefreie 

Verwaltungsbescheide“ 

ist geplant

Interfraktioneller Be-

schluss des Kreistages 

Gießen, einen Beirat der 

Menschen mit Behinde-

rungen einzusetzen. In 

diesem Beirat sollen die 

Menschen mit Behin-

derungen die Mehrheit 

haben, Menschen mit in-

tellektueller Beeinträchti-

gung sollen mit Assistenz 

daran teilnehmen.

Land, Kommu-

nen, Zivilge-

sellschaft

Bund, Land, 

Kommunen

Land, Kommu-

nen, Verbände 

und Initiativen

Daueraufgabe 

 

Ab sofort

Daueraufgabe

 

Ab sofort

Daueraufgabe

 

http://www.rv.hessenrecht.hessen.de
http://www.rv.hessenrecht.hessen.de
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

3.6 

Steuervereinfachung für 

Menschen mit Behinderun-

gen

Erhöhung der Pauschbeträ-

ge für Menschen mit Behin-

derungen nach § 33b EStG

BR-Drs. 360/11 (Be-

schluss)

BR-Drs. 360/1/11

Steuervereinfachungsini-

tiative der Länder HE, SH, 

RP, TH, HB, NI

HMF Gesetzliche 

Umsetzung ab 

2013 geplant 

3.9 Ausblick

Mit der Zustimmung des Landes Hessen zur 

Ratifikation der UN-BRK nach Art. 59 Abs. 2 GG 

und dem Landtagsbeschluss zur Umsetzung 

der UN-BRK haben sich das Land Hessen und 

der Hessische Landtag verpflichtet, die Bestim-

mungen der Behindertenrechtskonvention um-

zusetzen. Dies ergibt sich aus dem Grundsatz 

der Bundestreue. Dem Hessischen Landtag als 

Gesetzgebungsorgan kommt die Aufgabe zu, 

die Landesrechtsordnung an die Vorgaben der 

UN-BRK anzupassen, soweit ein gesetzgeberi-

scher Anpassungsbedarf besteht. Dabei wäre 

widersprechendes Landesrecht unvereinbar mit 

der UN-BRK als höherrangigem Recht.
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KApIteL 4

Zugänglichkeit – Barrierefreiheit – 
Bauen und Wohnen

4.1 Artikel UN-BRK

Artikel 9 – Zugänglichkeiten 

(1) Um Menschen mit Behinderungen eine un-

abhängige Lebensführung und die volle Teilha-

be in allen Lebensbereichen zu ermöglichen, 

treffen die Vertragsstaaten geeignete Maß-

nahmen mit dem Ziel, für Menschen mit Be-

hinderungen den gleichberechtigten Zugang 

zur physischen Umwelt, zu Transportmitteln, 

Information und Kommunikation, einschließlich 

Informations- und Kommunikationstechnologi-

en und -systemen, sowie zu anderen Einrich-

tungen und Diensten, die der Öffentlichkeit 

in städtischen und ländlichen Gebieten offen-

stehen oder für sie bereitgestellt werden, zu 

gewährleisten. Diese Maßnahmen, welche die 

Feststellung und Beseitigung von Zugangshin-

dernissen und -barrieren einschließen, gelten 

unter anderem für

a) Gebäude, Straßen, Transportmittel sowie 

andere Einrichtungen in Gebäuden und im 

Freien, einschließlich Schulen, Wohnhäu-

sern, medizinischer Einrichtungen und Ar-

beitsstätten;

b) Informations-, Kommunikations- und an-

dere Dienste, einschließlich elektronischer 

Dienste und Notdienste.

(2) Die Vertragsstaaten treffen außerdem ge-

eignete Maßnahmen,

a) um Mindeststandards und Leitlinien für

die Zugänglichkeit von Einrichtungen und 

Diensten, die der Öffentlichkeit offenstehen 

oder für sie bereitgestellt werden, auszuar-

beiten und zu erlassen und ihre Anwendung 

zu überwachen;

b) um sicherzustellen, dass private Rechtsträ-

ger, die Einrichtungen und Dienste, die der 

Öffentlichkeit offenstehen oder für sie be-

reitgestellt werden, anbieten, alle Aspekte 

der Zugänglichkeit für Menschen mit Behin-

derungen berücksichtigen;

c) um betroffenen Kreisen Schulungen zu Fra-

gen der Zugänglichkeit für Menschen mit 

Behinderungen anzubieten;

d) um in Gebäuden und anderen Einrichtun-

gen, die der Öffentlichkeit offenstehen, Be-

schilderungen in Brailleschrift und in leicht 

lesbarer und verständlicher Form anzubrin-

gen;

e) um menschliche und tierische Hilfe sowie 

Mittelspersonen, unter anderem Personen 

zum Führen und Vorlesen sowie professi-

onelle Gebärdensprachdolmetscher und

-dolmetscherinnen, zur Verfügung zu stel-
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len mit dem Ziel, den Zugang zu Gebäuden 

und anderen Einrichtungen, die der Öffent-

lichkeit offenstehen, zu erleichtern;

f) um andere geeignete Formen der Hilfe und 

Unterstützung für Menschen mit Behinde-

rungen zu fördern, damit ihr Zugang zu In-

formationen gewährleistet wird;

g) um den Zugang von Menschen mit Behin-

derungen zu den neuen Informations- und 

Kommunikationstechnologien und -syste-

men, einschließlich des Internets, zu för-

dern;

h) um die Gestaltung, die Entwicklung, die 

Herstellung und den Vertrieb zugänglicher 

Informations- und Kommunikationstechno-

logien und -systeme in einem frühen Stadi-

um zu fördern, so dass deren Zugänglichkeit 

mit möglichst geringem Kostenaufwand er-

reicht wird.

 

Artikel 19 – Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft 

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens 

anerkennen das gleiche Recht aller Menschen 

mit Behinderungen, mit gleichen Wahlmög-

lichkeiten wie andere Menschen in der Ge-

meinschaft zu leben, und treffen wirksame und 

geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Be-

hinderungen den vollen Genuss dieses Rechts 

und ihre volle Einbeziehung in die Gemein-

schaft und Teilhabe an der Gemeinschaft zu er-

leichtern, indem sie unter anderem gewährleis-

ten, dass

a) Menschen mit Behinderungen gleichbe-

rechtigt die Möglichkeit haben, ihren Auf-

enthaltsort zu wählen und zu entscheiden, 

wo und mit wem sie leben, und nicht ver-

pflichtet sind, in besonderen Wohnformen 

zu leben;

b) Menschen mit Behinderungen Zugang zu 

einer Reihe von gemeindenahen Unterstüt-

zungsdiensten zu Hause und in Einrichtun-

gen sowie zu sonstigen gemeindenahen 

Unterstützungsdiensten haben, einschließ-

lich der persönlichen Assistenz, die zur Un-

terstützung des Lebens in der Gemeinschaft 

und der Einbeziehung in die Gemeinschaft 

sowie zur Verhinderung von Isolation und 

Absonderung von der Gemeinschaft not-

wendig ist;

c) gemeindenahe Dienstleistungen und Ein-

richtungen für die Allgemeinheit Menschen 

mit Behinderungen auf der Grundlage der 

Gleichberechtigung zur Verfügung stehen 

und ihren Bedürfnissen Rechnung tragen.
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Artikel 20 – Persönliche Mobilität 

Die Vertragsstaaten treffen wirksame Maßnah-

men, um für Menschen mit Behinderungen 

persönliche Mobilität mit größtmöglicher Un-

abhängigkeit sicherzustellen, indem sie unter 

anderem 

a) die persönliche Mobilität von Menschen mit 

Behinderungen in der Art und Weise und 

zum Zeitpunkt ihrer Wahl und zu erschwing-

lichen Kosten erleichtern; 

b) den Zugang von Menschen mit Behinderun-

gen zu hochwertigen Mobilitätshilfen, Ge-

räten, unterstützenden Technologien und 

menschlicher und tierischer Hilfe sowie Mit-

telspersonen erleichtern, auch durch deren 

Bereitstellung zu erschwinglichen Kosten; 

c) Menschen mit Behinderungen und Fach-

kräften, die mit Menschen mit Behinderun-

gen arbeiten, Schulungen in Mobilitätsfer-

tigkeiten anbieten; 

d) Hersteller von Mobilitätshilfen, Geräten und 

unterstützenden Technologien ermutigen, 

alle Aspekte der Mobilität für Menschen mit 

Behinderungen zu berücksichtigen.

4.2 Grundsatzziele 

Ziel 1:

Ausbau der Barrierefreiheit insbesondere in 

öffentlich zugänglichen Bereichen, im öffentli-

chen Personennahverkehr und von Wohnräu-

men in denen Menschen weitgehend unab-

hängig und selbstbestimmt leben und wohnen 

können.

Ziel 2:

Barrierefreiheit als Voraussetzung zur Genehmi-

gung von öffentlichen Bauten und Reduzierung 

von Ausnahmeregelungen, die barrierefreies 

Bauen einschränken.

Ziel 3:

Sicherstellung des Zugangs zu barrierefreier In-

formation und Kommunikation.

Ziel 4:

Implementierung und schrittweise Verwen-

dung von universellem Design, insbesondere 

in Planungs- und Umsetzungsprozessen der 

Wohnraumentwicklung. 
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Ziel 5:

Ausbildungs- und Studieninhalte um Regeln 

der Barrierefreiheit erweitern, bei Berufen, die 

für Bauen, Gestaltung und Planung ausbilden.

Ziel 6:

Entwicklung von Angeboten, auf der Grundla-

ge von Bedarfsermittlung von barrierefreiem 

Wohnraum in einem inklusiven Sozialraum un-

ter Nutzung örtlicher Teilhabeplanung für Men-

schen mit Behinderungen, wie zum Beispiel der 

Ausbau ambulanter Wohnmöglichkeiten für 

Menschen mit Behinderungen. 

Ziel 7:

Stärkung bestehender Beratungsstrukturen 

zur Bündelung und Informationsweitergabe im 

Hinblick auf barrierefreies Wohnen und Bauen.

Ziel 8:

Etablierung ressortübergreifender Strukturen 

als Grundlage von Planungen und Maßnahmen 

im Bereich Wohnen.

Ziel 9:

Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedin-

gungen von Menschen mit Behinderungen.

4.3 Bestandsaufnahme

Barrierefreiheit ist eine Grundvoraussetzung 

für die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft. 

Sie beschränkt sich dabei nicht auf den Bereich 

der Mobilität, sondern sie umfasst alle Bereiche 

der visuellen, auditiven und kognitiven Wahr-

nehmung, so auch Information und Kommuni-

kation. Die Hessische Landesregierung fördert 

im Rahmen freiwilliger Transferleistungen mit 

insgesamt 202.000 Euro Behindertenverbände 

zur Unterstützung ihrer Tätigkeiten zugunsten 

von Menschen mit Behinderungen. Im Hinblick 

auf die §§ 8a und 8b des HessBGG, aber auch 

im Hinblick auf die Umsetzung der UN-BRK 

wird mit diesem Fördervolumen die Teilhabe 

der Menschen mit Behinderungen in der Ge-

sellschaft unterstützt. 

Die Landesregierung beabsichtigt eine geziel-

te Verstärkung der Fördermittel in den nächs-

ten Jahren.

Barrierefreiheit ist ein Prozess, in dem planerisches 

Expertenwissen mit Erfahrungswissen der Men-

schen mit Behinderungen vor Ort verzahnt wer-

den muss. Oftmals geraten bei Planungen sinn-

volle Ergänzungen, die der Barrierefreiheit dienen, 

in Vergessenheit, nicht, weil sie nicht gewollt sind, 

sondern weil sie den Ausführenden nicht präsent 

sind. Menschen mit Behinderungen wissen als 

Experten in eigener Sache oft am besten, welche 

Maßnahmen erforderlich sind, um ein barrierefrei-

es Umfeld zu gestalten. Es ist also wichtig, gemein-

sam mit ihnen Kriterien zur Umsetzung der Bar-

rierefreiheit zu erarbeiten, die dann Grundlage für 

Bauplanungen herangezogen werden können.
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Die Bau- und Denkmalbehörden sind gehal-

ten, bei allen ihren Einzelfallentscheidungen 

im Rahmen der gebotenen Abwägung nach §16 

Denkmalschutzgesetz (DSchG) die Belange der 

Barrierefreiheit zur Geltung zu verhelfen. Soll-

ten diese im Einzelfall nur unter Eingriff in denk-

malpflegerisch wichtige Bauteile möglich sein, 

sind diese Eingriffe hinzunehmen, aber auf das 

notwendige Maß zu beschränken. Können bei 

hochrangigen Kulturdenkmälern keine direk-

ten baulichen Lösungen gefunden werden, 

sind durch andere geeignete Maßnahmen die 

Belange von Menschen mit Behinderung si-

cherzustellen.

Universelles Design 

Durch die Auszeichnung von positiven Beispie-

len im Baubereich und die Auslobung eines 

Wettbewerbes sollen Entwicklungen befördert 

und ausgezeichnet werden. In der Matrix lassen 

sich Maßnahmen finden, die Projekte und/oder 

„Gestalter“ auszeichnen, die der Entwicklung 

und Gestaltung einer inklusiven Gesellschaft 

im Land entscheidende Impulse geben. Men-

schen mit Behinderungen sollen ohne Hinder-

nisse gleichberechtigt mit anderen an Kunst-, 

Kultur-, Sport-, Freizeit- und Tourismusaktivitä-

ten etc. teilnehmen können. Mit den Auszeich-

nungen setzt sich das Land Hessen deshalb für 

ein „Design für alle“ ein, das die Bandbereite 

menschlicher Fähigkeiten berücksichtigt. Preis-

träger können daher neben Architekten und 

Designern auch Personen und Institutionen 

sein, die das Thema auf besondere Weise ge-

fördert haben – sei es in Wissenschaft, Technik, 

Verwaltung oder in anderen gesellschaftlichen 

Bereichen.

4.3.1 Barrierefreies Bauen (DIN 18040)

In den §§ 43 und 46 HBO ist festgelegt, welche 

baulichen Anlagen oder welche Teile baulicher 

Anlagen barrierefrei sein müssen. Die Techni-

schen Baubestimmungen regeln die Art der 

technischen Ausführung der entsprechenden 

Teile der baulichen Anlagen. Die DIN 18040 wur-

de mit Erlass vom 18. Juni 2012 ab 1. Juli 2012 

als Technische Baubestimmung eingeführt. Sie 

gilt für die nach HBO barrierefrei zu erstellenden 

Teile der baulichen Anlage. Damit wird ein Min-

destniveau hinsichtlich der Barrierefreiheit in Ge-

bäuden festgelegt. Von der Einführung der DIN 

18040 als Technische Baubestimmung bleiben 

privatrechtliche Vereinbarungen zur barrierefrei-

en Ausführung von Gebäuden oder z.B. Anfor-

derungen, die sich aus Förderrichtlinien ergeben 

oder für Liegenschaften des Landes Hessen nach 

HessBGG gelten, unberührt. 

Barrierefreiheit sollte sich nicht nur auf die Nut-

zung von Gebäuden, sondern auch auf die Ver-

besserung der Möglichkeiten zur Selbstrettung 

im Gefahrenfall beziehen.  
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4.3.2 Öffentlicher Straßen- und Verkehrsraum

Die maßgeblichen DIN-Normen des Barriere-

freien Bauens im öffentlichen Straßen- und Ver-

kehrsraum sind die DIN 18024 Teil 1 und 2. Die 

jeweiligen Teile der DIN-Normen wurden zwi-

schen Februar 1994 und Januar 2002 in Hessen 

eingeführt und werden derzeit überarbeitet. Im 

Juni 2010 wurde mit der Arbeit an der neuen 

Norm DIN 18040-3 (zwischenzeitlich DIN 18070) 

Barrierefreies Bauen – Planungsgrundlagen, Öf-

fentlicher Verkehrs- und Freiraum begonnen. 

Diese wird die DIN 18024-1 ersetzen.

Die Hessische Landesregierung hat sich jedoch 

bereits im Vorfeld für höhere Standards einge-

setzt. 

Die wesentliche Grundlage zur Gestaltung bar-

rierefreier Verkehrsräume bildet der Leitfaden 

„Unbehinderte Mobilität“ der Hessischen Stra-

ßen- und Verkehrsverwaltung, jetzt Hessen Mo-

bil – Straßen- und Verkehrsmanagement, der 

seit 2007 bei der Planung des Landes und in der 

Verkehrsinfrastrukturförderung zur Anwendung 

kommt. Mit dieser landesweit einheitlichen Syste-

matik und den vorgegebenen Standards nimmt 

Hessen in Deutschland eine Vorreiterrolle ein. 

Rahmenvereinbarung Hessen zur Modernisierung und dem stufenweisen 
Umbau von Bahnhöfen

 

zwischen dem Land, den drei hessischen Ver-

kehrsverbünden und der Deutschen Bahn AG 

(DB). Ziel ist es, bis 2019 insgesamt 93 Bahnhöfe 

in Hessen zu modernisieren und stufenfrei um-

zubauen. Es sind insgesamt 258 Mio. Euro an In-

vestitionen geplant, mit denen die barrierefreie 

Gestaltung einschließlich der notwendigen An-

passung der Bahnsteighöhen, die Modernisie-

rung der Zugänge wie z.B. Bahnsteige, Aufzüge, 

Rampen, Unterführungen und Treppen und die 

Verbesserung der Kundeninformation insbeson-

dere an kleinen Bahnhöfen finanziert werden sol-

len. Davon trägt die DB 129 Mio., das Land rund 

84 Mio. und die Verbünde zusammen mit den 

Kommunen rund 45 Mio. Euro. 

Darüber hinaus hat die Deutsche Bahn im April 

2012 ein zweites Programm gemäß dem Be-

hindertengleichstellungsgesetz veröffentlicht, 

welches genaue Angaben zum geplanten Aus-

bau des Angebots barrierearmer Elektrotrieb-

wagen in Hessen macht. Die neuen und mo-

dernisierten Modelle verfügen meist sowohl 

über Rollstuhlplätze, ausgewiesene Sitzplätze 

für Schwerbehinderte, barrierefreie WCs als 

auch über optische Fahrgastinformationssyste-

me und moderne Ein-/Ausstiegsshilfen sowie 

Ruftaster. Bahnstationen, die ein barrierefreies 

Reisen ermöglichen, werden auf den Seiten des 

RMV gelistet. Zudem gibt es einen Leitfaden 

der Deutschen Bahn zu barrierefreiem Reisen: 

www.bahn.de/p/view/service/barrierefrei/barrierefreies_reisen_handicap.shtml

http://www.bahn.de/p/view/service/barrierefrei/barrierefreies_reisen_handicap.shtml
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4.3.3 Barrierefreier ÖPNV

Im novellierten Gesetz über den Öffentlichen Per-

sonennahverkehr in Hessen (ÖPNVG) von 2005 

wurden die allgemeinen Anforderungen an die 

Barrierefreiheit nochmals deutlicher gefasst, so-

dass die Regelungen bereits jetzt die Anforderun-

gen der UN-BRK weitgehend erfüllen. Sie ist eine 

konkrete Soll-Vorschrift für Fahrzeuge, Anlagen 

und Informationen, die von den hessischen ÖPNV-

Aufgabenträgern und der Landesregierung als 

Zuwendungsgeber Zug um Zug umgesetzt wird.

Mit § 4 Abs. 6 ÖPNVG wurden im Landesrecht 

Anforderungen an den ÖPNV in Hessen veran-

kert, um die persönliche Mobilität von Menschen 

mit Behinderungen erleichtern. Die Sicherstel-

lung dieser Anforderungen erfolgt durch die Auf-

gabenträger im Rahmen der nach § 14 ÖPNVG 

aufgestellten Nahverkehrspläne. Diese werden 

unter Anhörung der Behindertenbeauftragten 

bzw. der Behindertenbeiräte der Aufgabenträger 

verfasst, sodass sich das Thema Barrierefreiheit 

inzwischen in allen lokalen Nahverkehrsplänen 

und auch in den beiden regionalen Nahver-

kehrsplänen des Rhein-Main-Verkehrsverbundes 

(RMV) und des Nordhessischer-Verkehrsverbun-

des (NVV) wiederfindet. Die aktuelle Novelle 

2012 des ÖPNVG behält die Klarstellungen des 

Gesetzes aus 2005 bei.

4.3.4 Barrierefreier Rundfunk (Hörfunk und Fernse-
hen)

Der Rundfunkstaatsvertrag sieht in § 3 Abs. 2 vor, 

dass die in der ARD zusammengeschlossenen 

Landesrundfunkanstalten, das ZDF, das Deutsch-

landradio und alle Veranstalter bundesweit ver-

breiteter Rundfunkprogramme über ihr bereits 

bestehendes Engagement hinaus, im Rahmen 

ihrer technischen und finanziellen Möglichkei-

ten barrierefreie Angebote vermehrt aufnehmen 

sollen. In seinem jährlichen Bericht stellt der In-

tendant des Hessischen Rundfunks die durch-

geführten Maßnahmen dar. Danach konnte zum 

Beispiel im Bereich der ARD im Jahre 2010 eine 

Steigerung der Videotextuntertitelungen gegen-

über dem Vorjahr um 16 % erreicht werden.

Derzeit werden ca. 30 % der Sendungen mit Vi-

deotextuntertitelungen gezeigt. Ebenso wurden 

die im Internet zur Verfügung stehenden Infor-

mationsangebote der Rundfunksender weitest-

gehend barrierefrei gestaltet. Sendungen der 

Hessenschau werden ab 2013 mit Videotext-Un-

tertitelungen gesendet.

Um möglichst allen Menschen die Nutzung von 

Angeboten im Rundfunk zu ermöglichen, setzt 

sich die Landesanstalt für privaten Rundfunk und 

neue Medien dafür ein, dass auch private Fern-

sehveranstalter im Rahmen ihrer technischen 

und wirtschaftlichen Möglichkeiten bei ihren 

Fernsehprogrammen Maßnahmen zur Schaffung 

barrierefreier Angebote durchführen.

4.3.5 Barrierefreie Informations- und Kommunikati-
onstechnik (IKT)

In Hessen enthalten die §§ 3 und 14 HessBGG 

Regelungen zur „barrierefreien Informations-

technik“. Die Normen des HessBGG verpflich-

ten die Träger öffentlicher Gewalt des Landes 

Hessen (Landesbehörden und mittelbare Lan-

desverwaltung); auf kommunaler Ebene be-

steht jedoch Freiwilligkeit zur Schaffung von 

Barrierefreiheit, etwa durch den Abschluss von 

Zielvereinbarungen. 



Wegen des heute schon sehr hohen und auch 

weiterhin steigenden Verbreitungsgrads von

Desktop-Anwendungen, Internetseiten und -an-

geboten, webbasierten Netzwerk- und Kommu-

nikationsplattformen betrifft die barrierefreie bzw. 

inklusive Gestaltung von Information, Kommunika-

tion und Software nicht nur die Wirtschaft, sondern 

auch die Bereiche Bildung und Beschäftigung. 
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Einerseits zeigen aktuelle wissenschaftliche Stu-

dien deutlich, dass gegenwärtig gerade in der 

Wirtschaft bei Unternehmens-Webseiten noch 

große Handlungsbedarfe bei der Umsetzung 

der Barrierefreiheit bestehen, andererseits er-

möglicht barrierefrei gestaltete bzw. inklusive 

Informations- und Kommunikationstechnologie 

(IKT) schulische und hochschulische Bildung von 

Menschen mit Behinderungen genauso wie de-

ren Beschäftigung auf höher und sogar auf hoch 

qualifizierten Arbeitsplätzen. Aus diesem Grund 

verbessert derzeit zum Beispiel die Justus-Liebig-

Universität (JLU) Gießen mit ihrem Projekt „Barri-

erefreie Studieninformations- und Anmeldesys-

teme an der JLU“ die Situation von Studierenden 

mit Behinderungen und chronischen Erkrankun-

gen mit Blick auf „barrierefreies Studieren“. 

Mit diesem Ziel einher geht auch das entspre-

chend umfassende Informations-, Beratungs- und 

Schulungsangebot – etwa für Dozentinnen und 

Dozenten – zur Schaffung „barrierefreier Informati-

onstechnik“ in Studium und Lehre. Bei diesem Pro-

jekt wird besonders auf Nachhaltigkeit gesetzt und 

darauf geachtet, dass auch andere Hochschulen 

davon profitieren. Aus der Sicht der Landesregie-

rung stellt die barrierefreie Gestaltung einerseits 

die technische Voraussetzung für die gleichbe-

rechtigte und selbstbestimmte Teilhabe von Men-

schen mit Behinderungen sicher, andererseits bie-

tet sie aber Mehrwerte für alle Nutzerinnen und 

Nutzer und auch für die Anbieter der IKT. 

4.3.6 Wohnen und Bauen 

Mit der Hessischen Bauordnung (HBO) wurden 

die Grundlagen für eine barrierefreie Lebens-

umwelt geschaffen. § 43 Abs. 2 Satz 1 HBO for-

dert bereits, dass in Gebäuden mit mehr als zwei 

Wohnungen die Wohnungen eines Geschosses 

barrierefrei erreichbar sein müssen. Nach § 43 

Abs. 2 Satz 2 HBO müssen in diesen Wohnungen 

die Wohn- und Schlafräume, eine Toilette, ein 

Bad und die Küche mit dem Rollstuhl zugänglich 

sein. Es schreibt unter anderem vor, dass bauli-

che Anlagen und Einrichtungen, die öffentlich 

zugänglich sind, in den dem allgemeinen Besu-

cherverkehr dienenden Teilen so eingerichtet 

sein müssen, dass sie von Menschen mit Behin-

derungen, alten Menschen und Personen mit 

Kleinkindern barrierefrei erreicht und ohne frem-

de Hilfe zweckentsprechend genutzt werden 

können. 

Die Herstellung von Barrierefreiheit ist nicht al-

leine über bauliche Vorgaben im Bauordnungs-

recht zu schaffen, sondern bedarf des Willens der 

gesamten Gesellschaft. Aufgrund der allgemei-

nen demografischen Entwicklung ist von einer 

stetigen Zunahme des Bedarfes an barrierefrei-

em Wohnraum auszugehen. Um diese Nach-

frage zu decken, ist eine sukzessive Anpassung 

und entsprechende Ausstattung des Wohnungs-

bestandes erforderlich damit Menschen mit Be-

hinderungen möglichst lang in ihrem vertrauten 

Wohnumfeld wohnen können. Die Hessische 

Landesregierung fördert (regionale) Abstim-
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mungsprozesse, die den bedarfsgerechten Aus-

bau barrierefreier Wohnungen unterstützen. Da-

rüber hinaus unterstützt sie den Auf- und Ausbau 

von barrierefreien Wohnungen durch gezielte

Wohnungsförderprogramme sowie ressortüber-

greifende Planungsprozesse zur Entwicklung

inklusiver Städte- und Sozialraumentwicklung in 

Hessen. Niedrigschwellige Beratungsangebote

stellen zudem eine umfassende Information für 

die Errichtung und den Um bau barrierefreien

Wohnraums sicher. Um zukünftig und auch an-

gesichts der demographischen Entwicklung aus-

reichenden Wohnraum für Menschen mit Behin-

derungen zu schaffen, soll ten die Kriterien der

Barrierefreiheit, wie DIN-Normen, die Prinzipien 

des „Designs für alle“ etc. in die Planungs- und 

Umsetzungsprozesse der Wohnraumentwick-

lung schrittweise und verbind lich aufgenommen 

werden.

 

 

 

 

4.3.7 Betreutes Wohnen 

Der Auf- und Ausbau ambulanter Wohnangebo-

te für Menschen mit Behinderungen wird in Hes-

sen seit Jahren durch eine landesweite Fachkom-

mission, auf der Grundlage der Vereinbarung

zwischen dem Land, den kommunalen Spitzen-

verbänden sowie dem Landeswohlfahrtsverband 

Hessen, koordiniert und unterstützt. Hessen ist 

das Flächenland mit dem höchsten Anteil von 

Plätzen im Betreuten Wohnen, gemessen an al-

len Wohnplätzen für Menschen mit Behinderun-

gen. Das Verhältnis zwischen den Plätzen des Be-

treuten Wohnens und des stationären Wohnens 

macht derzeit 47 Prozent für den Bereich des Be-

treuten Wohnens aus. Vom 31. Dezember 2004 

bis zum 31. Dezember 2010 sind rund 3800 neue 

Plätze im Betreuten Wohnen für Menschen mit 

Behinderungen geschaffen worden

 

Die Hessische Landesregierung fördert im Rah-

men freiwilliger Transferleistungen mit ca. 6 Mio. 

Euro Einrichtungen der Behindertenhilfe im Be-

reich örtlicher und überörtlicher Wohneinrich-

tungen und im Betreuten Wohnen für Menschen 

mit Behinderungen. Die Zuwendungen erfolgen 

mit dem Ziel der Verbesserung der Arbeits- und 

Lebensbedingungen von Menschen mit Behin-

derungen, der Schaffung gleichwertiger Lebens-

bedingungen entsprechend den Vorgaben des 

Grundgesetzes, des Hessischen Gesetzes zur 

Gleichstellung von Menschen mit Behinderun-

gen und der Präambel sowie der Art. 3c und 28 

der UN-BRK. 

Im Sinne der UN-BRK erfolgen Förderungen im 

Bereich der investiven Förderung von Behinder-

teneinrichtungen verstärkt unter dem Gesichts-

punkt der Inklusion. Es werden vorrangig die 

Projekte gefördert, die mitten in der Gemeinde 

angesiedelt sind und die Voraussetzungen dafür 

schaffen, dass Menschen mit Behinderungen so 

umfassend wie möglich am gesellschaftlichen 

Leben teilnehmen können. Neu aufgenommen 

wurde die Förderung des Betreuten Wohnens in 

kleinen Einheiten mitten in der Gemeinde oder 

in Stadtteilen.

4.3.8 Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf

Im Fokus der Förderung stehen auch Menschen 

mit Behinderungen, die einen besonders hohen 

Hilfe- und Pflegebedarf haben. Für Menschen 

mit unterschiedlichen Behinderungen ist es Ziel, 

selbstbestimmt zu leben und gleichberechtigt 

am gesellschaftlichen Leben teilhaben zu können. 

Das setzt auch den zügigen Auf- und Ausbau von 

ambulanten Wohnmöglichkeiten für Menschen 

mit hohem Unterstützungsbedarf voraus.
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4.4 Konkrete Ziele und Maßnahmen

Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?) 

Gute Beispiele

(Projekt/Webadres-

se) 

Zuständig­

keiten

(Beteiligung) 

Zeitlicher 

Rahmen

4.1  

Barrierefreiheit beim Bau

4.1.1 

Barrierefreiheit von öffentlich 

zugänglichen Bereichen 

öffentlicher Gebäude (Neu-

bauten und Bestand), und 

Außenanlagen

Bei Baumaßnahmen werden 

die Hessische Bauordnung 

und die geltenden gesetzli-

chen Regelungen und DIN-

Normen zur Barrierefreiheit 

beachtet 

Einrichtung von visuellen 

und taktilen Leitsystemen 

und Orientierungshilfen bei 

Neubauten und schrittweise 

Umsetzung bei Umbaumaß-

nahmen im Bestand

Beteiligung der Schwer-

behindertenvertretungen 

im Planungsprozess bei 

Neu- und Umbaumaßnah-

men. Schulung von Schwer-

behindertenvertretung zur 

kompetenten Wahrnehmung 

ihrer Beratungsaufgabe

Berücksichtigung des 

Kriteriums „Barrierefreiheit“ 

im Rahmen von Vergabever-

fahren (VOF) zur Auswahl 

geeigneter Planer

Frühzeitige Abstimmung und 

Überwachung der Aus-

führung der Maßnahmen, 

insbesondere hinsichtlich 

des Übergangs Innen-/Au-

ßenbereich

Bei Altbauten, die unter 

Denkmalschutz stehen, 

werden die behinderten-

gerechten Belange so weit 

als möglich berücksichtigt, 

soweit es der Denkmalschutz 

zulässt

Sicherstellung der 

Möglichkeit der Wahrneh-

mung des Aus- Fort- und 

Weiterbildungsange-

botes für Menschen mit 

Behinderungen durch 

entsprechende Regelun-

gen in der Neufassung 

Organisationserlass für 

die Archivschule Marburg 

vom 9.08.2005 (StAnz. 

S. 3601) erfolgt zum 

01.01.2012.

Die Anpassung der 

Benutzungsordnung für 

die Staatsarchive des 

Landes Hessen (Archiv-

benutzungsordnung – 

ArchivBO – vom 11. März 

1997 (StAnz.17/1997 S. 

1300) wird im Rahmen 

der Novellierung des mit 

Ablauf 2012 außer Kraft 

tretenden Hessischen 

Archivgesetzes erfolgen

Alle Ressorts 

Hessisches 

Immobilienma-

nagement (HI), 

Hessisches 

Baumanage-

ment (HBM), 

Arbeitssicher-

heitsausschüs-

se (ASA)

Daueraufgabe 

 

Ab sofort – im 

Laufe der 

18. Legisla-

turperiode 

umzusetzen als 

Daueraufgabe 
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

4.1.2 

Barrierefreiheit öffentlich 

zugänglicher Bereiche von 

Hochschulgebäuden und 

Forschungseinrichtungen 

4.1.3 

Barrierefreiheit bei Baupro-

jekten im Wege von Public 

Private Partnership-Maßnah-

men (PPP-Maßnahmen)

Bei allen Neubaumaßnah-

men der Hochschulen, des 

Universitätsklinikums Frank-

furt und der Forschungsan-

stalt Geisenheim ist die Barri-

erefreiheit entsprechend 

den geltenden rechtlichen 

Bestimmungen sicherzu-

stellen

Bei den durch die Hoch-

schulen selbst realisierten 

Bauunterhaltungs- und 

Instandsetzungsmaßnahmen 

werden die Belange der 

Barrierefreiheit in den Pla-

nungen berücksichtigt und, 

wo immer möglich und mit 

keinem unverhältnismäßigen 

Mehraufwand verbunden, in 

die Maßnahme integriert

Festschreibung von Mindest-

anforderungen an die Bar-

rierefreiheit als Bestandteil 

der Leistungsbeschreibung. 

Projektspezifische Erarbei-

tung dieser Mindestanfor-

derungen mit den Schwer-

behindertenvertretern und 

-beauftragten 

Durchsicht der vorgelegten 

Planung und fachliche Be-

gleitung des Abstimmungs-

prozesses mit den Schwer-

behindertenvertretungen

Beteiligung im Rahmen des 

Vertragscontrollings in der 

Realisierungsphase des 

Projektes

Aufnahme des Aspektes 

„Übergreifende Mindest-

anforderungen – Barriere-

freiheit“ in die Funktionale 

Leistungsbeschreibung für 

PPP-Maßnahmen

Modernisierungen der 

hessischen Hochschulen 

in Hessen und außeruni-

versitärer Forschungs-

einrichtungen durch das 

Bauprogramm HEUREKA 

unterstützt durch das 

Konjunkturpaket II.

www.hmwk.hessen.de 

Rubrik Hochschule/Nach-

haltiges Hessen

Polizeipräsidium Süd-

osthessen (derzeit in 

Planung)

Finanzzentrum Kassel-Alt-

markt in Kassel: Ein wich-

tiges Ziel des Projektes 

war es auch, Menschen 

mit Behinderungen den 

ungehinderten Zugang 

und die Nutzung des Ge-

bäudes zu ermöglichen.  

www.immobilien.hessen.

de/

Rubrik: Standortma-

nagement/Public Private 

Partnership

HMWK, hbm, 

Hochschulen, 

außeruniversi-

täre For-

schungsein-

richtungen

Alle Ressorts, 

HI, hbm 

Ab sofort – im 

Laufe der 18. 

Legislaturperi-

ode umzuset-

zen als

Daueraufgabe 

 

  

Daueraufgabe 

 

  

http://www.hmwk.hessen.de
http://www.immobilien.hessen.de/
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

4.1.4 

Barrierefreiheit bei Umbau, 

Instantsetzungs- und Bauun-

terhaltungsmaßnahmen

4.1.5 

Barrierefreier Zugang zum 

Gebäude

Untersuchung von Möglich-

keiten der Umsetzung der 

Barrierefreiheit in Bestands-

gebäuden, z.B. Einbau 

barrierefrei gestalteter 

Aufzüge, Hebeplattformen 

und Rampen, barrierefreie 

Toilettenanlagen, Kontrast-

reiche Beschilderung, taktile 

Hinweise, Überwindung von 

unterschiedlichem Fußbo-

denniveau durch Rampen, 

Türschwellenrampen oder 

Hebeplattformen, Markie-

rung von Stufen, Leitsystem 

für blinde und sehbehinder-

te Menschen

Beteiligung der Schwerbe-

hindertenvertretungen im 

Planungsprozess

Flächendeckende Erhebung 

der öffentlich zugänglichen 

Gebäude ohne barrierefrei-

en Zugang

Kreistagsbeschluss 

Gießen von 2009 eine 

Arbeitsgruppe zur Umset-

zung des HessBGG einzu-

richten, zu deren Aufgabe 

es gehört, insbesondere 

öffentliche Gebäude, z.B. 

auch Schulen zu besu-

chen, um die Barriere-

freiheit umzusetzen. Der 

Arbeitsgruppe gehören 

Menschen mit Behinde-

rungen sowie Vertreter/

innen der AWO, des 

DPWV und der Lebenshil-

fe Gießen an

Alle Ressorts, 

HI

Rücklauf 2011 

Auswertung 

2012 

HI

Daueraufgabe 
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

4.2  

Bewusstseinsbildung zur barrierefreien Gestaltung

4.2.1 

„Universelles Design“, „Uni-

verselles Bauen“

Auslobung eines Wettbe-

werbs zur Förderung der 

Bewusstseinsbildung zum 

Abbau von Barrieren auf 

allen gesellschaftlichen 

Ebenen

Auszeichnung von positiven 

Konzepten und Projekten, 

die richtungsweisende 

Lösungen anbieten

HMdF Ab sofort 

 

4.2.2 

Bei der Ausbildung von 

Architekten und Ingenieuren 

ist das Thema Barrierefreiheit 

Studien- und Prüfungsinhalt

Erweiterung der Studien- 

und Prüfungsinhalte bei der 

Überarbeitung der entspre-

chenden Curricula

Land Prozessbeginn 

ab sofort 

 

4.2.3 

Bei der Ausbildung von 

Handwerksberufen ist das 

Thema Barrierefreiheit Inhalt 

des Ausbildungsplanes

Bei den IHK-Ausbildungs-

berufen (z.B. Maurer usw.) 

muss die Barrierefreiheit im 

Ausbildungsplan festge-

schrieben werden

 

 

IHK, Gewerk-

schaften

 

 

4.2.4 

Informationsverbreitung zum 

Thema „Barrierefreies Bau-

en“ für Ingenieure, Bauämter, 

Architekten und Verbände

Durchführung von Informati-

onsveranstaltungen 

Unterstützung durch das 

HMWVL bei entsprechenden 

Informationsveranstaltungen

Fachtagung „3. Hessi-

scher Baugipfel; Thema 

Zukunftsorientiertes 

Bauen – Demografischer 

Wandel als Herausforde-

rung

HMWV, Stiftun-

gen, Kommu-

nen

Ab sofort 

4.2.5 

Einrichtung einer zentralen 

Fachstelle für Barrierefreiheit 

Erarbeitung einer Checkliste 

für Prüfkriterien zu Barriere-

freiheit

Vergabe von Prüfsiegeln

HSM, LBA, 

Landesbehin-

dertenbeirat

Ab sofort  

4.2.6 

Förderung einer Forschungs-

stelle „Universelles Design“ 

Schaffung eines Gremiums 

mit dem Ziel, eine For-

schungsstelle einzurichten

Studiengang Barrierefreie 

Systeme, FH Frankfurt seit 

September 2008

www.fh-frankfurt.de/de/

fachbereiche.html

Land Umzusetzen 

bis Ende 

2012/13  

http://www.fh-frankfurt.de/de/fachbereiche.html
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung

Zeitlicher 

Rahmen

4.3  

Barrierefreie Kommunikation und Information

4.3.1 

Sicherstellung der Zugäng-

lichmachung öffentlich-

rechtlicher Dokumente für 

Blinde und sehbehinderte 

Menschen in einer für sie 

wahrnehmbaren, geeigneten 

Form

4.3.2 

Verwendung der Braille-

schrift auf den Dienstauswei-

sen der hessischen Polizei

4.3.3 

Die schrittweise Sicher-

stellung des barrierefreien 

Zugangs und die Nutzbarkeit 

von öffentlich zugänglichen 

Bereichen von öffentli-

chen Gebäuden auch für 

Menschen mit Hörbehinde-

rungen

Umsetzung der Hessischen 

Verordnung zur Ausführung 

des HessBGG

(HessBGGAV)

Im Rahmen der Umstellung 

der Polizeidienstausweise 

auf Polycarbonatkartenkör-

per wird das Merkmal der 

Brailleschrift beibehalten

Berücksichtigung von 

Maßnahmen für Menschen 

mit Hörbehinderung bei Um-

baumaßnahmen öffentlich 

zugänglicher Bereiche von 

öffentlichen Gebäuden

Durchführung von Fortbil-

dungsveranstaltungen zum 

Thema „Barrierefreiheit“ für 

Bauplanungs- und Durchfüh-

rungsverantwortliche

Die Finanzämter infor-

mieren die Berechtigten 

über die Formen der 

Zugänglichkeitsmachung 

bzw. über die geeigneten 

Kommunikationshilfen, 

z.B.:

•	 Bescheide	in	Blinden 

 schrift und Großdruck

•	Bescheidübermittlung	 

 per E-Mail oder durch  

 Datenträger

Bei der Einführung des 

Polizeidienstausweises im 

Scheckkartenformat zum 

08.12.2011 wurde der 

Name Polizei in Braille-

schrift aufgebracht

Bürgerbüro Frankfurt 

mit mobiler Induktions-

schleife 

Beim RP Darmstadt sollen 

in Sitzungsräumen vor-

handene Audioanlagen 

durch Induktionsschlei-

fen für Hörgeschädigte 

erweitert werden

FÄ

Blindenstudi-

enanstalt in 

Marburg

HMdIS

Bund, Land, 

Kommunen, 

private Träger 

öffentlicher 

Einrichtungen 

(Unternehmen, 

Stiftungen, 

Vereine), Ge-

setzliche und 

private Kran-

kenkassen,

Dauermaßnah-

me 

 

 

Daueraufgabe 

 

 

Ab sofort 
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

4.3.4 

Schaffung barrierefrei 

zugänglicher und nutzbarer 

Intra- und Internetangebote

4.3.5 

Sicherstellung der Kommuni-

kation für hör- und sprachbe-

hinderte Menschen in Deut-

scher Gebärdensprache, 

mit lautsprechbegleitenden 

Gebärden oder über andere 

Kommunikationshilfen im 

Verwaltungsverfahren

4.3.6 

Barrierefreie Informations- 

und Kommunikationstechnik 

im Studium

Anpassung der HVBIT an 

die technischen Standards 

der BITV erfolgt im Novellie-

rungsverfahren zur HVBIT

Kontinuierliche Verbes-

serung der Internet- und 

Intranetangebote des 

Landes Hessen hinsichtlich 

barrierefreier Information 

und Kommunikation 

Vorgaben für alle Redakteu-

re von Intra- und Internetan-

geboten, die Barrierefreiheit 

beim Einstellen und Ändern 

von Informationen im Inter-

net und Mitarbeiterportal zu 

beachten (z.B. Acronyme, 

Sprachwechsel im Text, Bild-

beschreibung)

Umsetzung der HessBGGAV

Die Finanzämter informieren 

darüber, dass die Berechtig-

ten die geeignete Kommuni-

kationshilfe auswählen bzw. 

eine geeignete Kommuni-

kationshilfe bereitstellen 

können

Barrierefreie Gestaltung von 

Flexnow, Stud.IP und des 

Zentralen Webauftritts der 

JLU Gießen

Informations-, Beratungs- 

und Schulungsangebot zur 

Schaffung „barrierefreier 

Informationstechnik“ in Stu-

dium und Lehre (Anleitun-

gen zur Erstellung barriere-

armer PDF-Dokumente und 

Formulare) 

Zentrale Mittel zur Verbes-

serung der Qualität der 

Studienbedingungen und 

der Lehre (QSL)

Bei der Gestaltung des 

Hessenportals wurden 

die Vorgaben der „Barrie-

refreien Informationstech-

nik Verordnung (BITV)“ 

einbezogen. Kontinuier-

lich wurden mit Unterstüt-

zung der BIK-Beratungs-

stelle Marburg (BIK = 

„barrierefrei informieren 

und kommunizieren“) 

und unter Berücksichti-

gung der technischen 

Möglichkeiten die Ziele 

der Barrierefreiheit bei 

der Produktentwicklung 

umgesetzt.

Projekt „Barrierefreie 

Studieninformations- und 

Anmeldesysteme an der 

JLU“

www.uni-giessen.de/

cms/Zielgruppen/ 

barrierefreiheit

Alle Res-

sorts. HStK, 

HMIS, HZD, 

Hessischer 

Datenschutz-

beauftragter, 

Hauptperso-

nalrat, Frauen-

beauftragte, 

Schwerbehin-

dertenvertre-

tungen

Alle Ressorts

FÄ

HMWK

Die überarbei-

tete Hessen-

portallösung 

ist für Mitte 

2013 geplant 

Daueraufgabe

Dauermaßnah-

me 

seit Studien-

jahr 2008/09 

bis Ende SS 

2013 

http://www.uni-giessen.de/cms/Zielgruppen/barrierefreiheit
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

4.3.7 

Barriefreie Angebote im 

öffentlichenrechtlichen und 

privaten Rundfunk (Hörfunk 

und Fernsehen)

4.3.8 

Sicherstellung bzw. Optimie-

rung der technischen Aus-

stattung für hörbehinderte 

Menschen im Landesdienst

Weiterer Ausbau von bar-

rierefreien Angeboten im 

öffentlichrechtlichen und im 

privaten Rundfunk (Hörfunk 

und Fernsehen) und in Tele-

medien 

Berücksichtigung der 

Barrierefreiheit bei den 

Planungen und Maßnahmen 

des Hessischen Rundfunks, 

wie z.B. Untertitelung von 

Fernsehprogrammen, Bild-

beschreibungen für Blinde, 

erblindete und sehbehinder-

te Menschen

Die Intendantin oder der 

Intendant des Hessischen 

Rundfunks berichtet dem 

Rundfunkrat regelmäßig 

über die getroffenen Maß-

nahmen

Weiterer Ausbau der 

Einblendung von Gebärden-

sprach-Dolmetschern

Prüfung durch den Hessi-

schen Rundfunk bzgl. der 

Ausstrahlung von Landtags-

debatten aus dem hessi-

schen Landtag mit Gebär-

denspracheinblendung und 

Untertitel 

Umsetzung geeigneter 

Maßnahmen zur behinder-

tengerechten Anpassung, 

z.B. Telefon mit optischer 

Signalanzeige, Hörver-

stärkung über T-Spule/

bluetooth-Technik, optische 

Alarmgeber der Haussirene, 

mobile Verstärkerschleifen 

für Konferenzräume mit Ver-

stärker/Mikrofonanlage zur 

Verstärkung an geeigneten 

Hörgeräten, Sichtkontrolle 

für Telefonanlage

HLUG Dienstgebäude in 

34121 Kassel, Ludwig-

Mond-Sr. 33

HLUG Dienstgebäude in 

65203 Wiesbaden, Rhein-

gaustraße 186

HStK im 

Hinblick auf 

die rundfunk-

rechtlichen 

Grundlagen, 

Öffentlich-

rechtliche 

Rundfunkan-

stalten, Private 

Rundfunkan-

bieter

Land 

Ab sofort Dau-

eraufgabe 

 

  

Ab sofort 
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

4.3.9 

Sicherstellung von Gebär-

densprachkompetenz und 

Grundwissen zur Gehörlo-

senkultur in der öffentlichen 

Verwaltung

4.3.11 

Barrierefreier Zugang zu 

Informationen 

4.3.12 

Förderung der Verwendung 

von Leichter (verständlicher) 

Sprache in der behördlichen 

Kommunikation und in den 

öffentlichrechtlichen Medien 

4.3.10 

Erreichbarkeit der Kurzwahl-

nummern 110 und 112 mit 

mobilen Kurznachrichten. 

Aufbau eines Notrufnetz-

werks via SMS.

Erarbeitung eines Kon-

zepts zur Errichtung einer 

zentralen Stelle im Landes-

dienst unter Beteiligung der 

Verbände für Menschen mit 

Gehörlosigkeit

Übersetzung von Publikati-

onen und Informationen in 

Leichte Sprache und Ver-

breitung über barrierefreies 

Internet 

Prüfung der Erstellung einer 

Gemeinsamen Richtlinie zur 

Verwendung der Leichten 

Sprache 

Prüfung des Verweises auf 

die Richtlinie an geeigneter 

Stelle in der GGO 

In einem ersten Schritt soll 

für den Bereich der hessi-

schen Polizei geprüft wer-

den, ob eine Behelfslösung 

über die Einrichtung einer 

SMS-Kommunikationsmög-

lichkeit bei den Notrufabfra-

gestellen der 7 Polizeiprä-

sidien (neue Leitstellen) in 

Verbindung mit jeweils einer 

besonderen Rufnummer 

für SMS-Nachrichten sich in 

Notfällen als akzeptabel und 

praktikabel erweisen kann

Weitere Prüfung von 

Möglichkeiten, unter den 

beschriebenen Randbedin-

gungen durch Ausnutzung 

moderner mobiler Date-

nendgeräte eine flächende-

ckende – möglichst deutsch-

landweite – einfache und 

betriebssichere nonverbale 

mobile Notrufmöglichkeit zu 

schaffen

Übersetzungsbüro der 

Lebenshilfe Main-Taunus-

Kreis seit 2010  

www.lebenshilfe-main-

taunus.de

Netzwerk „Leichte Sprache“  

www.leichtesprache.org

Land

Alle Ressorts

Land, Kommu-

nen, Leistungs-

erbringer

BNetzA

Land

Ab 2012 

 

Daueraufgabe 

 

Ab sofort 

 

ab Dezember 

2012 

 

http://www.lebenshilfe-main-taunus.de
http://www.lebenshilfe-main-taunus.de
http://www.leichtesprache.org
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

4.4  

Barrierefreie Mobilität

4.4.1 

Schaffung von einheitlichen 

technischen Standards 

hinsichtlich Barrierefrei-

heit im Nahverkehr sowie 

barrierefrei Gestaltung aller 

Haltestellen

Investitionsprogram-

me zwecks Anschaffung 

einheitlich technischer 

Hilfsmittel, neuer Fahrzeuge 

und Umbau bestehender 

Haltestellen

 

 

   

NVV: Programm 55

RMV: Programm STEP

Hessische Ver-

kehrsverbünde 

(RMV, NVV & 

VRN)

Umzusetzen 

bis Ende 2018 

4.4.2 

Entwicklung und Umset-

zung definierter Standards 

für barrierefreie Anlagen 

im öffentlichen Verkehrs-

raum 

Entwicklung, Herausgabe 

und Einführung des Leitfa-

dens für unbehinderte Mobi-

lität im Dezember 2006 

Mit den entwickelten 

Standards übernimmt die 

hessische Straßen- und 

Verkehrsverwaltung eine 

Vorreiterrolle in Deutschland 

Herausgabe Bericht „Unge-

hinderte Mobilität – Erfah-

rung und Untersuchungen“ 

im Juli 2010

Bauliche Ausführung von

Musterprojekten

Einbeziehung 

hessischer 

Behinderten-

verbände, Mo-

bilitätstrainer 

und kommu-

naler Vertreter, 

vertragliche 

Vereinbarung 

mit Deutschem 

Blindenbund

Daueraufgabe 
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

4.5  

Barrierefreie wohnen

4.5.1 

Selbstständiges und Unab-

hängiges Wohnen von Men-

schen mit Behinderungen

Förderung der baulichen 

Gestaltung von Wohnun-

gen, damit Menschen mit 

Behinderungen darin einen 

eigenen Haushalt führen 

sowie selbstständig und 

unabhängig leben können. 

Die Wohngebäude und 

Wohnungen sollen barriere-

frei erreichbar sein.

Mittelvolumen 1 Mio. 

Euro pro Jahr im Rahmen 

des Programms „För-

derung des behinde-

rungsgerechten Umbaus 

von selbstgenutztem 

Wohnungseigentum“. 

Förderfähig sind Kosten 

bis zu 25.000 Euro mit 

einem Zuschuss von bis 

zu 50 Prozent der Kosten

Land, HMWVL, 

Kommunen

Jährliches För-

derprogramm

Daueraufgabe 

 

  

4.5.2 

Ausbau der Wohnmöglich-

keiten für Menschen mit ho-

hem Unterstützungsbedarf

Schaffung neuer und 

Stärkung differenzierter 

ambulanter Wohnformen 

für Menschen mit hohem 

Unterstützungsbedarf

Projekt gemeindeinte-

griertes Wohnen von 

Menschen mit hohem 

Unterstützungsbedarf der 

Lebenshilfe-Hessen.

Fördertopf „Mietwoh-

nungen: Altersgerecht 

Umbauen“ 

www.wibank.de/de/Foer-

derprogramme/Bauen-

Undwohnen/Mw-Kfw-

Altersgerecht-Umbauen.

html 

Höhere Förderpauscha-

le für rollstuhlgerechte 

Wohnungen bei der 

Förderung des Mietwoh-

nungsbaus im Rahmen 

der sozialen Wohnraum-

förderung

Förderung der Verbes-

serung der baulichen 

Eignung einer Wohnung 

für ältere Menschen oder 

Menschen mit Behinde-

rungen bei Förderung 

der Modernisierung 

von Mietwohnungen im 

Rahmen der sozialen 

Wohnraumförderung.

Land, Kommu-

nen

Ab sofort 

 

http://www.wibank.de/de/Foer-derprogramme/Bauen-Undwohnen/Mw-Kfw-Altersgerecht-Umbauen.html
http://www.wibank.de/de/Foer-derprogramme/Bauen-Undwohnen/Mw-Kfw-Altersgerecht-Umbauen.html
http://www.wibank.de/de/Foer-derprogramme/Bauen-Undwohnen/Mw-Kfw-Altersgerecht-Umbauen.html
http://www.wibank.de/de/Foer-derprogramme/Bauen-Undwohnen/Mw-Kfw-Altersgerecht-Umbauen.html
http://www.wibank.de/de/Foer-derprogramme/Bauen-Undwohnen/Mw-Kfw-Altersgerecht-Umbauen.html
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

4.5.3 

Schaffung ausreichender 

Wohnangebotsmöglichkei-

ten

Erhebung der Daten Be-

stand – Bedarf

Übersicht über bestehende 

und zu planende Wohnan-

gebote für Menschen mit 

Behinderungen

RP, Land, LWV

4.5 Ausblick 

Die Hessische Landesregierung setzt sich da-

für ein, dass die Forschungen zum Universellen 

Design und zur barrierefreien Gestaltung der 

Umgebungsfaktoren vorangebracht werden 

und entsprechende Wettbewerbe zur Bewusst-

seinsbildung beitragen. Sie prüft darüber hin-

aus die Einrichtung einer zentralen „Fachstelle 

für Barrierefreiheit“, welche Zertifizierungen als 

Anreiz für barrierefreie Bauten oder Gegen-

stände des täglichen Gebrauchs vergeben soll. 

Geplant ist zudem eine Erweiterung der Ausbil-

dungsinhalte von baugestaltenden und -aus-

führenden Berufen, um dort für die Belange 

der allumfassenden Barrierefreiheit zu sensibi-

lisieren. Die Landesregierung unterstützt dies 

und die Weiterbildung und Anerkennung von 

„Sachverständigen für barrierefreies Bauen“ 

durch die hessischen Interessenverbände und 

Kammern. 

Der Ausbau barrierefreien Wohnraums und 

betreuter Wohnmöglichkeiten für Menschen 

mit Behinderungen stellt eines der zentralen 

Anliegen der Hessischen Landesregierung im 

Bereich der Politik von und für Menschen mit 

Behinderungen dar. Im Sinne der Zielstellun-

gen wird sich die Landesregierung auf allen 

Ebenen dafür einsetzen, dass bei der Planung, 

dem Auf- und Ausbau, barrierefreien und be-

treuten Wohnmöglichkeiten für Menschen mit 

Behinderungen ein deutlicher Vorzug gegeben 

wird.
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KApIteL 5

Kinder und Familie

5.1 Artikel UN-BRK

Artikel 7 – Kinder mit Behinderungen 

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle erforderli-

chen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass 

Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt 

mit anderen Kindern alle Menschenrechte und 

Grundfreiheiten genießen können. 

(2) Bei allen Maßnahmen, die Kinder mit Behin-

derungen betreffen, ist das Wohl des Kindes 

ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berück-

sichtigen ist. 

(3) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass Kin-

der mit Behinderungen das Recht haben, ihre 

Meinung in allen sie berührenden Angelegen-

heiten gleichberechtigt mit anderen Kindern 

frei zu äußern, wobei ihre Meinung angemes-

sen und entsprechend ihrem Alter und ihrer 

Reife berücksichtigt wird, und behinderungs-

gerechte sowie altersgemäße Hilfe zu erhalten, 

damit sie dieses Recht verwirklichen können.

Artikel 23 – Achtung der Wohnung und der Familie 

(1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und 

geeignete Maßnahmen zur Beseitigung der 

Diskriminierung von Menschen mit Behinde-

rungen auf der Grundlage der Gleichberech-

tigung mit anderen in allen Fragen, die Ehe, 

Familie, Elternschaft und Partnerschaften be-

treffen, um zu gewährleisten, dass

a) das Recht aller Menschen mit Behinderun-

gen im heiratsfähigen Alter, auf der Grund-

lage des freien und vollen Einverständnisses 

der künftigen Ehegatten eine Ehe zu schlie-

ßen und eine Familie zu gründen, anerkannt 

wird;

b) das Recht von Menschen mit Behinderun-

gen auf freie und verantwortungsbewusste 

Entscheidung über die Anzahl ihrer Kinder 

und die Geburtenabstände sowie auf Zu-

gang zu altersgemäßer Information sowie 

Aufklärung über Fortpflanzung und Fami-

lienplanung anerkannt wird und ihnen die 

notwendigen Mittel zur Ausübung dieser 

Rechte zur Verfügung gestellt werden;

c) Menschen mit Behinderungen, einschließ-

lich Kindern, gleichberechtigt mit anderen 

ihre Fruchtbarkeit behalten.
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(2) Die Vertragsstaaten gewährleisten die Rech-

te und Pflichten von Menschen mit Behinderun-

gen in Fragen der Vormundschaft, Pflegschaft, 

Personen- und Vermögenssorge, Adoption von 

Kindern oder ähnlichen Rechtsinstituten, so-

weit das innerstaatliche Recht solche kennt; in 

allen Fällen ist das Wohl des Kindes ausschlag-

gebend. Die Vertragsstaaten unterstützen Men-

schen mit Behinderungen in angemessener 

Weise bei der Wahrnehmung ihrer elterlichen 

Verantwortung.

(3) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass 

Kinder mit Behinderungen gleiche Rechte in 

Bezug auf das Familienleben haben. Zur Ver-

wirklichung dieser Rechte und mit dem Ziel, 

das Verbergen, das Aussetzen, die Vernachläs-

sigung und die Absonderung von Kindern mit 

Behinderungen zu verhindern, verpflichten sich 

die Vertragsstaaten, Kindern mit Behinderun-

gen und ihren Familien frühzeitig umfassende 

Informationen, Dienste und Unterstützung zur 

Verfügung zu stellen.

(4) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass 

ein Kind nicht gegen den Willen seiner Eltern 

von diesen getrennt wird, es sei denn, dass 

die zuständigen Behörden in einer gerichtlich 

nachprüfbaren Entscheidung nach den anzu-

wendenden Rechtsvorschriften und Verfahren 

bestimmen, dass diese Trennung zum Wohl des 

Kindes notwendig ist. In keinem Fall darf das 

Kind aufgrund einer Behinderung entweder 

des Kindes oder eines oder beider Elternteile 

von den Eltern getrennt werden.

(5) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, in 

Fällen, in denen die nächsten Familienange-

hörigen nicht in der Lage sind, für ein Kind mit 

Behinderungen zu sorgen, alle Anstrengungen 

zu unternehmen, um andere Formen der Be-

treuung innerhalb der weiteren Familie und, 

falls dies nicht möglich ist, innerhalb der Ge-

meinschaft in einem familienähnlichen Umfeld 

zu gewährleisten

5.2 Grundsatzziele 

Ziel 1:

Kinder mit Behinderungen und deren Familien 

werden möglichst frühzeitig, wohnortnah und 

durch interdisziplinär arbeitende Einrichtungen 

unterstützt und gefördert. 

Ziel 2:

Die gemeinsame Bildung, Erziehung und Be-

treuung von allen Kindern mit und ohne Behin-

derungen in Kinderbetreuungseinrichtungen 

wird gefördert.
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Ziel 3:

Kinder und Jugendliche mit und ohne Behin-

derungen innerhalb und außerhalb von Ein-

richtungen werden durchgängig geschützt.

Ziel 4:

Regionale Netzwerke „Früher Hilfen“ für Kinder 

mit Behinderungen werden unterstützt. 

Ziel 5:

Familienzentren als Knotenpunkte in einem 

Netzwerk der Kooperationen und Informatio-

nen auch für Kinder mit Behinderungen und 

ihre Familien werden gefördert.

Ziel 6:

Die Unterstützung von Kindern und Jugendli-

chen mit Behinderungen im Rahmen landesge-

setzlicher Regelungen wird konsequent weiter 

entwickelt.

Ziel 7:

Mütter und Väter, die Kinder mit Behinderun-

gen betreuen, werden durch niedrigschwel-

lige, wohnortnahe und ambulante Angebote 

umfassend unterstützt. 

Ziel 8:

Das Recht von Menschen mit Behinderungen 

auf Partnerschaft, Elternschaft und Sexualität 

wird durch den Zugang zu barrierefreier Infor-

mation über Familienplanung unterstützt. 

5.3 Bestandsaufnahme

5.3.1 Frühförderung

Nach § 30 SGB IX in Verbindung mit der Verord-

nung zur Früherkennung und Frühförderung 

behinderter und von Behinderung bedrohter 

Kinder haben Kinder von Geburt bis zur Ein-

schulung Anspruch auf eine sogenannte Früh-

förderung. Sie umfasst einerseits die ärztliche 

Behandlung und Heilmittel und andererseits 

die nichtärztliche sozialpädiatrische psycholo-

gische, heilpädagogische und psychosoziale 

Leistung zur Frühdiagnostik, Behandlungspla-

nung und -förderung sowie die Beratung der 

Eltern. In Hessen stehen in jedem Landkreis 

und jeder kreisfreien Stadt insgesamt 42 wohn-

ortnahe allgemeine Frühförder- und Frühbe-

ratungsstellen für Kinder mit Behinderungen 

im Vorschulalter und deren Familien zur Verfü-

gung. Ergänzt werden diese durch insgesamt 

10 Frühförderstellen (mit Außenstellen) für hör- 

und sehgeschädigte Kinder sowie zwei Autis-

mus-Therapie-Institute.

Frühförderung ist dabei Teil des Gesamtsys-

tems einer umfassenden Grundversorgung, 

welche auf der Grundlage interdisziplinärer 

Zusammenarbeit der beteiligten Fachprofessi-

onen eine frühzeitige und umfassende Betreu-
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ung sichert. Die Hessische Landesregierung 

fördert die Frühförderstellen im Rahmen frei-

williger Leistungen und trägt so gemeinsam mit 

der ergänzenden Förderung durch den Lan-

deswohlfahrtsverband Hessen seit vielen Jah-

ren zur bundesweit anerkannten hohen Quali-

tät der Frühförderung maßgeblich bei.

Kinder mit Behinderungen müssen möglichst 

frühzeitig, umfassend und interdisziplinär ge-

fördert werden. Durch genauere diagnostische 

Verfahren, jedoch auch durch einen Anstieg 

der Zahlen so genannter entwicklungsverzö-

gerter Kinder benötigen immer mehr Familien 

mit Kindern mit Behinderungen in Hessen Hilfe 

und Unterstützung.

Die Arbeitsstelle Frühförderung Hessen  

wurde im Mai 1992 eingerichtet. Sie,

• versteht sich als Ansprechpartner für alle an 

Frühförderung beteiligten Fachdisziplinen, 

Institutionen und Familien,

• unterstützt die Weiterentwicklung der Praxis 

durch das Konzipieren von  Weiterbildungs-

angeboten,

• vertritt den interdisziplinären Ansatz der 

hessischen Frühförderung in der Öffentlich-

keit, 

• und pflegt länderübergreifende Kontakte 

und internationale Verbindungen, um Zu-

gang zu weiterreichenden Entwicklungen 

für die hessische Frühförderung zu sichern. 

Seit dem Juli 2005 liegt die Trägerschaft bei 

der Landesarbeitsgemeinschaft Frühe Hilfen in 

Hessen e.V.. Das Hessische Sozialministerium 

unterstützt die Arbeit der Arbeitsstelle Früh-

förderung Hessen durch eine jährliche Zuwen-

dung in Form von Projektförderung.

5.3.2 Familienunterstützende und  
–entlastende Dienste

In jedem Landkreis und jeder kreisfreien Stadt 

in Hessen existieren familienentlastende und 

-unterstützende Dienste. Sie bieten Informati-

on, Beratung, Betreuung und Freizeitangebo-

te für Menschen mit Behinderungen und ihre 

Angehörigen. Die Betreuung wird für Einzel-

personen und Gruppen angeboten und durch 

das Land, die Kommunen und den LWV Hessen 

gefördert. 

5.3.3 Hessisches Kindergesundheitsschutzgesetz 
(HKiGSchG)

Das hessische Kindergesundheitsschutzgesetz 

leistet einen wertvollen Beitrag zur Prävention 

und Früherkennung bei Kindern mit möglichen 

Behinderungen und Entwicklungsverzögerun-

gen. Mit der Durchführung der dort nieder-

gelegten Aufgaben ist das Hessische Kinder-

vorsorgezentrum (HKVZ) betraut und für vier 

verschiedene Bereiche zuständig: 
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• Kindervorsorgeuntersuchungen:  beinhal-

ten die im Kindergesundheitsschutzgesetz 

geregelten gesetzlich vorgeschriebenen 

Aufgaben, nämlich die verbindliche Teilnah-

me an den Kindervorsorgeuntersuchungen 

U 1 bis U 9 entsprechend der Kinderrichtli-

nie des Gemeinsamen Bundesausschusses. 

Das HKVZ überwacht die Teilnahme an den 

Untersuchungen U 4 bis U 9.

• NeugeborenenStoffwechsel-Screening: 

bei Neugeborenen wird in der 36. bis 72. 

Lebensstunde eine Blutuntersuchung zur 

rechtzeitigen Erkennung von Anzeichen für 

eine Stoffwechselerkrankung durchgeführt.

• Neugeborenen-Hörscreening: bei jedem in 

einer Klinik geborenen Kind wird in den ers-

ten Tagen nach der Geburt eine Hörprüfung 

durchgeführt.  

• Kindersprachtraining (KISS): soll die sprach-

liche Kompetenz und Kommunikationsfä-

higkeit von Kindern möglichst ganzheitlich 

erfassen und als standardisiertes Verfahren 

dazu beitragen, Fehleinschätzungen zu ver-

meiden und unentdeckte Entwicklungsrück-

stände im Bereich Sprache aufzuzeigen.

5.3.4 Hessischer Bildungs- und Erziehungsplan 
(BEP)

Der Hessische Bildungs- und Erziehungsplan 

(BEP) hat zum Ziel, dass Kinder von 0 bis 10 

gleichermaßen nach ihren individuellen Vor-

aussetzungen bestmöglich gefördert werden. 

Unabhängig von den jeweiligen Entwicklungs-

voraussetzungen und Bedürfnissen hat jedes 

Kind den gleichen Anspruch darauf, in seiner 

Entwicklung und seinem Lernen angemessen 

unterstützt und gefördert zu werden: Es soll 

darin gestärkt werden, sich zu einer eigenver-

antwortlichen Person zu entwickeln. Zur Umset-

zung des Konzepts und als Ansprechstelle für 

die Praxis haben die beiden Ministerien (Kultus 

und Soziales) eine gemeinsame Geschäftsstelle 

mit Sitz beim Hessischen Sozialministerium ein-

gerichtet. Der BEP wird seit dem Kindergarten-/

Schuljahr 2008/2009 sukzessive in Kinderta-

geseinrichtungen, Grundschulen und weiteren 

Lernorten des Elementar- und Primarbereichs 

umgesetzt.

Alle Kinder erhalten eine ihrer individuellen 

Situation angemessene Unterstützung und 

Förderung. Das gemeinsame Spielen und Ler-

nen von Kindern mit unterschiedlichen Lern-

voraussetzungen wird als Möglichkeit erfah-

ren, miteinander in Kontakt zu treten. Das Kind 

erkennt diese Unterschiede als Bereicherung 

und Chance, vom anderen zu lernen. Es lernt, 

andere Kinder in ihrer Individualität zu sehen 

und zu akzeptieren. Es erwirbt die Fähigkeit, 

Hilfe anzubieten sowie anzunehmen. Der Hes-

sische Bildungs- und Erziehungsplan stellt 

somit auch den Rahmen dar, um Kinder und 

Jugendliche mit Behinderungen in ihrer Teil-

habe am Leben in der Gesellschaft zu fördern 

und zu unterstützen

5.3.5 Integration in Kindertagesstätten

Die Integration von Kindern mit Behinderung 

in hessischen Kindertagesstätten ist weit voran-

geschritten, eine Betreuung in reinen Sonder-

gruppen findet in Hessen seit 2002 nicht mehr 

statt. Die Betreuung von Kindern mit Behinde-

rung in Kindertagesstätten wird durch die „Rah-

menvereinbarung Integrationsplatz“ aus dem 

Jahr 1999 geregelt. 
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Die Rahmenvereinbarung Integrationsplatz ist 

ein Vertrag zwischen den kommunalen Spit-

zenverbänden, dem Landeswohlfahrtsverband 

Hessen und der Liga der Freien Wohlfahrtspfle-

ge. Er stellt sicher, dass jedem Kind mit Behin-

derung im Kindergartenalter eine wohnortnahe 

Betreuung in einem Regelkindergarten zur Ver-

fügung steht.

Dabei können die Träger der jeweiligen Ein-

richtungen seitens der Sozialhilfeträger sowie 

durch eine Pauschale des Landes Hessen eine 

finanzielle Förderung erhalten.

Damit ist Hessen bundesweit wegweisend, 

was die gemeinsame Betreuung von Kindern 

mit und ohne Behinderungen in Regelkin-

dertagesstätten anbelangt. Bei entsprechen-

den Voraussetzungen erhält der Träger der 

Einrichtung eine Maßnahmenpauschale vom 

örtlichen Träger der Sozialhilfe zur Integrati-

on eines Kindes mit Behinderungen in Höhe 

von derzeit 16.711 Euro pro Jahr und Platz. 

Zur Unterstützung der gemeinsamen Bildung, 

Erziehung und Betreuung von Kindern mit und 

ohne Behinderungen erhalten die Träger eine 

zusätzliche Pauschale vom Land Hessen nach 

der Verordnung zur Landesförderung für Kin-

dertageseinrichtungen und Kindertagespflege 

vom 2. Januar 2007 (GVBl. I S. 3), zuletzt geän-

dert durch Verordnung vom 7. November 2011 

(GVBl. I S. 702) in Höhe von 1.540 Euro pro Kind 

der Altersgruppe der 3- bis 6-jährigen. Seit An-

fang 2008 fördert das Land Hessen die Integra-

tion von Kindern mit Behinderungen unter drei 

Jahren. Sofern der örtliche Träger der Sozialhil-

fe die Rahmenvereinbarung Integrationsplatz 

auch für Kinder mit Behinderungen unter drei 

Jahren anwendet, kann der Träger der Kinder-

tageseinrichtung beim örtlichen Träger der So-

zialhilfe die Gewährung der Maßnahmenpau-

schale in Höhe von 16.711 Euro zuzüglich einer 

zehnprozentigen Erhöhung, finanziert durch 

das Land Hessen, für die Aufnahme des Kindes 

erhalten.

Die Fortschreibung der bestehenden Rahmen-

vereinbarung wird von der Hessischen Landes-

regierung begrüßt, kann jedoch nur von den 

Vertragspartnern umgesetzt werden. 

Familienzentren  

In den hessischen Familienzentren werden bil-

dungspolitische, gesundheitspräventive und 

gewaltpräventive Ansätze mit familienbezoge-

nen Angeboten vernetzt. Sie stehen allen Fami-

lien in Hessen offen und stellen somit im Sinne 

des inklusiven Ansatzes einen wichtigen Bau-

stein auch für Kinder mit Behinderungen und 

ihre Familien dar. Die Hessische Landesregie-

rung fördert die Entwicklung und den Aufbau 

der Familienzentren in Hessen. 
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5.3.6 Hessisches Kinder- und Jugendhilfegesetz 
(HKJGB)

Das Hessische Kinder- und Jugendhilfegesetz-

buch (HKJGB) soll darauf hinwirken, dass die In-

tegration junger Menschen mit Behinderungen 

unter gleichen Entwicklungschancen gefördert 

wird. Das Land fördert die Bildung, Erziehung 

und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtun-

gen nach Maßgabe des Haushalts. 

Die Tageseinrichtung für Kinder hat einen ei-

genständigen Bildungs- und Erziehungsauftrag 

und soll allen Kindern gleiche Entwicklungs-

chancen geben. Die Landesregierung wird er-

mächtigt, durch Rechtsverordnung die Art, den 

Gegenstand, die Voraussetzungen, die Höhe 

und das Verfahren der Landesförderung zu be-

stimmen, dabei wird das Vorliegen einer Behin-

derung berücksichtigt.

5.3.7 Elternassistenz

Neben den Hilfen für Kinder und Jugendliche 

mit Behinderungen gibt es auch zahlreiche Un-

terstützungsmöglichkeiten für Eltern und Fami-

lien. So trägt das SGB IX bei der Entscheidung 

über Leistungen und bei der Ausführung der 

Leistungen zur Teilhabe den besonderen Be-

dürfnissen von Müttern und Vätern mit Behin-

derungen bei der Erfüllung ihres Erziehungs-

auftrages Rechnung. Trotzdem können in der 

Praxis Abstimmungsschwierigkeiten in Bezug 

auf Leistungen zur Elternassistenz zwischen den 

Trägern der Rehabilitation bestehen. Aus der 

Sicht der Hessischen Landesregierung können 

gemeinsam mit den kommunalen Gebietskör-

perschaften entwickelte Handlungsempfehlun-

gen zu einer Verbesserung der Zusammenar-

beit der Leistungsträger vor Ort beitragen. Die 

Landesregierung setzt sich mit den Gebietskör-

perschaften für die Erstellung solcher Hand-

lungsempfehlungen ein. 
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5.4 Konkrete Ziele und Maßnahmen

Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

5.1 

Entwicklung der Fähigkeit 

von Kindern mit Hörschädi-

gung und anderen Ein-

schränkungen zur Kommu-

nikation

Ganzheitliche Förderung 

der Hör- und Sprachentwick-

lung und der allgemeinen 

Entwicklung des Kindes 

Umfassende Beratung der 

Eltern in Bezug auf die Mög-

lichkeiten und Bedingungen 

zum Lernen von Hören, 

Lautsprache und Deutsche 

Gebärdensprache (DGS) im 

Alltag des Kindes incl. der 

Beratung im Hinblick auf den 

Einsatz von Hörtechnik 

Information der Erzieher/

innen über die Besonderhei-

ten von Hörschädigungen

Kindern mit Taubblindheit 

taktile Kommunikation (Lor-

men usw.) anbieten

Einsatz von Methoden der 

Unterstützten Kommunika-

tion

Bereitstellung ausreichen-

der Personalkapazitäten zur 

Gewährleistung zeitnaher 

individueller und behinde-

rungsspezifischer Frühför-

derangebote in im Einzelfall 

erforderlichen Umfang

Frühförderstellen an den 

Förderschulen für Hörge-

schädigte als Kompetenz-

zentren

Mobile Frühförderung für 

Kinder mit einer Hörschä-

digung angegliedert an 

den hessischen BFZ für 

Hörgeschädigte 

Stationäre Wechselgrup-

pe an der Johannes-Vat-

ter-Schule in Friedberg

HSM, HKM, 

Kommunen, 

LWV, Rehaträ-

ger

Ab Sofort, 

Daueraufgabe 

5.2 

Abbau der Warteliste für 

Frühförderangebote

Sicherung des mobilen/ 

aufsuchenden Arbeitens von 

Frühförderung

Leistungsträ-

ger, Leistungs-

erbringer, 

HSM, LWV

5.3 

Sicherstellung der Interdis-

ziplinären Frühförderung in 

Umsetzung der Komplex-

leistung gemäß SGB IX und 

FrühförderV

Interdisziplinäre Besetzung 

und Kooperation von Früh-

förderstellen 

Evaluation und wissenschaft-

liche Begleitung der inter-

disziplinären Strukturen der 

Hessischen Frühförderung

Arbeitshilfe zur Umsetzung 

der Komplexleistung Früh-

förderung in Hessen

Projektförderung Land 

und LWV Hessen

Mittel im Rahmen kom-

munalisierter Hilfen in 

Höhe von 2.263.121,79 

Euro für allg. Frühförde-

rung in 2011

Zielvereinbarung kommu-

nalisierter Haushaltsmittel

Abschlussbericht zur 

Evaluation der interdiszip-

linär erbrachten Komplex-

leistung Frühförderung 

in Hessen „Viele Systeme 

– Eine Leistung“

www.hsm.hessen.de 

Rubrik Familie/Kinder/

Frühförderung in Hessen

HSM, Sozial-

hilfeträger, 

Krankenkas-

sen, Einrich-

tungsträger, 

BMAS, BMG, 

Kommunen

Daueraufgabe 

 

 

Daueraufgabe 

2012 

 

http://www.hsm.hessen.de
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

5.4 

50 Prozent der schulpflichtig 

gewordenen Kinder aus der 

speziellen Frühförderung 

besuchen die Regelschule

5.5 

Die speziellen Frühförder-

stellen erbringen bedarfsge-

rechte Komplexleistungen 

gem. § 30 SGB IX

5.6 

Sicherstellung der Kommu-

nikation von Eltern mit Hör-/

Sprachbehinderung mit der 

Kita oder Tagespflegestelle 

ihres Kindes

5.7 

Gewährleistung einer Über-

gangsbegleitung aus dem 

Elementarbereich in den 

schulischen Bereich

Verbindliche Qualitäts-

standards für die spezielle 

Frühförderung ersetzen die 

derzeitigen Qualitätsmerk-

male

Die speziellen Frühförder-

stellen werden gem. der 

Vereinbarung zur Umsetzung 

der FrühV in Hessen als 

interdisziplinäre FF-Stellen 

anerkannt

Kostenerstattung für Kom-

munikationshilfedienste, 

insbesondere Einsatz von 

Gebärdensprachdolmet-

schern für Eltern mit Hör- 

und Sprachbehinderung bei 

der Kommunikation mit der 

Kindertageseinrichtung oder 

der Tagespflegestelle ihres 

Kindes 

Kooperation mit Förder- und 

Beratungszentren durch Ein-

bezug der Frühförderstellen 

und Kindertagesstätten

Mitarbeit von Frühförderstel-

len und Kindertagesstätten 

in den Förderausschüssen

Förderung von Beratungsan-

geboten zur Übergangsbe-

gleitung von Kindern in die 

Schule 

Kooperation zwischen Kin-

dertagesstätte und Schule 

auf der Grundlage des BEP

Angebote der mobilen 

Frühförderung für Kinder 

mit einer Hörschädigung 

angegliedert an den hes-

sischen Berufsförderzen-

tren für Hörgeschädigte 

(BFZ) 

Erlass des HSM vom 4.Juli 

2007 an das RP Kassel 

www.rp-kassel.hessen.de

Bildungs- und Erzie-

hungsplan  

www.bep.hessen.de

HSM, LWV, 

Kommunen, 

Einrichtungs-

träger

HSM, Kran-

kenkassen, 

Kommunen, 

LWV

HSM, RP KS,

HSM, HKM, 

Kommunen

Ab 2012 

 

  

2012 

 

 

 

Daueraufgabe

Seit 2007/08 

Umsetzung 

BEP 

 

 

http://www.rp-kassel.hessen.de
http://www.bep.hessen.de
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

5.8 

Ermöglichung der Konti-

nuität in der Beratung und 

Begleitung beim Übergang 

von Kindern aus der Frühför-

derung in die Schule

5.9 

Förderung des offenen 

Zugangs zu Frühförderange-

boten durch Sicherstellung 

frühzeitiger Informationsver-

mittlung 

5.10 

Fachspezifische Frühförde-

rung von der Diagnose bis 

zur Einschulung

Kooperation der BFZs mit 

den Frühförderstellen zur 

einschulungsbegleitung

Mitwirkung der Frühförder-

stellen in den Förderaus-

schüssen durch § 54 HSchG 

geregelt

Verankerung der Informatio-

nen zu bestehenden Frühför-

derangeboten bei: Geburts-

kliniken/ Neonatologischen 

Stationen, Kinderärztinnen/ 

Kinderärzten, Hebammen, 

Niedergelassenen Thera-

peutinnen/Therapeuten, 

Kinderbetreuungseinrichtun-

gen, Tagesmüttern/-vätern, 

Sozial-/ Gesundheitsämtern, 

Jugendämtern, Angebots- 

trägern der Kinder- und 

Jugendhilfe, Anbietern aus 

dem Bereich der Frühen 

Hilfen, Psychosozialen 

Beratungsstellen, Beratungs-

stellen und Treffpunkten für 

Familien mit jungen Kindern

Sicherstellung und Ausbau 

der hörgeschädigtenspezi-

fischen Frühförderung un-

mittelbar nach der Diagnose 

im häuslichen Umfeld vom 

Zeitpunkt der Diagnose bis 

zur Einschulung

Informationen auf der 

Homepage des HSM 

www.hsm.hessen.de, 

des Familienatlas  

www.familienatlas.de

der Familienkarte Hessen 

www.familienkarte. 

hessen.de unter der  

Rubrik „Elternratgeber“ 

u.a.

HKM

HSM, Kommu-

nen, Reha-

Träger, 

Arbeitsstelle 

Frühförderung 

Hessen

HSM, LWV, 

örtliche Sozial-

hilfeträger

Daueraufgabe 

 

Daueraufgabe 

 

 

 

http://www.hsm.hessen.de
http://www.familienatlas.de
http://www.familienkarte.hessen.de
http://www.familienkarte.hessen.de
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

5.11 

Sicherstellung und Weiter-

entwicklung von Kooperati-

onsmöglichkeiten zwischen 

Frühförderstellen und 

Kindertageseinrichtungen 

5.12 

Sicherstellung und ggf. 

Ausbau des Angebots der 

Heilpädagogischen Kin-

dergartenfachberatung der 

Frühförderstellen

5.13 

Alle Kinder erhalten die für 

ihren Bedarf spezielle Früh-

förderung

5.14 

Früherkennung von Sinnes-

schädigungen und Zugangs-

vermittlung an weiterführen-

de Angebote

Beratung von Erzieher/innen 

beim Übergang eines Kindes 

in die Einrichtung (Raumge-

staltung, Hilfsmittel, etc.) 

Gemeinsame Planung von 

Unterstützungs-, Beglei-

tungs- und Fördermög-

lichkeiten innerhalb der 

Kindertagesstätte

Durchführung von Förder-

maßnahmen in der Einrich-

tung

Stärkung der Beratungs- und 

Qualifikationsangebote für 

Kindertageseinrichtungen 

im Zusammenhang mit der 

Umsetzung von Inklusion

In den Qualitätsstandards 

wird die Zuständigkeit der 

speziellen Frühförderstellen 

für alle sinnesgeschädigten 

Kinder festgelegt sowie für 

Kinder mit Autismus

Vernetzung der speziellen 

Frühförderstellen und der 

Zentren für Autismus in 

Hessen mit örtlichen Früh-

förderstellen oder anderen 

Angeboten für Kinder in den 

Kreisen und Städten

Absicherung und Weiter-

entwicklung des Neugebo-

renenhörscreenings (z.B. in 

Bezug auf Tracking-Stellen)

Angebote der Hessischen 

Frühförderstellen in be-

stehenden und bewähr-

ten Kooperationen mit 

Kinderbetreuungseinrich-

tungen

Umsetzungsvereinbarung 

zur Frühförderverordnung 

– Abgabe medizinischthe-

rapeutischer Maßnahmen 

in Kindertagesstätten

Finanzierung der Kinder-

tagesstätten-Fachbera-

tung aus Landesmitteln 

Vereinbarung des LWV 

Hessen mit Zitronenfalter 

Fulda

www.antoniusheim-fulda.

de/

Neugeborenen-Hörscree-

ning

Kommunen

Kommunen, 

HSM

HSM, LWV, 

Kommunen, 

Frühför-

derstellen, 

Autismusthe-

rapieinstitute, 

Einrichtungs-

träger

HSM, Kran-

kenkassen, 

Geburtsklini-

ken, Fachklini-

ken, Pädau-

diologen, 

Augenärzte, 

Kinderärzte 

Daueraufgabe 

 

  

Daueraufgabe 

 

 

Daueraufgabe 

Ab 2012 

 

  

Daueraufgabe  

 

  

http://www.antoniusheim-fulda.de/
http://www.antoniusheim-fulda.de/
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

5.15 

Auf- und Ausbau eines 

inklusiven Gesamtsystems 

Kinderbetreuungseinrich-

tungen

5.16 

Sicherstellung von guten 

Umgebungsbedingungen 

für die Betreuung von Kin-

dern mit Behinderung 

Begleitung der Weiterent-

wicklung von Kinderbetreu-

ungseinrichtungen bei der 

Entwicklung zur Inklusion 

durch: 

•	 Beratungsangebote 

•	 Implementierung	von 

entsprechenden Fort- und 

Weiterbildungskonzepten 

 

  

•	 Unterstützung	und	 

Organisation von Fach- 

veranstaltungen 

 

 

•	 Erarbeitung	kommunaler	 

Aktions- und Umsetzungs 

pläne

 

 

Beachtung der DIN 18041 

Gute Raumakustik in Aufent-

haltsräumen. Dadurch soll 

der Geräuschpegel und die 

Nachhallzeit gesenkt werden 

Maßnahmen zur Reduzie-

rung des Störschalls (rücken-

de Stühle usw.) 

Gute Beleuchtung in den 

Aufenthaltsräumen

Geeignete Sitzordnung 

wegen erforderlichem Blick-

kontakt

Zusätzliche ruhige Aufent-

haltsräume 

Kontrastreiche Raumgestal-

tung

Für Kinder mit Taubblindheit 

ergänzend taktile Orientie-

rungspunkte vorsehen 

Körperbehindertengerechte 

sanitäre Anlagen

Nutzung von visuellen und 

kinästhetischen Orientie-

rungselementen

Bildungs- und Erzie-

hungsplan Hessen  

www.bep.hessen.de/

Kompetenzzentren der 

verschiedenen Förder-

schulen 

Beratung von Kitas durch 

allgemeine und spezielle 

Frühförderstellen

HSM, Kommu-

nen, Kitaträger

HMWVL, 

Kommunen, 

alle Bauträger 

von entspre-

chenden 

Einrichtungen

Ab sofort 

Daueraufgabe 

 

  

Daueraufgabe 

 

  

http://www.bep.hessen.de/
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

5.17 

Verbesserung der Lebens-

bedingungen von Eltern 

behinderter Kinder

5.18 

Sicherstellung einer barrie-

refreien Kommunikation mit 

Frühförderstellen

5.19 

Aufbau eines Netzwerkes 

Früher Hilfen unter Einbezug 

der vorhandenen Systeme 

(Kinder- und Jugendhilfe, 

Sozialhilfe, Gesundheits-

system) und bestehende 

Angebote

5.20 

Verbesserung der Unter-

stützung durch Assistenz/ 

Integrationskräfte in Schule, 

Ausbildung und Studium

5.21 

Wohnortnahe Frühförderung 

sinnesgeschädigter Kinder 

Sicherung und Ausbau der 

familienentlastenden Diens-

te (FED)

Finanzierung insbesondere 

von Gebärdendolmetschern 

sowie Brailleschrift, techni-

schen Hilfsmittel, leichter 

Sprache, Lormensprache etc. 

Verstärkte Vernetzung 

bestehender Systeme und 

Nutzung von Synergien

Auf- und Ausbau von 

Kooperationen zwischen 

Angeboten der Sozialhilfe, 

Kinder- und Jugendhilfe und 

Gesundheitssystem

Klärung von Zuständigkeiten

Ausbau der Versorgung mit 

Assistenten 

Feststellung/Erhebung der 

Bedarfe und nicht abgedeck-

ter Bedarfe (Dokumentation)

Erstellung von Aufgaben- 

und Kompetenzprofilen für 

LaienhelferInnen und fach-

qualifizierte AssistentInnen 

(Messkriterien entwickeln)

Entwicklung konzeptioneller 

Grundlagen“

Unterstützung durch mobile 

Angebote der Frühförder-

stellen in den Familien und/

oder im Kindergarten 

Angebote der mobilen 

und stationären Frühför-

derung für Kinder mit 

einer Hörschädigung 

angegliedert an den hes-

sischen BFZ für Hörge-

schädigte

Broschüre Auflistung 

„Frühe Hilfen – Angebote 

und Projekte in Hessen“ 

der Arbeitsstelle Frühför-

derung Hessen

Verein zur Förderung der 

Integration von Menschen 

mit Behinderung e.V. in 

Gießen mit der Aufgabe 

Integrationshelfern be-

reitzustellen im Landkreis 

Gießen und Wetterau. 

www.vfimb.de/

Überregionale Angebote 

der Frühförderung für 

hör- und sehgeschädigte 

Kinder

Land, LWV, 

Kommunen

HSM, LWV, 

Kommunen, 

Förderschulen 

als Kompe-

tenzzentrum, 

Krankenkassen

HSM, HKM, 

GKV, Kommu-

nen

Kommunen, 

Land

Sozialhilfeträ-

ger, HSM, LWV 

Hessen, HKM

Daueraufgabe 

 

  

Daueraufgabe 

 

  

Daueraufgabe 

 

  

Ab sofort 

Daueraufgabe 

 

  

Daueraufgabe 

 

  

http://www.vfimb.de/
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

5.22 

Unterstützung bei der 

weiteren Umsetzung von 

Kinderrechten in teilsta-

tionären und stationären 

Einrichtungen für Menschen 

mit Behinderungen

5.23 

Verbesserung des Personal-

schlüssels in der Frühförde-

rung für hör- und sehge-

schädigte Kinder sowie für 

Kinder mit Autismus

5.24 

Stärkung der Beratung von 

Kindern, Jugendlichen und 

Eltern

5.25 

Sicherstellung und Weiter-

entwicklung der bestehen-

den Integrationsrahmenbe-

dingungen für Kinder mit 

Behinderungen in Kinderbe-

treuungseinrichtungen 

Sicherung struktureller 

Mindestvoraussetzungen 

zur Gewährleistung des 

Schutzes von Kindern und 

Jugendlichen mit Behinde-

rungen in Einrichtungen

Aufstockung der Mittel der 

originär zuständigen Leis-

tungsträger, des LWV und 

des Landes

Schaffung von Angeboten 

auf Beratung für Kinder und 

Jugendliche mit Förderbe-

darf und ihrer Eltern

Verbesserung der Beratungs-

situation in der Schwager-

schaft von Müttern mit 

Behinderungen.

Fortbildungsangebote für Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter 

in der Schwangerschaftskon-

fliktberatung

Fortschreibung der Rahmen-

vereinbarung Integrations-

platz

Beobachtungs- und Be-

wertungsinstrument zur 

Risiko- und Gefahrenein-

schätzung bei Verdacht 

auf Kindeswohlgefähr-

dung der Forschungs-

gruppe Petra

Projektförderung Land 

und LWV

Leistungen für Frühförde-

rung sinnesgeschädigter 

Kinder und Kinder mit 

Autismus

2011: insg. 1.090.000 Euro

Stadt Frankfurt mit Integra-

tionsmöglichkeiten sowohl 

im Krippen- wie im Hortbe-

reich (Bsp. Mainkrokodile, 

Lebenshilfe)

www.mainkrokodile.de/

www.lebenshilfe-ffm.de/

Integrative Krabbelgruppe 

in der Helen-Keller Kinder-

tagesstätte in Gießen der 

Lebenshilfe Gießen

www.lebenshilfe-giessen.

de/

Leistungsträ-

ger, Leistungs-

erbringer, 

HSM, LWV

HKM, HSM, 

Kommunen

KSpV, LIGA

 

 

Daueraufgabe Bund, Land, 

HSM

Fortbildungsreihe von Pro 

familia

Erstellung von Präventions-

konzepten 

Daueraufgabe 

 

 

Ab sofort 

 

 

Ab sofort

Daueraufgabe 

 

 

http://www.mainkrokodile.de
www.lebenshilfe-ffm.de/
http://www.lebenshilfe-giessen.de/
http://www.lebenshilfe-giessen.de/
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

5.26 

Ausbau der Frühförderstel-

len in Funktion der „offenen 

Anlaufstellen“ 

5.27 

Familienzentren zur Vernet-

zung von Kindertagesstätten 

mit Fachdiensten

5.28 

Verankerung inklusionspäd-

agogischen Wissens in der 

Ausbildung der Erzieher/

innen und Lehrer/innen

5.29 

Weiterentwicklung der spezi-

alisierten Frühförderangebo-

te und Hilfen in der Schule 

für Kinder und Jugendliche 

mit Autismus

Förderung von „offenen 

Anlaufstellen“ durch Land, 

LWV Hessen, Krankenkassen 

und Sozialhilfeträger

Aufbau von Familienzentren 

als Grundlage der Entwick-

lung einer ganzheitlichen 

familienbezogenen Infra-

struktur 

 

Anpassung bestehender 

Ausbildungsrichtlinien und 

Studieninhalte

Ausbau der Autismusthe-

rapie-Zentren in Bezug auf 

regionale Angebote

Installieren eines Netzwerkes 

„Autismus“

Aufbau einer gemeinsamen 

Homepage

Ausbau der Fachberatung 

in Kindertagesstätten und 

Schulen

Vernetzung mit allgemeinen 

und sinnesspezifischen Früh-

förderstellen

Fach- und Fördergrund-

sätze zur Etablierung von 

Familienzentren in  

Hessen StAnz. 2011,  

S. 1180

Fachschule für Erziehung 

der Lebenshilfe Hessen 

Standort Hochheim  

www.lebenshilfehessen.de/ 

Rubrik Fachschulen

Berufsbegleitender Studi

engang der Hochschule 

Fulda: „Frühkindliche 

inklusive Bildung (B.A.); 

-

www.fruehkindliche- 

inklusive-bildung.de/

Netzwerk Autismus Nor-

hessen NANO

Krankenkas-

sen, Sozial-

hilfeträger 

ergänzend 

HSM, LWV

Kommunen, 

HSM

HKM, HMWK

HSM, LWV, So-

zialhilfeträger

Ab sofort 

 

Ab sofort

Daueraufgabe 

 

Ab sofort

Daueraufgabe 

 

http://www.lebenshilfehessen.de/
http://www.fruehkindliche-inklusive-bildung.de/
http://www.fruehkindliche-inklusive-bildung.de/
http://www.fruehkindliche-inklusive-bildung.de/
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5.5 Ausblick

Die Hessische Landesregierung setzt sich im 

Bereich Kinder und Jugendliche für die konse-

quente Weiterentwicklung in folgenden Berei-

chen ein:

• Ausbau des interdisziplinären Netzwerks 

früher Hilfen,

• Sicherstellung ausreichenden und fachlich 

qualifizierten Personals als Grundlage früh-

zeitiger und fachlich übergreifender Förde-

rung von Kindern mit Behinderungen,

• Trägerübergreifende Planung und Abstim-

mung von Angeboten für Familien und Kin-

der mit Behinderungen,

• Sicherstellung der Familienunterstützenden 

Dienste zur Stärkung der Elternschaft von 

Eltern in der Betreuung von Kindern mit Be-

hinderungen,

• und Initiierung und Durchführung von In-

formations- und Aufklärungskampagnen für 

Menschen mit Behinderungen zu den The-

men Partnerschaft und Elternschaft.
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KApIteL 6

Schule und Bildung

6.1 Artikel UN-BRK

Artikel 24 – Bildung 

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht 

von Menschen mit Behinderungen auf Bildung. 

Um dieses Recht ohne Diskriminierung und auf 

der Grundlage der Chancengleichheit zu ver-

wirklichen, gewährleisten die Vertragsstaaten

ein integratives Bildungssystem auf allen Ebe-

nen und lebenslanges Lernen mit dem Ziel,

a) die menschlichen Möglichkeiten sowie das 

Bewusstsein der Würde und das Selbstwert-

gefühl des Menschen voll zur Entfaltung 

zu bringen und die Achtung vor den Men-

schenrechten, den Grundfreiheiten und der 

menschlichen Vielfalt zu stärken;

b) Menschen mit Behinderungen ihre Persön-

lichkeit, ihre Begabungen und ihre Kreati-

vität sowie ihre geistigen und körperlichen

Fähigkeiten voll zur Entfaltung bringen zu

lassen;

c) Menschen mit Behinderungen zur wirkli-

chen Teilhabe an einer freien Gesellschaft 

zu befähigen.

(2) Bei der Verwirklichung dieses Rechts stellen 

die Vertragsstaaten sicher, dass

a) Menschen mit Behinderungen nicht auf-

grund von Behinderung vom allgemeinen 

Bildungssystem ausgeschlossen werden

und dass Kinder mit Behinderungen nicht 

aufgrund von Behinderung vom unentgelt-

lichen und obligatorischen Grundschulun-

terricht oder vom Besuch weiterführender 

Schulen ausgeschlossen werden;

b) Menschen mit Behinderungen gleichbe-

rechtigt mit anderen in der Gemeinschaft, 

in der sie leben, Zugang zu einem integra-

tiven, hochwertigen und unentgeltlichen 

Unterricht an Grundschulen und weiterfüh-

renden Schulen haben;

c) angemessene Vorkehrungen für die Bedürf-

nisse des Einzelnen getroffen werden;

d) Menschen mit Behinderungen innerhalb 

des allgemeinen Bildungssystems die not-

wendige Unterstützung geleistet wird, um 

ihre erfolgreiche Bildung zu erleichtern; 

e) in Übereinstimmung mit dem Ziel der

vollständigen Integration wirksame in-

dividuell angepasste Unterstützungs-

maßnahmen in einem Umfeld, das die

bestmögliche schulische und soziale Ent-

wicklung gestattet, angeboten werden. 

(3) Die Vertragsstaaten ermöglichen Menschen 

mit Behinderungen, lebenspraktische Fertig-

keiten und soziale Kompetenzen zu erwerben, 

um ihre volle und gleichberechtigte Teilhabe 

an der Bildung und als Mitglieder der Gemein-

schaft zu erleichtern. Zu diesem Zweck ergrei-

fen die Vertragsstaaten geeignete Maßnah-

men; unter anderem

a) erleichtern sie das Erlernen von Braille-

schrift, alternativer Schrift, ergänzenden und 
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alternativen Formen, Mitteln und Formaten 

der Kommunikation, den Erwerb von Orien-

tierungs- und Mobilitätsfertigkeiten sowie 

die Unterstützung durch andere Menschen 

mit Behinderungen und das Mentoring;

b) erleichtern sie das Erlernen der Gebärden-

sprache und die Förderung der sprachli-

chen Identität der Gehörlosen;

c) stellen sie sicher, dass blinden, gehörlosen 

oder taubblinden Menschen, insbesondere 

Kindern, Bildung in den Sprachen und Kom-

munikationsformen und mit den Kommuni-

kationsmitteln, die für den Einzelnen am bes-

ten geeignet sind, sowie in einem Umfeld 

vermittelt wird, das die bestmögliche schu-

lische und soziale Entwicklung gestattet. 

(4) Um zur Verwirklichung dieses Rechts beizu-

tragen, treffen die Vertragsstaaten geeignete 

Maßnahmen zur Einstellung von Lehrkräften, 

einschließlich solcher mit Behinderungen, die 

in Gebärdensprache oder Brailleschrift ausge-

bildet sind, und zur Schulung von Fachkräften 

sowie Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen auf 

allen Ebenen des Bildungswesens. Diese Schu-

lung schließt die Schärfung des Bewusstseins 

für Behinderungen und die Verwendung ge-

eigneter ergänzender und alternativer Formen, 

Mittel und Formate der Kommunikation sowie 

pädagogische Verfahren und Materialien zur 

Unterstützung von Menschen mit Behinderun-

gen ein.

(5) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Men-

schen mit Behinderungen ohne Diskriminie-

rung und gleichberechtigt mit anderen Zugang 

zu allgemeiner Hochschulbildung, Berufsaus-

bildung, Erwachsenenbildung und lebenslan-

gem Lernen haben. Zu diesem Zweck stellen 

die Vertragsstaaten sicher, dass für Menschen 

mit Behinderungen angemessene Vorkehrun-

gen getroffen werden.

6.2 Präambel

Mit Unterzeichnung der UN-Behindertenrechts-

konvention hat sich die Bundesrepublik Deutsch-

land verpflichtet, das Recht auf Teilhabe im all-

gemeinen Bildungssystem zu verwirklichen. In

Artikel 24 setzten sich die unterzeichnenden

Vertragsstaaten das Ziel, Menschen mit Behin-

derungen zur wirklichen Teilhabe an einer freien 

Gesellschaft zu befähigen.

 

 

Das Hessische Kultusministerium sieht sich

in der Verantwortung, die dort festgelegten 

Grundrechte im Bereich der schulischen Bil-

dung umzusetzen. Jedes Kind soll seinen op-

 

timalen persönlichen Lernort finden. Diesem 

Grundsatz sind auch alle Entscheidungen der 

Schulaufsichtsbehörde und der Schule vor Ort 

verpflichtet. Das Wohl des Kindes hat bei allen 

Entscheidungen Vorrang, so wie es in Artikel 7 

der UN-Behindertenrechtskonvention festge-

schrieben ist. Die Transformation der UN-Be-

hindertenrechtskonvention durch den Landes-

gesetzgeber erfolgt durch das neue Hessische 

Schulgesetz, das am 1. August 2011 in Kraft ge-

treten ist. 

Mit dem Landtagsbeschluss vom 2. Dezember 

2009 zur Erstellung eines Aktionsplans wird

die Hessische Landesregierung unter ande-

rem aufgefordert, „die inklusive Beschulung
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unter Berücksichtigung des Kindeswohls zu 

fördern“. Mit dem Aktionsplan sollen unter Mit-

wirkung der Menschen mit Behinderungen und 

ihrer Vertretungen Maßnahmen beschrieben 

werden, die geeignet sind, die Inklusion von 

Menschen mit Beeinträchtigungen und Behin-

derungen voranzutreiben. Die Vorstellungen 

der Betroffenen- und Berufsverbände zur Ge-

staltung der Inklusion in der schulischen Bil-

dung sind für das Hessische Kultusministerium 

wichtige Gradmesser bei der Umsetzung die-

ses gesamtgesellschaftlichen Vorhabens. Die 

Vielfalt der Forderungen bildet die Wünsche 

der einzelnen gesellschaftlichen Gruppen ab. 

Aufgabe des Hessischen Kultusministeriums ist 

es jedoch, der Verantwortung für alle Schülerin-

nen und Schüler wie auch für alle Lehrerinnen 

und Lehrer gerecht zu werden und die Qualität 

schulischer Bildung in ihrer Gesamtheit zu ga-

rantieren und weiterzuentwickeln. 

Mit der Novellierung des Hessischen Schulge-

setzes und der Verordnung über Unterricht, Er-

ziehung und sonderpädagogische Förderung 

von Schülerinnen und Schülern mit Beeinträch-

tigungen und Behinderungen (VOSB), die die 

Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben regelt, 

wird der rechtliche Rahmen geschaffen, um im 

Feld der schulischen Bildung die Erhöhung der 

gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit 

Behinderungen und Beeinträchtigen zu ermög-

lichen. So wird grundsätzlich jedes schulpflichti-

ge Kind in der zuständigen allgemeinen Schule 

angemeldet. Nach wie vor können Eltern aber 

auch zukünftig direkt bei der Einschulung den 

Besuch einer spezifischen Förderschule wählen 

– den entsprechenden Anspruch auf sonderpä-

dagogische Förderung vorausgesetzt.

Ziel aller Bemühungen ist es, die gesellschaft-

liche Teilhabe zu ermöglichen. Der Abbau

einstellungs- und umweltbedingter Barrieren 

bleibt ein gesamtgesellschaftlicher Prozess, bei 

dem der Schule eine wichtige Verantwortung 

zukommt. Vor allem gilt es, in der Schüler-, El-

tern- und Lehrerschaft das Bewusstsein für die 

Rechte und die Würde von Menschen mit Be-

hinderungen zu fördern.

 

Vielfach wird der Haushaltsvorbehalt im Hessi-

schen Schulgesetz hinsichtlich des Angebotes 

an inklusivem Unterricht von den Verbänden 

kritisiert. Die Hessische Landesregierung setzt 

in ihrer Haushaltsplanung die in der Hessischen 

Verfassung verankerte Schuldenbremse um. 

Vor diesem Hintergrund kann der Haushalts-

vorbehalt im Hessischen Schulgesetz nicht 

zurückgenommen werden. Deshalb werden 

zunächst ausgewählte allgemeine Schulen zu 

Schwerpunktschulen mit inklusivem Unterricht 

ausgebaut, die über qualifiziertes Personal, die 

nötige bauliche Gestaltung und die angemes-

sene Ausstattung mit Lehr- und Lernmitteln 

verfügen. Gleichzeitig werden bereits gut aus-

gebaute Systeme sonderpädagogischer Unter-

stützung an der allgemeinen Schule weiterent-

wickelt. Erfahrungen und Erkenntnisse aus der 

Arbeit der Beratungs- und Förderzentren, der 

dezentralen Erziehungshilfe sowie der Sprach-

heilambulanz fließen in neue Strukturen ein.
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Eine weitere Forderung der Verbände ist die 

Bündelung der Ressourcen der sonderpädago-

gischen Förderung und die barrierefreie Gestal-

tung der Schulgebäude. In diesem Zusammen-

hang werden gemeinsam mit den kommunalen 

Beteiligten – angepasst an die regionalen Vo-

raussetzungen und Bedingungen – Konzepte 

entwickelt, mit denen die sonderpädagogische 

Förderung und die inklusive Beschulung orga-

nisiert und sichergestellt werden kann. Dazu 

führt das Kultusministerium in allen hessischen 

Regionen den Dialog mit den Schulträgern, 

den Jugendhilfeträgern und den Trägern der 

Sozialhilfe sowie mit den Wohlfahrtsverbänden 

zur Schulentwicklung im Sinne des Ausbaus 

des inklusiven Unterrichts.

 

Inklusiver Unterricht 

In Hessen gibt es seit über 20 Jahren Gemein-

samen Unterricht und präventive Arbeit durch 

die Beratungs- und Förderzentren. Diese Erfah-

rungen fließen in die Gestaltung des inklusiven 

Unterrichts ein. Inklusiver Unterricht bedeutet

einerseits, dass Etikettierung und Ausgrenzung 

von Schülerinnen und Schülern durch vorbeu-

gende und ambulante Förderung in der allge-

meinen Schule vermieden wird. Andererseits 

lernen auch Schülerinnen und Schüler mit gra-

vierenden Beeinträchtigungen und Behinde-

rungen im inklusiven Unterricht und werden 

individuell gefördert. Ziel des inklusiven Unter-

richts ist neben dem gemeinsamen Lernen der 

individuelle Kompetenzerwerb, der die Teilha-

be in der Gesellschaft möglich macht.

Das Hessische Kultusministerium nimmt die 

Forderungen und Anliegen der gesellschaftli-

chen Gruppen und Verbände im Zusammen-

hang mit der Verwirklichung der UN-BRK sehr 

ernst. In weiten Teilen decken diese sich mit 

den laufenden Maßnahmen und Entwicklungs-

vorhaben des Hessischen Kultusministeriums 

auf dem Weg zur Inklusion. Das Hessische Kul-

tusministerium setzt sich auf der Grundlage des 

Hessischen Schulgesetzes und der Koalitions-

vereinbarung im Bereich „Schulische Bildung“ 

für die Umsetzung der UN-Behindertenrechts-

konvention folgende Ziele: 
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6.3 Grundsatzziele 

Ziel 1:

Der Anteil von Schülerinnen und Schülern mit 

Anspruch auf sonderpädagogische Förderung 

an Grundschulen und weiterführenden Schu-

len wird erhöht. (Koalitionsvereinbarung vom 

10.02.2009, Punkt 16) Im Gegenzug wird die 

Förderschulbesuchsquote in den nächsten Jah-

ren von 4,31 % auf 4 % abgesenkt (s. Gliede-

rungspunkt „Inklusiver Unterricht/Individuelle

Förderung“).

Ziel 2:

Der Hessische Referenzrahmen Schulqualität 

berücksichtigt die Förderung von Schülern mit 

Beeinträchtigungen und Behinderungen. Die 

Wirksamkeit inklusiver Bildung wird evaluiert (s. 

Gliederungspunkt „Qualitätsentwicklung“).

Ziel 3:

Zwei „Modellregionen Inklusive Bildung“ wer-

den ausgewiesen. Diese Schulträgerbereiche

zeichnen sich dadurch aus, dass inklusive An-

gebote für jeden Förderschwerpunkt in jeder 

Schulform vorgehalten werden. Darüber hinaus 

wird mindestens ein stationäres System sonder-

pädagogischer Förderung aufgelöst. (s. Gliede-

rungspunkt „Schulentwicklung“).

Ziel 4:

In jeder Region stehen Ansprechpartner für 

Eltern hinsichtlich der inklusiven Beschulung 

ihrer Kinder und für Schulen zur Beratung und 

Unterstützung bei der inklusiven Schulentwick-

lung zur Verfügung (s. Gliederungspunkt „Bera-

tung“). 

Ziel 5

Lehrerressourcen für „Sonderpädagogische 

Förderung“ werden optimal genutzt (s. Gliede-

rungspunkt „Inklusiver Unterricht/Individuelle 

Förderung“). Das heißt:

• Bündelung sonderpädagogischer Ressour-

cen und Fördersysteme,

• Öffnung und weitgehende Beibehaltung 

der Förderschulressourcen auch für die all-

gemeine Schule. 

Ziel 6:

Förderschulen verlagern ihre Angebote schritt-

weise unter das Dach der allgemeinen Schule 

zur wohnortnahen inklusiven Beschulung (s. 

Gliederungspunkt „Inklusiver Unterricht/Indi-

viduelle Förderung“). Sonderpädagogische 

Kompetenzen werden schrittweise an die all-

gemeine Schule verlagert, hochwertiger Unter-

richt wird gesichert durch
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• ambulante und präventive Maßnahmen

• inklusiven Unterricht

• Schwerpunktschulen 

• Kooperationsklassen

 
Ziel 7:

Schülerinnen und Schüler mit Beeinträchti-

gungen oder Behinderungen erreichen den 

bestmöglichen Abschluss durch hochwertigen 

Unterricht in der inklusiven Beschulung (s. Glie-

derungspunkt „Inklusiver Unterricht/Individuel-

le Förderung“).

Ziel 8:

Schülerinnen und Schüler mit Beeinträchtigun-

gen oder Behinderungen sind auf die Teilhabe 

am Berufs- und Arbeitsleben vorbereitet sowie 

zur selbstständigen Lebensgestaltung befähigt 

(s. Gliederungspunkte „Inklusiver Unterricht/In-

dividuelle Förderung“ und „Übergang Schule – 

Beruf/Arbeit“).

Ziel 9:

Maßnahmen zur Steigerung des Bewusstseins

für die Belange von Schülerinnen und Schülern

mit Behinderungen werden im Schulprogramm

verankert (s. Gliederungspunkt „Bewusstseins-

bildung“).

 

 

 

Ziel 10:

Inklusive Bildung ist fester Bestandteil der Aus, 

Fort- und Weiterbildung für alle Lehrämter und 

pädagogischen Mitarbeiter. Es bestehen Ange-

bote zur Qualifikation von Schulleitungen aller 

Schulformen zur Entwicklung inklusiver Struk-

turen an allgemeinen Schulen (s. Gliederungs-

punkt „Aus-, Fort- und Weiterbildung“).

In der Übersicht/Matrix Ziffer 6.3 „Konkrete Zie-

le und Maßnahmen“ werden die den Globalzie-

len entsprechenden Teilziele und Maßnahmen 

zu deren nachhaltiger und langfristiger Umset-

zung dezidiert aufgezeigt.
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6.4 Konkrete Ziele und Maßnahmen

Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

6.1 

Gesetzlicher Rahmen

6.1.1 

Die Anzahl der Schülerinnen 

und Schüler mit Anspruch 

auf sonderpädagogische 

Förderung, die an der allge-

meinen Schule unterrichtet 

werden, wird erhöht

Gesetzliche Grundlage 

für inklusiven Unterricht 

ist durch das Hessische 

Schulgesetz (HSchG) in der 

Fassung vom 14. Juni 2005 

(GVBl. I S. 441), zuletzt geän-

dert durch Gesetz vom 21. 

November 2011 (GVBl. I S. 

679) geschaffen worden 

Die Verordnung über Unter-

richt, Erziehung und sonder-

pädagogische Förderung 

von Schülerinnen und Schü-

lern mit Beeinträchtigungen 

und Behinderungen (VOSB) 

regelt die Umsetzung des 

HSchG in Bezug auf sonder-

pädagogische Förderung 

und Unterstützung an der 

allgemeinen Schule

Im Schuljahr 2010/11 

wurden 4.363 Schüle-

rinnen und Schüler mit 

Anspruch auf sonderpä-

dagogische Förderung in 

der allgemeinen Schule 

unterrichtet 

HKM 2011/2012, 

danach 

sukzessive Um-

setzung

Veröffentli-

chung 6/2012 

6.1.2 

Inklusion ist gesetzlich als 

Regel verankert

Die Eltern melden ihre 

Kinder an der allgemeinen 

Schule an. Die Schülerinnen 

und Schüler mit Anspruch 

auf sonderpädagogische 

Förderung nehmen am 

inklusiven Unterricht der 

allgemeinen Schule teil, wenn 

die räumlich-sächlichen und 

personellen Möglichkeiten 

sowie die erforderlichen 

Lehr- und Lernmittel zur 

Verfügung stehen. Die Eltern 

können bei der Anmeldung 

an der allgemeinen Schule 

die Aufnahme in eine För-

derschule beantragen. (§ 54 

Abs.1, 4 HSchG)

HKM mit In-Kraft-

Treten des 

HSchG am 

01.08.2011 



Kapitel 6 - Schule und Bildung

79

Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

6.1.3 

Ressourcen und Mittel des 

Landes, der Kommunen und/

oder Dritter zur Gestaltung 

von Schule werden gebün-

delt

6.1.4 

Ressourcen und Mittel des 

Landes zur Gestaltung von 

Schule werden gebündelt

6.2.1 

Inklusion ist gemeinsame 

Aufgabe der schulfachlichen 

Referate des HKM

Durch den § 157 Mischfinan-

zierung des neuen HSchG 

werden Kooperationen zwi-

schen Schulen, Schulträgern 

und Dritten ermöglicht

Das Projekt „selbstständige 

Schule“ mit der Möglichkeit 

der Selbstverwaltung des 

großen Schulbudgets durch 

die Schulen 

Regelmäßiger Austausch der 

Leiter/innen der schulfachli-

chen Referate, der Lehrer-

bildung, der beruflichen 

Bildung Benachteiligter, 

individuelle Förderung, kul-

turelle Bildung, Schulsport, 

Lebenslanges Lernen, Perso-

nalentwicklung/ Führungs-

akademie, Ganztagsschule in 

der Steuergruppe des Hessi-

schen Kultusministeriums 

Zentrum für Erziehungs-

hilfe in Frankfurt am Main

Mischfinanzierung der 

Personalressourcen Sozi-

alpädagogische Kräfte / 

Lehrkräfte

Das kleine Schulbudget 

wurde bereits zum Haus-

haltsjahr 2011 eingeführt 

und von 50 Prozent aller 

Schulen beantragt. 

Das große Schulbudget 

wird zum Haushaltsjahr 

2012 für die am Pilot-

projekt teilnehmenden 

80 Schulen in Hessen 

eingeführt

Vierteljährliche Sitzungen 

der Steuergruppe Inklu-

sion des HKM seit dem 

Schuljahr 2009/10

HKM, Staatli-

che Schuläm-

ter, 

Schulträger, 

Sozial- und 

Jugendhilfe-

träger

HKM 

HKM 

mit In-Kraft-Tre-

ten des neuen 

HSchG  

 

  

seit dem Haus-

haltsjahr 2011

ab dem Haus-

haltsjahr 2012  

 

  

Schuljahr 

2009/2010 

bis Schuljahr 

2013/2014  

 

  

6.2 

projektsteuerung
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

6.3 

Schulentwicklung

 

6.4 

Qualitätsentwicklung

 

6.3.1 

Die Umsetzung der UN-BRK 

unter Einbeziehung der 

Schulträger und der Jugend-

hilfe wird geplant

6.3.2 

Sonderpädagogische 

Ressourcen werden in die 

Regelschule überführt

6.4.1 

Die Umsetzung von Stan-

dards für eine inklusive 

Schule in den Schulen wird 

evaluiert

Das Projektbüro Inklusion 

des HKM führt eine Be-

standsaufnahme in den 

Regionen durch 

Der Bestandsaufnahme 

folgen Gespräche mit allen 

Schulträgern zur Schul-

entwicklungsplanung, 

um Entwicklungsbedarfe 

aufzuzeigen und das Ge-

nehmigungsverfahren von 

Schulentwicklungsplänen 

im Teilbereich Sonderpäd-

agogische Förderung und 

unter Berücksichtigung der 

UN-BRK zu begleiten

An einer Schule im Förder-

schwerpunkt Lernen werden 

keine Schülerinnen und 

Schüler mehr aufgenommen. 

Die freiwerdenden Ressour-

cen werden sukzessive an 

die Regelschulen für Inklu-

siven Unterricht (Prävention 

und Inklusive Beschulung) 

übertragen 

Standards zur Externen 

Evaluation der Beratungs 

und Förderzentren werden 

weiterentwickelt 

Erste Ergebnisse der BFZ 

Evaluationen 2011 werden 

ausgewertet und führen zu 

einer Weiterentwicklung der 

Evaluation der ambulanten 

schulischen Unterstützungs-

maßnahmen 

Regionale Projekte wie 

z.B. das beantragte 

Pilotprojekt Inklusion des 

Hochtaunuskreises

www.hochtaunuskreis.de

Modellregion Wiesbaden

HKM,

Projektbüro 

Inklusion,

Staatliche 

Schulämter,

Schulträger

HKM,

Staatliches 

Schulamt, 

Schulträger 

Wiesbaden

Institut für 

Qualitätsent-

wicklung in Ko-

operation mit 

HKM/ Referat 

II.3.

Schuljahr 

2010/2011 

bis Schuljahr 

2013/2014 

 

  

ab 2013/14 

 

  

ab 2012 

 

 

http://www.hochtaunuskreis.de
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

6.4.2 

Der Hessische Referenz-

rahmen Schulqualität wird 

transparent genutzt

6.4.3 

Die Umsetzung von Stan-

dards für eine inklusive 

Schule in den Schulen wird 

evaluiert

6.4.4 

Standards von Ganztags-

schule, die inklusive Aspekte 

betreffen, werden umgesetzt

Ausschärfung des Hessi-

schen Referenzrahmens 

Schulqualität (Fassung 

Dezember 2011) um As-

pekte inklusiver Schul-  und 

Unterrichtsgestaltung

Erstellung einer „Checkliste 

Inklusion“ auf Grundlage des 

Hessischen Referenzrahmens 

Schulqualität zur Selbstein-

schätzung/Standortbestim-

mung der Schulentwicklung 

hinsichtlich Inklusion

Die Berücksichtigung inklu-

siver Aspekte innerhalb der 

Schulinspektion wird geprüft 

Auf der Basis der prio-

risierten Kriterien, der 

aktualisierten Version HRS 

und gültigen schulrechtli-

chen  Grundlagen werden 

Vorschläge zur stärkeren Be-

rücksichtigung von Inklusion 

innerhalb der Schulinspekti-

on erarbeitet

Entwicklung der Richtlinie 

für ganztägig arbeitende 

Schulen inklusive eines 

Qualitätsrahmens Ganztags-

schule, Übereinstimmung 

wesentlicher Kriterien mit 

Kriterien inklusiver Schule 

(z.B. Umgang mit Heteroge-

nität, Kompetenzorientiertes 

Lernen, Rhythmisierung des 

Lernens)

Anwendung der Standards 

bei der Aufnahme von 

Schulen in das Ganztagspro-

gramm

Erprobung an ausgewähl-

ten Schulen

Im Schuljahr 2012/13 

werden 850 Schulen im 

Ganztagsprogramm sein

Institut für 

Qualitätsent-

wicklung in 

Kooperation 

mit Projektbü-

ro Inklusion

Institut für 

Qualitätsent-

wicklung in 

Kooperation 

mit Projektbü-

ro Inklusion

HKM

Februar 2012  

 

  

Bis Schuljahr. 

2012/2013  

 

  

fortlaufend 
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

6.4.5 

Die Umsetzung von Stan-

dards für eine inklusive 

Schule in den Schulen wird 

evaluiert

6.4.6 

Standards für hochwertigen 

Unterricht für Schülerin-

nen und Schüler in allen 

Förderschwerpunkten sind 

entwickelt

6.5.1 

Die allgemeine Schule wird 

bei der Förderung ihrer 

heterogenen Schülerschaft 

sowie bei der Stärkung ihrer 

Haltekraft unterstützt

Instrumente der Schulins-

pektion werden evaluiert 

und angepasst

Entwicklung von Qualitäts-

standards der sonderpäd-

agogischen Förderung für 

jeden Förderschwerpunkt, 

die in einer Richtlinie 

zusammengefasst werden 

und insbesondere für die 

allgemeine Schule als 

Arbeitshilfe dienen sollen. 

Besondere Berücksichtigung 

der Bereiche der praktischen 

Lebensbewältigung, wie z.B. 

Orientierung und Mobilität, 

Verwenden von Hilfsmittel 

etc. 

Regionale Beratungs- und 

Förderzentren (BFZ) arbeiten 

nachfrageorientiert mit allge-

meinen Schulen zusammen. 

Sie unterstützen die Schulen 

bei Diagnose, Beratung und 

Förderung von Schülerin-

nen und Schülern i. d. R. in 

den Förderschwerpunkten 

Lernen, Sprachheilpädagogik 

und emotionale und soziale 

Entwicklung. Regionale BFZ 

sind für die Bereitstellung 

sonderpädagogischen Exper-

tise  in der allgemeine Schule 

zuständig. Schülerinnen und 

Schüler sowie ihre Eltern kön-

nen die spezifische Beratung 

und Unterstützung entspre-

chend ihrer Beeinträchtigung 

oder Behinderung erhalten. 

Auch Lehrkräfte erhalten die 

entsprechende Beratung und 

Unterstützung vom BFZ

104 regionale Beratungs- 

und Förderzentren im 

Schuljahr 2010/11

Georg-Büchner-Schule 

Dreieich-Sprendlingen

Abteilung an der Wol-

lenbergschule (IGS) in 

Wetter

Institut für 

Qualitätsent-

wicklung

HKM, 

Fachexperten 

des HKM 

HKM,

Staatliche 

Schulämter,

Beratungs- 

und Förder-

zentren

Bis Schj. 

2013/2014 

 

geplant zum 

Schuljahr 

2014/15  

 

seit ca. 20 

Jahren  

 

 

6.5 

Beratung
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

6.5.2 

Die allgemeine Schule wird 

bei der Förderung ihrer 

heterogenen Schülerschaft 

sowie bei der Stärkung ihrer 

Haltekraft unterstützt

Die Beratungs- und För-

derzentren laut § 51 des 

Hessischen Schulgesetzes 

unterstützen die allgemei-

nen Schulen bei vorbeu-

genden Maßnahmen und 

der inklusiven Beschulung. 

Dabei kooperieren sie mit 

vorschulischen Einrichtun-

gen, der Frühförderung, ärzt-

lichen und therapeutischen 

Diensten, Schulpsychologin-

nen und Schulpsychologen 

sowie mit der Jugendhilfe

Beratungs- und Förderan-

gebote zur Vermittlung von 

didaktischen und metho-

dischen Kompetenzen für all-

gemeine Schulen zu Lernme-

thodik und Grundlagen des 

Lernens unter Berücksichti-

gung von behinderungsbe-

dingten Einschränkungen, 

Orientierung und Mobilität 

sowie Kommunikationstech-

niken

HKM Daueraufgabe 
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen 

6.5.3 

Die allgemeine Schule wird 

bei der Förderung ihrer 

heterogenen Schülerschaft 

sowie bei der Stärkung ihrer 

Haltekraft unterstützt

Überregionale Beratungs- 

und Förderzentren (BFZ) 

unterstützen die allgemeine 

Schule in der Diagnostik und 

Förderung von Schülerinnen 

und Schülern grundsätzlich 

in den Förderschwerpunkten 

Sehen, Hören, körperliche 

und motorische Entwicklung

Sie stellen sicher, dass Schü-

lerinnen und Schüler in den 

genannten Förderschwer-

punkten bei der Beschulung 

in der allgemeinen Schule 

mit geeigneten Hilfsmitteln 

ausgestattet sind, beraten 

die Lehrkräfte der allge-

meinen Schule und/oder 

sind mit Förderschullehrer-

stunden in der allgemeinen 

Schule eingesetzt

Die überregionalen BFZ 

sind für die Bereitstellung 

der sonderpädagogischen 

Expertise in der allgemeinen 

Schule zuständig

Überregionale Förder-

zentren für die Förder-

schwerpunkte Sehen z.B. 

Johann-Peter-Schäfer 

Schule Friedberg  

www.blindenschule- 

friedberg.de, 

Hören z.B. Freiherr-

von-Schütz Schule Bad 

Camberg  

www.freiherr-von-

schuetz-schule.de, 

körperliche und moto-

rische Entwicklung z.B. 

Alexander-Schmorell-

Schule Kassel  

www.alexander- 

schmorell-schule.de

HKM,

Staatliche 

Schulämter,

Beratungs- 

und Förder-

zentren

seit ca. 20 

Jahren 

6.5.4 

Es bestehen Beratungs- und 

Informationsangebote für 

allgemeine Schulen zum 

Themengebiet Inklusion und 

inklusive Beschulung in den 

Regionen

Seit dem Schuljahr 2010/11 

sind in allen Staatlichen 

Schulämtern Fachberate-

rinnen und Fachberater 

Inklusion mit einer halben 

Stelle benannt, die in 

enger Kooperation mit dem 

Projektbüro Inklusion des 

HKM Schulleitungen als 

kompetente Ansprechpart-

ner in Fragen der Schul- und 

Organisationsentwicklung, 

Schulorganisation, mögli-

cher Unterstützungssysteme, 

Bilanzierung und Einsatz der 

Ressourcen zur Verfügung 

stehen. Sie arbeiten vernetzt 

mit anderen Beratungsres-

sourcen (Schulentwicklungs-

beratung, Fachberatung 

Fortbildung) zusammen

Beteiligung am Projekt 

„Entwicklung der Region 

Hochheim am Main zu 

einer inklusiven Modellre-

gion“ ab April 2011

Verbundveranstaltung 

zum Thema inklusive 

Schritte (Schillerschule, 

BFZ-Pfungstadt Darm-

stadt-Dieburg)

Pädagogischer Tag in der 

Albert-Schweitzer-Schule 

Viernheim Juni 2011

HKM,

Projektbüro 

Inklusion,

Staatliche 

Schulämter,

Fachberate-

rinnen und 

Fachberater 

Inklusion

Ab Schuljahr 

2010/11 

http://www.blindenschule-friedberg.de
http://www.freiherr-von-schuetz-schule.de
http://www.alexander-schmorell-schule.de
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

6.5.5 

Es bestehen Beratungs- und 

Informationsangebote für 

allgemeine Schulen zum 

Themengebiet Inklusion und 

Schulentwicklung in den 

Regionen

Kooperationsangebote von 

Schulentwicklungsberater/

innen und Fachberater/

innen Inklusion werden 

entwickelt und erprobt 

SSA Marburg

SSA Lahn-Dill-Limburg-

Weilburg

HKM Ab Schuljahr 

2011 

6.5.6 

Maßgebliche Aspekte von 

Schulentwicklung werden 

zusammengeführt. Es beste-

hen Beratungsangebote zum 

Themengebiet Inklusion und 

ganztägiges Lernen

Entwicklung gemeinsamer 

Fortbildungs-/ Beratungs-

angebote durch die Service-

agentur „Ganztägig Lernen“ 

und das Projektbüro Inklusi-

on/Fachberatung Inklusion

Serviceagentur Ganztä-

gig Lernen Kassel und 

Fachberatung Inklusion 

Kassel

HKM fortlaufend 

6.6 

Inklusiver Unterricht / Individuelle Förderung

6.6.1 

Die Teilhabe von Jugend-

lichen mit Behinderungen 

und Beeinträchtigungen am 

Unterricht der beruflichen 

Schulen wird ermöglicht

Entwicklung einer gemein-

samen Empfehlung der KMK 

zur inklusiven Bildung von 

Jugendlichen mit Behin-

derungen in beruflichen 

Schulen. Das Hessische 

Kultusministerium, Abteilung 

III, ist an der Entwicklung der 

KMKEmpfehlungen zur inklu-

siven Bildung von Jugendli-

chen mit Behinderungen in 

beruflichen Schulen beteiligt

Adhoc-AG der KMK, 

regelmäßige Sitzungen, 

Einladungen durch KMK

HKM 2011/12 
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

6.6.2 

Die Anzahl der Schülerinnen 

und Schüler mit Anspruch 

auf sonderpädagogische 

Förderung, die an der allge-

meinen Schule unterrichtet 

werden, wird erhöht. Der 

inklusive Unterricht (vormals 

gemeinsamer Unterricht) 

wird ausgebaut.

Ausbau des inklusiven 

Unterrichts (vormals ge-

meinsamer Unterricht) für 

Schülerinnen und Schüler 

mit Anspruch auf sonder-

pädagogische Förderung

Die Arbeit von Lehrkräften 

verschiedener Schulformen 

im gemeinsamen Unter-

richt bildet die Basis für 

den Ausbau der inklusiven 

Beschulung

Anzahl der Klassen 

mit Schülerinnen und 

Schülern mit Anspruch 

auf sonderpädagogische 

Förderung an Schulen 

in staatlicher Träger-

schaft mit Gemeinsamen 

Unterricht im Schuljahr 

2010/11:

559 an Grundschulen

80 in Förderstufen

120 an Schulen mit dem 

Bildungsgang Haupt-

schule

109 an Schulen mit dem 

Bildungsgang Realschule

55 an Schulen mit dem 

Bildungsgang Gymna-

sium

67 an Schulformübergrei-

fenden Gesamtschulen

HKM Daueraufgabe 

6.6.3 

Die allgemeine Schule hat 

Vorkehrungen für Schülerin-

nen und Schüler mit Behin-

derungen getroffen

Etablierung von Schwer-

punktschulen (nach §§ 145, 

Abs. 2 HSchG), um inklusiven 

Unterricht an allgemeinen 

Schulen in den Förder-

schwerpunkten körperlich-

motorische Entwicklung, 

geistige Entwicklung, Sehen 

und Hören anzubieten und 

Peergrouperfahrung zu 

ermöglichen. Das heißt: 

behinderungsspezifische 

sächlichräumliche Ausstat-

tung, bauliche Ertüchtigung, 

didaktisch-methodische und 

organisatorische Konzeption

Schulträger Wiesbaden

•	 Schwerpunktschulen 

Hören für alle Schul- 

formen sind benannt.

•		Schwerpunktschulen	 

Sehen werden im  

Schuljahr 2012/13 für  

alle Schulformen er 

fasst

HKM  

Staatliche 

Schulämter, 

Schulträger

Daueraufgabe 
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6.6.4 

Die Teilhabe von Schülerin-

nen und Schülern mit Behin-

derungen und Beeinträch-

tigungen am Unterricht der 

allgemeinen Schulen wird 

ermöglicht

Fortsetzung der Koope-

ration von verschiedenen 

professionen (Lehrkräfte der 

allgemeinen Schule und der 

Förderschullehrkräfte, Integra-

tionshelfer), um die inklusive 

Beschulung von Schülerinnen 

und Schülern mit Anspruch 

auf sonderpädagogische 

Förderung sicherzustellen

Ernst-Reuter-Schule II 

Frankfurt, (IGS)

Wollenbergschule Wetter, 

(IGS)

HKM Daueraufgabe 

6.6.5 

Förderangebote für Schü-

lerinnen und Schüler mit 

Beeinträchtigungen oder Be-

hinderungen in der Grund-

schule werden gestaltet und 

ausgebaut

Weiterentwicklung der Pro-

gramme: 

•	 Flexibler	Schulanfang 

•	 Vorlaufkurse 

•	 Schulverbünde	 

•	 Gestaltung	der	 

Übergänge im Sinne  

des Bildungs- und  

Erziehungsplans 

Römerstadtschule  

Frankfurt  

www.schulserver.hessen.

de/frankfurt/roemerstadt/

index.html

Ackermannschule  

www.ackermannschule-

frankfurt.de/

und Bürgermeister-

Grimm-Schule Frankfurt 

www.bg-schule.de

HKM Daueraufgabe 

http://www.schulserver.hessen.de/frankfurt/roemerstadt/index.html
http://www.ackermannschule-frankfurt.de/
http://www.bg-schule.de
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6.6.6 

Kooperationen von allgemei-

ner Schule und Förderschule 

werden gestärkt

Kooperationsklassen und 

kooperative Angebote nach 

§ 51 Abs. 2 Satz 2 des neuen 

HSchG nutzen die örtliche 

Nähe für gemeinsame 

Unterrichts- und Schulpro-

jekte. Der Schulträger legt 

im Schulentwicklungsplan 

(§145 HSchG) die voraus-

sichtlich dem öffentlichen 

Bedürfnis entsprechende 

Anzahl und die Standorte 

der Kooperationsklassen an 

allgemeinen Schulen fest. 

Kooperative Angebote sind 

Maßnahmen für einzelne 

Schülerinnen und Schüler, 

die zwischen den beteiligten 

Schulen abgestimmt werden. 

Kooperationsklassen oder 

kooperative Angebote 

sind insbesondere für die 

Förderschwerpunkte Lernen 

oder geistige Entwicklung zu 

entwickeln. In der Sekundar-

stufe I dienen sie der Rück-

führung von Schülergruppen 

in die allgemeine Schule. 

(§19 VOSB)

Schulentwicklungsprojekt 

„Einstieg in ein inklusives 

Schulangebot mit Blick 

auf Schüler/innen mit 

praktischer Bildbarkeit“ 

Schillerschule Groß-

Gerau (Grundschule) 

und Helen-Keller-Schule 

(Förderschule) Landkreis 

Groß-Gerau, Rüsselsheim

Mühltalschule und Guten-

bergschule in Darmstadt 

Wiedbachschule und 

Janusz-Korczak-Schule in 

Bad Schwalbach

Seebergschule und Fel-

senmeerschule Reichen-

bach

Berufsorientierung an 

der Ernst-Reuter-Schule 

II, Frankfurt (Kooperation 

ERS II, Viktor-Frankl-

Schule, Mosaikschule, 

Mikadoschule)

HKM,

Staatliche 

Schulämter,

Schulträger

Daueraufgabe 

 

  

6.6.7 

Schülerinnen und Schülern 

mit Behinderungen und Be-

einträchtigungen wird ganz-

tägiges Lernen ermöglicht

Das Land Hessen unterstützt 

Schulen mit Ganztagsan-

geboten durch zusätzliche 

Personalausstattung

Offene Schule Waldau 

www.osw-online.de

Gesamtschule Nieder-

walgern 

www.gs-niederwalgern.

de/

Brüder-Grimm-Schule 

Mühlheim 

www.bgs-laemmerspiel.

de/

Goetheschule Mühlheim 

www.goetheschule- 

muehlheim.de/

HKM fortlaufend 

 

  

http://www.osw-online.de
http://www.gs-niederwalgern.de
http://www.bgs-laemmerspiel.de
http://www.goetheschule-muehlheim.de/
http://www.gs-niederwalgern.de
http://www.bgs-laemmerspiel.de
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6.6.8  

Die Teilhabe von Schüle­

rinnen und Schülern mit 

Beeinträchtigungen und 

Behinderungen an Leis­

tungsbewertungen und 

Leistungsfeststellungen in 

der allgemeinen Schule/ im 

Unterricht mit lernzielglei­

chen Bildungsgängen ist 

ermöglicht 

Anwendung des Nachteils­

ausgleichs für Schülerinnen 

und Schüler mit Beeinträch­

tigungen oder Behinderun­

gen der im Nachteilsaus­

gleich in der Verordnung zur 

Gestaltung des Schulverhält­

nisses geregelt ist 

Gewährung und Anwen

dung des Nachteilsaus­

gleiches bei Abitur- und 

zentralen Abschlussprü

fungen für Schülerinnen 

und Schüler mit einer 

nachgewiesenen Seh-

oder Hörschädigung 

oder einem nachgewiese­

nen Autismus.  Spezifische 

Beratung der Schulen 

und Lehrkräfte durch die 

jeweiligen Landesfachbe­

rater/innen 

Empfehlungen für den 

konkreten Nachteilsaus­

gleich im Förderschwer

punkt Hören, werden in 

der Broschüre: „Wege 

heute und morgen. Men­

schen mit Gehörlosigkeit,  

Schwerhörigkeit und 

Ertaubung“ der Hessi­

schen Gesellschaft zur 

Förderung der Gehörlo­

sen und Schwerhörigen 

e.V. vorgestellt 

HKM, 

Staatliche 

Schulämter, 

Schulen 

Daueraufgabe  

6.6.9  

Die Teilhabe von Schüle­

rinnen und Schülern mit 

Beeinträchtigungen und Be­

hinderungen am Unterricht 

in lernzielgleichen Bildungs­

gängen wird ermöglicht 

Entwicklung eines regiona­

len Netzwerkes zur Beglei­

tung von Übergängen ins 

Gymnasium 

Erprobung von Maßnah­

men zur Unterrichts- und 

Schulentwicklung, um die 

Haltekraft von Gymnasien zu 

erhöhen 

 

Projektgruppe (SSA, alle 

Gymnasien, Schulträger, 

Universität) 

		 	 	 

 

 

 

• Ermittlung von 

Gelingensbedingun 

gen für inklusive Be 

schulung an 

Gymnasien 

HKM, 

SSA Kassel 

Ab Schuljahr 

2011/12 
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6.6.10  

Die Teilhabe von Schüle­

rinnen und Schülern, deren 

emotionale und soziale Mög

lichkeiten noch weiterzuent­

wickeln sind, am Unterricht 

der allgemeinen Schule wird 

ermöglicht 

Freigabe der personellen 

Ausstattung von Förder

schulen für dezentrale 

Unterstützungssysteme an 

der allgemeinen Schule für 

Schülerinnen und Schüler,  

die im Sinne der Förder

schwerpunkte emotionale 

und soziale entwicklung 

oder kranke Schülerinnen 

und Schüler unterrichtet wer

den, ohne Feststellung des 

Anspruchs auf sonderpäd­

agogische Förderung. Die 

Stellenzuweisung für diese 

beiden Förderschwerpunkte 

wird systemisch und nicht 

schülerbezogen ausgebracht 

Dezentrale Schule für 

Erziehungshilfe des Lahn-

Dill-Kreises  

www.sfeh.de/index2.html 

Dezentrale Schule für Er

ziehungshilfe Groß-Gerau  

www.dseh.de 

Mobiler pädagogischer 

Dienst für den Bereich 

Autismus der Heinrich-

Hoffmann-Schule Frank

furt, Schule für Kranke  

www.heinrich-hoffmann

schule.de 

HKM, 

Staatliche 

Schulämter, 

Schulen 

seit dem 

Schuljahr

2010/11 

6.6.11  

Die Teilhabe von Schülerin­

nen und Schülern mit Beein­

trächtigungen und Behin­

derungen am Unterricht mit 

lernzielgleichen Bildungs­

gängen wird ermöglicht 

Schülerinnen und Schüler 

mit Autismus-Spektrum-

Störungen werden lern-

zielgleich in Gymnasien 

unterrichtet 

Wöhlerschule Frankfurt 

(Gymnasium)  

www.woehlerschule.de 

HKM Daueraufgabe  

6.6.12  

Die Teilhabe von Schüle­

rinnen und Schülern, deren 

Bewegungs- und Verhaltens

möglichkeiten stark beein­

trächtigt sind, am Unterricht 

der allgemeinen Schule wird 

ermöglicht 

Gewährung des Nachteils­

ausgleichs für Schülerinnen 

und Schüler mit dem För

derschwerpunkt körperliche 

und motorische entwicklung 

bei lernzielgleicher Beschu­

lung wird in der Verordnung 

zur Gestaltung des Schulver

hältnisses geregelt 

Sicherstellung/ Quali­

tätsstandards für Unter

richtsbedingungen durch 

überregionale BFZ für 

den Förderschwerpunkt 

körperliche und motorische 

Entwicklung 

BFZ an der Peter-Josef-

Briefs-Schule in Hoch-

heim am Main  

 www.antoniushaus

hocheim.de 

Schulen 

Überregionale 

BFZ 

Daueraufgabe  

http://www.sfeh.de/index2.html
http://www.dseh.de
http://www.heinrich-hoffmannschule.de
http://www.woehlerschule.de
http://www.antoniushaushocheim.de
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6.6.13  

Die Teilhabe von Schüle­

rinnen und Schülern mit 

starken Beeinträchtigungen 

des Sehvermögens sowie 

von blinden Schülerinnen 

und Schüler an zentralen 

Abschlussprüfungen in lern-

zielgleichen Bildungsgängen 

wird ermöglicht 

In Zusammenarbeit mit dem 

überregionalen BFZs werden 

zentrale Abschlussprüfungen 

so angepasst, dass blinde 

Schülerinnen und Schüler 

sowie solche mit starker Be­

einträchtigung des Sehver

mögens die lernzielgleichen 

zentralen Abschlussprüfun

gen ablegen können 

Carl-Strehl-Schule in 

Marburg  

www.blista.de/css 

HKM Daueraufgabe  

6.6.14  

Ein Fachunterrichtsangebot 

für Schülerinnen und Schü­

lern mit starken Beeinträchti­

gungen des Sehvermögens 

sowie blinde Schülerinnen 

und Schüler im gymnasialen 

Bildungsgang wird sicher

gestellt. 

Kooperation zwischen För

derschule und allgemeiner 

Schule zum Ausbau eines 

gemeinsamen Fächerange­

bots 

Carl-Strehl-Schule in 

Marburg  

www.blista.de/css 

und 

Martin-Luther-Schule 

Marburg  

www.mls-marburg.de 

6.6.15  

Die Teilhabe von Schüle­

rinnen und Schülern mit 

starken Beeinträchtigungen 

ihres Sehvermögens oder 

von blinden Schülerinnen 

und Schüler am Unterricht 

der allgemeinen Schule wird 

ermöglicht 

Für Schülerinnen und 

Schüler mit dem Förder

schwerpunkt Sehen werden 

Lehr- und Arbeitsmittel,  

wie Schulbücher, Anschau

ungsmaterialien, Karten etc.  

entsprechend in die jeweils 

spezifische Form (z. B. Brail­

leschrift, Großdruck, taktile 

oder sprachliche Übertra­

gungen etc.) übertragen.  

Das Land Hessen stellt für 

die Versorgung dieser Schü­

lerinnen und Schüler mit 

blinden- oder sehbehinder

tenspezifischen Lernmitteln 

vier Planstellen und einen 

jährlichen Lernmitteletat von 

6.000 Euro bereit. Der Lan­

deswohlfahrtsverband stellt 

die räumliche Ausstattung 

und die Sachausstattung an 

der Johann-Peter-Schäfer-

Schule 

Medienzentrum an der 

Johann-Peter-Schäfer 

Schule  

 www.blindenschule

friedberg.de 

HKM, 

LWV 

Daueraufgabe  

91 

http://www.blista.de/css
http://www.blista.de/css
http://www.mls-marburg.de
http://www.blindenschulefriedberg.de
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6.6.16  

Die Teilhabe von Schüle­

rinnen und Schülern, deren 

Lernmöglichkeiten und 

Sprachentwicklung wegen 

anhaltender Herabsetzung 

ihrer Hörfähigkeit beein­

trächtigt sind, am Unterricht 

der allgemeinen Schule wird 

ermöglicht 

Zur Unterstützung des Unter

richts und der Erziehung von  

Schülerinnen und Schüler  

mit dem Förderschwerpunkt  

Hören werden in Schulgebäu

den Schallschutz und/oder  

FM-Anlagen installiert 

Im Einzelfall kann das HKM  

über eine geringere Anzahl  

von Mitschülerinnen und Mit

schülern in Regelklassen zur  

Verringerung der Schallemis

sion entscheiden 

Beratung der Lehrkräfte  

der allgemeinen Schule im  

Umgang mit Hör- und Kom

munikationshilfen (technisch,  

methodisch etc.) 

Johannes-Vatter-Schule 

Friedberg  

www.vatterschule.de 

Gesamtschule Lollar  

 

Brüder-Grimm-Schule 

Wiesbaden und weite-re 

Grundschulen in Wies

baden 

www.cbes-lollar.de 

www.wiesbaden.de 

Schulträger,  

Krankenkassen 

HKM 

Daueraufgabe  

6.6.17  

Die Teilhabe von Schülerin­

nen und Schülern mit Behin­

derungen und Beeinträch­

tigungen am Unterricht der 

allgemeinen Schulen wird 

ermöglicht 

Weiterführung der engen 

Kooperation mit dem Bera­

tungs- und Förderzentrum 

zur Sicherstellung inklusiven 

Unterrichts oder differen­

zierter Förderangebote an 

Integrierten Gesamtschulen 

für Schülerinnen und Schüler 

einschließlich der Förder

schwerpunkte Sehen bzw.  

Hören 

Wollenbergschule Wetter  

(IGS) 

HKM Daueraufgabe  

6.6.18  

Der Zugang zur Arbeitswelt 

und die Teilhabe am gesell­

schaftlichen Leben für Schü­

lerinnen und Schüler, die die 

Lernziele der allgemeinen 

Schule nicht erreichen wer

den, wird gefördert 

Schülerinnen und Schüler im 

Förderschwerpunkt Lernen 

erhalten ab dem Schuljahr 

2011/12 einen Berufsorien­

tierten Abschluss. Der neue 

Abschluss erfordert eine 

teamorientierte Projektprü­

fung (wie beim Hauptschul­

abschluss) und vielfältige 

lebensweltbezogene Kom­

petenzen. Die Berufsorien­

tierung für Schülerinnen und 

Schüler im Förderschwer

punkt Lernen wird gestärkt 

durch die Verzahnung von 

betrieblicher Praxis und 

schulischem Lernen 

Der Berufsorientierte 

Abschluss wurde beim 

„Fachtag der Schulen für 

Lernhilfe – Profilbildung 

der Schule für Lernhilfe 

im Kontext der UN-BRK“ 

am 28.02.2011 eingeführt 

und tritt mit der neuen 

VOSB in Kraft 

Gestaltung des Berufs­

orientierungskonzepts 

in Zusammenarbeit mit 

Schulen mit Gemeinsa­

mem Unterricht  

www.bg-schule.de 

Ludwig-Börne-Schule 

Frankfurt am Main 

HKM, 

Schulen mit 

dem Förder

schwerpunkt 

Lernen,  

Schulen, die 

Schülerinnen 

und Schü­

ler mit dem 

Förderschwer

punkt Lernen 

unterrichten.  

mit In-Kraft-

Treten der 

VOSB  

http://www.vatterschule.de
http://www.cbes-lollar.de
http://www.wiesbaden.de
http://www.bg-schule.de
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6.6.19  

Standards für Hochwertigen 

Unterricht im Förderschwer

punkt geistige Entwicklung 

unabhängig vom Förderort 

sind entwickelt 

Die „Richtlinien für Un­

terricht und Erziehung im 

Förderschwerpunkt geistige 

Entwicklung“ (voraussicht­

liches In-Kraft-Treten am 

01.08.2012) gelten für die 

Beschulung von Schüle­

rinnen und Schülern im 

Förderschwerpunkt geistige 

Entwicklung unabhängig 

vom Lernort, an dem sie 

unterrichtet werden und 

können mit der Stundenta­

fel der allgemeinen Schule 

abgestimmt werden 

Dreizehn Kompetenzberei­

che und die entsprechenden 

Erfahrungsfelder bilden 

dabei das Curriculum für 

Unterricht und Erziehung 

in diesem Förderschwer

punkt. Die Schülerinnen und 

Schüler erhalten aufgrund 

ihres individuellen Leistungs 

und Entwicklungsstand ein 

Zeugnis, in dem diese Kom­

petenzbereiche abgebildet 

werden 

Entwurf „Richtlinien für 

Unterricht und Erziehung 

im Förderschwerpunkt 

geistige Entwicklung“ 

wird zu Beginn des 

Schuljahres 2012/13 in 

Förderschulen mit dem 

Förderschwerpunkt 

geistige Entwicklung 

eingeführt. 

HKM ab Dezember 

2012  

6.6.20  

Der Zugang zur Arbeitswelt 

für Schülerinnen und Schü­

lern, bei denen aufgrund 

einer umfassenden, schwe­

ren und lang andauernden 

Lernbeeinträchtigung eine 

kulturelle und gesellschaft­

liche Teilhabe angestrebt 

wird, wird gefördert 

Ausgestaltung des Kompe

tenzbereichs “Arbeit und  

Beschäftigung“ im Schulcur

riculum und Kooperation mit  

außerschulischen Partnern zur  

Förderung der Teilhabe am  

Arbeits- und Berufsleben 

Betriebs- und Arbeits-

felderkundungen,  

Praktika, Berufswegekon­

ferenzen 

Berufsorientierung im 

Kooperationsprojekt 

Ernst-Reuter-Schule II,  

Mosaikschule, Panorama-

schule und Viktor-Frankl-

Schule 

HKM, 

Schulen,

außerschuli­

sche Partner 
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6.6.21  

Die Teilhabe von Schülerin­

nen und Schülern, bei denen 

aufgrund einer umfassen­

den, schweren und lang 

andauernden Lernbeein­

trächtigung eine kulturelle 

und gesellschaftliche 

Teilhabe angestrebt wird, am 

Unterricht der allgemeinen 

Schule wird ermöglicht 

Förderschulen mit dem  

Förderschwerpunkt geistige  

Entwicklung unterstützen die  

allgemeinen Schulen in der  

schülerbezogenen Förde

rung. Für die Förderung von  

Schülerinnen und Schüler mit  

dem Förderschwerpunkt geis

tige Entwicklung werden der  

allgemeinen Schule bis zu 11  

Förderschullehrerstunden pro  

Schülerin/Schüler zugewiesen 

HKM Mit In-Kraft-

Treten der 

VOSB  

6.6.22  

Die Teilhabe am Unterricht 

der allgemeinen Schule für 

Schülerinnen und Schü­

ler, die die Lernziele der 

allgemeinen Schule nur mit 

sonderpädagogischer För

derung erreichen werden,  

wird ermöglicht 

Im ESF geförderten Pro

jekt SchuB (Lernen und  

Arbeiten in Schule und  

Betrieb) können Schülerin

nen und Schüler, die einen  

Anspruch auf sonderpäd

agogische Förderung im  

Förderschwerpunkt Lernen  

haben, in SchuB-Klassen an  

allgemeinen Schulen bzw.  

in  praxisklassen an Förder

schulen zum Hauptschulab

schluss geführt werden. Der  

Unterricht findet nach einer  

veränderten Stundentafel  

statt. Fester Bestandteil sind  

zwei Praktikumstage 

171 SchuB-Klassen an 

71 Schulen mit dem Bil­

dungsgang Hauptschule 

und an 32 Förderschulen 

HKM ESF-Förderung 

bis 2013  

6.6.23  

Hochbegabte Schülerinnen 

und Schülern mit Problem­

belastung („Underachiever“ 

bzw. „Minderleister) werden 

inklusiv beschult und geför

dert 

Fortsetzung der Entsendung  

ausgewählter Sonderpädago

gen aus bestimmten Sonder

pädagogischen Beratungs­  

und Förderzentren (BFZ)  

an anfordernde Schulen (in  

Abstimmung mit den in allen  

Staatlichen Schulämtern mit  

der Generalia für das Thema  

Hochbegabung ausgestat

teten schulpsychologischen  

Ansprechpartnerinnen bzw.  

–partnern) 

Friedrich-Fröbel-Schule 

Neu-Isenburg 

HKM Daueraufgabe  
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6.6.24  

Kooperationen zwischen 

Schulen und Sportvereinen 

zur Einbindung von Men­

schen mit Behinderungen 

werden gefördert 

Kontaktaufnahme mit dem  

Hessischen Behinderten

sportverband durch das  

zuständige Referat des HKM  

Geplante Fortbildungs­

veranstaltungen 

HKM 

6.6.25  

Die Teilhabe von Schüle­

rinnen und Schülern mit 

Behinderungen und Beein­

trächtigungen am Unterricht 

der allgemeinen Schulen 

(lernzielgleich und lernziel­

different) wird ermöglicht 

Weiterführung des jahrgangs

übergreifenden, individua

lisierten und projektorien

tierten Unterrichts an einer  

kooperativen Gesamtschule  

mit besonderer pädagogi

scher Prägung, um individu

elles Lernen und individuelle  

Förderung zu optimieren und  

der Heterogenität der Schü

lerinnen und Schüler gerecht  

zu werden  

Gesamtschule Niederwal-

gern, (KGS) 

HKM Daueraufgabe  

6.6.26  

Die Teilhabe von Schülerin­

nen und Schülern mit Behin­

derungen und Beeinträch­

tigungen am Unterricht der 

allgemeinen Schulen wird 

ermöglicht 

Weiterführung der Arbeit in  

Verbünden von partnerklas

sen aus je einer Regelklasse  

und einer (GU)-Klasse mit  

Schülerinnen/ Schülern mit  

Förderbedarf an Integrier

ten Gesamtschulen, um in  

gemeinsamen Unterrichtspro

jekten zusammenzuarbeiten  

und individuelle Förderung  

in heterogenen Lerngruppen  

flexibler zu gestalten 

Ernst-Reuter-Schule II  

Frankfurt, (IGS) 

HKM Daueraufgabe  

6.6.27  

Angemessene medizinisch-

therapeutische Vorkeh

rungen für Teilhabe von 

Schülerinnen und Schülern 

mit Beeinträchtigungen und 

Behinderungen am Unter

richt werden getroffen 

Schule wird als Behandlungs

ort medizinisch-therapeuti

scher Leistungen anerkannt.  

Interdisziplinäre Arbeit von  

Sonderpädagogischer  

Förderung und medizinisch­

therapeutischer Kompetenz  

in der Schule 

Erbringung von ärztlich 

verordneter Therapie (z.B.  

Logopädie, Ergotherapie,  

Physiotherapie) 

HKM, 

Schulträger, 

Krankenkasse 

Daueraufgabe  
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6.6.28  

Die Teilhabe von Schüle­

rinnen und Schülern mit 

Sprachbeeinträchtigungen 

am Unterricht der allgemei­

nen Schule wird ermöglicht 

Schulen mit dem Förder

schwerpunkt Sprachheilför

derung sind grundsätzlich  

als Durchgangsschule zu  

errichten. Bestehende Förder

schulangebote der Mittel und  

Hauptstufe sind im Einzelnen  

bei der Fortschreibung der  

Schulentwicklungspläne an  

allgemeinen Schulen zu ent

wickeln (§ 16 Abs. 2 VOSB) 

Planung für weitest ge­

hende Dezentralisierung 

der Sprachheilförderung  

im Hochtaunuskreis 

HKM,  

Staatliche 

Schulämter, 

Schulträger 

Mit In-Kraft-

Treten der 

VOSB  

6.7  

Übergang Schule – Beruf/Arbeit 

6.7.1  

Der Zugang zur Arbeitswelt 

und die Teilhabe am ge­

sellschaftlichen Leben wird 

ermöglicht 

OloV: Koordination der Kom

petenzfeststellung, Beratung,  

Vermittlung von Schülerinnen  

und Schülern mit Behinde

rungen und Beeinträchtigun

gen an Förderschulen mit  

Hauptstufen 

Individualisierung der Berufs

wegeplanung 

Vernetzung von Schulen,  Wirt

schaft, Wirtschaftsverbänden  

und Agentur für Arbeit 

OloV-Fachberater: Beratung  

für OloV-Koordinatoren der  

Regionen im Hinblick auf  

Schülerinnen und Schüler  

mit Beeinträchtigungen und  

Behinderungen 

OloV-Koordination im 

Kreis Gießen in Zusam­

menarbeit mit der ZAUG 

gGmbH  

www.ausbildunggiessen

olov.de 

HKM, 

Agentur für 

Arbeit, 

IHK, HWK,  

Kommunen 

Daueraufgabe  
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6.7.2  

Der Zugang zur Arbeits­

welt für Schülerinnen und 

Schüler, die die Lernziele 

der allgemeinen Schule nur 

mit sonderpädagogischer 

Förderung erreichen, wird 

ermöglicht 

Im durch den ESF geförder

ten projekt SchuB erhalten  

Schülerinnen und Schüler  

mit dem Förderschwerpunkt  

Lernen in den Praxis-Klassen  

an Förderschulen über die  

Praktika Zugang zur Arbeits

welt, lernen vielfältige Berufe  

kennen und können in Ausbil

dung oder Arbeit vermittelt  

werden. 

55 Praxis-Klassen an 32 

Förderschulen 

HKM ESF-Förderung 

bis 2013  

6.7.3  

Gesellschaftliche und kultu­

relle Teilhabe für Schülerin­

nen und Schüler, mit einer 

umfassenden, schweren und 

lang andauernden Lernbe­

einträchtigung wird über 

den Zugang zur Arbeitswelt 

ermöglicht 

Sicherstellung der schul

spezifischen „Berufsorien

tierungsstufe“ für Schüle

rinnen und Schüler mit dem  

Förderschwerpunkt geistige  

Entwicklung als berufsorien

tierende Maßnahme 

„Arbeitsstufe“ an der 

Offene Schule Waldau 

(Kassel) (IGS) 

HKM Daueraufgabe  

6.8  

Information 

6.8.1  

Sensibilisierung und Be­

wusstseinsbildung für das 

Thema „Inklusion“ im Bereich 

Haupt- und Realschule wird 

gefördert 

Vorbereitung, Durchfüh

rung und Auswertung einer  

Tagung der Generalisten  

für den Haupt- und Real

schulbereich der Staatlichen  

Schulämter, wobei „Best  

practise“ Beispiele von Haupt

schulen mit Erfahrungen in  

der Zusammenarbeit mit den  

Praxisklassen der Förderschu

len und solchen, die Förder

schüler in die SchuB-Klassen  

der Hauptschule aufnehmen,  

vorgestellt werden 

HKM Dezember 

2011  
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6.8.2  

Schulaufsicht ist über HSchG 

und VOSB informiert und  in 

Umsetzungsfragen beraten. 

Die detaillierte Bestands­

aufnahme inklusiver 

Maßnahmen in diversen 

Förderschwerpunkten an 

Gymnasien in Hessen ist 

durchgeführt 

Tagung der Generalisten  

Gymnasium zur Information  

über Umsetzung der gesetz

lichen Regelung und der  

VOSB, zur Bestandsaufnahme  

der inklusiven Beschulung  

bzw. sonderpädagogischen  

Förderung sowie zu den  

Perspektiven der inklusiven  

Beschulung an hessischen  

Gymnasien 

HKM Frühjahr 2012  

6.8.3  

Kooperationsstrukturen 

der Fachberatung in den 

Staatlichen Schulämtern sind 

entwickelt 

Fortbildungsdezernentin

nen und -dezernenten der  

Staatlichen Schulämter und  

Schulentwicklungsberaterin

nen und –berater sind zu den  

aktuellen Entwicklungen im  

Bereich inklusiver Unterricht,  

inklusive Schule informiert 

Fachberatung Inklusion,  

Schulentwicklungsberatung  

und Fachberatung Bildungs­  

und Erziehungsplan tauschen  

sich über Angebote aus,  

vernetzen sich 

Dienstversammlung  

Vernetzungsveranstal­

tungen, Vereinbarung 

gemeinsamer nächster 

Schritte 

HKM Ab Januar 

2012  

4. Quartal 

2011 

6.8.4  

Die Schulleitungen aller 

Schulformen sind über die 

Ziele der Inklusion informiert 

Schulleitungen werden über  

die wichtigsten Entwick

lungen zum Themengebiet  

Inklusion durch verschiedene  

Kommunikationsformen  

informiert 

Regelmäßige Schullei-

tungs-Info, 

Informations- und Dienst-

veranstaltungen 

HKM,  

Staatliche 

Schulämter 

Daueraufgabe  

6.8.5  

Eltern mit Migrationshin­

tergrund werden über das 

Hessische Schulsystem,  

insbesondere über die 

schulischen Angebote für 

Kinder mit Behinderungen 

oder Beeinträchtigungen,  

informiert 

Schulung von „Bildungslot

sen“ (Abrufangebot für Kin

dertagesstätten und Schulen  

zur Information von Eltern)  

hinsichtlich Inklusion, inklusi

ver schulischer Angebote 

 

www.wiesbaden.de/ 

leben-in-wiesba-den/ 

gesellschaft/auslaendi

sche-buerger/auslaendi­

sche-buerger/bildungs­

lotsen.php 

Schulträger/ 

SSA Wiesba

den 

fortlaufend  
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6.9 

Bewusstseinsbildung

6.9.1 

Erkenntnisse über Bedingun-

gen gelingende Inklusion 

mittels Beteiligung von 

betroffenen Kindern und 

Jugendlichen bei der Um-

setzung der Art. 7 und 8 der 

UN-BRK werden ermittelt

Kinderinklusionsbarometer: 

Befragung von Kindern zu 

ihren Vorstellungen über 

eine gelungene Inklusion, 

um Schlussfolgerungen zur 

Beschreibung von Qua-

litätsstandards inklusiver 

Bildung zu ziehen. Durch 

die „hessenstiftung – fami-

lie hat zukunft“ werden im 

Herbst 2011 Kinder zu ihren 

Vorstellungen über eine 

gelungene Inklusion befragt. 

Der Befragungskreis umfasst 

Kinder mit Sinnesbeeinträch-

tigungen, Kinder mit geistiger 

Behinderung und Kinder mit 

Lernschwierigkeiten. Neun- 

bis Zehnjährige werden ihre 

Ideen dazu kundtun, wie z.B. 

gemeinsame Beschulung von 

behinderten und nicht be-

hinderten Kindern stattfinden 

kann. Wo liegen die eigentli-

chen Barrieren, die abgebaut 

sein müssen, damit Kinder mit 

Behinderungen mit möglichst 

wenigen Einschränkungen 

am täglichen Leben teilneh-

men können? 

www. hessenstiftung.de, 

Herr Dr. Kuther

und 

Anja Beisenkamp, Leiterin 

des Instituts für empiri-

sche Sozialforschung der 

PRO-SOZ Herten GmbH

in Kooperation mit dem 

HKM

Hessenstiftung 

– familie hat 

zukunft  

www. Hessen-

stiftung.de

2011/12  

6.9.2 

Sensibilisierung und Be-

wusstseinsbildung für das 

Thema „Inklusion“ im Bereich 

Gymnasium wird gefördert.

Vorbereitung, Durchführung 

und Auswertung eines Tages-

ordnungspunktes auf einer 

Tagung der Generalisten 

Gymnasium der Staatlichen 

Schulämter, wobei „Best prac-

tise“ Beispiele von Gymnasien 

mit Erfahrungen im Gemein-

samen Unterricht zusammen-

getragen werden und eine 

detaillierte Bestandsaufnah-

me inklusiver Beschulung 

und sonderpädagogischer 

Förderung an Gymnasien in 

Auftrag gegeben wird 

HKM November 

2011  

http://www.hessenstiftung.de/
http://www.hessenstiftung.de/
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6.9.3 

Schülerinnen und Schüler 

mit und ohne Behinderun-

gen oder Beeinträchtigun-

gen pflegen durch gegen-

seitige Anerkennung ihrer 

Leistungen eine respektvolle 

Einstellung und einen selbst-

verständlicheren Umgang 

miteinander

Der Wettbewerb „An die töp-

fe, fertig, los!“ Freundschaft 

geht durch den Magen“ 

wendet sich an Schülerinnen 

und Schüler mit und ohne 

Behinderungen oder Beein-

trächtigungen, die sich als 

Gastgeber präsentieren und 

als Gäste auftreten. Schüler-

gruppen aus allgemeinen 

Schulen (auch solchen mit 

gemeinsamen Unterricht) 

und Förderschulen laden sich 

gegenseitig ein und gestalten 

ein gemeinsames Essen

Wettbewerb „An die 

Töpfe, fertig, los! Freund-

schaft geht durch den 

Magen“ mit 26 teilneh-

menden Schülergruppen

www.dms.bildung.

hessen.de/ereignisse/

wettbewerbe

HKM in Koope-

ration mit der 

Hessenstif-

tung und der 

Lebenshilfe 

Hessen 

Ab Oktober 

2011  

 

  

6.9.4 

Das Bewusstsein für die 

Leistungen der Schülerinnen 

und Schüler im Förder-

schwerpunkt geistige sowie 

körperliche und motorische 

Entwicklung wird gefördert

Gestaltung von Gastrono-

mieprojekten in Schule zur 

Öffnung in die Kommunen

Bodelschwingh-Schule 

Hofheim (Projekt La 

Crêperie Le Coq im Cafe 

Wunderbar) 

www.friedrich-von-

bodelschwingh.hofheim.

schule.hessen.de/ange-

bote/restaurant/index.

html

Bodelschwingh-Schule 

Wiesbaden (Projekt Cafe 

Walkmühle)  

www.werkstufenprojekt.

bodelschwinghschule.

info

Schule, au-

ßerschulische 

Partner

Fortlaufend 

 

  

6.9.5 

Bewusstseinsbildung der 

Schulsportkoordinatoren 

und Fachberater wird ge-

fördert

Weiterentwicklung von 

Unterricht und Erziehung für 

Schülerinnen und Schüler mit 

Beeinträchtigung oder Behin-

derungen im Sportunterricht 

der Regelschulen.

Entwicklung von Fortbil-

dungsangeboten

Fachtag mit Frau Prof. 

Doll-Tepper (Vizepräsi-

dentin des DOSB und 

Lehrstuhl FH Berlin, 

Vortrag: Inklusion im 

Sportunterricht)

HKM 19. Mai 2011, 

Daueraufgabe  

 

  

6.9.6 

Die Eltern an allgemeinen 

Schulen und Förderschulen 

sind zum Themengebiet 

Inklusion und inklusive Be-

schulung informiert

Die eltern an allen Hessischen 

Schulen werden über aktuelle 

Entwicklungen und Vorhaben 

bei der Umsetzung der UN-

BRK informiert

Elternbrief zum Schuljahr 

2011/2012

HKM Daueraufgabe  
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6.10 

Aus-, Fort- und weiterbildung

6.10.1 

Die Neustrukturierung der 

Arbeit der Beratungs- und 

Förderzentren (BFZ) im 

Hinblick auf die neuen Auf-

gabenstellungen des neuen 

HSchG und der VOSB wird 

unterstützt

Tagung aller BFZ-Leiter/

innen sowie der Dezernent/

innen sonderpädagogische 

Förderung der Staatlichen 

Schulämter zur Informati-

on und Entwicklung eines 

Umsetzungskonzeptes der 

BFZ-Arbeit im Hinblick auf die 

neuen Aufgabenstellungen 

durch das neue HSchG und 

die VOSB

Zwei zweitägige Tagun-

gen aller BFZ-Leiter/innen 

mit den Dezernent/innen 

sonderpädagogische 

Förderung 

HKM,

Amt für Lehrer-

bildung

zwischen 

September 

und Dezember 

2011  

6.10.2 

Die Kompetenzen der 

Lehrkräfte im Hinblick auf 

inklusive Beschulung und 

sonderpädagogische Förde-

rung werden erweitert

Nachfrageorientierte und be-

darfsgerechte Fortbildungen 

zu den Themen Inklusion, in-

klusive Beschulung und son-

derpädagogische Förderung 

für Schulen und Lehrkräfte an 

allgemeinen Schulen sowie 

Förderschulen

164 Fortbildungsveran-

staltungen im Schuljahr 

2010/2011 , davon 73 

zum Thema Inklusion 

6.10.2.1 Sonderpädagogische 

Zusatzausbildung für Er-

zieher, Sozialpädagogen 

und Therapeuten (Diag-

nostik, Arbeitsfeld Schule, 

Förderung, Schulrecht)

HKM (Amt für 

Lehrerbildung)

2009 – 2011  

6.10.2.2 Kompetenzerwerb hin-

sichtlich der Förderung 

von Kindern mit unter-

schiedlichen Lernvoraus-

setzungen (Umgang mit 

Herterogenität)

Staatliches 

Schulamt 

Hochtau-

nuskreis/ 

Wetteraukreis

Oktober-No-

vember 2011  

6.10.2.3 „Auf dem Weg zur inklu-

siven Schule“, Reihe mit 8 

Veranstaltungen

HKM (Amt für 

Lehrerbildung)

2011 – 2013  

6.10.2.4 „Pädagogische Online-

Diagnostik“ Fortbildung 

für Ausbilderinnen/Aus-

bilder, Fortbilderinnen/ 

Fortbilder, Schulleitungen

HKM (Amt für 

Lehrerbildung)

Daueraufgabe 
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6.10.2.5 Qualifizierung für Fortbil-

dungskoordinatorinnen 

und –koordinatoren der 

Staatlichen Schulämter

HKM (Amt für 

Lehrerbildung)

Daueraufgabe 

6.10.2.6 Unterricht in heterogenen 

Lerngruppen (Diagnostik, 

individualisierte Lernan-

gebote, Beratung)

Staatliches 

Schulamt 

Gießen

2011 – 2012 

6.10.2.7 ‚…alle(s) inklusiv‘ – Profes-

sionalität in einer Schule 

für alle Kinder

Schule für Er-

ziehungshilfe,

Verband Son-

derpädagogik,

Staatliches 

Schulamt 

Land-Dill-Lim-

burg-Weilburg

Dezember 

2012 

6.10.2.8 „Inklusive Schritte im 

Schulverbund“

Entwicklung von Perspek-

tiven für eine inklusive 

Schule in regionalen 

Strukturen anhand des 

Index für Inklusion 

SSA Darmstadt Schuljahr 

2011/ 2012 

6.10.2.9 Fortbildungsreihe „Kom-

petenzerwerb Heteroge-

nität“

SSA Friedberg Schuljahr 

2011/ 2012 

6.10.2.10 E-Learning-Modul 

Englischunterricht für 

Schülerinnen und Schüler 

mit Förderschwerpunkt 

Lernen

HKM (Amt für 

Lehrerbildung)

Daueraufgabe 
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

6.10.3 

Die Lehrerbildung wird an 

die neuen Erfordernisse 

evaluiert und angepasst

Verankerung von Diagnostik, 

Beratung und individueller 

Förderung in der ersten und 

zweiten Phase. Eine Schwer-

punktsetzung im Bereich 

Heterogenität / individuelle 

Förderung / Inklusion wird 

mit dem Modul „Umgang 

mit Heterogenität – Lernpro-

zesse innovativ gestalten“ 

in der zweiten Phase der 

Lehrerausbildung im Schul-

jahr 2011/2012 eingeführt. 

Zudem sieht die Novellierung 

des Hessischen Lehrerbil-

dungsgesetzes (HLbG) und 

die entsprechende Umset-

zungsverordnung (HLbG- 

UVO) vor, dass die Module 

„Diagnostizieren, Fördern, 

Beurteilen“ und „Erziehen, 

Beraten, Betreuen“ erhalten 

bleiben

Hessisches Lehrerbil-

dungsgesetz in der Fas-

sung vom 28. September 

2011 (GVBl. I S. 590)

HKM, 

Studiensemi-

nare

ab dem Schul-

jahr 2011/ 

2012  

 

  

6.10.4 

Die Anzahl von sonderpä-

dagogischen Lehrkräften 

in den Fachrichtungen 

„Körperbehindertenpä-

dagogik“, „Blinden- und 

Sehbehindertenpädagogik“, 

„Geistigbehindertenpäda-

gogik“, „Gehörlosen- und 

Schwerhörigenpädagogik“ 

wird erhöht

Diese Fachrichtungen sind 

bei der Einstellung in der 

zweiten Ausbildungsphase 

als Mangelfachrichtungen für 

den Einstellungstermin Mai 

2012 festgelegt. (§ 42 Abs. 

2 Verordnung zur Durchfüh-

rung des Hessischen Lehrer-

bildungsgesetzes)

HKM, 2012 – 2014  

 

  

6.10.5 

Die Kompetenzen der 

Schulleitungen allgemeiner 

Schulen bei der Entwicklung 

einer inklusiven Schule wer-

den erweitert

Entwicklung einer Pilotveran-

staltung „Chancen der Inklu-

sion“ für Schulleiter/innen der 

allgemeinen Schulformen zur 

Vorbereitung auf die inklusive 

Entwicklung einer Schule. 

Nach Auswertung der Ergeb-

nisse der Pilotveranstaltung 

Ausweitung der Fortbildung 

auf weitere Regionen in 

Hessen 

Zweitägige Veranstaltung 

für ca. 30 Schulleiter/

innen

Vier zweitägige Veran-

staltung für je ca. 30 

Schulleiter 

HKM, 31.10. bis 

2.11.2011

Ab 2012 
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

6.10.6 

Die Kompetenzen der 

Lehrkräfte im Hinblick auf 

inklusive Beschulung und 

sonderpädagogische Förde-

rung werden erweitert

Fortbildungsangebote für 

Lehrkräfte aller Schulformen 

zu den Themenbereichen 

Inklusion, Unterricht in 

heterogenen Lerngruppen 

und sonderpädagogische 

Fachrichtungen (z.B. Förder-

schwerpunkt Sehen, Hören, 

Lernen, geistige Entwicklung 

etc.) der Arbeitsstelle für 

Schulentwicklung und Pro-

jektbegleitung der Universität 

Frankfurt. Die Arbeitsstelle 

bietet zudem Abrufangebote 

für Schulen an

Fortbildungsprogramm 

2012 der Arbeitsstelle 

für Schulentwicklung und 

Projektbegleitung 

www.schulentwicklung.

uni-frankfurt.de

HKM, 

Arbeitsstelle 

an der Univer-

sität Frankfurt

fortlaufend  

 

  

6.10.7 

Die Kompetenzen der Lehr-

kräfte im Umgang mit Hete-

rogenität werden erweitert

Fortbildungen zur individuel-

len Förderung im Unterricht, 

zu Diagnose und Lernstand-

sermittlung, zum Unterricht in 

heterogenen Lerngruppen

Fortbildungsreihe „Indivi-

duell fördern – Lernen be-

gleiten“ des Projektbüros 

im SSA Rheingau-Taunus 

und Wiesbaden

Fortbildung für Lehrkräfte 

im SchuB-Projekt

HKM

HKM (Amt für 

Lehrerbildung)

Daueraufgabe 

 

  

6.10.8 

Die Kompetenzen von Lehr-

kräften, LiV und Studieren-

den zur Erhöhung der Teil-

habe von Schülerinnen und 

Schülern mit Behinderungen 

und Beeinträchtigungen am 

Unterricht der allgemeinen 

Schulen werden erweitert

Sicherstellung und Weiter-

entwicklung spezifischer 

materialgestützter Besuchs- 

und Hospitationsangebote 

für externe Lehrkräfte (inkl. 

LiV und Studierende) sowie 

Weiterentwicklung anlass-

bezogener Fortbildungen 

der schulinternen Lehr- und 

Assistenzkräfte

Offene Schule Waldau 

(Kassel) (IGS)

Gesamtschule Niederwal-

gern, (KGS)

HKM Daueraufgabe 

 

  

6.10.9 

Die Basiskompetenzen bei 

Schülerinnen und Schülern 

werden erweitert

Fortbildungen zu den The-

men Lesen, Schreiben und 

Rechnen in Grundschulen 

und Schulen der  

Sek. I (Schriftspracherwerb) /

Prävention von funktionalem 

Analphabetismus

Fortbildung / Fachta-

gungen mit Projektbüros 

„Individuelle Förderung“

HKM Ab dem 

Schuljahr 

2011/2012 

 

  

http://www.schulentwicklung.uni-frankfurt.de/
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

6.10.10 

Bewusstseinsbildung bei 

Lehrkräften der allgemei-

nen Schule im Hinblick auf 

gehörlöse/hörgeschädigte 

Schülerinnen und Schüler 

durch Steigerung der Teil-

nehmerzahlen an relevanten 

Fortbildungen wird geför-

dert

 

Fortbildung von Lehrkräften 

der allgemeinen Schule zur 

Förderung gehörloser/hörge-

schädigter Schülerinnen und 

Schüler 

Schule für Hörgeschä-

digte in Bad Camberg, 

Friedberg, Homberg und 

Frankfurt bieten Basis-

kurse für Lehrkräfte an 

Regelschulen an (jährlich, 

ca. 30 Teilnehmer) 

Informationen zur The-

matik Hörschädigung, 

Technik usw. werden 

durch die Lehrkräfte 

der Ambulanz der o. g. 

Schule für Kollegien der 

allgemeinen Schulen 

angeboten (2010: ca. 205 

Teilnehmer/innen)

Schulen für 

Hörgeschä-

digte 

Daueraufgabe 

 

  

6.10.11 

Anzahl der Lehrkräfte, die in 

Deutscher Gebärdensprache

qualifiziert sind, wird kons-

tant gehalten oder steigt

Lehrkräfte an Schulen mit 

dem Förderschwerpunkt Hö-

ren oder Lehrkräfte, die ge-

hörlose oder hörgeschädigte 

Schülerinnen und Schüler an 

allgemeinen Schulen unter-

richten, bilden sich über eine 

Qualifizierungsmaßnahme in 

Deutscher Gebärdensprache 

fort. Das Amt für Lehrerbil-

dung (AfL) bietet Qualifi-

zierungsmaßnahmen mit 

unterschiedlichen Niveaus an, 

die zu einer Befähigung für 

den Unterricht in Gebärden-

sprache führen

Qualifizierungsmaßnah-

me des AfL „Befähigung 

für den Unterricht in 

Gebärdensprache“

www.afl.hessen.de

HKM, 

Amt für Lehrer-

bildung

Daueraufgabe 

 

  

http://www.afl.hessen.de
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

 

  

6.11 

Begleitende Forschung

6.11.1 

Merkmale und Bedingungen 

einer begabungsgerechten 

Schule sind ermittelt

Das Hessische Kultusminis-

terium hat am 31. Januar 

2009 den Schulversuch 

„Begabungsgerechte Schule“ 

genehmigt. Das schulorgani-

satorische und pädagogische 

Entwicklungsprojekt sieht vor, 

dass Schülerinnen und Schü-

ler mit Beeinträchtigungen 

und Behinderungen in ihren 

jeweiligen Grundschulen blei-

ben und dort die notwendige 

Unterstützung für ihre Ent-

wicklung erhalten. Verzichtet 

wird auf sonderpädagogi-

sche Überprüfungsverfahren 

im Sinne der Schule für 

Lernhilfe. Die Heterogenität 

der Lernausgangslagen und 

Entwicklungsstände der Schü-

lerinnen und Schüler werden 

angemessen berücksichtigt 

und pädagogisch genutzt

Dafür werden den Schulen 

zusätzliche personelle und 

sächliche Ressourcen zur 

Verfügung gestellt. Die ge-

meinsame Kostenträgerschaft 

erfolgt in enger Kooperation 

zwischen dem Land Hessen 

und dem Schulträger Kreis 

Offenbach

Der Schulversuch wird wis-

senschaftlich begleitet 

Schulversuch „Bega-

bungsgerechte Schule“ 

im Landkreis Offenbach 

mit den Schulen: 

Brüder-Grimm-Schule 

und Goetheschule (Mühl-

heim) sowie Sonnentau-

schule und Waldschule 

(Obertshausen) 

www.kreis-offenbach.de

www.hessisches-kultus-

ministerium.de

www.uni-frankfurt.de

Schulträger 

Landkreis 

Offenbach,

Staatliche 

Schulämter, 

HKM

Schuljahr 

2009/

2010 bis 

Schuljahr 

2012/ 2013  

http://www.kreis-offenbach.de/
http://www.hessisches-kultusministerium.de/
http://www.uni-frankfurt.de/
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6.5 Ausblick

Ziel der Hessischen Landesregierung ist es, die 

gesellschaftliche Teilhabe der Menschen mit 

Behinderungen zu ermöglichen. Der Beitrag 

von Schule besteht darin, Teilhabe am allge-

meinen Bildungssystem zu ermöglichen und zu 

leben. Inklusive Bildung hat in Hessen Tradition. 

In der Früherziehung gibt es langjährige Be-

strebungen, inklusive Bildung zu ermöglichen, 

und seit 1999 ist für alle Kinder mit Beeinträch-

tigungen oder Behinderungen zwischen drei 

und sechs Jahren ein Platz in einem Regelkin-

dergarten garantiert.

In der Schule haben Lehrerinnen und Lehrer 

mit der Inklusion von Schülerinnen und Schü-

lern mit Beeinträchtigungen und Behinderun-

gen im gemeinsamen Unterricht und Koopera-

tionsprojekten langjährige Erfahrungen. Diese 

bilden ein breites Fundament für die neuen 

Entwicklungen hin zu inklusiven Strukturen. Die 

Kompetenzen in der spezifischen Förderung 

von Schülerinnen und Schülern mit Beeinträch-

tigungen und Behinderungen an Förderschu-

len sind ein wesentlicher Bestandteil der Siche-

rung hochwertigen Unterrichts – auch an den 

allgemeinen Schulen durch Kompetenztransfer 

in den unterschiedlichen Förderschwerpunk-

ten. Hessen wird gemeinsam mit den Pädago-

ginnen und Pädagogen, mit den kommunalen 

Beteiligten und den Verbänden die inklusive 

Entwicklung in der schulischen Bildung verläss-

lich fortsetzen.

Der Auftrag der Schule ist es, Kindern und Ju-

gendlichen bestmöglich die Teilhabe am pri-

vaten und öffentlichen Leben zu ermöglichen. 

Das wird nur gelingen, wenn alle Beteiligten 

zusammenarbeiten, denn Inklusion ist eine ge-

samtgesellschaftliche Aufgabe. Mit den im Ak-

tionsplan beschriebenen konkreten Zielen und 

Maßnahmen wird die inklusive Entwicklung in 

den hessischen Schulen fortgesetzt und wir 

möchten alle am Prozess Beteiligten einladen, 

diesen Weg mit uns gemeinsam im Sinne der 

Kinder und Jugendlichen mit Behinderungen 

zu gehen.
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(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das gleiche 

Recht von Menschen mit Behinderungen auf Ar-

beit; dies beinhaltet das Recht auf die Möglich-

keit, den Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdie-

nen, die in einem offenen, integrativen und für 

Menschen mit Behinderungen zugänglichen Ar-

beitsmarkt und Arbeitsumfeld frei gewählt oder 

angenommen wird. Die Vertragsstaaten sichern 

und fördern die Verwirklichung des Rechts auf 

Arbeit, einschließlich für Menschen, die während 

der Beschäftigung eine Behinderung erwerben, 

durch geeignete Schritte, einschließlich des Er-

lasses von Rechtsvorschriften, um unter anderem

a) Diskriminierung aufgrund von Behinderung 

in allen Angelegenheiten im Zusammenhang 

mit einer Beschäftigung gleich welcher Art, 

einschließlich der Auswahl-, Einstellungs und 

Beschäftigungsbedingungen, der Weiterbe-

schäftigung, des beruflichen Aufstiegs sowie 

sicherer und gesunder Arbeitsbedingungen, 

zu verbieten;

b) das gleiche Recht von Menschen mit Behin-

derungen auf gerechte und günstige Arbeits-

bedingungen, einschließlich Chancengleich-

heit und gleichen Entgelts für gleichwertige 

Arbeit, auf sichere und gesunde Arbeitsbe-

dingungen, einschließlich Schutz vor Belästi-

gungen, und auf Abhilfe bei Missständen zu 

schützen;

c) zu gewährleisten, dass Menschen mit Behin-

derungen ihre Arbeitnehmer- und Gewerk-

schaftsrechte gleichberechtigt mit anderen 

ausüben können;

d) Menschen mit Behinderungen wirksamen 

Zugang zu allgemeinen fachlichen und be-

ruflichen Beratungsprogrammen, Stellenver-

mittlung sowie Berufsausbildung und Weiter-

bildung zu ermöglichen;

e) für Menschen mit Behinderungen Beschäf-

tigungsmöglichkeiten und beruflichen Auf-

stieg auf dem Arbeitsmarkt sowie die Unter-

stützung bei der Arbeitssuche, beim Erhalt 

und der Beibehaltung eines Arbeitsplatzes 

und beim beruflichen Wiedereinstieg zu för-

dern; 

f) Möglichkeiten für Selbständigkeit, Unterneh-

mertum, die Bildung von Genossenschaften 

und die Gründung eines eigenen Geschäfts 

zu fördern;

g) Menschen mit Behinderungen im öffentli-

chen Sektor zu beschäftigen;

h) die Beschäftigung von Menschen mit Behin-

derungen im privaten Sektor durch geeig-

nete Strategien und Maßnahmen zu fördern, 

wozu auch Programme für positive Maßnah-

men, Anreize und andere Maßnahmen gehö-

ren können;

i) sicherzustellen, dass am Arbeitsplatz ange-

messene Vorkehrungen für Menschen mit 

Behinderungen getroffen werden;

j) das Sammeln von Arbeitserfahrung auf dem 

allgemeinen Arbeitsmarkt durch Menschen 

mit Behinderungen zu fördern;
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k) Programme für die berufliche Rehabilitation, 

den Erhalt des Arbeitsplatzes und den beruf-

lichen Wiedereinstieg von Menschen mit Be-

hinderungen zu fördern.

 

(2) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Men-

schen mit Behinderungen nicht in Sklaverei oder 

Leibeigenschaft gehalten werden und dass sie 

gleichberechtigt mit anderen vor Zwangs- oder 

Pflichtarbeit geschützt werden.

7.2 Grundsatzziele 

Ziel 1:

Verringerung der Arbeitslosigkeit von Men-

schen mit Behinderungen.

Ziel 2:

Verbesserung der Zugangsmöglichkeiten für 

Menschen mit Behinderungen zum allgemei-

nen Arbeitsmarkt. 

Ziel 3:

Förderung von Instrumenten zur Weiterent-

wicklung von Teilhabemöglichkeiten von er-

werbsgeminderten Menschen auf dem allge-

meinen Arbeitsmarkt.

Ziel 4:

Beibehaltung der hohen Beschäftigungsquote 

und Förderung der Beschäftigung von Men-

schen mit Behinderungen im Landesdienst.

Ziel 5: 

Weiterer Auf- und Ausbau alternativer Beschäf-

tigungsformen.

Ziel 6:

Förderung der Arbeitsfähigkeit behinderter 

und chronisch erkrankter Menschen.

Ziel 7:

Gesonderte Förderung der Beschäftigung von 

älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mern mit Behinderung.

Ziel 8:

Stärkere Einbindung der betrieblichen Schwer-

behindertenvertretungen in den Prozess der 

Beschäftigung von schwerbehinderten Men-

schen.

Ziel 9:

Verbesserung der Studienbedingungen für 

Studierende mit Behinderungen.
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7.3 Bestandsaufnahme

Deutschland verfügt über ein systematisches 

und umfassendes Leistungsspektrum für Men-

schen mit Behinderungen. Neben den finanzi-

ellen Leistungen stehen vor allem die Beratung, 

Unterstützung und Vermittlung von arbeitsu-

chenden Menschen im Vordergrund. Ziel ist 

es, vorrangig eine berufliche Integration oder 

Ausbildung mit allgemeinen Förderleistungen 

zu erreichen. Nur wenn dies nicht erreichbar ist, 

sollen behindertenspezifische Förderangebote 

erfolgen. Damit wird auch dem Ziel eines in-

klusiven Bildungs und Arbeitsmarktangebotes 

Rechnung getragen.

Zum Stand Oktober 2011 sind in Hessen ins-

gesamt 13.042 Arbeitslose mit Schwerbehin-

derung erfasst gewesen, das entspricht einer 

Arbeitslosenquote von 7,7 Prozent an der Ge-

samtarbeitslosenquote. 

Zentrale Themen der hessischen Arbeitsmarkt-

politik sind der Zugang auf den Arbeitsmarkt 

und die Verbesserung der Beschäftigungschan-

cen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Eine 

weitere, besondere Aufgabe kommt zudem 

den Arbeitgeberverbänden, den Kammern und 

der Sozialpartnern insgesamt zu, denn sie müs-

sen dafür sorgen, dass Vorbehalte gegenüber 

der Beschäftigung von Menschen mit Behin-

derungen abgebaut werden. Arbeitsmarktpro-

gramme helfen nur da, wo eine grundsätzliche 

Bereitschaft zur Beschäftigung besteht.

Beschäftigungsquote 

Die Pflichtquote zur Beschäftigung von schwer-

behinderten Menschen liegt gem. § 71 SGB IX 

bei 5 Prozent. Die Landesregierung hat sich in 

einer Eigenverpflichtung auf 6 Prozent festge-

legt. Sie erreicht derzeit sogar 7,89 Prozent und 

ist damit bundesweit führend.

Zusammengenommen liegt die Beschäfti-

gunsquote bei allen öffentlichen Arbeitgebern 

in Hessen bei ungefähr 7,4 Prozent und in der 

Privatwirtschaft bei 4 Prozent.
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7.3.1 Programme zur Beschäftigung von Menschen 
mit Behinderungen

Mit verschiedenen Programmen zur Beschäfti-

gung von Menschen mit Behinderungen ver-

folgt die Hessische Landesregierung das Ziel, 

Menschen mit Behinderungen eine Arbeits-

möglichkeit anzubieten und sie in eine dau-

erhafte Beschäftigung vorzugsweise auf dem 

allgemeinen Arbeitsmarkt zu vermitteln. Mit 

Mitteln aus der Ausgleichsabgabe und in Zu-

sammenarbeit mit der Regionaldirektion der 

Bundesagentur für Arbeit und dem Landes-

wohlfahrtsverband sollen Arbeitgeber unter-

stützt werden, die schwerbehinderte Menschen 

ausbilden oder beschäftigen und ihnen so eine 

Teilnahme am allgemeinen Arbeitsmarkt er-

möglichen. 

 

 

JOB 4000   

Ziel ist Verbesserung der beruflichen Integra-

tion schwerbehinderter Menschen. Job 4000 

gliedert sich in folgende drei Säulen:

• Neue Arbeitsplätze für schwerbehinderte

Menschen,

• Neue Ausbildungsplätze für schwerbehin-

derte Jugendliche,

• Unterstützung schwerbehinderter Men-

schen beim Übergang Schule/Beruf durch 

Integrationsfachdienste.

In Hessen wurden ausschließlich Arbeits- und 

Ausbildungsplätze auf dem allgemeinen Ar-

beitsmarkt geschaffen.

7.3.2 Viertes Hessisches Schwerbehinderten- 
Programm

Das Vierte Hessische Schwerbehinderten-

Programm sorgt seit 2006 dafür, dass sich die 

Arbeitsmarktchancen für Menschen mit Behin-

derungen verbessern. Es wird aus Mitteln der 

Ausgleichsabgabe finanziert und läuft nach ei-

ner Verlängerung noch bis zum 31. Dezember 

2012. Von Anfang 2006 bis Juni 2011 konnten 

mit Hilfe des Programms etwa 610 zusätzliche 

Arbeitsplätze auf dem allgemeinen Arbeits-

markt geschaffen werden. Seit 2006 stehen 

jährlich 2,2 Mio. Euro aus der Ausgleichsabga-

be bereit, so dass sich das Gesamtvolumen bis 

Ende der Laufzeit auf 15,4 Mio. Euro beläuft. 

Mit den Geldern soll die Schaffung von dau-

erhaften Arbeitsplätzen für schwerbehinderte 

Menschen unterstützt werden, die auf dem Ar-

beitsmarkt mit besonderen Schwierigkeiten zu 

kämpfen haben. 

Durchschnittlich werden pro Monat 14 bis max. 

20 unbefristet beschäftigte schwerbehinderte 

Menschen unterstützt. Auch zukünftig wird die 

Unterstützung von jüngeren schwerbehinder-

ten Menschen und Jugendlichen, die behinde-

rungsbedingt ohne Schulabschluss sind, sowie 
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von Abgänger aus „Förderschulen“ im Mittel-

punkt stehen.

7.3.3 Landespreis für beispielhafte Beschäftigung 
und Integration

Um Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber ver-

stärkt für die Beschäftigung von Menschen mit 

Behinderungen zu sensibilisieren, werden in 

Hessen seit 2006 jährlich drei Unternehmen 

der privaten Wirtschaft mit dem Landespreis für 

die beispielhafte Beschäftigung und Integrati-

on schwerbehinderter Menschen ausgezeich-

net. Der Landespreis ist mit 3.000 Euro dotiert. 

Für die Preisträger bedeutet die Auszeichnung 

nicht nur Anerkennung ihres Engagements,

sondern auch Prestigegewinn bei Kunden und 

Geschäftspartnern. Sie werden in den Inklusi-

onsatlas auf der Internetseite der Stabsstelle zur 

Umsetzung der UN-BRK im Hessischen Sozial-

ministerium unter als gute 

Beispiele eingestellt. Ermutigende Beispiele für 

die berufliche Integration von Menschen mit 

Behinderungen werden so publik. 

 

 www.brk.hessen.de 

7.3.4 Initiative Inklusion

Bei der Initiative Inklusion handelt es sich um 

ein Modellvorhaben mit dem Ziel zu erproben, 

ob nach Abschluss der Modellphase insbeson-

dere im Handlungsfeld Berufsorientierung eine 

Verankerung im Regelinstrumentarium der SGB II 

und III (Arbeitsförderung) sinnvoll bzw. notwen-

dig erscheint. Das Programm hat ein Volumen 

von 100 Mio. Euro (Mittel aus dem Ausgleichs-

fonds).

Es setzt dabei folgende Schwerpunkte (Hand-

lungsfelder):

• Die Berufsorientierung schwerbehinderter 

Schülerinnen und Schüler: In den nächsten 

2 Jahren werden bundesweit 40 Mio. Euro 

zur Verfügung gestellt, mit dem Ziel, jährlich 

10.000 schwerbehinderte Schülerinnen und 

Schüler mit sonderpädagogischem Förder-

bedarf beruflich intensiv zu orientieren. Ne-

ben den Schülerinnen und Schülern selbst 

werden auch Erziehungsberechtigte, Lehr-

kräfte und die zuständigen Leistungsträger 

beteiligt. Mittelfristig soll so ein breites An-

gebot an Berufsorientierungsmaßnahmen 

aufgebaut werden. In Hessen stehen für 

die Erreichung dieser Ziele 3,4 Mio. Euro 

zur Verfügung. Als einziges Bundesland 

wird dabei zur Umsetzung die große Erfah-

rung der Berufsbildungswerke auf diesem 

Gebiet genutzt. Es ist das Ziel, das System 

der Berufsorientierung flächendeckend zu 

implementieren und damit die Eingliede-

rungschancen von Schülerinnen und Schü-

lern mit sonderpädagogischem Förderbe-

darf nachhaltig zu verbessern. In der ersten 

Phase konnten 230 Schülerinnen und Schü-

ler erreicht werden.

• Die betriebliche Ausbildung schwerbehin-

derter Jugendlicher in anerkannten Aus-

bildungsberufen: In den nächsten 5 Jahren 

werden 15 Mio. Euro zur Verfügung gestellt. 

In Hessen sollen über 100 Ausbildungsplät-

ze im Zeitraum 2012 bis 2016 mit rund 1,2 

Mio. Euro geschaffen werden. 

• Arbeitsplätze für ältere (über 50-jährige) 

arbeitslose oder arbeitsuchende schwer-

behinderte Menschen: In den nächsten 4 

Jahren werden 40 Mio. Euro zur Verfügung 

http://www.brk.hessen.de
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gestellt, mit dem Ziel 4.000 Arbeitsplätze

zu schaffen. Ältere schwerbehinderte und

ihnen gleichgestellte arbeitslose Menschen 

werden aber insbesondere auch durch Leis-

tungen der Arbeitsförderung, etwa durch

spezielle Eingliederungszuschüsse, bei der

Aufnahme einer Beschäftigung gezielt un-

terstützt. Für Hessen sollen bis 2018 über

 

 

 

 

 

300 Arbeitsplätze mit einer Prämie geför-

dert werden, die neu für schwerbehinderte 

Menschen bereitgestellt werden. Dafür ste-

hen 3,4 Mio. Euro zur Verfügung.

 

Unterstütze Beschäftigung (UB) 

Ziel der Unterstützten Beschäftigung ist es, 

Menschen mit Behinderungen mit besonde-

rem Unterstützungsbedarf in ein angemes-

senes und geeignetes sozialversicherungs-

pflichtiges Beschäftigungsverhältnis auf dem 

allgemeinen Arbeitsmarkt zu integrieren und 

es zu erhalten. Die UB umfasst eine individuelle 

betriebliche Qualifizierung und bei Bedarf eine 

anschließende Berufsbegleitung durch Integ-

rationsfachdienste. Es gilt der Grundsatz: „Erst 

platzieren, dann qualifizieren“.

Die Dauer der Maßnahme beträgt in der Regel 

bis zu 2 Jahre. In Hessen haben bis zum Jahres-

ende 2011 insgesamt 344 Personen die Maß-

nahme begonnen. Damit wird das Instrument 

– verglichen mit dem Bund – überdurchschnitt-

lich genutzt.

DIA-AM

Ein Diagnoseverfahren, mit dessen Hilfe geklärt 

wird, ob eine Integration in den allgemeinen

Arbeitsmarkt möglich ist. Die Diagnose erfolgt 

in zwei Phasen und dauert max.12 Wochen: 

Phase 1 – Eignungsanalyse:

In den Räumlichkeiten des jeweiligen Trägers 

werden die fachlichen, methodischen, sozialen 

und persönlichen Kompetenzen der Teilneh-

merin/des Teilnehmers und die individuelle 

Motivation getestet. 

Phase 2 – betriebliche Erprobung:

Der Teilnehmer/die Teilnehmerin erprobt sei-

ne/ihre Eignung in einem Betrieb des allgemei-

nen Arbeitsmarktes.
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7.3.5 Programme und Maßnahmen des Landesbe-
auftragten für Menschen mit Behinderungen und 
des Landes 

Der Beauftragte der Hessischen Landesregie-

rung für Menschen mit Behinderungen berät die 

Landesregierung in allen Fragen der Ausbildung 

und Beschäftigung von Menschen mit Behinde-

rungen. Menschen mit Behinderungen bietet er 

auf Anfrage Unterstützung bei ihrer Bewerbung 

für den hessischen Landesdienst an.

Mit Hilfe eines Integrationsfonds wird die Ein-

stellung von jährlich rund 400 schwerbehin-

derten Menschen und die Sensibilisierung der 

personalbewirtschaftenden Stellen in Schwer-

behindertenfragen gefördert. Zudem existie-

ren Richtlinien zur Integration und Teilhabe 

schwerbehinderter Angehöriger der Hessischen 

Landesverwaltung und ein Angebot von Fortbil-

dungs- und Schulungsmaßnahmen für Führungs-

kräfte und Interessenvertretungen.

Im Karriereportal zeigt 

sich die Landesregierung als öffentlicher Ar-

beitgeber ihrer Verantwortung und Vorbild-

funktion bei der Erfüllung gesetzlicher Ver-

pflichtungen zur Förderung und Sicherung der 

gleichberechtigten Teilhabe von Menschen mit 

Behinderungen insbesondere im Arbeitsleben 

bewusst. Sie verdeutlicht, dass die Integration, 

Beschäftigung und Förderung von Menschen

mit Behinderungen als besonders wichtige

gesellschaftliche und sozialpolitische Aufgabe 

verstanden wird. Entsprechende Informationen 

für schwerbehinderte Beschäftigte sind einge-

stellt. 

 www.karriere.hessen.de 

 

 

7.3.6 Ausbildung für schwerbehinderte junge Men-
schen durch A-BIS e.V.

Der gemeinnützige Verein Arbeit – Beruf, Infor-

mation und Soziales (A-BIS e.V.) widmet sich der 

Aufgabe, junge Menschen mit Behinderungen 

auf der Suche nach einem Arbeits- oder Ausbil-

dungsplatz qualifiziert zu beraten und zu unter-

stützen. Der Verein bietet jungen schwerbehin-

derten Menschen einen Ausbildungsplatz auf 

dem allgemeinen Arbeitsmarkt und eine wei-

terführende Begleitung unmittelbar nach Aus-

bildungsabschluss („Integrationsausbildung“). 

Die Bilanzen von knapp acht Jahren sind im 

Hinblick auf die bestandenen Ausbildungen 

und Vermittlungen in Arbeit beeindruckend.

7.3.7 Schwerbehindertenvertretungen und Integra-
tionsvereinbarungen

In Betrieben und Dienststellen mit wenigstens 

fünf schwerbehinderten Beschäftigten wird 

eine Schwerbehindertenvertretung gewählt. 

Ihre Aufgabe ist es, die Eingliederung schwer-

behinderter Menschen in den Betrieb zu för-

dern, ihre Interessen zu vertreten und ihnen 

beratend und helfend zur Seite zu stehen und 

darüber zu wachen, dass die zugunsten schwer-

behinderter Menschen geltenden Gesetze, 

Verordnungen, Tarifverträge, Betriebs- oder 

Dienstvereinbarungen und Verwaltungsanord-

nungen durchgeführt werden. Sie sind wichtige 

Partner des Arbeitgebers bei der Beschäftigung 

von schwerbehinderten Menschen. Dabei ha-

ben sie auch die Aufgabe darüber zu wachen, 

dass der Arbeitgeber die ihm obliegenden Ver-

pflichtungen nach dem SGB IX erfüllt. 

http://www.karriere.hessen.de
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Sie haben nach § 83 SGB IX die Möglichkeit mit 

dem Arbeitgeber eine verbindliche Integrati-

onsvereinbarung abzuschließen, um so z.B. Re-

gelungen zur angemessenen Berücksichtigung 

von schwerbehinderten Menschen, über anzu-

strebende Beschäftigungsquoten, einschließ-

lich eines angemessenen Anteils behinderter

Frauen, zum betrieblichen Eingliederungsma-

nagement oder sonstigen Maßnahmen zur Teil-

habe am Arbeitsleben zu treffen.

 

7.4 Die Vereinigung der Hessischen Unter-
nehmerverbände (VhU)

Die VhU ist ein wichtiger Partner der Landesre-

gierung für die Zusammenarbeit mit den hessi-

schen Arbeitgebern. 

Stellungnahme der Vereinigung der Hessischen Un-
ternehmerverbände

Die Vereinigung der hessischen Unterneh-

merverbände begrüßt die Zielsetzung der

UN-BRK, die Teilhabe von Menschen mit Be-

hinderungen in allen Lebensbereichen zu för-

dern und zu unterstützen und die Absicht der

Hessischen Landesregierung, dies mit einem

Aktionsplan voranzubringen.

 

 

 

Seit langem setzt sich die VhU dafür ein, dass 

noch mehr Menschen mit Behinderungen 

eine Arbeit im allgemeinen Arbeitsmarkt auf-

nehmen. Menschen mit Behinderungen sind 

wertvolle Mitarbeiter, auf die die Unterneh-

men nicht nur angesichts eines sich verstär-

kenden Fachkräftemangels nicht verzichten 

können.

Mehr Beschäftigung für Menschen mit Behin-

derungen setzt in erster Linie den Bewusst-

seinswandel bei allen Beteiligten voraus, dass 

„behindert“ nicht automatisch „leistungsge-

mindert“ bedeutet. Hierzu sollten Menschen 

mit Behinderungen nicht regelmäßig und von 

Anfang an in Sondereinrichtungen betreut wer-

den, sondern – soweit dies Art und Grad der 

Behinderung, der damit verbundene Unterstüt-

zungsbedarf sowie die Sicherstellung des Ler-

nerfolgs für nichtbehinderte Lernende zulassen 

– vom Kindergarten über die Schule bis zum 

Arbeitsplatz mehr als bisher Seite an Seite mit 

Menschen ohne Behinderungen leben. Hierauf 

müssen auch die zahlreichen Unterstützungs-

instrumente und –institutionen ausgerichtet 

bzw. verpflichtet werden. Zusätzliche Bürokra-

tie und Regulierung wäre hingegen teuer und 

kontraproduktiv und muss deshalb vermieden 

werden. Bessere und schnellere Ergebnisse bei 

der Eingliederung von Menschen mit Behinde-

rungen in Arbeit können erreicht werden, wenn 

die zahlreichen Akteure von der Kranken, Ren-

ten-, Unfall- und Arbeitslosenversicherung bis 

zu den Integrationsämtern Hand in Hand und 

ohne Verluste an den Schnittstellen arbeiten 

würden.

Die mit der Behindertenrechtskonvention ange-

strebte Inklusion bedeutet nach Auffassung der 

VhU, dass Menschen mit Behinderungen – nach 

Maßgabe der dargestellten Abwägungskriteri-

en – soweit wie möglich am gesellschaftlichen 

Leben teilhaben – von Kindergarten und Schule 

über eine Arbeit im ersten Arbeitsmarkt bis hin 

zur eigenen Wohnung. Dieser Ansatz ist richtig. 

Er bedeutet aber auch, dass die bestehenden 

Kapazitäten, Strukturen und Leistungen der 
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Sondereinrichtungen auf den Prüfstand gestellt 

werden müssen. Dies betrifft z. B. Werkstätten 

und Wohnheime für Menschen mit Behinde-

rungen ebenso wie das nur in Deutschland be-

stehende System der Förderschulen. Mit dem 

geänderten Förderansatz muss klar sein, dass 

nicht alles beim Alten bleiben kann.

Die hessischen Arbeitgeber haben in den letz-

ten Jahren immer mehr schwerbehinderten

Menschen Arbeit geboten: Von 76.500 schwer-

behinderten Beschäftigten im Jahr 2003 stieg 

die Zahl im Jahr 2009 (letztverfügbare Zahl) auf 

über 95.000. Hiervon sind gut 68.000 bei pri-

vaten Arbeitgebern beschäftigt. In diesen Zah-

len der Bundesagentur für Arbeit sind nur Un-

ternehmen mit mindestens 20 Arbeitnehmern 

erfasst, so dass die Gesamtzahl der schwerbe-

hinderten Beschäftigten noch höher liegt. Die 

steigende Zahl beschäftigter schwerbehinder-

ter Menschen belegt auch, dass der allgemeine 

Beschäftigungsaufbau ebenso den schwerbe-

hinderten Menschen zugutekommt. Von be-

schäftigungsfreundlichen Rahmenbedingun-

gen profitieren somit auch schwerbehinderte 

Menschen. Deshalb ist es wichtig, hieran weiter 

zu arbeiten und die Lohnzusatzkosten durch Re-

formen der Sozialversicherungen wieder unter 

40 Prozent zu bringen, flexible Beschäftigung 

wie Zeitarbeit und Befristung nicht zu verbieten 

und die Unternehmen von der bestehenden 

Überbürokratisierung des Arbeitsverhältnisses 

zu entlasten.

 

Bewusstseinswandel gemeinsam voranbringen

Ein entscheidender Fortschritt für mehr Be-

schäftigung von Menschen mit Behinderungen 

kann erzielt werden, wenn der Bewusstseins-

wandel vorangebracht wird, dass „behindert“ 

nicht automatisch „leistungsgemindert“ bedeu-

tet. Zielführender und für alle Beteiligten ermu-

tigender ist es, auf die Leistungsfähigkeit und 

Motivation von Menschen mit Behinderungen 

abzustellen, um eine positive Einstellung bei 

denjenigen Unternehmen und Kollegen zu för-

dern, die bisher nicht oder selten mit Menschen 

mit Behinderungen zusammenarbeiten. Soweit 

die Behinderung im Einzelfall das Arbeiten er-

schwert, müssen die zuständigen Institutionen 

über zahlreiche Unterstützungsmöglichkeiten 

aufklären und diese für die Betriebspraxis um-

setzbar machen.

Ein selbstverständliches Miteinander sollte 

aber nicht erst am Arbeitsplatz gelebt werden, 

sondern schon mehr als bisher in Kindergarten 

und Schule beginnen. Gemeinsames Lernen ist 

kein Selbstzweck. Wo Menschen mit Behinde-

rungen die besondere Förderung im geschütz-

ten Raum brauchen, muss diese dort erbracht 

werden.

Sehr zu begrüßen ist im vorliegenden Aktions-

plan der Landesregierung, dass auf allen Ebe-

nen – von der gesetzlichen Ebene bis zu Ein-

zelmaßnahmen – konkrete Ziele, Beispiele und 

Zuständigkeiten definiert werden. Dies erzeugt 

Transparenz und ermöglicht eine entsprechen-

de Evaluierung. 

Alle im Aktionsplan aufgeführten Maßnahmen 

der Weiterentwicklung der Inklusion stehen 

unter dem „Haushaltsvorbehalt“ der Landes-

regierung. Da in dieser Legislaturperiode – mit 

großer Mehrheit des Hessischen Landtags – die 

Schuldenbremse in der Verfassung verankert 

wurde, ist ein solcher Haushaltsvorbehalt aus 
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der Sicht der Wirtschaft zwingend, auch wenn 

er für manche richtige und wichtige pädagogi-

sche Entscheidung eine hohe Hürde darstellt. 

Hier ist das Kultusministerium gefordert, im 

Sinne einer optimalen Effizienz der verfügba-

ren Mittel sowie der Schulsteuerung und -ver-

waltung, Prioritäten zu setzen und die entspre-

chenden Entscheidungen zu treffen. Der daher 

im Aktionsplan gewählte Weg, zunächst über 

Modell- und Pilotschulen neue Erkenntnisse für 

eine breiter angelegte Inklusion zu gewinnen, 

ist mithin konsequent und richtungsweisend.

Ziel erster Arbeitsmarkt

Beim Übergang von der Schule in den Beruf 

müssen die für die berufliche Ersteingliede-

rung von jungen Menschen mit Behinderungen 

zuständigen Arbeitsagenturen und Jobcenter 

unter Einbeziehung aller anderen unterstützen-

den Institutionen weiterhin große Anstrengun-

gen unternehmen, eine betriebliche Ausbil-

dung oder eine Ausbildung, die so betriebsnah 

wie möglich ist, zu ermöglichen. 

Dies beginnt mit Betriebspraktika zur Berufs-

orientierung, die wegen des im Einzelfall vor-

handenen Unterstützungsbedarfs sorgfältig 

begleitet werden müssen. Wir begrüßen des-

halb die besondere Betonung der Belange 

von Schülerinnen und Schülern mit Behinde-

rungen bei der Neuregelung der Berufsorien-

tierungsmaßnahmen im Zuge des Gesetzes zur 

Verbesserung der Eingliederungschancen am 

Arbeitsmarkt (ab 1. April 2012 in § 48 SGB III). 

Diese Maßnahmen sollten so betriebsnah wie 

möglich durchgeführt werden. Für die wäh-

rend der Berufsorientierung durchzuführende 

Kompetenzfeststellung sollte aus Sicht der VhU 

auch für Schüler/-innen mit Behinderungen 

das Verfahren KomPo7 (unter Beteiligung von 

Betriebspraktikern in Klasse 7 von Haupt- und 

Realschulen) zum Einsatz kommen. Dagegen 

dürfte eine Durchführung der Berufsorientie-

rung in bzw. von stationären Einrichtungen re-

gelmäßig nicht sinnvoll sein, da hier früh ein 

Pfad weg vom ersten Arbeitsmarkt angelegt 

werden könnte.

Ausbildung so betriebsnah wie möglich

Wenn wegen des Unterstützungsbedarfs allein 

eine außerbetriebliche Ausbildung in Betracht 

kommt, ist deren sog. kooperative Variante 

grundsätzlich vorzuziehen. Dabei wird der jun-

ge Mensch in einem normalen Betrieb ausge-

bildet und durch den Träger der Ausbildung 

durch sozialpädagogische Begleitung sowie 

Stützunterricht gefördert. Die klassische sog. 

integrative Variante, bei der die praktische Aus-

bildung in speziellen Trägereinrichtungen und 

nicht in Unternehmen des allgemeinen Arbeits-

marktes absolviert wird, sollte auf das wegen 

Art und Schwere der Behinderungen erforder-

liche Maß begrenzt sein. Bei dieser Variante 

muss der Bildungsträger sicherstellen, dass, 

– sofern der Förderbedarf dies zulässt – mög-

lichst umfangreiche Betriebspraktikumsphasen 

eingebaut werden. 

Soweit Menschen mit Behinderungen trotz Hil-

fen den Anforderungen eines Ausbildungsbe-

rufs nicht gewachsen sind, sollte im Rahmen der 

betrieblichen Möglichkeiten (Beschäftigungs-

bedarf, Arbeitssicherheit) auf die Fachpraktiker-

berufe (§ 66 BBiG/§ 42m HwO) zurückgegriffen 

werden. Auch bei diesen behindertenspezifi-

schen Fachpraktiker-Ausbildungen müssen alle 



Hessischer Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention

118

Möglichkeiten ausgeschöpft werden, damit die 

Ausbildung möglichst in einem Betrieb stattfin-

det. Eine Ausbildung in einer stationären Ein-

richtung sollte dagegen nur auf gut begrün-

dete Ausnahmefälle beschränkt werden.

Falls eine rein betriebliche Ausbildung nicht 

möglich ist, sollte als nächste betriebsnahe 

Ausbildungsform die sog. kooperative Ausbil-

dung angestrebt werden, die in enger Zusam-

menarbeit zwischen Betrieb und Bildungsträ-

ger erfolgt. Der Rehabilitationsträger (in der 

Regel Arbeitsagentur oder Jobcenter) sollte 

unbedingt die Möglichkeit einer kooperati-

ven Fachpraktiker-Ausbildung ernsthaft prü-

fen, bevor er eine Ausbildung in stationären 

bzw. rein überbetrieblichen Einrichtungen 

in den Blick nimmt. Die Erfahrungen des Bil-

dungswerks der Hessischen Wirtschaft e.V. 

zeigen, dass Unternehmen des allgemeinen 

Arbeitsmarktes durchaus bereit sind, im Zu-

sammenspiel mit einem geeigneten Träger in 

behindertenspezifischen Ausbildungsberufen 

auszubilden. 

Die VhU spricht sich dafür aus, dass im Falle von 

kooperativen außerbetrieblichen Fachpraktiker-

Ausbildungen die für die Eintragung des Ausbil-

dungsverhältnisses zuständigen Stellen entspre-

chend der Empfehlung des Hauptausschusses 

des Bundesinstituts für Berufsbildung (BiBB) es 

regelmäßig ausreichen lassen, wenn die rehabili-

tationsspezifische Qualität der Ausbildung durch 

den Maßnahmeträger gewährleistet wird (vgl. § 6 

Abs. 3 BiBB-Hauptausschuss-Empfehlung Nr. 136 

i.d.F. vom 15. Dezember 2010). Dagegen würde 

die andernfalls erforderliche 320-stündige reha-

bilitationspädagogische Zusatzqualifikation eines 

Ausbilders im Betrieb eine betriebsnähere Aus-

bildung regelmäßig verhindern. 

Auch bei der beruflichen Wiedereingliede-

rung von erwachsenen Menschen mit Behin-

derungen gilt: je betriebsnäher, umso besser. 

Rehabilitationsmaßnahmen im betrieblichen 

Kontext steigern die Erfolgsaussichten und re-

duzieren die finanziellen Aufwendungen der 

Kostenträger. 

Jahrelange Erfahrung mit einer sehr betriebs-

nahen Förderung hat u. a. das Bildungswerk 

der Hessischen Wirtschaft e.V. – die Bildungs-

einrichtung der hessischen Unternehmerver-

bände. Das Bildungswerk mit seinen engen 

und umfangreichen Kooperationen mit den 

Betrieben der heimischen Wirtschaft sollte 

deshalb bei der Umsetzung des von der Bun-

desregierung geplanten neuen Programms 

„Initiative Inklusion“ in Hessen einbezogen 

werden.

Wegweiser durch den Förderdschungel nötig

In Deutschland gibt es umfassende Förder-

möglichkeiten, um Menschen mit Behinderun-

gen die Teilnahme am Arbeitsleben zu ermög-

lichen: vom umgebauten Kraftfahrzeug über 

treppenfreie Zugänge, computergestütztes 

Textvorlesen oder Bildschirm-Lesegeräte bis zu 

einer Arbeitsassistenz, um nur einige zu nen-

nen. Die Zuständigkeit für die Erbringung die-

ser Leistungen ist jedoch sehr gegliedert und 

wegen der jeweils unterschiedlichen Zustän-

digkeitsvoraussetzungen äußerst unübersicht-

lich. Aus unserer Beratungspraxis wissen wir, 

dass es für die Unternehmen sehr schwierig 
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sein kann, einen kompetenten Ansprechpart-

ner zu finden, der umfassend zu allen Förder-

möglichkeiten und –voraussetzungen berät. 

In aller Regel findet eine Beratung nur für die 

„eigenen“ Fördermöglichkeiten des jeweiligen 

Rehabilitationsträgers statt. Hinzu kommen 

Abgrenzungsschwierigkeiten, wer denn im 

Einzelfall der richtige Ansprechpartner ist. Die 

Gemeinsamen Servicestellen für Rehabilitation 

könnten zu solchen umfassend kompetenten 

Auskunftsstellen ausgebaut werden. 

Zusammenarbeit der Rehabilitationsträger  
verbessern

Über den ersten Schritt einer umfassenden Be-

ratung hinaus können durch eine erheblich bes-

sere, trägerübergreifende Koordination und Ko-

operation Rehabilitationsleistungen wirksamer, 

schneller und letztlich auch günstiger erbracht 

werden. Akteure in der vielgliedrigen Rehabi-

litationslandschaft sind die Bundesagentur für 

Arbeit, die Deutsche Rentenversicherung, die 

Krankenkassen, die Unfallversicherung, die Trä-

ger der öffentlichen Jugendfürsorge, die Träger 

der Sozialhilfe und das Integrationsamt sowie 

Integrationsfachdienste. Da die Fachleute die-

ser Träger hier vor Ort im Land tätig sind, müs-

sen die Träger gemeinsam mit dem Hessischen 

Sozialministerium eine wirksame Verbesserung 

der Zusammenarbeit anstreben. Die Bundesar-

beitsgemeinschaft Rehabilitation (BAR) macht 

hierzu regelmäßig Vorschläge (vgl. insbeson-

dere: „Perspektiven für die Optimierung von 

Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit in der Reha-

bilitation unter besonderer Berücksichtigung 

trägerübergreifender Aspekte“, 2010).

Rehabilitationskompetenz bei Optionskommunen 
und Jobcentern sicherstellen

Um Arbeitslose mit Behinderungen auf dem 

Weg in den ersten Arbeitsmarkt optimal zu un-

terstützen, ist es erforderlich, dass alle Grund-

sicherungsträger in Hessen entweder selbst 

genügend Rehabilitationsfachkompetenz vor-

halten oder diese durch Beauftragung sicher-

stellen können. Ob dies der Fall ist, sollte ge-

prüft werden. Ggf. muss noch justiert werden; 

denn ein nicht erkannter Rehabilitationsbedarf 

erschwert eine Arbeitsvermittlung oder macht 

sie sogar unmöglich. 

Wirkung und Wirtschaftlichkeit voranbringen

Angesichts hoch verschuldeter öffentlicher 

Haushalte ist es ein wichtiges Anliegen, Förder-

maßnahmen und Förderprogramme zur Teilha-

be von behinderten Menschen am Arbeitsleben 

auf Wirkung und Wirtschaftlichkeit auszurich-

ten. Ausgangspunkt hierfür ist die Herstellung 

vollständiger Transparenz über die Kosten (und 

Kostenzusammensetzung) der durchgeführten 

Maßnahmen und die Evaluierung dieser Maß-

nahmen. Dies ist zugleich unabdingbare Vor-

aussetzung für einen kontinuierlichen Verbes-

serungsprozess. 

Keine neue Bürokratie aufbauen

Eine weitere Bürokratisierung und Überregulie-

rung des Schwerbehindertenrechts wäre kont-

raproduktiv und würde den Menschen keinen 

Dienst erweisen. Schon heute bewirken viele 

oft gut gemeinte Regelungen in der Praxis das 

genaue Gegenteil, indem sie die Schaffung 
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von Arbeitsplätzen eher erschweren oder gar 

verhindern. Die Vorstellung, Arbeitgeber per 

Gesetz oder mit bürokratischen Vorgaben und 

Quoten dazu zu zwingen, mehr Beschäftigung 

für schwerbehinderte Menschen zu ermögli-

chen, ist im Ansatz verfehlt. Gegen den Markt 

lassen sich keine Arbeitsplätze schaffen. Ar-

beitsplätze müssen sich rechnen, sonst könnte 

sie kein Unternehmer einrichten, der für den 

Bestand seines Unternehmens mit seinen Ar-

beitsplätzen Verantwortung trägt. Der zielfüh-

rende Ansatz ist es deshalb, den Arbeitgeber 

bei der Beschäftigung behinderter Menschen 

zu unterstützen – angefangen von einer pass-

genauen Arbeitsvermittlung bis zur arbeitsbe-

gleitenden Beratung.

7.5 Arbeitsgemeinschaft hessischer Indust-
rie- und Handelskammern

Die hessischen Industrie- und Handelskam-

mern sind ein wichtiger Partner für die Zusam-

menarbeit mit den Arbeitgebern.

Die (hessischen) Industrie- und Handelskam-

mern mit ihrem umfassenden Auftrag zur Be-

treuung aller in ihren Zuständigkeitsbereich fal-

lenden Unternehmen verfolgen seit jeher auch 

die Thematik der Integration von Menschen mit 

Behinderungen in die Wirtschaft, sei dies im 

Bereich der Berufsbildung, der Fachkräftege-

winnung bis hin zur Existenzgründung und Füh-

rung von Unternehmen. IHKs berücksichtigen 

die individuellen Anforderungen von Auszubil-

denden an ihre Ausbildungsplätze und Prüfun-

gen, haben neue Ausbildungsberufe in ihrer 

Funktionalität für Menschen mit Behinderungen 

begleitet und Unternehmen zur Beschäftigung 

von Arbeitnehmer/innen mit Behinderungen 

beraten. Daher begrüßen die hessischen Indus-

trie- und Handelskammern die Umsetzung der 

UN-BRK in in Form des Aktionsplans.

Die im Hessischen Aktionsplan dargestellte 

Vorgehensweise, der auf verschiedenen Hand-

lungsebenen eingeleiteten Integration von 

Menschen mit Behinderungen in alle gesell-

schaftlichen und sozialen Lebens- und Wirkens-

bereiche stellt eine konsequente Weiterent-

wicklung des bereits erreichten hohen Stands 

in Richtung Inklusion dar. Insofern findet damit 

eine gesellschafts- und sozialpolitische Entwick-

lung ihren vorläufigen Abschluss, die gleichzei-

tig durch den demografischen Wandel und den 

mit ihm einhergehenden Fachkräftemangel zu 

einer neuen Herausforderung für die Zukunft 

wird und neue Lösungen verlangt. Im Folgen-

den möchten wir kurz auf die Themen Schule, 

Berufsausbildung und Studium eingehen.

Besonderes Augenmerk verdient aus unserer 

Sicht der Bereich des Übergangs Schule – Be-

ruf. Hier muss zunächst insgesamt eine breite, 

kooperative Basis hergestellt werden, auf der 

den individuellen Ansprüchen, Qualifikationen 

und Einschränkungen der Schulabgänger/in-

nen mit Behinderungen Rechnung getragen 

wird. Gleichzeitig sind die neuen Anforderun-

gen zukünftiger Ausbildungsberufe und Arbeit-

geber/innen zu vermitteln und so aus Sicht der 

Schulabgänger/innen und der Betriebe eine 

möglichst passgenaue und damit perspekti-

visch erfolgreiche Vermittlung in die richtige 

Stelle sicher zu stellen.

Im Bereich der Berufsausbildung unterstützen 

die Industrie- und Handelskammern mit Nach-
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druck das Ziel der Zugangserleichterung zum 

Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. Wir begrü-

ßen und setzen auch jetzt schon Maßnahmen 

um, die insbesondere auf der Seite der Unter-

nehmen zu einer breiteren Akzeptanz der Be-

schäftigung von Auszubildenden mit Behin-

derungen dienen. Auch geht es darum, diese 

Ausbildungs- und später auch Beschäftigungs-

verhältnisse nicht als Zwang aufzuerlegen, der 

auf beiden Seiten kaum eine frustrationsfreie 

Zukunft folgen wird, sondern die besonde-

ren Qualitäten und die individuellen wie auch 

übergreifenden Vorteile zu vermitteln, die die 

Beschäftigung von Auszubildenden mit Behin-

derungen mit sich bringen.

Im Rahmen des Aktionsplans werden die hes-

sischen Industrie- und Handelskammern ihre 

Berufe für Menschen mit Behinderungen auf 

die Empfehlungen des Bundesinstituts für Be-

rufsbildung umstellen. Bei der Auswahl der zu 

novellierenden Berufe soll der regionale Ar-

beitsmarkt berücksichtigt werden. Wir gehen 

davon aus, dass damit ein Qualitätsschub bei 

der Ausbildung einhergeht.

Seit längerem haben die hessischen IHKs auch 

für die Berufsvorbereitung von Benachteiligten 

Instrumente entwickelt, die bei regionalen Pro-

jekten im Rahmen des Aktionsplans Inklusion 

Anwendung finden könnten. Insofern unterstüt-

zen sie die Aktivitäten des Plans.

Die Ermöglichung einer perspektivischen Be-

rufswegeplanung muss konsequenterweise

auch dazu führen, dass die Vorgaben der Stu-

dienordnungen so weiterentwickelt werden,

dass sie zu flexiblen, angepassten Studiengän-

gen insgesamt und daraus folgend zu Studi-

 

 

enverläufen für den einzelnen führen, die den 

Einschränkungen Rechnung tragen. Die be-

sonderen Anforderungen, die durch die Glo-

balisierung entstanden sind, sind insofern auf-

zugreifen, als z. B. ohne Einschränkungen auch 

den Studenten und Studentinnen mit Behinde-

rungen die Möglichkeit eines oder mehrerer 

Auslandssemesters gegeben werden muss.

Die barrierefreie Gestaltung öffentlicher Ge-

bäude bzw. die barrierefreie Nutzung der öf-

fentlichen Verkehrsträger halten die IHKs für 

eine Selbstverständlichkeit, die nicht zuletzt 

auch der gelebten Inklusion Ausdruck verleiht. 

Nur wenn die Möglichkeit besteht, auch in an-

gemessener Form den Ausbildungs- oder Ar-

beitsplatz zu erreichen, der die inklusive Ausbil-

dung und Arbeit ermöglicht, kann von einem 

selbstverständlichem inklusivem Miteinander 

gesprochen werden.

7.6 Aktive Hessische Arbeitsmarktpolitik

7.6.1 Zielvereinbarungen nach dem SGB II

Bis zum Jahresende 2010 erfolgten die Ziel-

steuerung und das Controlling der Arbeits-

gemeinschaften von Kommunen und Arbeits-

agenturen (ARGEn) über die Bundesagentur 

für Arbeit. Die „Optionskommunen“ (im SGB 

II „zugelassene kommunale Träger – zkT“ ge-

nannt) setzen das SGB II in kommunaler Selbst-

verwaltung um. Das Land nahm bis dahin hier 

nur die Funktion der Rechtsaufsicht wahr.

Seit dem 1. Januar 2011 ist die Zielsteuerung im 

SGB II neu geregelt. Seit diesem Jahr schließen 

die Optionskommunen, die auf der Grundlage 
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des Hessischen Offensiv-Gesetzes in Hessen 

nun „Kommunale Jobcenter (KJC)“ genannt 

werden, jährlich Zielvereinbarungen mit dem 

Hessischen Sozialministerium. Für das Jahr 

2011 wurde zwischen dem Land Hessen und 

den 13 Kommunalen Jobcentern im Rahmen 

der zuvor zwischen dem Land und dem Bund 

abgeschlossenen Zielvereinbarung eine lan-

desweit an den gleichen Maßstäben orientierte 

Zielvereinbarung abgeschlossen. Schwerpunk-

te der ab 2012 regional angepassten 16 Ziel-

vereinbarungen liegen im Wesentlichen in der 

Senkung der Quote von Langzeitarbeitslosen 

und der Steigerung der Integrationsquote von 

Arbeitslosen unter Beachtung verschiedener 

Indikatoren und Kennzahlen. Für die für 2012 

abzuschließenden Zielvereinbarungen mit

dann 16 kommunalen Jobcentern in Hessen 

hat die Hessische Landesregierung beschlos-

sen, die 16 Zielvereinbarungen im Hinblick auf 

die Umsetzung der UN-BRK zu vollziehen. Im 

Rahmen dessen wird folgende Formulierung 

entsprechend zugrunde gelegt:

 

„§ x

Integration in das Erwerbsleben von Menschen mit 
Behinderungen

Die Integration in das Erwerbsleben ist eine der 

vordringlichsten Maßnahmen zur Förderung 

der Teilhabe von Menschen mit Behinderun-

gen. Auch angesichts der demografischen Ent-

wicklung und eines damit verbundenen aktuel-

len und zukünftigen Fachkräftemangels kommt 

der nachhaltigen Förderung der Integration von 

Menschen mit Behinderungen in den Arbeits-

prozess eine große Bedeutung zu. Deshalb soll 

im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haus-

haltsmittel die Integration von Menschen mit 

Behinderungen in das Erwerbsleben verstärkt 

werden.“

7.6.2 Förderung von Langzeitarbeitslosen und be-
nachteiligten Jugendlichen 

2011 hat das Hessische Sozialministerium die 

Arbeitsmarktförderung neu gestaltet und „Aus-

bildungsbudgets und Arbeitsmarktbudgets“ 

für die 21 Landkreise und 5 kreisfreien Städte 

in Hessen eingeführt. Grundlage für die Umset-

zung der Budgets sind jährlich anzupassende 

Zielvereinbarungen. Mit der Bereitstellung von 

Landesmitteln und Mitteln des Europäischen 

Sozialfonds (ESF) in Höhe von insgesamt 19,3 

Mio. Euro im Jahr 2011 und 19,6 Mio. Euro in 

2012 soll die Erwerbsintegration von Jugend-

lichen mit multiplen Problemlagen und Lang-

zeitarbeitslosen vor Ort noch passgenauer ge-

staltet werden. In den Fördergrundsätzen für 

das „Ausbildungs- und „Arbeitsmarktbudget“ 

ist die UN-BRK ausdrücklich erwähnt: „Sie (die 

Kommunen) beachten bei der Umsetzung das 

Übereinkommen der Vereinten Nationen über 

die Rechte von Menschen mit Behinderun-

gen…“.

Das Hessische Sozialministerium hat für 2012 

beschlossen, noch einen Schritt weiter zu ge-

hen. In den Zielvereinbarungen wird die Teilha-

be von Menschen mit Behinderungen am Ar-

beitsleben durch folgende Formulierung in § 3 

der Zielvereinbarung (Entwurf) aufgenommen:
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„§ 3

Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention

Die Integration in das Erwerbsleben stellt aus 

der Sicht des Hessischen Sozialministeriums 

eine der vordringlichsten Maßnahmen zur 

Förderung der Teilhabe von Menschen mit 

Behinderungen dar. Auch angesichts der de-

mografischen Entwicklung und eines damit ver-

bundenen aktuellen und zukünftigen Fachkräf-

temangels kommt der nachhaltigen Förderung 

von Maßnahmen, die die Integration von Men-

schen mit Behinderungen in den Arbeitsprozess 

fördern, eine große Bedeutung zu.“

Als Grundlage für die Zielvereinbarungen im 

Rahmen der Ausbildungs- und Arbeitsmarkt-

budgets finden jährliche Zielvereinbarungsge-

spräche mit den 26 Landkreisen und kreisfreien 

Städten statt. Im Jahr 2012 hat das Hessische 

Sozialministerium in allen diesen Gesprächen 

den Wunsch geäußert, dass die Kommunen 

das Thema „Inklusion“ bei der Verwendung der 

Budgets besonders berücksichtigen. Insge-

samt war bei den Kommunen eine Bereitschaft 

erkennbar, in ihrer arbeitsmarktpolitischen

Steuerung Regionenspezifische Projekte auch 

unter dem Aspekt der Inklusion durchzuführen 

und Menschen mit Behinderungen bei der Pro-

jekt-Steuerung grundsätzlich in gleichem Maße 

zu berücksichtigen wie Menschen mit sozialen 

Benachteiligungen. 

 

Neben den „Arbeitsmarkt- und Ausbildungs-

budgets“ werden noch weitere spezifische För-

derangebote im Rahmen des „Perspektivbud-

gets für Ausbildung und Arbeit“ in Höhe von 10 

Mio. Euro umgesetzt. Für das Programm „Aus-

bildungskostenzuschüsse (AKZ)“ stehen u.a. 

jährlich Mittel in Höhe von über 1,6 Mio. Euro 

bereit, um Unternehmen Anreize zu geben, 

mit jungen Menschen Ausbildungsverträge zu 

schließen, die zum Ausgleich für ihre sozialen 

Benachteiligungen oder individuellen Beein-

trächtigungen in erhöhtem Maße auf Unterstüt-

zung angewiesen sind. 

Zur Umsetzung der UN-BRK hat das Hessische 

Sozialministerium beschlossen, die Förder-

grundsätze für die AKZ zu erweitern und anzu-

passen. In Zusammenarbeit mit der Stabstelle 

Vereinte Nationen Behindertenrechtskonven-

tion des Hessischen Sozialministeriums wurde 

eine erweiterte Formulierung für die Zielgruppe 

des Programms gefunden, die die Förderung 

der Inklusion im Sinne der UN-BRK aufnimmt, 

ohne die bisherige Zielgruppe einzuschränken.

So sollen jetzt Menschen mit sozialen und/oder 

individuellen Benachteiligungen und damit 

auch Menschen mit Behinderungen gefördert 

werden. Unternehmen, die Integrationsmaß-

nahmen im Sinne der UN-BRK durchführen und 

nachweisen, sollen zudem bevorzugt gefördert 

werden können. AKZ ist das erste Ausbildungs- 

bzw. Arbeitsmarktprogramm des Hessischen 

Sozialministeriums, dessen Fördergrundsätze 

im Kontext des Aktionsplans zur Umsetzung 

der UN-BRK überarbeitet wurde und dessen 

Zielsetzung und Wirkungsgrad infolgedessen 

erweitert werden soll.
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Angesichts der demografischen Entwicklung 

und eines damit verbunden aktuellen und zu-

künftigen Fachkräftemangels sieht das Hes-

sische Sozialministerium in der nachhaltigen 

Förderung von Maßnahmen, die der Integrati-

on dieser erweiterten Zielgruppe in den allge-

meinen Arbeitsmarkt dienen, eine zunehmend 

große Bedeutung.

7.6.3 Die UN-BRK im Kontext der aktiven Arbeits-
marktförderung

Aus der Sicht des Landes stellt die Aufnahme 

der Umsetzung der UN-BRK in die verschiede-

nen Zielvereinbarungsprozesse und arbeits-

marktpolitischen Fördermaßnamen zur Integra-

tion von Menschen mit Behinderungen in das 

Erwerbsleben einen wertvollen, bundesweit an 

der Spitze liegenden Beitrag zur Inklusion dar. 

Hierdurch macht das Land deutlich, dass die 

Umsetzung der UN-BRK sich keinesfalls auf den 

Kanon bisheriger Fördermaßnahmen und Steu-

erungsprozesse für Menschen mit Behinderun-

gen beschränkt, sondern in relevante Maßnah-

men und Initiativen der Arbeitsmarktförderung 

des Landes Aufnahme finden soll.

7.7 Studium

Um die Inklusion in allen relevanten gesell-

schaftlichen Bereichen zu verwirklichen, ist es 

erforderlich sowohl die Inhalte der Studien-

gänge entsprechend zu erweitern als auch die 

Studienbedingungen für Studierende mit Be-

hinderungen zu verbessern. Zum Beispiel setzt 

eine inklusive Schule voraus, dass im Lehramts-

studium und in der pädagogischen Forschung 

entsprechende Schwerpunkte für alle Studie-

renden gesetzt werden.

Zur Förderung des barrierefreien Bauens sind 

Schwerpunkte in den Studiengängen und in 

der Forschung für Architektur und Design zu 

setzen so wie zur Förderung der barrierefreien 

Information und Kommunikation Schwerpunkte 

in den Studiengängen und in der Forschung für 

Informatik. Auch in den Studiengängen und in 

der Forschung der Gesellschafts-, Kultur-, Sozi-

al- und Rechtswissenschaften sind Grundlagen-

fragen der Inklusion von Menschen mit Behin-

derungen verstärkt zu berücksichtigen.

Die Stellung des Beauftragten für Behinderung 

und Studium als Teil der Selbstverwaltung der 

Hochschulen soll gestärkt und die mit ihr ver-

bundene konzeptionelle Aufgabe als Dauer-

aufgabe der Verwaltung in der Hochschulpla-

nung der Universitäten berücksichtigt werden. 

Ebenso soll die landesweite Vernetzung der 

Behindertenbeauftragten der Hochschulen un-

terstützt und gefördert werden.

In der Weiterentwicklung des Hochschulrechts, 

der Studien und Prüfungsordnungen, der Mo-

dulhandbücher sowie in der hochschulpoliti-

schen Diskussion ist darauf zu achten, dass Stu-

diengänge flexibler gestaltet werden, so dass 

auch Studierende mit längeren Phasen von 

Krankheit oder behinderungsbedingter Leis-

tungsminderung das Ziel des Studiums errei-

chen können.



Kapitel 7 - Ausbildung, Arbeit und Beschäftigung, Studium

125

 

7.8 Konkrete Ziele und Maßnahmen

Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

7.1 

Arbeit und Beruf

7.1.1 

Verringerung der Arbeits-

losigkeit der Menschen mit 

Behinderungen

Diagnose, angemessene 

Vorkehrungen Weiterentwick-

lung der Diagnoseinstrumen-

te der Agentur für Arbeit 

Sicherstellung eines aussage-

fähigen Clearing-Verfahrens

Unterstützung der Aufnahme 

einer sozialversicherungs-

pflichtigen Beschäftigung 

durch Maßnahmen wie z.B. 

Einzelcoaching, Eingliede-

rungszuschüsse an Arbeit-

geber bei der Einstellung 

von schwerbehinderten 

Menschen

Unterstützte Beschäfti-

gung (UB)

Diagnose der Arbeits-

marktfähigkeit (DIA–AM)

Berufsorientierung SGB III 

www.arbeitsagentur.de

Förderverein für seelische 

Gesundheit e.V. Gießen 

www.fsg-giessen.de

HSM, BA, InA, 

BMAS, LWV

Ab sofort, 

unterschied-

liche Pro-

grammlaufzei-

ten bis 2016 

http://www.arbeitsagentur.de/
http://www.fsg-giessen.de/
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen
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7.1.2 

Beschäftigung von Men-

schen mit Behinderungen im 

Landesdienst

Förderung der Beschäftigung 

von Menschen mit Behinde-

rungen im Landesdienst und 

Initiativen für die erhöhte 

Beschäftigung von Menschen 

mit Behinderungen durch 

•	 Regelmäßige	Beschäfti-

gung von Praktikantinnen 

und Praktikanten mit Be-

hinderungen zum Erlangen 

von Berufspraxis

•	 Beschäftigung	von	Auszu-

bildenden mit Behinderun-

gen (Peer-Effekt, Vorbild-

funktion)

•	 Verstärkte	Öffentlichkeits-

arbeit und Information 

z.B. kann bei der jährlich 

stattfindenden Ausbil-

dungsmesse in Wiesbaden 

über die Förderung der 

Beschäftigung von Men-

schen mit Behinderungen 

im Landesdienst gezielt 

informiert werden

Mit einer Beschäftigungs-

quote über 7 Prozent bei 

öffentlichen Arbeitgebern 

liegt Hessen bundesweit 

an der Spitze

Mit einer Beschäfti-

gungsquote von knapp 

4 Prozent in der Privat-

wirtschaft liegt Hessen 

über dem bundesweiten 

Durchschnitt.

Schaffung von Arbeits-

plätzen für die Beschäfti-

gung von Menschen mit 

Behinderungen in den 

Mikrofilmstellen der hes-

sischen Justiz – Pressemit-

teilungen vom 9.11.2007, 

23.1.2008 sowie vom 

1.7.2011.  

www.hmdj.hessen.de

Förderung der Beschäf-

tigung von Menschen 

mit Behinderungen im 

Landesdienst durch die 

Integrationsrichtlinien 

und den Richtlinien zur 

Förderung der Einstel-

lung und Beschäftigung 

von schwerbehinderten 

Menschen in der Landes-

verwaltung – Förderricht-

linien – (StAnz. 1, 2010, 

S. 3).

Alle Ressorts, 

LBA, BA, InA, 

IFD

Ab sofort,  

7.1.3 

Sicherung des Arbeitsver-

hältnisses durch Arbeitsas-

sistenz

Enge Kooperation mit dem 

Integrationsfachdienst (IFD)

Initiative Inklusion HSM, InA, 

BMAS, BA, IFD 

Ab sofort,  

http://www.hdmj.hessen.de/


Kapitel 7 - Ausbildung, Arbeit und Beschäftigung, Studium

127

 

Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

7.1.4 

Behindertengerechte Gestal-

tung des Arbeitsplatzes

Weiterführung und Sicher-

stellung der Finanzierung 

der behindertengerechten 

Ausstattung des Arbeitsplat-

zes für alle Behinderungs-

gruppen

Überwindung der Barrieren 

(z.B. in Bezug auf sehbehin-

derte Beschäftigte) durch 

Einsatz modernder Infor-

mationstechnologie und 

Ausstattung der Arbeitsplätze 

(Braille-Zeile, Lesehilfen, 

geeignetes Mobiliar u.ä.) in 

Zusammenarbeit mit den In-

tegrationsfachdiensten oder 

externen Spezialisten (z.B.  

Blindenstudienanstalt, BFW)

Finanzielle Unterstützung 

eines angepassten barri-

erefreien Arbeitsplatzes 

durch das Integrations-

amt, z.B. Relaydienst, 

Telekommunikation, 

Personenrufanlage, Licht-

signale usw. 

Im Projekt Telefon – Fi-

nanzservicestellen (T-FIS) 

der Hessischen Finanz-

ämter werden blinde 

bzw. stark sehbehinderte 

Menschen beschäftigt 

www.hmdf.hessen.de

IT-Projekt NeFa (Fach-

anwendung für Richter, 

Rechtspfleger und Ser-

viceeinheiten) berücksich-

tigt die Oberfläche der 

Computeranwendung 

insbesondere für blinde 

und sehbehinderte Nut-

zer/innen  

www.bik-work.de  

Rubrik Leuchtturmpro-

jekte

Beratung von erwachse-

nen sehbehinderten und 

blinden Menschen hin-

sichtlich Integrationsmaß-

nahmen, das Aufzeigen 

beruflicher Perspektiven 

und Informationen über 

die Fortbildungsmög-

lichkeiten durch das 

Berufsförderwerk Würz-

burg mit Servicestelle in 

Wiesbaden. 

www.bfw-wuerzburg.de

InA, Reha-Trä-

ger, Arbeits-

Agentur, 

Kommunen, 

HMJIE, HMdF

Ab sofort  

http://www.hmdf.hessen.de
http://www.bik-work.de
http://www.bfw-wuerzburg.de
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

7.1.5 

Berücksichtigung der 

Belange Beschäftigter mit 

Behinderungen in der Fort 

und Weiterbildung 

Fort- und Weiterbildung/

Lebensbegleitendes Lernen 

auch im Kontext des Hessi-

schen Gesetzes über den 

Anspruch auf Bildungsurlaub 

(HBUG)

Aufbau und Entwicklung von 

Projekten zur Wiederherstel-

lung der Erwerbsfähigkeit für 

Menschen mit psychischen 

Erkrankungen / Behinderun-

gen

Barrierefrei zugängliche 

Bildungsurlaubsveran-

staltungen (Angaben der 

Bildungsurlaubsträger) 

können seit 2006 unter 

www.bildungsurlaub.

hessen.de, unter der  

Rubrik „Veranstaltungen 

suchen“ aufgerufen 

werden 

Berücksichtigung der Be-

lange von Beschäftigten 

mit Behinderungen bei 

den Fortbildungsangebo-

ten der Zentralen Fortbil-

dung, z.B. vorzugsweise 

Nutzung von barrierefrei-

en Tagungsstätten

Alle Ressorts 

und Träger 

von Fort- und 

Weiterbildung-

maßnahmen 

(z.B. VHS, 

Kirchen, freie 

Träger)

Ab sofort  

7.1.6 

Berufliche Bildung für nicht-

erwerbsfähige Menschen mit 

Behinderungen

Ausbau der integrierten 

berufsbezogenen Bildung in 

Werkstätten für Menschen mit 

Behinderungen durch Einsatz 

zusätzlicher fachkompetenter 

personaler Ressourcen (Re-

form der Eingliederungshilfe)

„Fachkonzept“ der Ar-

beitsagentur; Einsatz von 

Bildungsbegleitern

HSM, BMAS, 

BA

Ab sofort  

http://www.bildungsurlaub.hessen.de/
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)
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(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

7.1.7 

Förderung der Partizipation 

und chancengleichen Be-

schäftigung von Menschen 

mit Behinderungen auf dem 

Allgemeinen Arbeitsmarkt

Nutzung des TVöD-

Instruments „Dienst- bzw. 

Betriebsvereinbarung zum 

Leistungsbezogenen Entgelt“, 

um die Ziele der UN-BRK in 

der Belegschaft nachhaltig zu 

verankern

Aktive Einbindung der Behin-

dertenvertretung in die Aus-

gestaltung des Instruments

Der Tarifvertrag des öffentli-

chen Dienstes (TVöD) sieht 

bei der Frage der Leistungs-

entgelte spezifische Vereinba-

rungen vor (§ 18 TVöD)

„Betriebsvereinbarung 

Leistungsentgelt“ der 

Deutschen Blindenstu-

dienanstalt e.V. (blista), 

eingeführt im Jahr 2012:

•	 Die	Auszahlung	des	

„Leistungsbezogenen 

Entgelts“ ist an die 

Erreichung bestimm-

ter, an der UN-BRK 

ausgerichteter Ziele 

gekoppelt. 

•	 Die	Definition	von	

Aktionsbereichen sorgt 

für die Transparenz der 

Prozesse und bildet die 

Basis für das Monito-

ring der verantwortli-

chen Kommission. 

•	 Die	Vereinbarung	sieht	

– unabhängig vom 

Einkommen – für alle 

die gleiche Summe vor.

www.blista.de

Öffentlicher 

Dienst und 

privatwirt-

schaftliche 

Unternehmen 

Start 2012  

7.1.8 

Ausbau der Nutzung von Ge-

bärdensprache und anderen 

Kommunikationshilfen zur 

gleichberechtigten Teilnah-

me am Arbeitsleben

Zur Verfügungstellung eines 

Gebärdendolmetschers im 

Arbeitsleben, z.B. Betriebsver-

sammlungen, Fortbildungs-

veranstaltungen usw.

Weiterführung und Ausbau 

von Seminaren für Vorgesetz-

te und Arbeitskollegen/innen 

von Menschen mit Hörschä-

digung zur Verbesserung des 

Verständnisses von Hörschä-

digung und deren Folgen

„Finanzielle Beteiligung 

des Integrationsamtes an 

den Kosten des Gebär-

dendolmetscher- oder 

Kommunikationshelfe-

reinsatzes bei dienst-

lichen/betrieblichen 

Veranstaltungen wie z.B. 

Personalversammlung/

Dienstversammlung, 

Betriebsversammlung 

sowie der Schulung von 

hörenden Kolleginnen 

und Kollegen im Arbeits-

umfeld des gehörlosen 

Menschen in Gebärden-

sprache auf Antrag

HSM, InA, 

Reha-Träger, 

Kommunen, 

BA, LBA, Alle 

Ressorts 

Ab sofort  

http://www.blista.de/
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

7.1.9 

Ausbau von Integrationsbe-

trieben

Weiterer Ausbau von Integ-

rationsbetrieben im Rahmen 

der Initiative Inklusion 

Handlungsfeld III unter der 

maßvollen Berücksichtigung 

der Folgekosten pro Platz

HSM, BA, LWV Ab sofort,  

Daueraufgabe 

7.1.10 

Teilhabe und Bildung für 

nichterwerbsfähige Men-

schen mit Behinderungen

Weiterentwicklung des 

prozessorientierten Quali-

tätswesens in Werkstätten 

für Menschen mit Behinde-

rungen 

Konzept „Kooperatives 

Qualitätsmanagement“ 

des Deutschen Vereins

www.deutscher-verein.

de/

HSM, BA, LWV, 

Leistungser-

bringer

Ab sofort  

7.1.11 

Erhalt der Beschäftigungs-

möglichkeiten von Men-

schen mit Behinderungen 

Verbesserung der beruflichen 

Rehabilitation 

Erschließung neuer Tätigkeits-

felder 

Schaffung von Möglichkeiten 

alternierender Telearbeit für 

Beschäftigte mit Behinde-

rungen 

Heimatnaher Einsatz von 

schwerbehinderten Beschäf-

tigten 

Projekte, Modellentwick-

lungen und Koopera-

tionen zur beruflichen 

Rehabilitation,

www.bbw- 

suedhessen.de/

www.bathildisheim.de/

www.bfw-frankfurt.de/ 

Im Projekt Telefon – Fi-

nanzservicestellen (T-FIS) 

der Hessischen Finanz-

ämter werden blinde 

bzw. stark sehbehinderte 

Menschen beschäftigt

www.hmdf.hessen.de

BMAS, BA, 

HSM, Bil-

dungseinrich-

tungen (BBW 

Nord und Süd, 

BFW Ffm), 

LWV, Kommu-

nen 

HMdF

Daueraufgabe  

http://www.deutscher-verein.de/
http://www.bbw-suedhessen.de/
http://www.bathildisheim.de/
http://www.bfw-frankfurt.de/
http://www.hmdf.hessen.de
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keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

7.1.12 

Verbesserung des Über-

gangs Schule/Beruf

Frühzeitige und umfassende 

Berufsberatung, Schaffung 

von Praktikumsmöglichkeiten 

und beruflichen Orientie-

rungsphasen schon während 

der Schulausbildung

Vorhaltung von Hilfsmitteln, 

Assistenz und Schulungsmaß-

nahmen zur Zugänglichkeit

Begleitung während des 

beruflichen Einstiegs

Beratung durch selbst Betrof-

fene, Zugang zur Selbsthilfe

Personenbezogenes Coa-

chingsystem

Entwicklung geeigneter Kon-

zepte und Leistungsangebote 

zur Stärkung des Zutrauens 

von Jugendlichen in ihre 

beruflichen Stärken und 

Chancen unter Berücksich-

tigung der Erfahrungen der 

Resilienzforschung. Hinfüh-

rung zu einem realistischen 

Berufswunsch. Ressourcenori-

entierte Konzepte

BA fortlaufend  
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7.1.13 

Schaffung eines Übergangs-

managements von der 

Schule in den Beruf

Individualisierung der 

Berufswegeplanung auch als 

Lebenswegeplanung in der 

Schule

Unabhängige Beratung zum 

Übergang in den Beruf

Finanzierung des gesetz-

lichen Auftrags der Inte-

grationsfachdienste, den 

Übergang Schule – Beruf zu 

unterstützen (§§ 109 ff. SGB IX)

Auftrag und Finanzierung zur 

Organisation und Begleitung, 

sowie Bereitstellung von 

Kommunikationsmitteln für 

die Durchführung von Prak-

tika in Betrieben des ersten 

Arbeitsmarkts während der 

Schulzeit

Beauftragung und Finanzie-

rung von Berufswegekon-

ferenzen als Teil der Schul-

bildung (externer Träger, 

Selbsthilfe)

Stärkung der IFD bei ihrer 

Aufgabenwahrnehmung zum 

Übergang von der Schule in 

den Beruf, um Schülerprakti-

ka in Betrieben des allgemei-

nen Arbeitsmarktes möglich 

zu machen

Umsetzung von Semi-

naren und Beratungs-

angeboten in der Stadt 

Offenbach 

Strategische Verankerung 

durch das Projekt „Regio-

nales Übergangsmanage-

ment“ 

Modellprojekt zur beruf-

lichen Eingliederung von 

Menschen mit hochfunk-

tionalem Autismus und 

Asperger-Syndrom in 

Betriebe des allgemeinen 

Arbeitsmarktes seit  

1. Mai 2010 durch die 

LAG Gemeinsam leben 

– gemeinsam Lernen 

Hessen 

www.gemeinsamleben-

hessen.de

Initiative Inklusion und 

Berufswegekonferenz

www.integrationsaemter.

de

HKM, HSM, 

Kommunen, 

BA, BMAS, 

LWV, INA, IFD

Ab sofort 

7.1.14 

Verbesserung der Vermitt-

lung von Menschen mit 

Hörbehinderungen in den 

Arbeitsmarkt

Sicherstellung von barriere-

freier und an den individuel-

len Bedürfnissen orientierter 

Arbeitsvermittlung für Men-

schen mit Hörschädigungen

Weiterentwicklung von 

Deutschkursen für Erwachse-

ne mit Hörschädigungen

Aufarbeitung der Ergeb-

nisse des Projektes Ge-

hörlose im Beruf in Fach- 

und Fördergrundsätze 

perspektivische Verarbei-

tung der Vorschläge

LWV, InA, HSM, 

BA, Kommu-

nen, Rehaträ-

ger

Ab sofort 

http://www.gemeinsamleben-hessen.de
http://www.integrationsaemter.de/
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Zeitlicher 

Rahmen

7.1.15 

Ausbau und Förderung von 

alternativen Beschäftigungs-

formen

Schaffung von Beschäf-

tigungsalternativen zur 

Werkstatt für Menschen mit 

Behinderungen (WfbM)

Vermittlung von Praktika auf 

dem Allgemeinen Arbeits-

markt oder in der WfbM. 

Keine Verpflichtung auf Be-

such einer WfbM, wenn eine 

Beschäftigung auf dem Allge-

meinen Arbeitsmarkt oder ein 

sogenannter Außenarbeits-

platz außerhalb der WfbM 

gefunden werden wird

WfbM Darmstadt-

Dieburg – Angebot von 

externen Arbeitsplätzen 

in verschiedenen Firmen 

der Umgebung 

www.behindertenhilfe-

dieburg.de

Kompetenzzentrum 

berufliche Bildung der 

Lebenshilfe Gießen seit 

2011 für Menschen mit 

sogenannter geistiger 

Behinderung und psychi-

scher Erkrankung.

www.lebenshilfe-giessen.

de

HSM, LWV, InA, 

Kommunen, 

BA

ab sofort  

7.1.16 

Sensibilisierung von Arbeit-

geberinnen und Arbeitge-

bern zum Thema „Barriere-

freier Arbeitsplatz“

Schulungen zur Gestaltung 

von barriefreien Arbeitsum-

gebungen

Informationen über psy-

chische Erkrankungen und 

den Umgang mit erkrankten 

Mitarbeiterinnen und Mitar-

beitern

Aktionsprogramm zur Er-

reichung von Barrierefrei-

heit beim RP Darmstadt: 

Vereinbarung mit der 

Schwerbehindertenver-

tretung und schrittweise 

Umsetzung durch das 

Hessische Immobilienma-

nagement

Sensibilisierung von 

Führungskräften für die 

Belange Beschäftigter mit 

Behinderungen durch die 

Zentrale Fortbildung der 

Landesverwaltung

Alle Ressorts, 

Kommunen, 

HMdIS, LBA 

ab sofort  

http://www.behindertenhilfe-dieburg.de
http://www.lebenshilfe-giessen.de/
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(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

7.1.17 

Erhöhung der Beschäftigten

mit Behinderungen auf dem

allgemeinen Arbeitsmarkt

Werbung für die Beschäfti-

gung Menschen mit Behinde-

rungen auf dem allgemeinen 

Arbeitsmarkt 

Öffentlichkeitsarbeit in den 

einzelnen Programmen 

Nutzung des Persönlichen 

Budgets zum Zugang zum 

Arbeitsmarkt 

Die Landesregierung strebt 

an mit dem zuständigen 

Rehabilitationsträger und der 

Agentur für Arbeit, dass Ar-

beitsmarktprogramme sowie 

Unterstützte Beschäftigung 

für Menschen mit Behin-

derungen stärker genutzt 

werden

Entwicklung von Modellen 

der Zusammenarbeit, des 

Zusammenwirkens von 

Wirtschaftsbetrieben und 

Rehabilitationszentren, wie 

sie Berufsbildungswerke bzw. 

die Mitglieder der Hessisch-

Thüringischen Arbeitsge-

meinschaft (HTAG) sind, zu 

entwickeln bzw. bestehende 

Modelle, wie Verzahnte 

Ausbildung von Berufsbil-

dungswerken in Betrieben 

(VAmB) in Regelangebote zu 

überführen

Landespreis zur beispiel-

haften Beschäftigung 

schwerbehinderter 

Menschen

www.brk.hessen.de

Initiative Inklusion mit 

Landesbeteiligung – 

Handlungsfeld IV

HSM; InA, 

Arbeitgeber-

verbände, 

Kommunen, 

LWV, BMAS, 

BA, BBW, Bran-

chenverbände

Alle Reha-

Träger gem. 

SGB IX

ab sofort 

7.1.18 

Sicherstellung der sozialen 

Teilhabe für altersbedingt 

aus dem Erwerbsleben aus-

scheidende Menschen mit 

Behinderungen

Einrichtung und Betrieb von 

Begegnungsstätten für aus 

dem Arbeitsleben ausge-

schiedene Menschen mit 

Behinderungen

HSM, andere 

Reha-Träger, 

Leistungser-

bringer, LWV, 

Kommunen

Ab sofort  

http://www.brk.hessen.de
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(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

7.1.19 

Gestaltung alternsgerechter 

Arbeitsplätze in hessischen 

Handwerksbetrieben unter 

Berücksichtigung der An-

forderungen behinderter 

und chronisch erkrankter 

Menschen

Umsetzung in Kooperation 

mit dem Hessischen Hand-

werkstag (HHT) und dem 

Arbeitswissenschaftlichen 

Institut der TU Darmstadt 

geplant

Geplantes Kooperations-

projekt in Pilotbetrieben 

aus dem hessischen 

Handwerk (Dachdecker, 

Metallverarbeitung, 

Elektro- und Informations-

technik)

HSM, Koope-

rationspartner: 

HHT und 

Arbeitswissen-

schaftliches 

Institut der TU 

Darmstadt

in den kom-

menden 2-3 

Jahren  

7.1.20 

Realisierung der Wahlfrei-

heit zwischen Beruflicher 

Erstausbildung im dualen 

System und an allgemeinen 

Berufsfachschulen oder in 

Berufsbildungs- und Berufs-

förderungswerken

Sicherstellung von techni-

schen Hilfsmitteln und perso-

nellen/fachlichen Unterstüt-

zungen in Ausbildungsstätte 

und Berufs(fach)schule

Information und Unter-

stützung für ausbildende

Betriebe

HKM, HSM, 

Träger von 

Berufsfach-

schulen 

(Bund, Länder, 

Einrichtungen), 

Handwerks-

kammern, IHK, 

Arbeitgeber-

verbände, BA

Ab sofort  

7.1.21 

Steigerung der Angebots-

nachfrage von Produkten, an 

deren Herstellung Menschen 

mit Behinderungen beteiligt 

sind

Öffentlichkeitswirksame 

Verwendung von (landestypi-

schen) Produkten, an deren 

Herstellung Menschen mit 

Behinderungen beteiligt 

waren 

Öffentliche Auftragsvergabe 

durch alle Ressorts bei Beach-

tung des Vergaberechts

Alle Ressorts Ab sofort  

7.2 

Studium

7.2.1 

Verbesserung der Förderung 

der Studierenden

Berücksichtigung der 

besonderen Belange von 

Studierenden mit Behinde-

rungen, § 3 Abs. 1 Gesetz 

über die Studentenwerke bei 

den Hochschulen des Landes 

Hessen vom 26.6.2006 

 (GVBl I, S. 345)

Studenten-

werke

(rechtsfähige 

Anstalten des 

öffentlichen 

Rechts, un-

terstehen der 

Rechtsaufsicht 

des HMWK)

Ab sofort 

Daueraufgabe  
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Rahmen

7.2.2 

Rechtsanspruch auf individu-

elle Ausbildungsförderung, 

wenn dem Auszubildenden 

(Schüler und Studierende) 

die finanziellen Mittel hierfür 

nicht zur Verfügung stehen

Bundesausbildungsförde-

rungsgesetz (BAföG)

spezielle Regelungen für

Schüler/Studierende mit

Behinderungen:

•	 Möglichkeit	der	Verlän-

gerung der Förderungs-

höchstdauer, § 15 Abs. 3 

Nr. 5 BAföG

•	 Berücksichtigung	einer	

Behinderung bei der Dar-

lehensrückzahlung, § 18a 

Abs. 1 BAföG

•	 zusätzlicher	Härtefreibetrag	

beim Eltern / Ehegatten-

einkommen, § 25 Abs. 6 

BAföG

•	 Berücksichtigung	der	

Kosten der Internatsun-

terbringung von Schüler/

innen  mit Behinderungen 

seit den Urteilen des Bun-

desverwaltungsgerichts 

(BVerwG vom 02.12.2009, 

Az.: 5 C 33.08 5 C 21.08 

und 5 C 31.08)

Die Finanzierung des 

BAföG erfolgt zu 65 

Prozent durch den Bund 

und zu 35 Prozent durch 

die Bundesländer. Die 

Verwaltungskosten trägt 

das jeweilige Land

Ämter für 

Ausbildungs-

förderung bei 

den Studen-

tenwerken (für 

Studierende) 

und Komunen 

(für Schüler)

HMWK

(oberste 

Landesbe-

hörde zur 

Durchfürung 

desBAföG

Ab sofort 

Daueraufgabe  
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7.2.3 

Finanzielle Förderung der 

Teilnahme an beruflicher 

Aufstiegsfortbildung

Aufstiegsfortbildungsför-

derungsgesetz (AFBG) – 

„Meister-BAföG“

spezielle Regelungen für 

behinderte Teilnehmer von 

Maßnahmen zur beruflichen 

Aufstiegsfortbildung:

•	 Kinderbetreuungszuschlag	

ohne Altersgrenze für 

Kinder mit Behinderungen, 

§ 10 Abs. 3 AFBG

•	 Möglichkeit	der	Verlän-

gerung der Förderungs-

höchstdauer, § 11 AFBG

•	 Berücksichtigung	einer	

Behinderung bei der Dar-

lehensrückzahlung, § 13a 

AFBG i.V.m § 18a BAföG

•	 zusätzlicher	Härtefreibetrag	

beim Ehegatteneinkom-

men, § 17 AFBG i.V.m § 25 

Abs. 6 BAföG

Die Finanzierung des 

AFBG erfolgt zu 78 

Prozent durch den Bund 

und zu 22 Prozent durch 

die Bundesländer. Die 

Verwaltungskosten trägt 

das jeweilige Land.

Ämter für 

Ausbildungs-

förderung bei 

den Studen-

tenwerken

HMWK

(Oberste Lan-

desbehörde 

zur Durch-

führung des 

AFBG)

Ab sofort 

Daueraufgabe  

7.2.4 

Herstellung chancengleicher 

Bedingungen bei der Zulas-

sung zu grundständigen und 

zu Masterstudiengängen bei 

der Hochschulausbildung

Verpflichtung der Universi-

täten zur Gewährung von 

Nachteilsausgleichen

Härtequotenregelungen bei 

der Studienplatzvergabe 

(durch den Landesgesetz-

geber)

entsprechende Rege-

lungen wurden in die 

Prüfungsordnungen der 

Hochschulen aufgenom-

men

Hochschulen, 

Fachbereiche, 

Landesgesetz-

geber

Ab sofort 

Daueraufgabe  
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

7.2.5 

Herstellung chancengleicher 

Bedingungen bei der Studi-

engestaltung und bei Prüfun-

gen (Diskriminierungsfreiheit 

im Sinne von Art. 5 UN-BRK 

und Barrierefreiheit im Sinne 

von Art. 9 UN-BRK)

Erstellung (und später die se-

mesterweise oder anlassbe-

zogene Evaluation) individu-

eller Studienpläne, in denen 

inhaltliche und zeitliche 

Vorgaben für Durchführung 

und Verlauf des Studiums 

bedarfsgerecht angepasst 

werden können; Ermögli-

chung eines phasenweisen 

Teilzeitstudiums, die Modifi-

kation von Präsenzpflichten 

sowie flexible Beurlaubungs-, 

Aussetzungs- und Wiederein-

stiegsregelungen.  

Nachteilsausgleiche für 

Durchführung, den Verlauf 

und die Unterbrechung eines 

Studiums verankern

bereits gesetzlich um-

gesetzt in § 20 Abs. 3 

Hessisches Hochschulge-

setz (HHG)

Hochschulen, 

Fachbereiche, 

Landesgesetz-

geber

Ab sofort 

Daueraufgabe  

7.2.6 

Bereitstellung notwendiger 

Unterstützungsangebote 

zur Durchführung eines 

Studiums für Menschen mit 

Behinderungen

Das seit 12 Jahren bestehen-

de Zentrum für blinde und 

sehbehinderte Studierende 

(BliZ) an der Technischen 

Hochschule Mittelhessen 

(THM) erfüllt diese Aufgabe

Förderprojekt „Entwick-

lung eines barrierefreien 

elektronischen Lern- und 

Prüfungsportals“ durch 

das Blindenzentrum 

der THM –; Gesamtför-

dervolumen: 1,4 Mio. 

Euro (mehr als die Hälfte 

entfallen auf das Land 

Hessen)

HMWK;

Zur Verwirk-

lichung des 

Projektes ko-

operieren ne-

ben der THM 

(Projektführer-

schaft), die JLU 

Gießen, das 

Robert-Koch-

Institut, der 

LWV Hessen 

sowie die BA 

für Arbeit

Laufzeit:  

2010 – 2014 
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7.9 Ausblick

Das Land Hessen setzt sich zur Erreichung der 

Teilhabe für Menschen mit Behinderungen am 

Arbeitsleben für die konsequente Weiterent-

wicklung in folgenden Bereichen ein:

• Zugang zum inklusiven Arbeitsmarkt

• Ausbau und Förderung von alternativen Be-

schäftigungsformen

• Förderung der Arbeitsfähigkeit von Men-

schen mit Behinderungen und chronischen 

Erkrankungen

• Gestaltung altersgerechter Arbeitsplätze

• Beibehaltung der überdurchschnittlichen 

Beschäftigungsquote im öffentlichen Dienst

• Stärkung der Interessenvertretungen 

• Nutzung des Persönlichen Budgets zum Zu-

gang zum Arbeitsmarkt

• Förderung von Integrationsfirmen

• Verbesserung des Übergangs von der Schu-

le in den Beruf

• Verbesserung der Bedingungen von Stu-

dierenden mit Behinderungen
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KApIteL 8

Menschen mit Behinderungen im Seniorenalter 

8.1 Artikel UN-BRK

Artikel 19 – Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft 

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens an-

erkennen das gleiche Recht aller Menschen mit 

Behinderungen, mit gleichen Wahlmöglichkeiten 

wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu le-

ben, und treffen wirksame und geeignete Maß-

nahmen, um Menschen mit Behinderungen den 

vollen Genuss dieses Rechts und ihre volle Ein-

beziehung in die Gemeinschaft und Teilhabe an 

der Gemeinschaft zu erleichtern, indem sie unter 

anderem gewährleisten, dass

a) Menschen mit Behinderungen gleichbe-

rechtigt die Möglichkeit haben, ihren Auf-

enthaltsort zu wählen und zu entscheiden, 

wo und mit wem sie leben, und nicht ver-

pflichtet sind, in besonderen Wohnformen 

zu leben;

b) Menschen mit Behinderungen Zugang zu 

einer Reihe von gemeindenahen Unterstüt-

zungsdiensten zu Hause und in Einrichtun-

gen sowie zu sonstigen gemeindenahen 

Unterstützungsdiensten haben, einschließ-

lich der persönlichen Assistenz, die zur Un-

terstützung des Lebens in der Gemeinschaft 

und der Einbeziehung in die Gemeinschaft 

sowie zur Verhinderung von Isolation und 

Absonderung von der Gemeinschaft not-

wendig ist;

c) gemeindenahe Dienstleistungen und Ein-

richtungen für die Allgemeinheit Menschen 

mit Behinderungen auf der Grundlage der 

Gleichberechtigung zur Verfügung stehen 

und ihren Bedürfnissen Rechnung tragen.

Artikel 26 – Habilitation und Rehabilitation 

(1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und 

geeignete Maßnahmen, einschließlich durch 

die Unterstützung durch andere Menschen mit 

Behinderungen, um Menschen mit Behinde-

rungen in die Lage zu versetzen, ein Höchstmaß 

an Unabhängigkeit, umfassende körperliche, 

geistige, soziale und berufliche Fähigkeiten so-

wie die volle Einbeziehung in alle Aspekte des 

Lebens und die volle Teilhabe an allen Aspek-

ten des Lebens zu erreichen und zu bewahren. 

Zu diesem Zweck organisieren, stärken und er-

weitern die Vertragsstaaten umfassende Habi-

litations- und Rehabilitationsdienste und -pro-

gramme, insbesondere auf dem Gebiet der 

Gesundheit, der Beschäftigung, der Bildung 

und der Sozialdienste, und zwar so, dass diese 

Leistungen und Programme

a) ´im frühestmöglichen Stadium einsetzen und 

auf einer multidisziplinären Bewertung der 

individuellen Bedürfnisse und Stärken beru-

hen;
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b) die Einbeziehung in die Gemeinschaft und 

die Gesellschaft in allen ihren Aspekten so-

wie die Teilhabe daran unterstützen, freiwil-

lig sind und Menschen mit Behinderungen 

so gemeindenah wie möglich zur Verfü-

gung stehen, auch in ländlichen Gebieten.

 

(2) Die Vertragsstaaten fördern die Entwicklung 

der Aus- und Fortbildung für Fachkräfte und Mit-

arbeiter und Mitarbeiterinnen in Habilitations 

und Rehabilitationsdiensten.

(3) Die Vertragsstaaten fördern die Verfügbarkeit, 

die Kenntnis und die Verwendung unterstützen-

der Geräte und Technologien, die für Menschen 

mit Behinderungen bestimmt sind, für die Zwe-

cke der Habilitation und Rehabilitation.

Artikel 28 – Angemessener Lebensstandard und sozialer Schutz 

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht 

von Menschen mit Behinderungen auf einen 

angemessenen Lebensstandard für sich selbst 

und ihre Familien, einschließlich angemes-

sener Ernährung, Bekleidung und Wohnung, 

sowie auf eine stetige Verbesserung der Le-

bensbedingungen und unternehmen geeigne-

te Schritte zum Schutz und zur Förderung der 

Verwirklichung dieses Rechts ohne Diskriminie-

rung aufgrund von Behinderung.

(2) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht 

von Menschen mit Behinderungen auf sozialen 

Schutz und den Genuss dieses Rechts ohne Dis-

kriminierung aufgrund von Behinderung und 

unternehmen geeignete Schritte zum Schutz

und zur Förderung der Verwirklichung dieses 

Rechts, einschließlich Maßnahmen, um

a) Menschen mit Behinderungen gleichbe-

rechtigten Zugang zur Versorgung mit sau-

berem Wasser und den Zugang zu geeigne-

ten und erschwinglichen Dienstleistungen, 

Geräten und anderen Hilfen für Bedürfnisse 

im Zusammenhang mit ihrer Behinderung 

zu sichern;

b) Menschen mit Behinderungen, insbeson-

dere Frauen und Mädchen sowie älteren

Menschen mit Behinderungen, den Zugang

zu Programmen für sozialen Schutz und

Programmen zur Armutsbekämpfung zu si-

chern;

c) in Armut lebenden Menschen mit Behinde-

rungen und ihren Familien den Zugang zu 

staatlicher Hilfe bei behinderungsbeding-

ten Aufwendungen, einschließlich ausrei-

chender Schulung, Beratung, finanzieller 

Unterstützung sowie Kurzzeitbetreuung, zu 

sichern;

d) Menschen mit Behinderungen den Zugang 

zu Programmen des sozialen Wohnungs-

baus zu sichern;

e) Menschen mit Behinderungen gleichbe-

rechtigten Zugang zu Leistungen und Pro-

grammen der Altersversorgung zu sichern. 
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8.2 Grundsatzziele 

Ziel 1: Ziel 2:

Konsequente Weiterentwicklung des Konzepts 

der Lebensräume älterer Menschen mit Behin-

derungen. 

Planung und Durchführung einer integrierten 

gemeindenahen Gesamtversorgung für ältere 

Menschen mit Behinderungen.

8.3 Bestandsaufnahme

Eine große Herausforderung hessischer Po-

litik für Menschen mit Behinderungen ist die 

stark anwachsende Zahl älterer Menschen mit 

Behinderungen und zunehmendem Hilfebe-

darf. Diese Zahl wird, aufgrund einer verbes-

serten medizinischen Versorgung und der

allgemein erhöhten Lebenserwartung, in den 

kommenden Jahren weiter steigen. Neben

der allgemeinen demografischen Entwicklung 

in Deutschland, die von den Faktoren der Al-

terung, Schrumpfung und Vielfalt geprägt ist, 

vollzieht sich in Deutschland noch eine zwei-

te, besondere demografische Entwicklung.

Aufgrund der NS-„Euthanasie“-Verbrechen an 

Menschen mit Behinderungen wurden bis 1945 

alleine 200.000 Menschen mit seelischen oder 

geistigen Behinderungen systematisch ermor-

det. Derzeit erreicht die Generation der nach 

1945 geborenen Menschen mit Behinderun-

gen den Ruhestand. Die persönlichen Bedarfe 

und Anforderungen an Versorgungsstrukturen 

alt gewordener Menschen mit Behinderungen 

und von Seniorinnen und Senioren mit alters-

bedingten Einschränkungen und Behinderun-

gen ähneln einander sehr. 

Die Hessische Landesregierung hat gemein-

sam mit dem Landeswohlfahrtsverband Hes-

sen die Thematik bereits sehr frühzeitig, im 

Jahr 2000, aufgegriffen. Unter dem Titel „Le-

bensräume älterer Menschen mit Behinderun-

gen“ wurde in mehreren Auswertungsstudien 

aufgezeigt, wie eine bedarfsgerechte Ver-

sorgung von Menschen mit Behinderungen, 

insbesondere in Einrichtungen der Behin-

dertenhilfe gelingen kann. Dabei sind solche 

Strukturen zu fördern und weiter zu entwickeln, 

die die Betreuung und Versorgung von Men-

schen mit Behinderungen in ihrem gewohnten 

Lebensumfeld gewährleisten, insbesondere 

auch, wenn der Betreuungs- und Pflegebedarf 

von Menschen mit Behinderungen im Alter zu-

nimmt.

8.4 Seniorinnen und Senioren mit Seh- und/
oder Hörbehinderung

Neben der Verminderung körperlicher Fä-

higkeiten und damit einhergehender ein-

geschränkter Mobilität sind insbesondere 

Einschränkungen im Bereich der kognitiven 

Leistungen und der Sinneswahrnehmung fest-

zustellen. 
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So machen z.B. alleine ältere Sehbehinder-

te heute fast einen Anteil von 70 Prozent aller 

Sehbehinderten insgesamt aus. Alleine für das 

Rhein-Main-Gebiet ist von über 22.000 älte-

ren Sehbehinderten auszugehen, in der Bun-

desrepublik Deutschland von ca. 2 Millionen 

Menschen mit einer Sehbehinderung aufgrund 

altersbedingter Makuladegeneration. In den 

nächsten 20 Jahren muss mit einem Anstieg 

von ca. 25 Prozent der Zahl blinder und sehbe-

hinderter Menschen gerechnet werden. Trotz 

dieser hohen Zahl gibt es derzeit noch keine 

ausreichende Versorgung dieser statistisch 

gesehen weitaus größten Betroffenengruppe 

unter den blinden und sehbehinderten Men-

schen. 

Vor dem Hintergrund dieser hohen Inzidenzrate 

und der Tatsache, dass trotz hoher Bedürftigkeit 

und individueller Notlage kein ausreichendes 

qualifiziertes Beratungs- und Begleitungs- und 

Förder/Schulungsangebot existiert, wurde in 

der Frankfurter Stiftung für Blinde und Sehbe-

hinderte unter Beteiligung der Goethe Uni-

versität Frankfurt das Modellprojekt „Beratung 

und Begleitung älterer sehbehinderter und 

blinder Menschen“ initiiert. Das Modellprojekt 

untersucht den Hilfebedarf und die Unterstüt-

zungsmöglichkeiten für insbesondere ältere 

Menschen, die eine Sehbeeinträchtigung im 

fortgeschrittenen Lebensalter erworben haben. 

Das Projekt hat am 1. März 2010 begonnen und 

endet am 28. Februar 2013. Die Landesregie-

rung beabsichtigt, im Rahmen der Beratungen 

des Landespflegeausschusses, die Möglichkei-

ten der Refinanzierung der erforderlichen Leis-

tungen sowie die Einbettung dieser Leistungen 

in die vorhandene Beratungslandschaft zu erör-

tern.

Eine ebenso steigende Tendenz zeigt die An-

zahl Schwerhöriger – vor allem im Alter. So ist 

bei den über 60-Jährigen bereits jeder dritte 

und bei den über 70-Jährigen sogar jeder zwei-

te Mensch von Schwerhörigkeit betroffen. Die 

Datenlage zur Schwerhörigkeit im Allgemeinen 

und zum Seniorenalter im Speziellen ist jedoch 

leider eingeschränkt. Die Hessische Landesre-

gierung strebt an, die Datenlage auszubauen 

um angemessene Maßnahmen zur Verbesse-

rung der Lebensumstände hörbehinderter Se-

nioren zu schaffen.

Mit einer Schwerhörigkeit entstehen für die 

Betroffenen Barrieren in der Kommunikation. 

Werden sie zu spät erkannt oder ist die Hörge-

räteversorgung nicht ausreichend, kommt es 

oft zu einer fortschreitenden sozialen Isolation. 

Es wird also zunehmend wichtig sein auch die 

kommunikativen Barrieren im Alltag von älteren 

Menschen abzubauen. 

8.5 Versorgungs- und Beratungskonzepte 

Die meisten Menschen wünschen sich so lange 

wie möglich selbstbestimmt in vertrauter Um-

gebung zu bleiben und am gesellschaftlichen 

Leben teilzuhaben. Der Grundsatz „ambulant 

vor stationär“ entspricht daher in hohem Maße 

den Wünschen der Betroffenen. Dabei sind 

insgesamt die Aspekte des öffentlichen Perso-

nennahverkehrs, von Teilhabestrukturen der 

Alten- und Behindertenhilfe und des Gesund-

heitswesens, der Prävention, Rehabilitation und 

Pflege, der Städteplanung, des Wohnungs-

marktes, der Wohnungsberatung und –anpas-

sung und von Strukturen des bürgerschaftli-

chen Engagements zu beachten.
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Zudem leisten Beratungsangebote für Men-

schen mit Pflegebedarf aus der Sicht der 

Landesregierung einen wesentlichen Beitrag 

zur bedarfsgerechten Versorgung sowie ins-

besondere dem möglichst langfristigen Ver-

bleib im vertrauten Wohnumfeld. Aus diesem 

Grund hat sie mit der Allgemeinverfügung 

vom 8. Dezember 2008 die Bestimmung über 

die Einrichtung von Pflegestützpunkten (PSP) 

nach § 92c Abs. 1 Satz 1 SGB XI getroffen. Es 

ist demnach zunächst ein PSP in jeder Gebiets-

körperschaft (Landkreis oder kreisfreien Stadt) 

einzurichten. 

Seniorenpolitische Initiative 

Neue Ziele und nachhaltige Lösungen können 

aus Sicht der Hessischen Landesregierung nur 

im Dialog gefunden und erreicht werden. Im 

Zuge der „Seniorenpolitischen Initiative“ fand 

deshalb von September 2011 bis Januar 2012 

eine Dialogforenreihe mit zahlreichen Exper-

tinnen und Experten aus Politik, Wissenschaft, 

Wirtschaft und Gesellschaft statt. Ziel dieser 

Foren war es, Wissen und Erfahrungen ver-

schiedener sozialpolitischer Akteure zusam-

menzubringen, die Lebenssituation von Senio-

rinnen und Senioren möglichst differenziert zu 

erfassen und neue Ideen und Konzepte zu ent-

wickeln, die es ermöglichen, dem demogra-

fischen Wandel mit nachhaltigen politischen 

Lösungen zu begegnen, eben auch im Hin-

blick auf ältere Menschen mit Behinderungen.

Im Anschluss an die Dialogreihe wurde im April 

2012 eine Publikation veröffentlicht, welche die 

Ergebnisse der Dialogforen zusammenfasst, die 

Herausforderungen beschreibt und bestehen-

de Projekte und Angebote darstellt. Sie enthält 

überdies einen Aktionsplan 2012/2013.

Die Hessische Landesregierung ist der Ansicht, 

dass es in einer Gesellschaft des langen Lebens 

unabdingbar ist, die bestehenden, oftmals 

noch immer eher an Defiziten orientierten Al-

tersbilder zu überdenken und stattdessen die 

Erfahrungen und Potenziale älterer Menschen 

stärker in den Blick zu nehmen und Rahmenbe-

dingungen zu schaffen, die es Seniorinnen und 

Senioren erlauben, so lange wie möglich ihr Le-

ben selbstbestimmt, eigenständig und aktiv zu 

gestalten.
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8.6 Förderprojekte für Seniorinnen und Seni-
oren mit Behinderungen

Das Hessische Sozialministerium fördert die 

soziale Teilhabe älterer Menschen und damit 

auch älterer Menschen mit Behinderungen auf 

der Grundlage der Verordnung über die Pla-

nung und Förderung von Pflegeeinrichtungen. 

Auf dieser Basis werden Seniorenbegegnungs-

stätten, Tages- und Kurzzeitpflegen gefördert, 

sowie vollstationäre Einrichtungen auch behin-

dertengerecht umgestaltet. Das Fördervolumen 

beträgt zurzeit insgesamt  25,5 Mio. Euro. Davon 

entfallen 10,25 Mio. Euro auf Zuwendungen 

und 15,25 Mio. Euro auf Darlehensmittel. Eben-

so unterstützt das Hessische Sozialministeri-

um auf der Rechtsgrundlage von § 45c SGB XI 

Modellprojekte für dementiell erkrankte Men-

schen, die auch älteren Menschen mit Behinde-

rungen zu Gute kommen. 

8.7 Ausblick

Um auch im Alter trotz Einschränkungen selbst-

bestimmt leben zu können, sind neue Wohn 

und Pflegeformen weiter auszudifferenzieren 

und alternative Wohnkonzepte auszubauen. 

Ein wichtiges Element zur Stärkung ambulanter 

Strukturen ist auch die Unterstützung der An-

gehörigen von Seniorinnen und Senioren mit 

Hilfe- und Pflegebedarf. Die Hessische Landes-

regierung unterstützt die Entwicklung und Um-

setzung seniorenpolitischer Gesamtkonzepte 

in den Kommunen.



KApIteL 9

Frauen mit Behinderungen  

9.1 Artikel UN-BRK

Artikel 6 – Frauen mit Behinderungen 

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass Frau-

en und Mädchen mit Behinderungen mehrfa-

cher Diskriminierung ausgesetzt sind, und er-

greifen in dieser Hinsicht Maßnahmen, um zu 

gewährleisten, dass sie alle Menschenrechte 

und Grundfreiheiten voll und gleichberechtigt 

genießen können.

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten 

Maßnahmen zur Sicherung der vollen Entfaltung, 

der Förderung und der Stärkung der Autonomie 

der Frauen, um zu garantieren, dass sie die in 

diesem Übereinkommen genannten Menschen-

rechte und Grundfreiheiten ausüben und genie-

ßen können.

Artikel 16 – Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch 
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(1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten 

Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial-, Bildungs- 

und sonstigen Maßnahmen, um Menschen mit 

Behinderungen sowohl innerhalb als auch außer-

halb der Wohnung vor jeder Form von Ausbeu-

tung, Gewalt und Missbrauch, einschließlich ihrer 

geschlechtsspezifischen Aspekte, zu schützen. 

(2) Die Vertragsstaaten treffen außerdem alle ge-

eigneten Maßnahmen, um jede Form von Aus-

beutung, Gewalt und Missbrauch zu verhindern, 

indem sie unter anderem geeignete Formen von 

das Geschlecht und das Alter berücksichtigender 

Hilfe und Unterstützung für Menschen mit Behin-

derungen und ihre Familien und Betreuungsper-

sonen gewährleisten, einschließlich durch die 

Bereitstellung von Informationen und Aufklärung 

darüber, wie Fälle von Ausbeutung, Gewalt und 

Missbrauch verhindert, erkannt und angezeigt 

werden können. Die Vertragsstaaten sorgen da-

für, dass Schutzdienste das Alter, das Geschlecht 

und die Behinderung der betroffenen Personen 

berücksichtigen.

(3) Zur Verhinderung jeder Form von Ausbeu-

tung, Gewalt und Missbrauch stellen die Ver-

tragsstaaten sicher, dass alle Einrichtungen und 

Programme, die für Menschen mit Behinderun-

gen bestimmt sind, wirksam von unabhängigen 

Behörden überwacht werden. 

(4) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten 

Maßnahmen, um die körperliche, kognitive und 

psychische Genesung, die Rehabilitation und die 

soziale Wiedereingliederung von Menschen mit 

Behinderungen, die Opfer irgendeiner Form von 

Ausbeutung, Gewalt oder Missbrauch werden, 

zu fördern, auch durch die Bereitstellung von 

Schutzeinrichtungen. Genesung und Wiederein-

gliederung müssen in einer Umgebung stattfin-
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den, die der Gesundheit, dem Wohlergehen, der 

Selbstachtung, der Würde und der Autonomie 

des Menschen förderlich ist und geschlechts- 

und altersspezifischen Bedürfnissen Rechnung 

trägt. 

(5) Die Vertragsstaaten schaffen wirksame Rechts-

vorschriften und politische Konzepte, einschließ-

lich solcher, die auf Frauen und Kinder ausge-

richtet sind, um sicherzustellen, dass Fälle von 

Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch gegenüber 

Menschen mit Behinderungen erkannt, unter-

sucht und gegebenenfalls strafrechtlich verfolgt 

werden.

9.2 Grundsatzziele 

Ziel 1:

Aufbau und Auswertung geschlechtsspezifi-

scher Statistiken.

Ziel 2:

Sensibilisierung für die besondere Lebenssi-

tuation und die Mehrfachdiskriminierung von 

Frauen mit Behinderungen.

Ziel 3:

Verbesserung des Schutzes vor Gewalt, Aus-

beutung und Missbrauch für Frauen mit Be-

hinderungen, auch durch Aufklärungs- und 

Informationskampagnen, sowie durch Präven-

tions- und Schutzinitiativen.

Ziel 4:

Stärkung der Autonomie von Frauen mit Behin-

derungen.

9.3 Bestandsaufnahme

Durch Art. 6 UN-BRK erkennen die Vertrags-

staaten an, dass Frauen mit Behinderungen 

einer mehrfachen Diskriminierung ausgesetzt 

sind. Die grundsätzlichen Verpflichtungen der 

Vertragsstaaten in Bezug auf Antidiskriminie-

rungs- und Fördermaßnahmen werden für die 

Personengruppe der Frauen mit Behinderun-

gen nochmals konkretisiert. Art. 6 UN-BRK ist 

dabei als Querschnittsaufgabe bei der Umset-

zung aller Verpflichtungen der Konvention zu-

grunde zu legen.

Das Hessische Sozialministerium ist im Bereich 

der Gleichstellung von Frauen und Mädchen 

mit Behinderung nach den Vorgaben von Art. 3 

Abs. 2 und 3 GG sowie § 5 HessBGG seit vielen 

Jahren aktiv und arbeitet eng mit dem Hessi-

schen Netzwerk behinderter Frauen und dem 

Hessischen Koordinationsbüro für behinderte 

Frauen zusammen. Gegenwärtige Schwerpunk-

te sind die Prävention vor sexueller Gewalt in 
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Behinderteneinrichtungen, die Barrierefreiheit 

von Frauenberatungsstellen und die gleichge-

schlechtliche Pflege.

9.3.1 Verhinderung sexueller Gewalt

Eine Fachtagung im Jahr 2010 zum Thema 

„Verhinderung sexueller Gewalt in Einrichtun-

gen für Menschen mit Behinderungen“ war 

der Anstoß für eine Befragung einzelner Ein-

richtungen der Behindertenhilfe nach bereits 

vorhandenen Regelungen im Bereich der se-

xuellen Gewaltprävention. Im Rahmen eines 

Kooperationsbündnisses zwischen dem Hes-

sischen Netzwerk für behinderte Frauen, der 

Fachhochschule Frankfurt und dem Hessischen 

Sozialministerium entstanden auf dieser Basis 

Texte für eine Muster-Dienstvereinbarung und 

eine Muster-Handlungsvereinbarung für die 

Vertragsverhältnisse zwischen Arbeitnehmerin-

nen/Arbeitnehmern sowie Arbeitgeberinnen 

und Arbeitgebern von Werkstätten oder Wohn-

stätten für Menschen mit Behinderungen.

An dem Umsetzungsprozess sollen alle Betei-

ligten, insbesondere auch die Menschen mit 

Behinderungen, intensiv mit einbezogen wer-

den. Die Hessische Landesregierung wird in 

den nächsten Jahren entsprechende Aufklä-

rungskampagnen, auch in Zusammenarbeit mit 

der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä-

rung, durchführen und weiter ausbauen. Dar-

über hinaus sollen Einrichtungsträger bei der 

Entwicklung eines Beschwerdemanagements

unterstützt werden.

 

9.3.2 Landesaktionsplan häusliche Gewalt

Der Landesaktionsplan zur Bekämpfung der Ge-

walt im häuslichen Bereich von 2004 formulier-

te bereits das Ziel der Landesregierung und der 

Kommunen, bedarfsgerechte Hilfsstrukturen für 

Gewaltbetroffene und Aggressoren sowie für die 

Gewaltprävention bereit zu halten. Die Evalua-

tion der Umsetzung des ersten Landesaktions-

plans mit Blick auf den Schutz von Frauen und 

Mädchen mit Behinderungen und Beeinträchti-

gungen hat ergeben, dass Verbesserungen an-

gezeigt sind. 

Mit Kabinettbeschluss vom September 2011 

wurde der zweite hessische Landesaktionsplan 

zur Bekämpfung der Gewalt im häuslichen Be-

reich aufgelegt. Der zweite Aktionsplan benennt 

ganz zentral die Herstellung von Barrierefreiheit 

in Hilfeeinrichtungen, auch im Hinblick auf den 

Zugang zu Informationen, sowie beim Zugang zu 

Fachveranstaltungen für Menschen mit Behinde-

rungen.

Die Landesregierung wird eine Bestandsaufnah-

me zur Barrierefreiheit und zu Qualifikationen 

durchführen. Hierdurch sollen neben räumlichen 

Begebenheiten zudem die personelle Kapazität 

und Hilfeleistungen für von Gewalt betroffene 

und gefährdete Menschen mit Behinderungen 

und Beeinträchtigungen wie auch die Bedarfs-

deckung für Aggressoren erfasst werden. Der 

daraus zu erwartende aktuelle Überblick über 

den Ist-Zustand in Hessen wird als Planungs-

grundlage für Weiterentwicklung dienen. Darü-

ber hinaus wird die Landesregierung gezielt den 

Zugang zu Fachveranstaltungen für Menschen 

mit Behinderungen und Beeinträchtigungen er-

leichtern. 
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9.4 Konkrete Ziele und Maßnahmen

Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

9.1 

Stärkung der Beteiligungs-

rechte von Frauen mit 

Behinderung

Vertretung behinderter Frau-

en in Gremien der Landesre-

gierung.

Vertretung des Hessischen 

Koordinationsbüros für 

behinderte Frauen im 

Netzwerk „Gewaltpräventi-

on im Gesundheitswesen“, 

ein Gremium des HSM

HSM Daueraufgabe  

9.2 

Stärkung der Selbstvertre-

tungskompetenz

Durchführung und Unter-

stützung von Empowerment-

kursen zur Selbstvertretung 

behinderter Menschen unter 

besonderer Berücksichti-

gung behinderter Mädchen 

und Frauen und des Peer 

counseling

Schaffung einer gleich-

berechtigten Teilhabe am 

Leben von Frauen und Mäd-

chen mit Behinderung

Förderung der Gleichbe-

rechtigung sowohl gegen-

über Männern mit Behinde-

rung als auch gegenüber 

Frauen und Männern ohne 

Behinderung

Durchführung von Kursen 

zum Thema „Selbstbehaup-

tung und Gewaltprävention“ 

durch das Hessische Netz-

werk behinderter Frauen 

und, das Hessische Koordi-

nationsbüro für behinderte 

Frauen in Zusammenarbeit 

mit anderen Fachstellen, in 

verschiedenen hessischen 

Schulen für Frauen mit 

Lernbehinderung/geisti-

ger Behinderung und für 

Frauen einer Werkstatt für 

Menschen mit Behinde-

rungen 

www.fab-kassel.de/hkbf, 

www.fab-kassel.de/hessi-

sches/netzwerk.html

Alle Ressorts, 

Leistungser-

bringer

Ab sofort  

Daueraufgabe  

9.3 

Sensibilisierung für die 

Situation von Frauen mit 

Behinderungen

Führen von geschlechtsspe-

zifischen Statistiken zur ge-

schlechtergerechten Auswer-

tung sowie zur differenzierten 

Darstellung der Situation von 

Mädchen und Frauen mit 

Behinderung in den Berichten 

des Landes Hessen 

Auswertung speziell von 

Daten der Frauen mit Behin-

derungen aus SAP HR 

Thematisierung der Situation 

von Mädchen und Frauen 

mit Behinderung in den Be-

richten des Landes Hessen

Jährlicher gemeinsamer 

Erfahrungs- und Tätig-

keitsbericht des HMdIS 

und des LBA zur Entwick-

lung des Anteils der Men-

schen mit Behinderungen 

in der Landesverwaltung

Alle Ressorts Ab sofort  

Daueraufgabe  

http://www.fab-kassel.de/hkbf
http://www.fab-kassel.de/hessisches/netzwerk.html
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

9.4 

Verbesserung des Schutzes 

vor Gewalt Missbrauch und 

Ausbeutung

Etablierung von Gleichstel-

lungs- oder Frauenbeauf-

tragten in den Einrichtungen 

für Menschen mit Behinde-

rungen

Aufklärungs- und Informa-

tionsmaterial für Menschen 

mit Behinderungen zu den 

Themen „Frau sein/Mann 

sein“, „Sexualität“, „Part-

nerschaft“, „Elternschaft“, 

„sexuelle Ausbeutung und 

Gewalt“, „Gewaltprävention“, 

auch in Leichter Sprache 

sowie in einer akustischen 

Version 

Implementierung von jährli-

chen Fortbildungen zu den 

Themen „Gewalt, Grenzüber-

schreitungen gegenüber 

Menschen mit Behinderugen“

Verpflichtung der Träger von 

Einrichtungen für Men-

schen mit Behinderungen 

im Rahmen der Ziel- und 

Leistungsvereinbarung, zur 

Erarbeitung von Leitlinien 

zur Gewaltprävention sowie 

lnterventionsplänen bei 

Übergriffen bzw. Gewaltvor-

kommnissen 

Prüfung mit der Landesärz-

tekammer, ob Aufnahme 

des Themas „Gewalt, unter 

Berücksichtigung der beson-

deren Gewaltproblematik 

gegenüber Menschen mit 

Behinderungen, Migran-

tinnen und Migranten“ in 

die Grundausbildung von 

Medizinerinnen und Medi-

zinern, Therapeutinnen und 

Therapeuten sowie weiteren 

relevanten Berufsgruppen 

im Bereich der Medizin über-

nommen werden kann

Dreijähriges Projekt 

„Frauenbeauftragte in 

Einrichtungen“ des Verei-

nes Weibernetz e. V., der 

bundesweiten Interes-

senvertretung von Frauen

mit Behinderungen und 

Mensch Zuerst e. V., ge-

fördert vom BMFSFJ 

www.weiber-netz.de/

frauenbeauftragte/ 

Aufklärungs- und 

Informationsmaterial in 

Leichter Sprache des Lan-

desverbandes pro familia 

hessen.  

www.profamilia.de  

Rubrik Publikationen

„Informationen für die 

Patientin/den Patienten“ 

Dokubogen I und II im 

Falle von Gewaltvor-

kommnissen in Leichte 

Sprache  

www.frauennotruf- 

frankfurt.de  

Rubrik Ärztliche Doku-

mentation

Im Auftrag des Hes-

sischen Netzwerkes 

behinderter Frauen und 

in Zusammenarbeit mit 

der FH Frankfurt und dem 

Hessischen Sozialministe-

rium wurden sowohl eine 

Musterhandlungsorientie-

rung als auch eine Mus-

terdienstvereinbarung 

zur Prävention sexueller 

Gewalt in Einrichtungen 

für Menschen mit Behin-

derungen zur Erprobung 

in der Praxis erarbeitet

Bund, Land, 

Kommunen, 

LWV, Leis-

tungserbrin-

ger, Landes-

ärztekammer

Ab sofort 

Daueraufgabe  

http://www.weiber-netz.de/frauenbeauftragte/
http://www.profamilia.de
http://www.frauennotruf-frankfurt.de
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen 

führen zum Ziel?)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

9.5 

Sensibilisierung für Frauen 

mit Behinderungen auf dem 

Arbeitsmarkt und Verringe-

rung der Arbeitslosigkeit von 

Frauen mit Behinderung

Aufstellung und Prüfung der 

Indikatoren zur Herstellung 

einer verlässlichen Datenlage 

Prüfung der Führung 

geschlechts- und behinde-

rungsdifferenzierter Daten-

erhebung in Statistiken zu 

den Arbeitsmarktzahlen bei 

der Bundesanstalt für Arbeit 

sowie bei den anderen 

Rehabilitationsträgern

Implementierung regel-

mäßiger Fortbildungen zur 

Lebenssituation von Frauen 

und Mädchen mit Behinde-

rung für Beraterinnen und 

Berater in der Agentur für 

Arbeit, Integrationsfach-

diensten, ARGen, Jobcen-

tern sowie das Personal 

der ärztlichen Dienste der 

Agentur für Arbeit etc.

HSM, BA Ab sofort 

Daueraufgabe  

9.5 Ausblick

Die Hessische Landesregierung wird die be-

gonnenen Initiativen zur Stärkung der Rechte 

von Frauen mit Behinderungen konsequent 

fortführen.
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KApIteL 10

Menschen mit Behinderungen und  
Migrationshintergrund 

10.1 Grundsatzziele: 

Ziel 1:

Aufklärung über die erschwerte Lebenssituati-

on sowie Sensibilisierung für die Belange von 

Menschen mit Behinderungen und  Migrations-

hintergrund.

Ziel 2:

Interkulturelle Öffnung der Behindertenhilfe in-

Hessen.

10.2 Bestandaufnahme

In Hessen leben ca. 135.000 schwerbehinderte 

Menschen mit Migrationshintergrund. Sie verfü-

gen oftmals nur über eingeschränkten Zugang 

zu Informationen, was teilweise an mangelnden 

Sprach- bzw. Informationskenntnissen liegt, teil-

weise aber auch an kulturbedingten Hemmnis-

sen im Umgang mit dem Thema Behinderung. 

Das Wissen über den Bedarf und die interkultu-

rellen Aspekte in diesem Sektor werden noch 

nicht ausreichend wahrgenommen. 

Neben Fortbildungen von Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern ist die Personalgewinnung von 

Menschen mit Migrationshintergrund und mit 

interkultureller und Mehrsprachenkompetenz 

erforderlich, um den gesellschaftlichen Anfor-

derungen zu entsprechen.

Die Hessische Landesregierung strebt an, den 

Anteil der Beschäftigten mit Migrationshinter-

grund in der Landesverwaltung zu erhöhen um 

für die Menschen mit Behinderungen und Mig-

rationshintergrund zu sensibilisieren.
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Das Projekt wird vom Paritätischen Wohlfahrts-

verband durchgeführt und will Selbsthilfepo-

tenziale herausarbeiten und Informationen hes-

senweit vernetzen.

Ziel dabei ist es die Organisationen für Migran-

tinnen und Migranten für die besonderen Be-

lange von Menschen mit Behinderungen und 

Migrationshintergrund zu sensibilisieren. Hier-

zu sollen Multiplikatoren gewonnen werden. 

Die Hessische Landesregierung förderte das 

Projekt im Jahr 2011 erstmalig mit 25.000 Euro.

10.3 Ausblick

Im Rahmen der Kampagne zur Umsetzung der 

UN-BRK wird die Hessische Landesregierung 

dem Thema von Menschen mit Behinderungen 

und Migrationshintergrund einen hohen Stel-

lenwert einräumen.
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KApIteL 11

Gesundheit und Pflege

11.1 Artikel UN-BRK

Artikel 25 – Gesundheit 

Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht 

von Menschen mit Behinderungen auf das 

erreichbare Höchstmaß an Gesundheit ohne 

Diskriminierung aufgrund von Behinderung. Die 

Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maß-

nahmen, um zu gewährleisten, dass Menschen 

mit Behinderungen Zugang zu geschlechtsspe-

zifischen Gesundheitsdiensten, einschließlich 

gesundheitlicher Rehabilitation, haben. Insbe-

sondere

a. stellen die Vertragsparteien Menschen mit 

Behinderungen eine unentgeltliche oder 

erschwingliche Gesundheitsversorgung in 

derselben Bandbreite, von derselben Qua-

lität und auf demselben Standard zur Verfü-

gung wie anderen Menschen, einschließlich 

sexual- und fortpflanzungsmedizinischer

Gesundheitsleistungen und der Gesamt-

bevölkerung zur Verfügung stehender Pro-

gramme des öffentlichen Gesundheitswe-

sens;

b) bieten die Vertragsstaaten die Gesundheits-

leistungen an, die von Menschen mit Behin-

derungen speziell wegen ihrer Behinderun-

gen benötigt werden, soweit angebracht, 

einschließlich Früherkennung und Früh-

intervention, sowie Leistungen, durch die, 

auch bei Kindern und älteren Menschen, 

weitere Behinderungen möglichst gering 

gehalten oder vermieden werden sollen;

c) bieten die Vertragsstaaten diese Gesund-

heitsleistungen so gemeindenah wie mög-

lich an, auch in ländlichen Gebieten;

d) erlegen die Vertragsstaaten den Angehöri-

gen der Gesundheitsberufe die Verpflich-

tung auf, Menschen mit Behinderungen 

eine Versorgung von gleicher Qualität wie 

anderen Menschen angedeihen zu lassen, 

namentlich auf der Grundlage der freien 

Einwilligung nach vorheriger Aufklärung, in-

dem sie unter anderem durch Schulungen 

und den Erlass ethischer Normen für die 

staatliche und private Gesundheitsversor-

gung das Bewusstsein für die Menschen-

rechte, die Würde, die Autonomie und die 

Bedürfnisse von Menschen mit Behinderun-

gen schärfen;

e) verbieten die Vertragsstaaten die Diskri-

minierung von Menschen mit Behinderun-

gen in der Krankenversicherung und in der 

Lebensversicherung, soweit eine solche 

Versicherung nach innerstaatlichem Recht 

zulässig ist; solche Versicherungen sind zu 

fairen und angemessenen Bedingungen 

anzubieten;

f) verhindern die Vertragsstaaten die diskrimi-

nierende Vorenthaltung von Gesundheits-

versorgung oder -leistungen oder von Nah-

rungsmitteln und Flüssigkeiten aufgrund 

von Behinderung.
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Artikel 26 – Habilitation und Rehabilitation 

(1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und ge-

eignete Maßnahmen, einschließlich durch die 

Unterstützung durch andere Menschen mit Be-

hinderungen, um Menschen mit Behinderungen 

in die Lage zu versetzen, ein Höchstmaß an Un-

abhängigkeit, umfassende körperliche, geistige, 

soziale und berufliche Fähigkeiten sowie die vol-

le Einbeziehung in alle Aspekte des Lebens und 

die volle Teilhabe an allen Aspekten des Lebens 

zu erreichen und zu bewahren. Zu diesem Zweck 

organisieren, stärken und erweitern die Vertrags-

staaten umfassende Habilitations- und Rehabilita-

tionsdienste und -programme, insbesondere auf 

dem Gebiet der Gesundheit, der Beschäftigung, 

der Bildung und der Sozialdienste, und zwar so, 

dass diese Leistungen und Programme

a) im frühestmöglichen Stadium einsetzen 

und auf einer multidisziplinären Bewertung 

der individuellen Bedürfnisse und Stärken 

beruhen;

b) die Einbeziehung in die Gemeinschaft und 

die Gesellschaft in allen ihren Aspekten so-

wie die Teilhabe daran unterstützen, freiwil-

lig sind und Menschen mit Behinderungen 

so gemeindenah wie möglich zur Verfü-

gung stehen, auch in ländlichen Gebieten.

(2) Die Vertragsstaaten fördern die Entwicklung 

der Aus- und Fortbildung für Fachkräfte und Mit-

arbeiter und Mitarbeiterinnen in Habilitations 

und Rehabilitationsdiensten.

(3) Die Vertragsstaaten fördern die Verfügbarkeit, 

die Kenntnis und die Verwendung unterstützen-

der Geräte und Technologien, die für Menschen 

mit Behinderungen bestimmt sind, für die Zwe-

cke der Habilitation und Rehabilitation.
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11.2 Grundsatzziele: 

Ziel 1:

Sensibilisierung der Akteure im Gesundheits-

wesen für die Belange von Menschen mit Be-

hinderungen.

Ziel 2:

Abbau von Barrieren in medizinischen Praxen, 

Krankenhäusern und Rehabilitationseinrichtun-

gen sowohl im baulichen und kommunikativen 

Bereich als auch in Bezug auf sozialräumliche 

und gesellschaftliche Barrieren.

Ziel 3:

Verbesserung der Assistenz von Menschen mit 

Behinderungen mit hohem Unterstützungsbe-

darf in Krankenhäusern.

Ziel 4:

Ausweitung der ambulanten Versorgungsmög-

lichkeiten und Hilfen für Menschen mit Behin-

derungen.

11.3 Bestandsaufnahme

Bereits im Jahre 2006 veranstaltete das Hessi-

sche Sozialministerium in Kooperation mit dem 

Hessischen Netzwerk behinderter Frauen, der 

Kassenärztlichen Vereinigung Hessen und der 

Landesärztekammer eine Fachtagung zum The-

ma „Die gesundheitliche Versorgung von Frau-

en mit Behinderung“. Als Umsetzungsergebnis 

wurde bei der Kassenärztlichen Vereinigung 

Hessen die Aufnahme des Kriteriums der Barrie-

refreiheit bei der Internet-Arztsuche aufgenom-

men. Die Einträge werden ständig erweitert.

Anspruch auf Gebärdensprachdolmetscher bei der medizinischen Behandlung 

Gehörlose Menschen haben nach § 17 Abs. 2 

SGB I das Recht, bei der Ausführung von Sozi-

alleistungen, insbesondere auch bei ärztlichen 

Untersuchungen und Behandlungen, Gebärden-

sprache zu verwenden. Die für die Sozialleistung 

zuständigen Sozialleistungsträger sind verpflich-

tet, die durch die Verwendung der Gebärden-

sprache und anderer Kommunikationshilfen ent-

stehenden Kosten zu tragen. Eine entsprechende 

Regelung findet sich in § 19 SGB X, nach der die 

Leistungen eines Gebärdensprachdolmetschers 

von der Behörde oder dem für die Sozialleistung 

zuständigen Träger im Behördenverfahren getra-

gen werden müssen. 
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Weiterhin wurde auf Antrag Hessens bei der 

Gleichstellungs-Frauenminister/innen-Kon-

ferenz im Jahre 2010 ein Beschluss erwirkt, 

der eine bessere gynäkologische Versorgung 

von Frauen mit Behinderungen und die Bar-

rierefreiheit von Arztpraxen zum Ziel hat. Im 

Juli 2011 wurde eine Handlungsorientierung 

zum Thema „Menschen mit Behinderungen in 

ärztlicher, zahnärztlicher und therapeutischer 

Behandlung – Handlungsorientierung für Ärz-

tinnen, Ärzte, Zahnärztinnen, Zahnärzte, Thera-

peutinnen, Therapeuten und Praxispersonal“ 

veröffentlicht (siehe Anhang 2). Die Kooperati-

onspartner des Hessischen Sozialministeriums 

bei der Erstellung dieser Handlungsorientie-

rung sind: das Hessischen Koordinationsbü-

ro für behinderte Frauen, der Beauftragte der 

Hessischen Landesregierung für Menschen mit 

Behinderungen sowie die leitende Ärztin beim 

Regierungspräsidium in Gießen.

11.3.1 Psychiatrische Versorgung

Bei der Versorgung von Menschen mit einer 

chronischen psychischen Erkrankung bzw. 

Menschen mit einer seelischen Behinderung 

bestehen noch Versorgungslücken. Bei krank-

heitsbedingter Unfähigkeit Angebote wahrzu-

nehmen, mangelnder ambulanter Versorgung 

und fehlender Krankheitseinsicht kann es zu 

Formen der Unterversorgung der am schwers-

ten erkrankten Menschen kommen. Dies wird in 

der Fachwelt im Übrigen als eine von mehreren 

Ursachen für den hohen Belegungsanstieg in 

der Forensik gesehen. Die Hessische Landesre-

gierung wird in den nächsten Jahren verstärkt 

am Auf- und Ausbau entsprechender Versor-

gungssysteme arbeiten, auch auf der Grund-

lage von hessenweit eingerichteten Hilfeplan-

konferenzen für Menschen mit psychischen 

Erkrankungen/seelischen Behinderungen.

11.3.2 Pflege

Insbesondere durch die demografische Ent-

wicklung und den damit verbundene Anstieg 

der Bevölkerungsgruppe älterer Menschen mit 

Behinderungen erhöhen sich auch die Anfor-

derungen an die gerontologische, geriatrische 

und gerontopsychiatrische Betreuung und Ver-

sorgung von Menschen mit Behinderungen. 

Diese Tendenz wird sich in den nächsten Jah-

ren fortsetzen und Gesamtkonzepte erfordern, 

die sowohl den (biografischen) Bedarfen von 

Menschen mit Behinderungen grundsätzlich 

als auch ihrem zunehmenden  pflegebeding-

tem Mehrbedarf Rechnung trägt. Insbesondere 

ist darauf zu achten,  dass Menschen mit Behin-

derungen nicht deshalb in Einrichtungen der 

Altenhilfe versorgt werden müssen, weil Men-

schen mit Behinderungen in ihrem gewohnten 

Lebensumfeld, im Falle zunehmenden Pflege-

bedarfes, nicht mehr ausreichend versorgt wer-

den können. Die Hessische Landesregierung 

wird sich dafür einsetzen, dass Menschen mit 

Behinderungen, auch bei zunehmendem Pfle-

gebedarf, in ihrem gewohnten Lebensumfeld 

verbleiben können.
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11.4 Konkrete Ziele und Maßnahmen

Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

11.1 

Barrierefreie Gestaltung von 

Krankenhäusern

Einbeziehung der Barriere-

freiheit bei der baufachlichen 

Prüfung im Krankenhausneu-

bau

Zusammenarbeit mit den 

Behindertenverbänden

Berücksichtigung der beson-

deren Belange von Menschen 

mit psychischer Erkrankung/

Behinderung beim Bau von 

psychiatrischen Abteilungen 

z. B. Räume für Therapie, 

Rückzugsmöglichkeiten etc.

HSM Daueraufgabe  

11.2 

Verbesserung der Versor-

gung von Menschen mit Be-

hinderungen – insbesondere 

von Menschen mit hohem 

Unterstützungsbedarf - im 

Krankenhaus 

Zusatzentgelte bei medizi-

nisch notwendiger Mitauf-

nahme von Begleitperso-

nen (Bundesregelung im 

DRG-System Möglichkeit der 

Zusatzentgelte für besonders 

pflegebedürftige Menschen 

mit schwersten Behinderun-

gen)

Entwicklung eines Koopera-

tions- und Handlungsmodells 

Verwendung des Persönli-

chen Budgets für die Finan-

zierung des Assistenzbedarfs 

im Krankenhaus

Mitnahme und Weiterbe-

schäftigung der eigenen 

Asisstenzkraft bei Kranken-

hausaufenthalt im Rahmen 

des Arbeitgebermodells 

(Bundesgesetz)

Bildung einer 

Arbeitsgrup-

pe aus: HSM, 

LÄKH, KVH, 

KSpV, LWV, 

Verbände und 

Organisatio-

nen der Behin-

dertenhilfe

ab 2012  
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

11.3 

Sensibilisierung des medizi-

nischen und therapeutischen 

Fach- und Praxispersonals 

für die besondere Situation 

der Menschen mit Behin-

derungen in der medizini-

schen und therapeutischen 

Versorgung

Kontaktaufnahme mit den 

Heilberufskammern (LÄKH, 

LZKH, Psychotherapeuten-

kammer) hinsichtlich der Im-

plementierung regelmäßiger 

Fortbildungen für medizini-

sches und therapeutisches 

Fachpersonal sowie für das 

Praxispersonal zum Thema 

„Menschen mit Behinderun-

gen in der medizinischen 

Versorgung“

Weiterverbreitung der „Hand-

lungsorientierung für Ärztin-

nen, Ärzte, Zahnärztinnen, 

Zahnärzte, Therapeutinnen, 

Therapeuten und Praxisper-

sonal“ auch über Artikel in 

entsprechenden Fachpubli-

kationen

Anregung der Durchführung 

einer Veranstaltungsreihe zum 

Thema „Barrierefreie Arztpra-

xen“ bei der LÄKH

Veröffentlichung einer 

Handlungsorientierung 

für Ärzte, Therapeuten 

und des Praxispersonals 

in Zusammenarbeit von 

HSM, LBA,HAVS, RP GI 

und HKbF

LÄKH Daueraufgabe  

11.4 

Sicherstellung einer aus-

reichenden medizinischen 

Versorgung von Frauen mit 

Behinderung, insbesondere 

im gynäkologischen Bereich

Aufnahme der spezifischen 

Gegebenheiten von Sexu-

alität, Schwangerschaft und 

Geburt in Verbindung mit 

Behinderungen — inklusive 

der Kenntnisse über behin-

derungsbedingte alternative 

Behandlungsmethoden - in 

die Ausbildung von Gynäko-

loginnen und Gynäkologen

Prüfung mit der LÄKH zur 

Aufnahme in die ärztliche / 

fachärztliche Fort- und Weiter-

bildung, die Zuständigkeit ist 

dort rechtlich zugewiesen 

LÄKH Fortlaufend  



 

Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen
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11.5 

Kontinuierliche Verbesse-

rung der Versorgung von 

Menschen mit psychischen 

Erkrankungen

Weiterentwicklung ambulan-

ter Angebote für Menschen 

mit psychischen Erkrankun-

gen vor Ort

Weiterentwicklung und Aus-

bau der bereits vorhandenen 

gemeindepsychiatrischen 

Versorgungsstruktur für 

Menschen mit psychischen 

Erkrankungen

Fachlich sind bei der Ver-

besserung der Versorgung 

Schwerpunkte zu setzen bei:

•	 Installation	von	aufsuchen-

den und nachgehenden 

Hilfen

•	 Installationen	von	SGB	

übergreifenden Hilfen

•	 Gleichzeitigkeit	von	Maß-

nahmen

•	 Sozialraumbezogene	Bud-

getmodelle

Präventionsprojekt 

zur Verbesserung der 

psychischen Gesund-

heit von Kindern und 

Jugendlichen in Planung 

mit besonderem Fokus 

auf schon bestehende 

Krankheit: ADS bei Jun-

gen und Depressionen 

bei Mädchen

Pilotprojekt zur Gesund-

heitsförderung junger 

Männer am Anfang der 

Ausbildung zusammen 

mit der BKK und DGE

Institutsambulanzen mit 

aufsuchenden Diensten

HSM;LWV 2012

Ab Ende 2012

Ab sofort 

Daueraufgabe  
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11.5 Ausblick

Die Verbesserung der Leistungen im Gesund-

heitswesen für Menschen mit Behinderungen 

wird auch für die Zukunft eine wichtige Aufga-

be darstellen. Insbesondere die Schaffung von 

Bewusstsein für die jeweils besonderen An-

forderungen der unterschiedlichen Behinde-

rungsgruppen an das Gesundheitssystem wird 

dabei eine Rolle spielen. 

Durch geeignete Maßnahmen müssen die Aus-

führenden und Verantwortlichen im Gesund-

heitswesen auf die bestehenden Regelungen 

aufmerksam gemacht werden. Es wird eine 

Daueraufgabe, immer wieder dafür Sorge zu 

tragen, dass die bestehenden Unterstützungs-

möglichkeiten auch allen bekannt sind und zur 

Anwendung kommen.

Menschen mit seelischer Behinderung bzw. 

psychischer Erkrankung begegnen spezifi-

schen Barrieren. Diese sind vielfältig, oft subtil 

und bedürfen zu ihrer Überwindung genauerer 

Untersuchungen. Hierzu soll eine Arbeitsgrup-

pe des Psychiatriebeirates gebildet werden.
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Kultur – Tourismus – Freizeit – Sport

12.1 Artikel UN-BRK

Artikel 30 – Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport 
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(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von 

Menschen mit Behinderungen, gleichberechtigt 

mit anderen am kulturellen Leben teilzunehmen, 

und treffen alle geeigneten Maßnahmen, um si-

cherzustellen, dass Menschen mit Behinderun-

gen

a) Zugang zu kulturellem Material in zugängli-

chen Formaten haben;

b) Zugang zu Fernsehprogrammen, Filmen, The-

atervorstellungen und anderen kulturellen 

Aktivitäten in zugänglichen Formaten haben;

c) Zugang zu Orten kultureller Darbietungen 

oder Dienstleistungen, wie Theatern, Museen, 

Kinos, Bibliotheken und Tourismusdiensten, 

sowie, so weit wie möglich, zu Denkmälern 

und Stätten von nationaler kultureller Bedeu-

tung haben.

(2) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maß-

nahmen, um Menschen mit Behinderungen die 

Möglichkeit zu geben, ihr kreatives, künstleri-

sches und intellektuelles Potenzial zu entfalten 

und zu nutzen, nicht nur für sich selbst, sondern 

auch zur Bereicherung der Gesellschaft.

(3) Die Vertragsstaaten unternehmen alle geeig-

neten Schritte im Einklang mit dem Völkerrecht, 

um sicherzustellen, dass Gesetze zum Schutz von 

Rechten des geistigen Eigentums keine unge-

rechtfertigte oder diskriminierende Barriere für 

den Zugang von Menschen mit Behinderungen 

zu kulturellem Material darstellen.

(4) Menschen mit Behinderungen haben gleich-

berechtigt mit anderen Anspruch auf Anerken-

nung und Unterstützung ihrer spezifischen kul-

turellen und sprachlichen Identität, einschließlich 

der Gebärdensprachen und der Gehörlosenkul-

tur. 

(5) Mit dem Ziel, Menschen mit Behinderungen 

die gleichberechtigte Teilnahme an Erholungs-, 

Freizeit- und Sportaktivitäten zu ermöglichen, 

treffen die Vertragsstaaten geeignete Maßnah-

men,

a) um Menschen mit Behinderungen zu er-

mutigen, so umfassend wie möglich an 

breitensportlichen Aktivitäten auf allen 

Ebenen teilzunehmen, und ihre Teilnah-

me zu fördern;

b) um sicherzustellen, dass Menschen mit 

Behinderungen die Möglichkeit haben, 

behinderungsspezifische Sport- und Er-

holungsaktivitäten zu organisieren, entwi-

ckeln und an solchen teilzunehmen, und 

zu diesem Zweck die Bereitstellung eines 

geeigneten Angebots an Anleitung, Trai-

ning und Ressourcen auf der Grundlage 

der Gleichberechtigung mit anderen zu 

fördern;
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 c) um sicherzustellen, dass Menschen mit 

Behinderungen Zugang zu Sport-, Erho-

lungs- und Tourismusstätten haben;

d) um sicherzustellen, dass Kinder mit Behin-

derungen gleichberechtigt mit anderen 

Kindern an Spiel-, Erholungs-, Freizeit- 

und Sportaktivitäten teilnehmen können, 

einschließlich im schulischen Bereich;

e) um sicherzustellen, dass Menschen mit Be-

hinderungen Zugang zu Dienstleistungen der 

Organisatoren von Erholungs-, Tourismus-, 

Freizeit- und Sportaktivitäten haben

12.2 Grundsatzziele: 

Ziel 1:

Verbesserung des Zugangs zu Erholungs- und 

Bildungsurlauben für Menschen mit Behinde-

rungen.

Ziel 2:

Verankerung der Barrierefreiheit in den touristi-

schen Konzepten für Hessen.

Ziel 3:

Verbesserung der Rahmenbedingungen von 

inklusivem Sport in Hessen.

Ziel 4:

Verbesserung der Rahmenbedingungen zur 

Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am 

kulturellen Leben.

12.3 Bestandsaufnahme

Volle und wirksame gesellschaftliche Teilhabe 

von Menschen mit Behinderungen in Bezug 

auf Kultur, Tourismus, Freizeit und Sport ist ein 

zentrales Ziel der Politik der Landesregierung. 

Dabei geht es um den eigenständigen Zugang 

zum Museum, Theater und Kino vor Ort, um die 

Erreichbarkeit von Schwimmbädern und Sport-

plätzen, genauso wie um den Zugang zu Infor-

mationsangeboten. Museumsführungen, bei 

denen es möglich wird, Exponate zu ertasten, 

Theateraufführungen für, von oder mit gehörlo-

sen Menschen, die Untertitelung von Fernseh-

sendungen und Kinofilme mit Audiodeskription 

sichern die Teilhabe von Menschen mit Behin-

derungen. Dabei stellt Barrierefreiheit einen 

wichtigen Wertschöpfungsfaktor dar. Aufgrund 

des demografischen Wandels wird beispiels-
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weise im barrierefreien Tourismus die Anzahl 

der Gäste mit unterschiedlichen Behinderun-

gen deutlich ansteigen. Denn für Menschen 

mit und ohne Behinderungen verknüpfen sich 

Urlaub und Erholung eng mit Dienstleistungen 

und touristischen Aktivitäten wie Einblicken in 

die regionale Kultur, Natur erleben, Sport und 

Bewegung neuen Erfahrungen und Kontakten. 

Dass Kunst und Kultur eine erhebliche wirt-

schaftliche Bedeutung haben, zeigt der hes-

sische Kulturwirtschaftsbericht. Museen,

Büchereien und Kulturzentren, die mit unter-

nehmerischer Initiative und Kreativität inklusive 

Angebote entwickeln, haben hier einen Vorteil. 

Genauso wie Kinos, die die Qualität ihrer Pro-

grammgestaltung ausweisen, indem sie auf Au-

diodeskription und Untertitelung aufmerksam 

machen und sich auf diesem Weg zusätzliche 

Kundengruppen erschließen. Sportvereine,

 

 

die besonders in strukturschwachen Regionen 

derzeit einen Mitgliederrückgang erleiden, 

gewinnen durch neue, inklusive Angebote die 

Chance, verlorene Mitglieder zurück- und neue 

hinzuzuholen.

Die Umsetzung von Art. 30 UN-BRK ist in ho-

hem Maße eine Aufgabe der gesamten Ge-

sellschaft. Sie baut auf das Engagement und 

die aktive Beteiligung der Kultur-, Freizeit- und 

Sportvereine, der Kirchen, der Kommunen, der 

Unternehmen und Wirtschaftsverbände, der 

Gewerkschaften und der Selbsthilfeorganisati-

onen von Menschen mit Behinderungen. 

Eine große Bedeutung kommt dem Sport zu. Er 

führt Menschen mit und ohne Behinderungen 

zusammen, sodass alle profitieren können. Die 

Hessische Landesregierung fördert seit vielen 

Jahren den Breiten-, aber auch Spitzensport 

von Sportlerinnen und Sportlern mit Behinde-

rungen durch vielfältige Maßnahmen.

Jugend trainiert für Paralympics (JtfP) 

164

JtfP ist ein Projekt auf Bundesebene und erfreut 

sich sehr großer Beliebtheit. Nach zwei Pilotver-

anstaltungen wurde es aufgrund der positiven 

Rückmeldungen ab 2012 in einen Regelbetrieb 

überführt. Es ist geplant, dass eine Arbeitsgrup-

pe zusammenkommt, um analog zu JtfP einen 

gleichberechtigten Schulsportwettbewerb für 

alle Kinder und Jugendlichen mit Behinderun-

gen ins Leben ruft.
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12.4 Konkrete Ziele und Maßnahmen
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

12.1

Verbesserung der Rahmen-

bedingungen für den Behin

dertensport in Hessen

Der Hessische Behinderten-

und Rehabilitationsverband, 

der Hessische Gehörlosen-

Sportverband sowie Special 

Olympics werden bei der 

Organisation und Durchfüh-

rung des Behindertensports 

in Hessen finanziell unter-

stützt 

Sowohl Großveranstaltungen 

(z. B. die Rollstuhlbasketball 

Europameisterschaft 2013 in 

Hessen) als auch die jährlich 

im Rahmen des Hessenta-

ges angebotenen Breiten-

sportangebote für Menschen 

mit Behinderungen werden 

mit Landesmitteln gefördert

HMdIS, Lan-

dessportbund 

Hessen (LSBH)

Daueraufgabe 

12.2 

Verbesserung der Rah-

menbedingungen für den 

Leistungssport von Men-

schen mit Behinderungen in 

Hessen

Sportlerinnen und Sporler 

mit Behinderungen sind 

gleichberechtigt bei der 

Spitzensportförderung 

durch das Land oder den 

Landessportbund Hessen, 

bei der Betreuung durch den 

Olympiastützpunkt Hessen 

sowie bei der Förderung 

durch die Stiftung Sporthilfe 

Hessen einbezogen

HMdIS

LSBH

Olympia-stütz-

punkt Hessen

Stiftung Sport-

hilfe Hessen

Daueraufgabe 
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen
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12.3 

Barrierefreiheit und Zu-

gänglichkeit von Kunst- und 

Kulturangeboten

Die Neubauten im Kulturbe-

reich werden behindertenge-

recht gebaut

Bei den Altbauten, die zum 

größten Teil unter Denkmal-

schutz stehen, werden die 

behindertengerechten Be-

lange berücksichtigt, soweit 

es der Denkmalschutz zulässt 

Schaffung eines barrierefrei-

en Zugangs zu Kultureinrich-

tungen sowie die Förderung 

von barrierefreien Präsentati-

onen von Sammlungen und 

Ausstellungen im Kulturbe-

reich

Museumslandschaft 

Hessen Kassel mit 

Angeboten für Besuche-

rinnen und Besucher mit 

Sinnesbehinderungen, 

körperlichen Behinde-

rungen (z.B. Audioguide 

mit integrierter gebär-

densprachlicher Führung, 

Wegbeschreibungen für 

blinde Menschen 

www.museum-kassel.de 

Staatstheater Darmstadt 

Loge für Menschen mit 

Behinderungen, induktive 

Höranlage, Parkplätze für 

Menschen mit Mobili-

tätseinschränkung  

www.staatstheaterdarm-

stadt.de/preiseundabon-

nements/hilfsbeduerftig

HMWK  

12.4 

Zugang zu Erholungs- und 

Bildungsurlauben, Ge-

schäftsreisen etc. im ganz-

heitlichen Ansatz, der den 

Zugang zu den baulichen 

Gegebenheiten genauso 

einschließt wie den Zugang 

zu bedarfsorientierten 

Dienstleistungen, zu Kultur, 

Erholung

Förderung von Sensibili-

sierung und Information im 

Hotel- und Gaststättenge-

werbe wie auch im Bereich 

der einschlägigen Akteure 

Sicherstellung von praxisna-

hen Fortbildungsangeboten, 

die ganzheitlich angelegt 

sind und einschlägige 

Kooperationen regionaler 

Akteure fördern

MIT! Make it accessible 

www.mit-makeitacces-

sible.eu

Virtueller MIT! Marktplatz 

(im Aufbau) 

www.tourism4all.net

Hessischer 

Tourismus-

verband, 

Regionale und 

städtische 

Tourismus-

verbände, 

Wirtschaftsför-

derungen

Daueraufgabe  

Ab sofort

http://www.museum-kassel.de
http://www.staatstheaterdarm-stadt.de/preiseundabonnements/hilfsbeduerftig
http://www.mit-makeitaccessible.eu
http://www.tourism4all.net
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen
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12.5 

Sicherstellung barrierefreier 

Angebote im Tourismus- und 

Freizeitbereich

Barrierefreier Ausbau von 

Umweltbildungszentren 

Ausbau der Projekte zum 

barrierefreien Naturerleben 

(stärkere Berücksichtigung 

bei der Neuanlage von 

Walderlebnispfaden durch 

geeignete Standortwahl /

Topographie und entspre-

chende Wegoberflächen und 

gegebenenfalls Leitsysteme) 

Barrierefreie Besucherlen-

kung in Naturerholungs- und 

Naturerlebnisräumen 

Planung unter Einbeziehung 

von Betroffenen aus den 

unterschiedlichen Verbänden 

der Menschen mit Behinde-

rungen

Naturschutzinformations-

zentrum Hofgut Gunters-

hausen, Stockstadt am 

Rhein 

www.hofgut-guntershau-

sen.de 

Nationalpark Kellerwald 

Edersee mit Nationalpark-

Zentrum, Wildnis-Schule/ 

Buchenhaus, Wildtier Park 

(teilweise) und National-

parkverwaltung 

www.nationalpark- 

kellerwald-edersee.de 

Hartig-Walderlebnispfad 

Hessenpark, Neu-An-

spach 

www.hessenpark.de

HMUELV Daueraufgabe  

Ab sofort

12.6 

Verankerung der Barriere-

freiheit in den touristischen 

Konzepten für Hessen

Umsetzung der Zielverein-

barung der DEHOGA mit 

Behindertenverbänden 

(„Barrierefreie Hotels- und 

Gaststätten“) 

Aufbau einer zentralen 

Datenbank über barrier-

freie Tourismusangebote in 

Hessen

MIT- Make it accessible – 

Leitfaden für barrierefreie 

Touristik  

www.mitmakeitaccessib-

le.eu

Datenbank Touristischer 

Angebote für Blinde und 

SehMenschen mit Behin-

derungen  

www.databus.dbsv.org

HMWVL, 

Hotel- und 

Gaststättenver-

band, Touris-

musverbände

Daueraufgabe  

Ab sofort

12.7 

Angaben zur Barrierefreiheit 

in Informationsmaterialien 

nach Behinderungen spezi-

fizieren

Konsequente Anwendung 

der Signets der Nationalen 

Koordinationsstelle Tou-

rismus für Alle (NatKo) in 

touristischen Informations-

materialen 

Signet der NatKo „Touris-

mus für alle“ 

www.natko.de 

Daueraufgabe  

Ab sofort

http://www.hofgut-guntershausen.de
http://www.nationalpark-kellerwald-edersee.de
http://www.mitmakeitaccessible.eu
http://www.databus.dbsv.org
http://www.natko.de
http://www.hessenpark.de
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Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen
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12.8 

Förderung der sportlichen 

Teilhabemöglichkeiten für 

Menschen mit Behinderun-

gen

Bereitstellung von inklusiven 

Angeboten vor Ort

Im Zuge der Gewährung 

von Landeszuwendungen 

für Sportanlagen werden 

barrierefreie Zugänge und 

Behinderteneinrichtungen 

(z.B. Toiletten) gefördert

HMdIS, 

Kommunen, 

Vereine, Lan-

dessportbund 

Hessen (LSBH)

12.9 

Gleichstellung von Sport-

lerinnen und Sportlern mit 

Behinderungen

Bei allen Ehrungen sind 

Sportlerinnen und Sportlern 

mit Behinderungen gleich-

berechtigt einbezogen 

Verleihung der Sportpla-

kette des Landes Hessen 

HMdIS Daueraufgabe  

12.10 

Abbau von Barrieren im 

öffentlichen Raum und Ge-

sellschaft

Förderung der Entwick-

lung der Vereine zu aktiven 

Mitgestaltern im inklusiven 

Gemeinwesen: Auflage 

zur Öffnung der Angebote 

für Menschen mit Behin-

derungen und Auflage zur 

barrierefreien Gestaltung 

der Angebote

Projekt des Deutsch-

Israelischen Vereins 

„Aufbau eines kommuna-

len Aktionsplans in zwei 

Regionen des Landkrei-

ses Gießen Inklusive 

Freizeitgestaltung und 

Bildungsangebote in der 

Kommune“ 

www.projekt-indipro.de

Land, Kommu-

nen, Verbände 

und Initiativen, 

LSBH

Daueraufgabe  

Ab sofort

http://www.projekt-indipro.de


12.5 Ausblick

Die Sportministerkonferenz der Länder hat 

im November 2011 begrüßt, dass die Inhal-

te der UN-BRK schrittweise umgesetzt und 

die Bildungseinrichtungen sich des Themas 

annehmen und bestehende Schwierigkeiten 

aufarbeiten werden. Die Konferenz hat vorge-

schlagen, eine Arbeitsgruppe der Kommission 

„Sport“ der Kultusministerkonferenz und der 

Sportreferentenkonferenz unter Beteiligung der 

Behindertensportverbände einzurichten, die ins-

besondere erfassen soll, welche Bemühungen 

in den Ländern auf schulischer und außerschu-

lischer Ebene bereits unternommen werden. 

Weiter soll die Arbeitsgruppe prüfen, welche 

außerunterrichtlichen und außerschulischen 

Sportangebote für junge Menschen mit und 

ohne Behinderungen sinnvoll erscheinen und 

erfolgreich umgesetzt werden können.

Die Kommission „Sport“ der Kultusministerkon-

ferenz hat sich bereits dem Thema „Inklusion“ 

durch Sport bzw. der Aufgabe „Schulsport für 

Menschen mit Behinderungen“ über die Deut-

sche Sporthilfe angenommen.

Im Bereich Jugendsport werden mit Hilfe von 

außerunterrichtlichen Schulsportveranstaltungen 

und der Schaffung einheitlicher, bundesweiter 

Wettbewerbsstrukturen vielfältige Erfahrungen 

gesammelt und Berührungsängste genommen, 

damit sich im Weiteren eine Zusammenführung 

der Wettbewerbe für Schülerinnen und Schüler 

mit und ohne Behinderungen im Sinne der In-

klusion vollziehen kann. Diese daraus gewon-

nenen Erkenntnisse dienen dann als Basis für 

Wettbewerbe im außerschulischen Bereich.

Die Umsetzung von Art. 30 der UN-BRK ver-

langt das Sammeln von Informationen über 

einschlägiges Verwaltungshandeln ebenso wie 

das Einhalten der Normen und Standards für 

Barrierefreiheit, von Weiterbildungsangebo-

ten in den Bereichen Kultur, Freizeit und Sport 

sowie Ausschreibungen und Richtlinien von 

Wirtschafts- und Forschungsförderung, die die o. 

g. Ziele und Maßnahmen flankieren u.v.m. Die 

Hessische Landesregierung unterstützt Maß-

nahmen, die zu einer Verbesserung der Teil-

habe am kulturellen Leben sowie an Aktivitäten 

der Freizeit, Erholung und Sport von Menschen 

mit Behinderungen beitragen.

Kapitel 12 – Kultur – tourismus – Freizeit – Sport
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KApIteL 13

Gleiche Anerkennung vor dem Recht  

13.1 Artikel UN-BRK

Artikel 12 – Gleiche Anerkennung vor dem Recht 
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(1) Die Vertragsstaaten bekräftigen, dass Men-

schen mit Behinderungen das Recht haben, 

überall als Rechtssubjekt anerkannt zu werden.

(2) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass Men-

schen mit Behinderungen in allen Lebensberei-

chen gleichberechtigt mit anderen Rechts- und 

Handlungsfähigkeit genießen. 

(3) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maß-

nahmen, um Menschen mit Behinderungen Zu-

gang zu der Unterstützung zu verschaffen, die sie 

bei der Ausübung ihrer Rechts- und Handlungs-

fähigkeit gegebenenfalls benötigen.

(4) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass zu al-

len die Ausübung der Rechts- und Handlungs-

fähigkeit betreffenden Maßnahmen im Einklang 

mit den internationalen Menschenrechtsnormen 

geeignete und wirksame Sicherungen vorge-

sehen werden, um Missbräuche zu verhindern. 

Diese Sicherungen müssen gewährleisten, dass 

bei den Maßnahmen betreffend die Ausübung 

der Rechts- und Handlungsfähigkeit die Rechte, 

der Wille und die Präferenzen der betreffenden 

Person geachtet werden, es nicht zu Interessen-

konflikten und missbräuchlicher Einflussnahme 

kommt, dass die Maßnahmen verhältnismäßig 

und auf die Umstände der Person zugeschnitten 

sind, dass sie von möglichst kurzer Dauer sind 

und dass sie einer regelmäßigen Überprüfung 

durch eine zuständige, unabhängige und un-

parteiische Behörde oder gerichtliche Stelle un-

terliegen. Die Sicherungen müssen im Hinblick 

auf das Ausmaß, in dem diese Maßnahmen die 

Rechte und Interessen der Person berühren, ver-

hältnismäßig sein.

(5) Vorbehaltlich dieses Artikels treffen die Ver-

tragsstaaten alle geeigneten und wirksamen 

Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Men-

schen mit Behinderungen das gleiche Recht wie 

andere haben, Eigentum zu besitzen oder zu er-

ben, ihre finanziellen Angelegenheiten selbst zu 

regeln und gleichen Zugang zu Bankdarlehen, 

Hypotheken und anderen Finanzkrediten zu ha-

ben, und gewährleisten, dass Menschen mit Be-

hinderungen nicht willkürlich ihr Eigentum entzo-

gen wird.
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Artikel 14 – Freiheit und Sicherheit der Person 

(1) Die Vertragsstaaten gewährleisten, 

a) dass Menschen mit Behinderungen gleichbe-

rechtigt mit anderen das Recht auf persönli-

che Freiheit und Sicherheit genießen; 

b) dass Menschen mit Behinderungen gleich-

berechtigt mit anderen die Freiheit nicht 

rechtswidrig oder willkürlich entzogen wird, 

dass jede Freiheitsentziehung im Einklang 

mit dem Gesetz erfolgt und dass das Vorlie-

gen einer Behinderung in keinem Fall eine 

Freiheitsentziehung rechtfertigt.

(2 Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass Men-

schen mit Behinderungen, denen aufgrund eines 

Verfahrens ihre Freiheit entzogen wird, gleich-

berechtigten Anspruch auf die in den internati-

onalen Menschenrechtsnormen vorgesehenen 

Garantien haben und im Einklang mit den Zielen 

und Grundsätzen dieses Übereinkommens be-

handelt werden, einschließlich durch die Bereit-

stellung angemessener Vorkehrungen.

13.2 Grundsatz

Das deutsche Betreuungsrecht ist im interna-

tionalen Vergleich eines der modernsten Er-

wachsenenschutzrechte. Im Mittelpunkt der

gesetzlichen Regelung stehen der Betroffene, 

sein Wohl und seine Wünsche. Eine Betreu-

ung kann demzufolge die erforderliche Unter-

stützung sein, damit ein Betroffener mit Hilfe 

seiner Betreuerin oder seines Betreuers sein 

Leben nach eigenen Wünschen und Vorstel-

lungen gestalten kann. 

 

Es wird davon ausgegangen, dass das Betreu-

ungsrecht mit der UNBRK, ihren Zielen und 

ihren Vorgaben vereinbar ist, dennoch aber 

Verbesserungsmöglichkeiten existieren, Ins-

besondere um Einschränkungen der Grund-

rechte zu vermeiden. Da ein Betreuer grund-

sätzlich einen Eingriff in die Autonomie eines 

Menschen darstellt, sollen in Zukunft verstärkt 

andere Unterstützungsmöglichkeiten aufge-

zeigt und vermittelt werden. Es soll sicherge-

stellt werden, dass Menschen mit Behinde-

rungen überall als Rechtssubjekte anerkannt 

werden.

Um die Ziele von Selbstbestimmung und In-

klusion in der Gesellschaft zu verwirklichen, 

müssen insbesondere die sozialen Leistungs-

systeme jedem Menschen, der Anspruch auf 

Sozialleistungen hat, einen barrierefreien Zu-

gang zu diesen Leistungen ermöglichen. Eine 

wichtige Funktion an der Schnittstelle zum 

Sozialleistungssystem kommt den kommuna-

len Betreuungsstellen zu. Sie haben die Ver-

antwortung für die lokale Infrastruktur des Be-

treuungswesens und können ihre besondere 

Kompetenz im Interesse des Betroffenen und 

im öffentlichen Interesse in das Betreuungs-

verfahren einbringen.
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13.3 Weiterentwicklung des Betreuungs-
systems

Um die Stellung der Betreuungsstellen zukünf-

tig zu stärken, wäre allerdings das Betreuungs-

behördengesetz weiterzuentwickeln und die 

verfahrensrechtliche Stellung der Betreuungs-

behörde im Betreuungsverfahren nach dem 

Gesetz über das Verfahren in Familiensachen 

und in den Angelegenheiten der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit (FamFG)  zu verbessern. 

Nach Art. 12 Abs. 4 der UN-BRK sind bei Maß-

nahmen betreffend die Ausübung der Rechts-

und Handlungsfähigkeit die Rechte, der Wille 

und die Präferenzen der betreffenden Person 

zu achten. In der praktischen Rechtsanwen-

dung sollten bei der Auswahl von geeigneten 

Betreuerinnen und Betreuern die Wünsche 

von Betroffenen zukünftig stärker berücksich-

tigt werden. 

Die Hessische Landesregierung hat intensiv in 

einer durch das Bundesministerium der Justiz 

gebildeten interdisziplinären Arbeitsgruppe

zur Verbesserung des Betreuungsrechts mit-

gearbeitet, die sich u.a. mit der Frage befasst 

hat, ob und inwieweit die Bestimmungen der 

UN-BRK einzelne Änderungen des Betreuungs-

rechts erforderlich machen.

 

Im Abschlussbericht dieser Arbeitsgruppe 

wird hinsichtlich der UN-BRK die Auffassung 

vertreten, dass das geltende Betreuungsrecht 

mit der UN-BRK und deren Zielen im Einklang 

steht. Allerdings wird auf die Erforderlichkeit 

hingewiesen, dass die UN-BRK ein ständiger 

Maßstab bei der Anwendung des Rechts sein 

muss. Daher sind alle Akteure gefordert, den 

Zielen der Konvention in der Praxis gerecht zu 

werden und dafür Sorge zu tragen, dass in das 

Selbstbestimmungsrecht der Betroffener nur 

dann eingegriffen wird, soweit und solange 

dies erforderlich ist. 

Das Ziel, die Zahl der Betreuungen in der 

Praxis durch eine bessere Durchsetzung der 

gesetzlichen Prinzipien zu beschränken, soll 

durch strukturelle Maßnahmen erreicht wer-

den. Im Interesse der Betroffenen sollen damit 

Eingriffe in das Selbstbestimmungsrecht re-

duziert und andere Möglichkeiten der Unter-

stützung und Assistenz besser aufgezeigt und 

vermittelt werden. Soweit Betroffene ihre An-

gelegenheiten selbst besorgen können, sind 

die Bestellung eines Betreuers und eine Ver-

tretung bei der Besorgung der Angelegenhei-

ten nicht erforderlich.
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Projekt „Tandembetreuungen“ 

Im Rahmen des Projekts besteht die Möglich-

keit, für eine befristete Zeit einer ehrenamtli-

chen Betreuungsperson einen Beschäftigten

eines Betreuungsvereins zur Seite zu stellen. 

Nach einer entsprechenden Anleitungszeit und 

einer intensiven Kennenlernphase in einem ge-

schützten Umfeld, kann die Betreuung dann 

ehrenamtlich weitergeführt werden. 

Die praxisbezogenen Schulungsangebote und 

die Anleitungsphase führen meist zu einem 

Kompetenzzuwachs der Ehrenamtlichen, wel-

che somit die Interessen und das Wohl der Be-

treuten passgenauer vertreten werden können. 

Sofern seitens des Betroffenen Bedenken ge-

genüber der ehrenamtlichen Person bestehen, 

bleibt die Beziehung zum hauptamtlichen Tan-

dempartner  bestehen.

Der Abschlussbericht 2011 bestätigt unter an-

derem, dass insbesondere Angehörige, die 

sich zunächst die Übernahme einer Betreuung 

nicht zugetraut haben, durch die Begleitung im 

Tandem zunehmend an Sicherheit gewonnen 

haben.

13.4 Hessisches Freiheitsentziehungsgesetz 
(HFEG) 

Nach Art. 14 Abs. 1 Buchstabe a und b UN-

BRK gewährleisten die Vertragsstaaten, dass

Menschen mit Behinderungen gleichberech-

tigt mit anderen das Recht auf persönliche

Freiheit und Sicherheit genießen und dass

ihnen, gleichberechtigt mit anderen, die Frei-

heit nicht rechtswidrig oder willkürlich ent-

zogen wird, dass jede Freiheitsentziehung

im Einklang mit dem Gesetz erfolgt und dass 

das Vorliegen einer Behinderung in keinem

Fall eine Freiheitsentziehung rechtfertigt. Das 

HFEG regelt grundsätzlich die Unterbringung 

von Menschen in psychiatrischen Einrichtun-

gen des Landes Hessen, wenn von diesen aus 

 

 

 

 

 

ihrem Geisteszustand oder ihrer Sucht eine

erhebliche Gefahr für ihre Mitmenschen oder 

für sie selbst droht und diese nicht anders ab-

gewendet werden kann (§ 1 HFEG). Daneben 

können Unterbringungen in geschlossenen

Einrichtungen nur auf der Grundlage bundes-

rechtlicher Regelungen des Betreuungsrechts 

(§§ 1906 Abs. 1, Ziff. 1 und 2 BGB) erfolgen. 

Auch hier ist erforderlich, dass eine konkrete 

und ernstliche Gefahr für Leib und Leben des 

Betroffenen besteht, die nur durch die Unter-

bringung abgewendet werden kann. Dies be-

darf in allen Fällen der richterlichen Genehmi-

gung. 

 

 

Nach Art. 14 Abs. 1 UN-BRK darf niemandem 

nur aufgrund einer Behinderung die Freiheit 

entzogen werden. Freiheitsentzug, der zur 
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Verhinderung einer Fremd- oder Selbstge-

fährdung dient, ist von dieser Regelung nicht 

erfasst. Das ergibt sich schon aus Art. 14 Abs. 2 

UN-BRK, der die Möglichkeit der Freiheitsent-

ziehung auch für Menschen mit Behinderun-

gen anerkennt. Denn Art. 10 UN-BRK (Recht 

auf Leben) und Art. 17 UN-BRK (Schutz der 

Unversehrtheit der Person) der Konvention 

räumen Menschen mit Behinderungen auch 

das Recht auf Schutz vor Gefahren für Leib und 

Leben ein, die als kollidierende Normen bei 

Freiheitsentziehungen im Rahmen der Güter-

abwägung zu beachten sind. Die Auffassung, 

dass das Vorliegen psychischer Erkrankung/

seelischer Behinderung alleine eine Freiheits-

entziehung grundsätzlich ausschließen würde, 

ist von der UN-BRK nicht gedeckt.

Die Landesregierung prüft derzeit, wie sich so-

wohl  die UN- Behindertenrechtskonvention als 

auch die höchstrichterliche Rechtsprechung 

auf die derzeit in Hessen geltende Rechts-

lage zur Versorgung von Menschen mit psy-

chischen Erkrankungen auswirken. Aufgrund 

der Entscheidung des Bundesverfassungsge-

richts besteht Handlungsbedarf in Bezug auf 

Zwangsunterbringung und Zwangsbehand-

lung. Die Hessische Landesregierung wird die 

hierzu erforderlichen Maßnahmen ergreifen.

13.5 Ausblick

Die UN-BRK muss ein ständiger Maßstab ins-

besondere bei der Anwendung der Normen 

sein, die Menschen mit Behinderungen in ihren 

Grundrechten einschränken. Die am Betreu-

ungsverfahren beteiligten Akteure sind daher 

gefordert, den Zielen der Konvention gerecht 

zu werden und die Anwendung der juristischen 

Regelungen in der Praxis kritisch zu hinterfra-

gen. Oberstes Ziel soll sein, die Zahl der Be-

treuungen durch eine bessere Durchsetzung 

der gesetzlichen Prinzipien zu beschränken 

und Eingriffe in das Selbstbestimmungsrecht 

der Betroffenen weitgehend zu vermeiden bzw. 

zu reduzieren. 

Die Hessische Landesregierung wird im Rah-

men der bevorstehenden Novellierung des 

Hessischen Freiheitsentziehungsgesetzes sorg-

fältig prüfen, wie die Anforderungen, die sich 

aus der UN-BRK ergeben, mit Maßnahmen zur 

Vermeidung von Selbst- und Fremdgefährdung 

in akuten Krisen gesetzlich in Einklang gebracht 

werden können.
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KApIteL 14

Politisches und öffentliches Leben

 

14.1 Artikel UN-BRK

  

Artikel 29 – Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben

  

  

(1) Die Vertragsstaaten garantieren Menschen 

mit Behinderungen die politischen Rechte so-

wie die Möglichkeit, diese gleichberechtigt mit 

anderen zu genießen, und verpflichten sich

a) sicherzustellen, dass Menschen mit Behin-

derungen gleichberechtigt mit anderen 

wirksam und umfassend am politischen und 

öffentlichen Leben teilhaben können, sei es 

unmittelbar oder durch frei gewählte Vertre-

ter oder Vertreterinnen, was auch das Recht 

und die Möglichkeit einschließt, zu wählen 

und gewählt zu werden; unter anderem

 i) stellen sie sicher, dass die Wahlverfahren, 

-einrichtungen und -materialien geeignet, 

zugänglich und leicht zu verstehen und zu 

handhaben sind;

 ii) schützen sie das Recht von Menschen 

mit Behinderungen, bei Wahlen und Volks-

abstimmungen in geheimer Abstimmung 

ohne Einschüchterung ihre Stimme abzu-

geben, bei Wahlen zu kandidieren, ein Amt 

wirksam innezuhaben und alle öffentlichen 

Aufgaben auf allen Ebenen staatlicher Tä-

tigkeit wahrzunehmen, indem sie gegebe-

nenfalls die Nutzung unterstützender und 

neuer Technologien erleichtern;
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iii) garantieren sie die freie Willensäuße-

rung von Menschen mit Behinderungen als 

Wähler und Wählerinnen und erlauben zu 

diesem Zweck im Bedarfsfall auf Wunsch, 

dass sie sich bei der Stimmabgabe durch 

eine Person ihrer Wahl unterstützen lassen;

b) aktiv ein Umfeld zu fördern, in dem Men-

schen mit Behinderungen ohne Diskrimi-

nierung und gleichberechtigt mit anderen 

wirksam und umfassend an der Gestaltung 

der öffentlichen Angelegenheiten mitwir-

ken können, und ihre Mitwirkung an den 

öffentlichen Angelegenheiten zu begünsti-

gen, unter anderem

i) die Mitarbeit in nichtstaatlichen Organi-

sationen und Vereinigungen, die sich mit 

dem öffentlichen und politischen Leben ih-

res Landes befassen, und an den Tätigkeiten 

und der Verwaltung politischer Parteien;

ii) die Bildung von Organisationen von 

Menschen mit Behinderungen, die sie auf 

internationaler, nationaler, regionaler und 

lokaler Ebene vertreten, und den Beitritt zu 

solchen Organisationen.
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14.2 Grundsatzziele: 

Ziel 1:

Durchführung aller angemessenen Vorkehrun-

gen zur Sicherstellung der Teilhabe von Men-

schen mit Behinderungen am politischen und 

öffentlichen Leben. 

Ziel 2:

Gleichberechtige Teilnahme an Landtags- und 

Kommunalwahlen sowie an Volksabstimmun-

gen und Volksbegehren von Menschen mit Be-

hinderungen in Hessen.

14.3 Ausblick

Menschen mit Behinderungen in Hessen kön-

nen gleichberechtigt mit anderen an Landtags-

und Kommunalwahlen sowie an Volksabstim-

mungen und Volksbegehren teilnehmen.

Wahlräume für Landtags- und Kommunalwah-

len sowie für Volksbegehren und Volksabstim-

mungen sollen nach den örtlichen Verhältnis-

sen so ausgewählt und eingerichtet werden, 

dass allen Wahlberechtigten, insbesondere 

Menschen mit Behinderungen und anderen 

Menschen mit Mobilitätsbeeinträchtigungen, 

die Teilnahme an der Wahl möglichst erleichtert 

wird (vgl. § 29 Abs. 2 Satz 1 Kommunalwahlord-

nung (KWO), § 39 Abs. 2 Satz 1 Landeswahlord-

nung (LWO). Ob ein Wahlraum barrierefrei ist, 

kann jeder Wahlberechtigte der Wahlbenach-

richtigung entnehmen (§ 10 Abs. 1 Satz 2 Nr. 

2 KWO, § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 LWO). Zusätz-

lich wird von den Gemeinden ein Verzeichnis 

der barrierefreien Wahlräume geführt; auf die 

Möglichkeit zur Einsicht wird durch öffentliche 

Bekanntmachungen hingewiesen (§ 11 Nr. 8 

KWO, § 34 Satz 1 KWO; § 7 Nr. 6 LWO, § 44 

Abs. 1 Satz 1 LWO). Sofern ein Wahlraum nicht 

barrierefrei sein sollte, kann die Wahlteilnah-

me in einem barrierefreien Wahlraum durch 

die Beantragung eines Wahlscheins erfolgen. 

Da Wahlräume nach Möglichkeit in öffentli-

chen Gebäuden eingerichtet werden sollen (§ 

29 Abs. 1 Satz 2 KWO, § 39 Abs. 1 LWO), wird 

sich im Zuge der zunehmenden Barrierefreiheit 

öffentlicher Gebäude auch die Anzahl barrie-

refreier Wahlräume erhöhen. Für Volksabstim-

mungen und Volksbegehren gelten die vorge-

nannten Regelungen entsprechend (§ 7 Abs. 1 

Stimmordnung, § 19 Gesetz über Volksbegeh-

ren). 

Nach der Landeswahlordnung in Hessen kann 

sich jede Wählerin/jeder Wähler einer Assis-

tenzkraft bedienen, falls er selbst nicht dazu 

in der Lage ist, bei Wahlen den Stimmzettel zu 

kennzeichnen, zu falten oder in die Wahlurne 

zu werfen. Diese Person kann auch ein von der 

Wählerin/dem Wähler bestimmtes Mitglied des 

Wahlvorstands sein.

Wahlschablonen können bei Wahlen und Ab-

stimmungen grundsätzlich eingesetzt werden; 
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es handelt sich bei ihnen allerdings um aus-

schließlich private Hilfsmittel des einzelnen

Wählers bzw. der einzelnen Wählerin, die dem-

entsprechend nicht von den Gemeinden vorge-

halten oder von Wahlvorständen ausgehändigt 

werden dürfen. Um blinden oder sehbehinder-

ten Wahlberechtigten das selbstständige Einle-

gen des Stimmzettels in die Schablone zu er-

möglichen, wird bei Landtagswahlen sowie bei 

Volksbegehren und Volksabstimmungen in die 

rechte obere Ecke aller amtlichen Stimmzettel 

ein Loch gestanzt. Die Schablonen können von 

 

Blindenvereinen, die ihre Bereitschaft zur Her-

stellung erklärt haben, hergestellt und verteilt 

werden; bei den letzten Landtagswahlen hat der 

Blinden- und Sehbehindertenbund in Hessen e. V. 

dieses für ganz Hessen übernommen. Zusätzlich 

zu der Schablone erhalten Interessierte eine Au-

dio-CD, auf der der vollständige Stimmzettelin-

halt und weitere Informationen zu hören sind. 

§ 13 HessBGG sieht eine Kostenerstattung für 

die Herstellungs- und Vertriebskosten vor. Die 

Hessische Landesregierung stellt pro Landtags-

wahl und Volksabstimmung insgesamt 25.000 

Euro für die Herstellungs- und Vertriebskosten 

der Wahlschablonen zur Verfügung.
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KApIteL 15

Eingliederungshilfe und Persönliches Budget

 

15.1 Grundsatzziele: 

Ziel 1:

Entwicklung der Eingliederungshilfe zu einer 

personenzentrierten Teilhabeleistung durch

eine stärkere Berücksichtigung der individuel-

len Bedarfe und Beachtung des Selbstbestim-

mungsrechtes der Menschen mit Behinderun-

gen. 

Ziel 2:

Entwicklung der Eingliederungshilfe zu einem 

durchlässigen und flexiblen Hilfesystem.

Ziel 3:

Schaffung von Beschäftigungsalternativen für 

Menschen mit Behinderungen.

Ziel 4:

Die Weiterentwicklung des Persönliches Bud-

gets nach § 17 SGB IX.

15.2 Eingliederungshilfe

Im Mittelpunkt der Reform zur Weiterentwick-

lung der Eingliederungshilfe steht ein perso-

nenzentrierter Ansatz, der eine Abkehr von der 

bisherigen vorwiegend institutionenbezoge-

nen Behindertenhilfe darstellt. Damit wurde ein 

gesellschaftspolitischer Diskussionsprozess hin 

zu einem Paradigmenwechsel in der Politik für 

Menschen mit Behinderungen, basierend auf 

den bisherigen Beschlüssen der Arbeits- und 

Sozialministerkonferenz (ASMK) aus den Jah-

ren 2007, 2008 und 2009 aufgegriffen.

Durch die UN–BRK hat diese Entwicklung eine 

neue Dimension erhalten. Sie fordert „den vol-

len und gleichberechtigten Genuss aller Men-

schenrechte und Grundfreiheiten durch alle Men-

schen mit Behinderungen zu fördern, zu schützen 

und zu gewährleisten und die Achtung der ihnen 

innewohnenden Würde zu fördern“. Der gleich-

berechtigte Zugang zu allen Institutionen und 

Bereichen des gesellschaftlichen Lebens soll hier-

nach ermöglicht werden. Konsequenterweise be-

zieht sich die 84. und 87. ASMK (Beschluss und 

Eckpunktepapier) deshalb auch auf die UN-BRK. 

Sie fordert zudem auf ihrer 86. Konferenz im No-

vember 2009 die „Entwicklung eines Nationalen 

Aktionsplans (seit Juni 2011 durch die Bundes-

regierung in Kraft gesetzt) zur Umsetzung des 

Übereinkommens der Vereinten Nationen über 

die Rechte von Menschen mit Behinderungen, 

der mit den verschiedenen Strategien und Maß-

nahmen der Länder und Kommunen verzahnt 

werden sollte“.
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Ein personenzentrierter Ansatz sowie die damit 

verknüpften Verfahren der Bedarfsermittlung hät-

te weitreichende Auswirkungen auf die Betreu-

ung und Versorgung von Menschen mit Behinde-

rungen, auf die Art der Leistungserbringung im 

Einzelfall, auf die Organisationsstruktur bei An-

bietern sowie auf die Unterstützungsstrukturen 

vor Ort. Über den Ansatz der örtlichen Teilhebe-

planung könnte erreicht werden, dass im Rahmen 

einer ressortübergreifenden Betrachtung der 

gewachsenen sozialräumlichen Strukturen die 

Bedürfnisse aller Bevölkerungsgruppen in kom-

munale Planungen einfließen. Dazu gehört auch 

die Schaffung von Wahlmöglichkeiten zwischen 

unterschiedlichen Angeboten für Menschen mit 

Behinderungen. Im Sinne von Inklusion würden 

so die Belange von Menschen mit Behinderun-

gen als ein Teil der Gesamtperspektive Berück-

sichtigung finden.

Es wird ein Referentenentwurf des Bundes-

ministeriums für Arbeit und Soziales erwartet, 

welcher auf Basis des Maßnahmen und Kriteri-

enkataloges der Bund-Länder-Arbeitsgruppe 

der 87. ASMK erstellt wird. Es ist das gemeinsa-

me Bestreben von Bund und Ländern im Zuge 

dieses Reformvorhabens Vorschläge zu einer 

personenzentrierten Neuausrichtung im SGB 

XII und in angrenzenden Rechtsbereichen zu 

entwickeln. Dabei soll nach den Vorstellungen 

der Länder auch die Zahlung eines Nachteils-

ausgleichs (Lohnsubventionierung) bei sozial-

versicherungspflichtiger Beschäftigung an Ar-

beitgeber auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 

bei Beschäftigung voll erwerbsgeminderter 

wesentlich behinderter Menschen aus Mitteln 

der Eingliederungshilfe in die Überlegungen 

einbezogen werden.

Hessen geht hierbei beispielgebend voran in-

dem es bereits jetzt den personenzentrierten 

Ansatz erprobt und umsetzt. Vor allem der LWV 

treibt die Entwicklungen zu einer personen-

zentrierten Behindertenhilfe seit vielen Jahren 

voran, was die Landesregierung sehr begrüßt. 

So wurde im Rahmen des Projekts „PerSEH“ ein 

einheitliches Verfahren der individuellen Bedarfs-

feststellung und der integrierten individuellen 

Hilfeplanung entwickelt – der Integrierte Teilha-

beplan (ITP Hessen).

Personenzentrierte Steuerung der Eingliederungshilfe in Hessen – „PerSEH“ 

Ziel des Projektes ist, die Unterstützungen für 

Menschen mit Behinderungen personenzent-

rierter, flexibler und für alle Beteiligten transpa-

renter auszugestalten.

konzept ist der personenzentrierte Ansatz, also 

dass Leistungen zur Teilhabe individuell pass-

genau dem Bedarf der Personen folgen, ziel- 

und ressourcenorientiert und im Lebensfeld 

der Person angesiedelt sind.

Bei „PerSEH“ steht der Mensch mit seinem in-

dividuellen Hilfebedarf im Mittelpunkt. Grund-

179



Hessischer Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention

15.3 Persönliches Budget

Mit dem Persönlichen Budget, auf das seit 1. Ja-

nuar 2008 gemäß § 17 SGB IX Rechtsanspruch 

besteht, können Menschen mit Behinderungen 

eigenverantwortlich bestimmen, in welcher 

Form und von wem sie Leistungen erbringen 

lassen. Um der großen Herausforderung der 

Umsetzung gerecht zu werden, hat der Bun-

desgesetzgeber eine dreieinhalbjährige Erpro-

bungsphase eingeräumt, welche Hessen als 

einziges Bundesland mit zwei Modellregionen 

und jeweils einer eigenen Mitarbeiterin bzw. ei-

nem eigenen Mitarbeiter unterstützt hat.

Aus Sicht der Hessischen Landesregierung ist 

das Persönliche Budget ein wesentliches Instru-

ment zur Selbstbestimmung und Teilhabe von 

Menschen mit Behinderungen. 

In der 86. ASMK 2009 wurde der Beschluss ge-

fasst, dass das Persönliche Budget aktiv und 

verstärkt angeboten werden soll, weil Eigenver-

antwortung und Selbstbestimmung durch diese 

Leistungsform in besonderer Weise gefördert 

werden. Die vorgesehenen Begleitprojekte zur 

Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe be-

inhalten daher u.a. auch die Förderung des Per-

sönlichen Budgets. 

Die Anzahl tatsächlich bewilligter Persönlicher 

Budgets steigt nach zunächst schleppender 

Beantragung und Bewilligung stetig an. Im Rah-

men der Endberichte der Projektes „Prozessket-

tenanalyse im Bereich Trägerübergreifendes 

Persönliches Budget“ und „Gemeinsame Ser-

vicestellen“ des BMAS, wurden Lösungsvor-

schläge für eine verbesserte Umsetzung des 

Trägerübergreifenden Persönlichen Budgets 

erarbeitet und Handlungsempfehlungen for-

muliert, um die Anzahl der Budgets zu steigern 

und die Bearbeitungsprozesse zu optimieren. 

Da eine erfolgreiche Weiterentwicklung des 

Trägerübergreifenden Persönlichen Budgets 

nach den Autoren umfassende Veränderungs-

prozesse erfordert, werden Pilotprojekte vorge-

schlagen, mit denen Lösungen und Handlungs-

hilfen pro Reha-Träger erarbeitet und erprobt 

werden sollen.

Die Hessische Landesregierung setzt sich im 

Rahmen der Weiterentwicklung des SGB IX 

auch für eine Verbesserung der Inanspruch-

nahme des Persönlichen Budgets ein. Hessen 

hat folgende Vorschläge in die Diskussion zur 

Novellierung des SGB IX eingebracht:

• Die Bildung von Leistungsmodulen zur Zu-

sammenfassung von Leistungen.

Dadurch wird eine höhere Verlässlichkeit 

und Planbarkeit des Leistungsgeschehens 

insgesamt für den Leistungserbringer, Leis-

tungsträger und Leistungsnehmer erreicht.

Die Bildung von Leistungsmodulen ist zwar 

bereits heute grundsätzlich möglich, sollte 

jedoch durch entsprechende Änderungs-

regelungen im SGB IX, bzw. der Budget-

Verordnung unterstützt oder sogar vorge-

geben werden.
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• Die Einführung von Quoten unter denen die 

Leistungserbringer ihre jeweiligen Leistun-

gen in Form Persönlicher Budgets anbieten 

müssen. Ziel sollte es sein, mit der verstärk-

ten Inanspruchnahme von Persönlichen

Budgets neben der Stärkung von Selbstbe-

stimmung für die Betroffenen auch das An-

reizsystem  für die Entwicklung einer Ange-

botskultur zu fördern.

 

• Die Verpflichtung der Rehaträger zur Durch-

führung und Teilnahme an - ggf. zu gemein-

samen- Schulungsmaßnahmen zum Persön-

liches Budget.

15.4 Ausblick

Aus Sicht der Hessischen Landesregierung 

leben immer noch mehr Menschen mit Be-

hinderungen als erforderlich in stationären 

Einrichtungen und arbeiten in Werkstätten für 

Menschen mit Behinderungen. Die Landesre-

gierung setzt sich zum Ziel, die Zahl von Men-

schen mit Behinderungen, die auf dem allge-

meinen Arbeitsmarkt arbeiten oder außerhalb 

stationärer Einrichtungen wohnen und leben, 

sukzessive zu erhöhen.

Zudem besteht in Hessen ein großes Interesse, 

das Persönliche Budget insgesamt weiter zu 

befördern. Dies schließt auch die Förderung 

weiterer Projekte zur Erprobung Persönlicher 

Budgets ein, insbesondere wenn hierbei meh-

rere Rehabilitationsträger beteiligt sind. Die 

Hessische Landesregierung wird begonnene 

Projekte konsequent weiter fortführen, auch mit 

dem Ziel Handlungsempfehlungen zu erarbei-

ten und mit den nach SGB IX zuständigen Trä-

gern der Rehabilitation abzustimmen.
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KApIteL 16

Kommunen in Hessen

16.1 Grundsatzziele: 

Ziel 1:

Förderung der Informationsvernetzung kom-

munaler Aktivitäten.

Ziel 2:

Unterstützung und Förderung regionaler Pro-

jekte und Initiativen zur Schaffung inklusiver 

Strukturen im Gemeinwesen.

Ziel 3:

Aufbau eines landesweiten und zentralen Da-

tenpools zur Bündelung von Beratungs- und 

Unterstützungsangeboten für Menschen mit 

Behinderungen.

Ziel 4:

Konsequente Fortführung des Arbeitsdialogs zwi-

schen der Landesregierung und den kommuna-

len Gebietskörperschaften zur Entwicklung von 

Konzepten zu Umsetzung der UN-BRK.

16.2 Bestandsaufnahme

Die Hessische Landesregierung hat die Zusam-

menarbeit mit den kommunalen Spitzenver-

bänden weiter intensiviert, da den Kommunen 

eine zentrale Rolle bei der Umsetzung der UN-

BRK zukommt. Als Arbeitsgrundlage wurden 

in einer Umfrage die kommunal bereits exis-

tierenden Maßnahmen, Initiativen, Aktivitäten, 

sowie Beispiele zur Teilhabe von Menschen mit 

Behinderungen zusammengetragen und kate-

gorisiert.

Die Informationen zu diesen „guten Beispie-

len“ werden nun gebündelt und in Form eines 

„Inklusionsatlas“ im Rahmen der Internetprä-

senz www.brk.hessen.de veröffentlicht 

Die Vielzahl der Rückmeldungen sowie die kon-

krete Befassung mit dem Thema der UN-BRK in 

den Kommunen in Hessen zeigen, dass und mit 

welcher Intensität die Kommunen in Hessen sich 

mit dem Thema der Umsetzung der UN-BRK be-

schäftigen. Bei der folgenden Darstellung einer 

Auswahl von „Leuchtturmprojekten“ sowie kon-

kreten Konzepten und Fördermaßnahmen in den 

hessischen Gebietskörperschaften zur Umset-

zung inklusiver Strukturen wurde bewusst auf 

die Nennung einzelner Gebietskörperschaften 

verzichtet. Der Aktionsplan erhebt weder den 

Anspruch noch das Ziel der Darstellung eines 

„kommunales Benchmarkings“ in Bezug auf Maß-

nahmen und Initiativen. Die zusammengefasste 

Darstellung orientiert sich an den handlungslei-

tenden Aspekten des Aktionsplans.
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16.3 Maßnahmen und Projekte der Gebietskörperschaften in Hessen

 

 

Arbeit und Beschäftigung

• Finanzierung von Ausbildungs- und Lohn-

kostenzuschüssen. 

• Einrichten von Fachstellen für Einzelfall ori-

entiertes Eingliederungsmanagement im 

Rahmen des SGB II für Menschen mit Behin-

derungen.

 

 

 

 

 

 

  

• Beratung und Sensibilisierung von Arbeit-

gebern zur Schaffung von Arbeitsplätzen für 

Menschen mit Behinderungen.

• Erarbeitung kommunaler Konzepte zur Ver-

besserung der Teilhabechancen am Arbeits-

leben für Menschen mit Behinderungen.

Barrierefreiheit

• Übernahme der Kosten bzw. Zuschüsse für 

barrierefreie Ein-/ Umbauten in Wohnungen 

und Beratung zur Wohnraumanpassung.

• Zertifizierung/Auszeichnung von öffentli-

chen und privaten Einrichtungen, Geschäf-

ten und Gaststätten.

• Kostenübernahme der behinderungsbe-

dingten Mehraufwendungen für die Teilha-

be am Leben in der Gemeinschaft.

• Vorhalten eines Behindertenfahrdienstes, 

wenn die Nutzung ÖPNV nicht möglich ist 

(Merkzeichen „aG“ oder „Bl“).

• Einrichtung von Büros für Behindertenan-

gelegenheiten als zentrale Anlauf- und Be-

ratungsstelle.

• Prüfung und Aktualisierung bestehender 

Verwaltungsvorschriften.

•

ÖPNV und Erstellung von Haltestellenent-

wicklungsprogrammen.

Barrierefreier Umbau von Haltestellen des

• Führungen in Gebärdensprache in Museen.

• Erstellung barrierefreier Homepages und 

Online-Stadtführer.

• Integrationslotsen zur Information von Men-

schen mit Behinderungen über Unterstüt-

zungsangebote.

• Konvertierung von Bescheiden in ein Audio-

format für sehbehinderte und blinde Men-

schen und Veröffentlichung von Informati-

onsbroschüren in leichter Sprache.

• Einsetzen von Kleinbussen als Ergänzung 

zum ÖPNV, Anfahren flexibler Ziele in der 

Region.
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Bildung

• Einzelintegration von Kindern mit Behinde-

rungen in die Regelschule durch die Bewilli-

gung von Integrationshelfern. 

• Hilfen zu einer angemessenen Schulbildung 

(Kostenübernahme der behinderungsbe-

dingten Mehraufwendungen).

• Einrichten von Aussenklassen für Kinder ei-

ner Schule für praktisch Bildbare zusammen 

mit Schülern der Grundschule im gemeinsa-

men Klassenverband.

• Einrichtung ämterübergreifender Arbeits-

gruppen mit dem Auftrag, ein Konzept zur 

Umsetzung der Inklusion in Schulen zu er-

stellen.

 

 

 

• Herstellung von Barrierefreiheit aller Schu-

len im Kreis bis 2016.

• Projekte zur Qualitätssicherung von Integra-

tionshelfern.

• Anwendung der DIN-18040 bei allen zu-

künftigen Bau – und Umbaumaßnahmen an 

den Schulen. 

• Erleichterung von integrativer Beschulung 

durch Schaffung von Budgetmodellen.

• Barrierefreier Ausbau der Schulen unter 

Nutzung der Konjunkturprogramme.

• Projekt zur Umsetzung des Elternwahlrechts 

hinsichtlich der Beschulung von Schülerin-

nen und Schülern mit Behinderungen.

Bewusstseinsbildung

• Herausgabe von kommunalen Wegweisern 

für Menschen mit Behinderungen, auch in 

digitaler Form. 

• Durchführung kommunaler Foren unter 

Beteiligung der Selbsthilfegruppen und 

Verbände aus der Behindertenarbeit, mit 

dem Ziel das Dienstleistungsangebot für 

Menschen mit Behinderungen zu verbes-

sern.

•

von Beschlüssen der kommunalen Gremi-

en.

Erstellung kommunaler Aktionspläne zur 

Umsetzung der UN-BRK auf der Grundlage 

• Einrichtung fachübergreifender Arbeits-

gruppen zur Erarbeitung von Konzepten 

zur Umsetzung der UN-BRK. 

• Überprüfung der Verwaltungsvorschriften 

sowie kommunaler Leistungs- und Vergü-

tungsvereinbarungen im Hinblick auf ei-

nen möglichen Anpassungsbedarf an den 

UN-BRK. 

• Einbeziehung der Verbände und Interes-
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senvertretungen von Menschen mit Be-

hinderungen bei der Ausarbeitung von 

Rechtsvorschriften. 

• Bewerbung für den “Access City Award 

2012”.

• Schulungen der Mitarbeitenden in den 

Ämtern für Hoch- und Straßenbau sowie 

der Verkehrsbetriebe zur Thematik Barrie-

refreiheit.
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16.4 Initiativen der Gebietskörperschaften 
in Hessen 

Über die vielen Aktivitäten der Kommunen hin-

aus sind in ca. 30 Prozent aller Landkreise und 

kreisfreien Städte Aktionspläne in Vorbereitung 

sowie bei 10 Prozent der kreisangehörigen 

Städte und Gemeinden in Hessen, die die Um-

frage beantwortet haben. 

Diverse Kommunen in Hessen haben die Stabs-

stelle UN-BRK um Unterstützung im Hinblick 

auf den Informationstransfer und die konkre-

te Zusammenarbeit bei der Ausarbeitung von 

Projekten zur Umsetzung der UN-BRK gebe-

ten. Aus Sicht der Landesregierung stellt die 

Abstimmung von Zielen und Maßnahmen zwi-

schen dem Land und den kommunalen Ge-

bietskörperschaften die Grundlage für eine 

zielführende Umsetzung der UN-BRK dar.

16.5 Inklusive Sozialräume

Nach Art. 19 UN-BRK wird das Recht aller Men-

schen mit Behinderungen anerkannt, mit glei-

chen Wahlmöglichkeiten wie andere Menschen 

in der Gemeinschaft zu leben. Es sollen wirk-

same und geeignete Maßnahmen getroffen 

werden, um Menschen mit Behinderungen die 

Inanspruchnahme dieses Rechts und ihre volle 

Einbeziehung in die Gemeinschaft und Teilha-

be an der Gesellschaft zu erleichtern; dabei soll 

Menschen mit Behinderungen insbesondere 

die Möglichkeit gegeben werden, ihren Aufent-

haltsort zu wählen und zu entscheiden, wo und 

mit wem sie leben, sodass sie nicht verpflich-

tet sind, in besonderen Wohnformen zu leben. 

Damit verbunden sind auch notwendige An-

passungen der Institutionen, Organisation und 

Strukturen in unserer Gesellschaft (einschließ-

lich der Behindertenhilfe), sowie organisierte 

Netzwerkarbeit auf der kommunalen Ebene. 

Dazu bedarf es eines schlüssigen Konzepts und 

entsprechender Ressourcen (Infrastruktur).
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Aus Sicht der Landesregierung kommt damit 

der Planung und Bildung „inklusiver Gemein-

wesen“ eine besondere Bedeutung zu. Hierbei 

sind vorrangig vier Aspekte zu beachten, die 

die Schaffung regionaler und passgenauer An-

gebote in einem inklusiven Sozialraum fördern:

• Datenlagen klären 

Datenlagen, die einen umfassenden Auf-

schluss über heutige und zukünftige Be-

darfe von Menschen mit Behinderungen 

geben, sind derzeit auf der Bundes- der 

Landes sowie der kommunalen Ebene nicht 

ausreichend vorhanden. Das Hessi-sche 

Sozialministerium hat federführend für die 

Landesregierung einen Landessozialbericht 

veröffentlicht, der auch die Bedarfslagen 

von Menschen mit Behinderungen beinhal-

tet. Die Sozialberichterstattung des Landes 

und der Kommunen sollten aus der Sicht 

des Landes miteinander verzahnt werden 

und einander ergänzen, um Daten zu den 

Bedarfen von Menschen mit Behinderun-

gen zu erhalten, die eine zukünftige Pla-

nung von Angeboten ermöglichen.

• Beratungsstrukturen ausbauen

Aus der Sicht der Hessischen Landesre-

gierung existieren in den hessischen Kom-

munen gute Beratungsstrukturen, auch für 

Menschen mit Behinderungen. Diese soll-

ten sich sukzessive weiterentwickeln, um 

Menschen mit Behinderungen über alle 

kommunalen Angebote und Dienstleistun-

gen informieren und beraten zu können. 

Aus der Sicht der Landesregierung setzt 

dies die technische wie personelle Vernet-

zung der Akteure voraus.

• Regionalkonferenzen durchführen

In vielen hessischen Kommunen finden be-

reits heute „Runde Tische“ und Konfe-renzen 

statt, um Angebote zur Unterstützung von 

Menschen mit Behinderungen zu erheben 

und in einen Planungsprozess zu stellen. Im 

Sinne der Schaffung inklusiver Sozialräume 

kommt den Kommunen hierbei eine beson-

dere Koordinationsfunktion zu. Die Hessi-

sche Landesregierung regt an, bestehende 

Strukturen unter Einbeziehung aller rele-

vanten kommunalen Beteiligten sukzessive 

zu „Inklusionskonferenzen“ auszubauen. 

Dabei wird eine Einbeziehung kommunaler 

Behindertenbeauftragter, kommunaler Be-

hindertenräte sowie lokal tätiger Verbände 

und Interessenvertretungen als zielführend 

angesehen.

• teilhabekonferenzen einrichten

Die Einrichtung und Durchführung regiona-

ler Teilhabekonferenzen stellt sicher, dass 

individuelle Bedarfe erkannt und individuell 

passgenauen Angeboten zugeordnet wer-

den können. 

Gemeinsam mit den Kommunalen Spitzenver-

bänden in Hessen wird die Verwirklichung der 

Ziele der UN-BRK in einzelnen, ausgewählten 

hessischen Modellregionen erprobt werden. 
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16.6 Ausblick

Viele Landkreise, Gemeinden und kreisfreie 

Städte arbeiten bereits an einem Aktionsplan 

und/oder haben die Stabsstelle UN-BRK um 

Unterstützung und Zusammenarbeit gebeten. 

Es gilt nun die vielen guten Ideen, Ansätze 

und die jeweiligen Erfahrungen, Informationen 

und Kompetenzen in einen gemeinsamen Aus-

tausch zu bringen, um daraus einen möglichst 

großen Nutzen für die Menschen mit Behinde-

rungen in Hessen ziehen zu können. Aus Sicht 

der Landesregierung stellt die Abstimmung 

von Zielen und Maßnahmen zwischen dem 

Land und den kommunalen Gebietskörper-

schaften die Grundlage für eine zielführende 

Umsetzung der UN-BRK dar.
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KApIteL 17

Zusammenarbeit im Bund und Europa

17.1 Grundsatzziele: 

Ziel 1:

Austausch und inhaltliche Abstimmung der 

hessischen Strategie zur Umsetzung der UN-

BRK auf europäischer Ebene. 

Ziel 2:

Förderung von Projekten und Maßnahmen zur 

Umsetzung der UN-BRK aus ESF-Mitteln.

Ziel 3:

Durchführung einer europäischen Fokuskonfe-

renz.

17.2 Zusammenarbeit im Bund

Gemäß Ziffer 2 des Landtagsbeschlusses zur 

Umsetzung der UN-BRK vom 3. Dezember 2009 

(Drucksache 18/1673 – s. Anhang 1) soll ein 

hessischer Aktionsplan zur Umsetzung der Kon-

vention eng mit den Aktionsplänen des Bundes 

und der Länder abgestimmt werden. Hessen 

hat eine länderweite Umfrage durchgeführt, 

um Erkenntnisse über die Umsetzung der UN-

BRK in den Bundesländern zu erhalten. Die weit 

überwiegende Mehrzahl der Bundesländer ist 

dabei, eigene Aktionspläne zu erstellen. In meh-

reren Bund-Ländersitzungen wurde ein intensiver 

Austausch über die Umsetzungsstrukturen der 

Länder begonnen, der auch in Zukunft unter der 

Federführung des Bundesministeriums für Arbeit 

und Soziales fortgesetzt werden wird. 

 

gestimmt und wird dies auch zukünftig tun. Nach 

der Überzeugung der Landesregierung sollten 

die Maßnahmen der Bundesregierung als Ver-

tragspartner des Übereinkommens der Verein-

ten Nationen und die der Länder eine inhaltliche 

und strukturelle Verzahnung aufweisen

Darüber hinaus hat die Hessische Landesregie-

rung sich im gesamten Prozess eng mit dem

Bundesministerium für Arbeit und Soziales ab-

17.3 Zusammenarbeit auf europäischer 
Ebene

Auch wenn die Kompetenz für die Behinderten-

politik bei den Mitgliedstaaten liegt, kann die 

EU mit strategischen Zielen und Maßnahmen 

unterstützend eingreifen. 

Seit 15. November 2010 ist die neue EU-

Strategie zur Verbesserung der Situation von 

Menschen mit Behinderungen bis 2020 ver-

öffentlicht und orientiert sich an der europä-

ischen Wachstumsstrategie „Europa 2020“. 

Der politische Fokus ist dabei auf die Verbes-

serung der Barrierefreiheit und die Sicherung 
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von Zugangserleichterungen in der EU gerich-

tet. In diesem Kontext wurden acht Handlungs-

felder identifiziert: 

 • Teilhabe,

 • Zugänglichkeit, 

 • Gleichstellung,

 • Sozialer Schutz,

 • Gesundheit,

 • Allgemeine und berufliche Bildung,

 • Beschäftigung sowie

 • Maßnahmen im Außenbereich.

Arbeitsgruppe über ein gerechtes Europa für Menschen mit Behinderungen 

Die Arbeitsgruppe wurde von der Versamm-

lung der Regionen Europas zum Zwecke eines 

gemeinsamen Austauschs, Beratung und ge-

genseitiger Unterstützung ins Leben gerufen. 

Die Stabsstelle UN-BRK steht mit der Arbeits-

gruppe im Austausch und strebt eine vertiefte 

Zusammenarbeit auf europäischer Ebene an.

17.4 Europäische Agentur für Entwicklungen 
sonderpädagogischer Förderung 

Die Europäische Agentur für Entwicklungen

in der sonderpädagogischen Förderung (Eu-

ropean Agency for Development in Special

Needs Education) ist eine unabhängige, sich 

selbst verwaltende Einrichtung, die von den Bil-

dungsministerien ihrer Mitgliedsstaaten unter-

halten und von der Europäischen Kommission 

sowie dem Europäischen Parlament finanziell 

unterstützt wird. 

 

 

Auf europäischer Ebene dient sie den Mitglied-

staaten als Plattform für die Zusammenarbeit 

und den Austausch zwischen Fachkräften und 

Entscheidungsträgern im Bereich der sonder-

pädagogischen Förderung. Die wesentlichen 

Ziele gelten der Optimierung bildungspoliti-

scher Strategien, der Qualitätsverbesserung im 

Bereich sonderpädagogische Förderung und 

langfristig der Schaffung eines Rahmens für 

eine intensive europäische Zusammenarbeit. 

Hessen ist seit 2011 Sitz der deutschen Vertre-

tung der European Agency und hat die Mit-

gliedschaft im Verwaltungsrat der Agentur und 

die nationale Koordination in Nachfolge von 

Schleswig Holstein für die Bundesländer der 

Bundesrepublik Deutschland übernommen (wei-

tere Informationen unter: www.schulentwicklung.

uni-frankfurt.de).
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17.5 Konkrete Ziele und Maßnahmen

Ziel

(Welches evaluier bare Ziel 

soll erreicht werden?)

Maßnahmen

(Welche Maßnahmen führen 

zum Ziel?)

Gute Beispiele

(Projekt/Webadresse)

Zuständig-

keiten

(Beteiligung)

Zeitlicher 

Rahmen

17.1 

Grundprinzipien zur För-

derung der Qualität in der 

inklusiven Bildung 

Neuauflage der Empfeh-

lungen für Bildungs- und 

Sozialpolitiker/innen aus dem 

Jahr 2003 zur Umsetzung 

bildungspolitischer Strategi-

en, die sich für Lernende mit 

unterschiedlichen sonderpä-

dagogischen Förderbedarfen 

im regulären Bildungsumfeld 

als effektiv erwiesen haben

Broschüre: „Grundprinzi-

pien der Förderung der 

Qualität in der inklusiven 

Bildung“ 

www.european-agency.

org

European 

Agency

2011-April 

2012 

17.2 

Entwicklung von Kriterien 

und Gelingensbedingungen  

für den Übergang Schule-

Beruf  und die eigentliche 

Ausbildung für Jugendliche 

mit Behinderungen

VET- Vocational Education 

and Training- Politik und 

Praxis 

Erarbeitung von Vorschlägen 

für Praxis und Politik.

•	 Studienbesuche 

•	 Exkursionen 

•	 Austausche 

•	 Konferenzen

www.european-agency.

org  

Rubrik: agency-projects

European 

Agency, Ver-

treter/innen 

der europäi-

schen Kom-

mission und 

der UNESCO, 

Experten aus 

den Mitglieds-

ländern der EA

2010-2012  

17.3 

Qualitätsstandards für inklu-

sionsorientierte Lehrerbil-

dung werden entwickelt.

Dreijährige Projektarbeit 

von Bildungs-Experten der 

Mit gliedsländer zur Fragestel-

lung, wie zukünftige  Lehrer 

auf die Arbeit in inklusiven 

Settings im Rahmen von Aus-

bildung vorbereitet werden 

können.: 

•	 Studienbesuche 

•	 Exkursionen	 

•	 Austausche 

•	 Konferenzen

Broschüre: „Inklusionsori-

entierte Lehrerbildung in 

Europa“ 

www.european-agency.

org

European 

Agency,

Vertreter/innen 

der europä-

ischen Kom-

mission und 

der UNESCO, 

Experten aus 

den Mitglieds-

ländern der EA

Oktober 2009-

März 2012  

17.4 

Studierende bzw. Studienin-

teressenten mit Behinderun-

gen sind über das Angebot 

europäischer Hochschulen 

informiert

Der Higher Accessibility Gui-

de- HEAG ist ein Leitfaden / 

Verzeichnis über Angebote eu-

ropäischer Hochschulen, der 

Informationen überStudium, 

Studiengänge und Austausch-

programme für Studierende 

mit Behinderungen enthält

www.european-agency.

org/agency-projects/

heag  

Rubrik: agency-projects

European 

Agency

Wird ständig 

ergänzt  

http://www.european-agency.org
http://www.european-agency.org
http://www.european-agency.org
http://www.european-agency.org
http://www.european-agency.org
http://www.european-agency.org
http://www.european-agency.org/agency-projects/heag
http://www.european-agency.org/agency-projects/heag
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17.6 Ausblick

Ende 2013 wird die Kommission einen Fort-

schrittsbericht zur Implementierung der EU-

Behindertenstrategie vorlegen. Auf der Grund-

lage von Indikatoren wird sie einen Bezug zu 

den quantitativen Zielen der Strategie „Europa 

2020“ im Bereich Bildung, Beschäftigung und 

Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgren-

zung herstellen. 2016 soll ein zweiter Fort-

schrittsbericht der Kommission vorgelegt wer-

den. Noch in diesem Jahr will die Kommission 

einen Legislativvorschlag über die Zugänglich-

keit zu Gütern und Dienstleistungen für Men-

schen mit Behinderungen („Disability Act“) ver-

öffentlichen.

Die Hessische Landesregierung plant für 2013 

eine europäische Fokuskonferenz. Dort sollen 

anhand der Themenbereiche Ausbildung so-

wie Arbeit und Beschäftigung Strukturen ana-

lysiert und im Rahmen eines europäischen Ver-

gleiches Möglichkeiten der Verbesserung der 

Teilhabe von Menschen mit Behinderungen

aufgezeigt werden.
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KApIteL 18

Kirchen in Hessen

18.1 Stellungnahme der Katholischen Bistü-
mer und Caritasverbände in Hessen

18.1.1 Grundsätze 

Bereits im Jahre 2003, dem Europäischen Jahr 

der Menschen mit Behinderungen, veröffent-

lichten die deutschen Bischöfe das Wort „unBe-

hindert Leben und Glauben teilen“. Sie bitten 

darin alle in der Kirche und Gesellschaft, die 

abwendbaren Erschwernisse, denen Menschen 

mit Behinderungen und ihre Angehörigen aus-

gesetzt sind, abzubauen und neue Diskriminie-

rungen zu verhindern. Die Kirchengemeinden, 

christlichen Gemeinschaften, Verbände und

Organisationen wie auch karitative Werke und 

Einrichtungen sind aufgerufen, im alltäglichen 

Zusammenleben Orte eines „unbehinderten“ 

Miteinanders zu sein und so die christliche 

Hoffnungsbotschaft glaubhaft und heilsam zu 

verkörpern.

 

Seit März 2009 ist das Übereinkommen der 

Vereinten Nationen über die Rechte von Men-

schen mit Behinderungen auch in Deutschland 

rechtsverbindlich. In ihr konkretisiert sich eine 

neue, im Wort der Deutschen Bischöfe aus dem 

Jahre 2003 bereits eingeflossene Sichtweise 

von Behinderung. Im Gegensatz zum früheren 

Verständnis von Behinderung als individuellem 

Problem des Einzelnen, „defizitären“ Menschen, 

wird eine Sichtweise von Behinderungen ins 

Recht gesetzt, bei der es darum geht, die Be-

hinderungen, denen Menschen mit Behinde-

rungen begegnen, als soziale Probleme und 

Herausforderungen zu sehen, deren Abbau die 

Aufgabe aller ist.

Die Würde und Einmaligkeit eines jeden Men-

schen erfordert nach christlichem Verständnis die 

Achtung der Selbstbestimmungs- und Persönlich-

keitsrechte. Dieser Ansatz ist auch grundlegend in 

der Konvention, die in Artikel 3 UN-BRK ausdrück-

lich auf „die Achtung der dem Menschen inne-

wohnenden Würde“ hinweist und folgerichtig 

die Teilhabe und Akzeptanz von Menschen 

mit Behinderungen „als Teil der menschlichen 

Vielfalt“ einfordert. Die hessischen Bistümer 

unterstützen daher gerne die Hessische Lan-

desregierung in ihrem Einsatz, die Umsetzung 

der UN-BRK qualitativ auf einem hohen Niveau 

voranzutreiben. Die im Aktionsplan dazu be-

reits identifizierten interministeriell festgelegten 

Handlungsfelder und die dazu durchgeführten 

Konsultationen begrüßen wir. Die Umsetzung 

der Konvention stellt eine gesamtgesellschaft-

liche Querschnittsaufgabe dar und beinhaltet 

gleichzeitig Herausforderungen für zivilgesell-

schaftliches und sozialpolitisches Handeln auf 

den unterschiedlichsten Ebenen.

18.1.2 Die Umsetzung der UN- Behindertenrechts-
konvention in den kirchlichen Gemeinden 

So bedeutsam Schutzräume für Menschen mit 

Behinderungen sind, die die besonderen Be-

dürfnisse von Menschen mit Behinderungen aus-

drücklich und kompetent berücksichtigen, so be-

deutsam ist auch, dass wir Brücken bauen in die 

verschiedenen anderen Kontexte des kirchlichen 

Lebens und der Zivilgesellschaft. Um Menschen 

mit Behinderungen die Teilnahme am kirchlichen 

Leben auch über die geschützten Räume hinaus 

zu ermöglichen, bedarf es vielfältiger Anstren-

gungen bei der Umsetzung des Gedankens der 

Inklusion. Wir sehen es als unsere Aufgabe an, 
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die Umsetzung der Konvention kritisch zu be-

gleiten. Als hessische Bistümer begreifen wir den 

Aktionsplan als Chance, gemeinschaftsbildende, 

grundlegende Werte in die Zivilgesellschaft hin-

ein zu tragen und mit weiteren Akteuren daran zu 

arbeiten. Die UN-BRK setzt bei den Behinderun-

gen durch die Gesellschaft an. Der Aktionsplan ist 

ein erster Schritt, dem noch viele weitere folgen 

müssen. Es bleibt noch viel zu tun. 

Das Institut für Demoskopie in Allensbach ist 

in einer bevölkerungsrepräsentativen Befra-

gung Mitte des Jahres 2011 zu dem Ergebnis 

gekommen, dass die UN-BRK den Bürgern und 

Bürgerinnen weitgehend unbekannt ist. Nur

14 Prozent der Bevölkerung hat bereits von 

der UN-BRK gehört. Bei Personen mit höherer 

Schulbildung ist die Kenntnis mit 23 Prozent 

etwas ausgeprägter, aber auch hier geben drei 

Viertel an, noch nichts von der UN-BRK ge-

hört zu haben. Auch bei den Personen, die auf 

Grund von Menschen mit Behinderungen in ih-

rem persönlichen Umfeld für das Thema sensi-

bilisiert sein könnten, ist die UN-BRK nur für 17 

Prozent ein Begriff.

 

Aktion ohne Teilhabe ist für die katholischen 

Bistümer in Hessen nicht denkbar. „Was willst 

Du, was ich Dir tue?“- so betonen wir als Kir-

che die Wahlfreiheit. Dieser Satz ist Prüfstein 

für die Umsetzung der Inklusion. Menschen mit 

Behinderungen, die nicht für sich selbst spre-

chen können, brauchen ganz besonders unse-

re Stimme. Unsere Verantwortung als Christen 

verpflichtet uns, gerade für diese Menschen 

einzutreten. Daher plädieren wir für die Schaf-

fung von Strukturen, die Betroffene und deren 

Angehörige beteiligen und einbeziehen. Unter 

dem Dach der Caritasverbände arbeiten wir 

seit Jahren mit einer Angehörigenvertretung, 

die innerhalb der Kirche die Anliegen derjeni-

gen vertritt, die sich nur mit hohem Aufwand 

selbst vertreten können oder dies nur über eine 

stellvertretende Assistenz sicherstellen können. 

Für eine gelingende Umsetzung der Inklusion 

gilt es, mit den Menschen mit Behinderungen 

und deren Angehörigen in einer Kultur der 

Achtsamkeit zu einem gemeinsamen Lernen 

und Verändern von exkludierenden Strukturen 

zu gelangen. 

18.1.3 Kirche als Anbieter sozialer Dienstleistungen 

Die Hessischen Bistümer sind als Anbieter sozialer 

Dienstleistungen in nahezu allen Bereichen der 

sozialen Arbeit, Gesundheitshilfe und Pflege ak-

tiv. In mehr als 1.000 Einrichtungen und Diensten 

unterstützen, betreuen und beraten insgesamt 

rund 23.000 hauptamtliche Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter und ca. 32.000 Ehrenamtliche hilfe-

bedürftige und benachteiligte Menschen. Die 

Caritas erreicht durch ihre Dienstleistungen und 

Angebote jedes Jahr rund 700.000 Bürgerinnen 

und Bürger in Hessen.

Über den konkreten Aktionsplan hinaus wer-

den wir den Gedanken der Inklusion in kirch-

lichen und gesamtgesellschaftlichen Bereichen 

weiter tief verankern und weiterentwickeln. In 

allen Bereichen kirchlichen Lebens muss es

darum gehen, die Barrieren in den Herzen und 

Köpfen abzubauen. Es gilt, das soziale Modell 

von Behinderung zu etablieren und so zu einer 

gewandelten Sichtweise von Behinderung bei-

zutragen. Menschen mit Behinderungen sind

keine defizitären Menschen, sondern die sie
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umgebende Umwelt weist Defizite auf, die ih-

nen eine Teilhabe unmöglich macht. Menschen 

mit Behinderungen sind eine Bereicherung 

in einer pluralen Gesellschaft und ein Teil der 

menschlichen Vielfalt. 

18.1.4 Konkrete Beispiele für die Umsetzung in Kir-
che und Gemeinde

Es wird viel über Inklusion und Teilhabe disku-

tiert und nachgedacht, aber wie soll das eigent-

lich gehen? Beispiele für den Weg in eine inklu-

sive Gesellschaft sind unsere Kunstprojekte zum 

Thema Teilhabe, die Verortung des Themas In-

klusion bei der Ausbildung des pastoralen Per-

sonals, die jährliche Woche für das Leben, die 

Studientage für Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter, Artikel in Kirchenzeitungen oder Vorträge in 

Gemeinden. Die Pfarreien mit ihren gemeinde-

nahen Strukturen der Beteiligung sind Motoren 

der Inklusion. Im Bistum Limburg zum Beispiel 

wurde im Jahre 2005 eine Erklärung der Diö-

zesanversammlung, dem höchsten gewählten 

Vertretungsgremium der Katholiken, erarbeitet 

und veröffentlicht, die die Teilhabe von Men-

schen mit Behinderungen in den Gemeinden 

des Bistums vorsieht. Die Pfarrgemeinden hal-

ten ortsnah eine Vielfalt von spezifischen und 

kulturellen Angeboten vor, die heute schon 

barrierefrei sind und von Menschen mit Behin-

derungen genutzt werden. Ausbau und noch 

konsequentere Öffnung dieser Angebote sind 

uns ein besonderes Anliegen. In caritativen Ein-

richtungen ist das sogenannte Brückenmodell 

etabliert: Gemeinsam kümmern sich ein Ver-

antwortlicher aus der Einrichtung und ein Ver-

antwortlicher aus der Kirchengemeinde um die 

Seelsorge und die Teilhabe von Menschen mit 

Behinderungen. Auch mit Behinderungen hat 

der Mensch ein Anrecht mit seinen Fähigkeiten 

und Fertigkeiten seinen Beitrag zur Gestaltung 

der Welt einbringen zu können. Arbeit ist das 

gesellschaftlich anerkannte Mittel dazu. Durch 

die Erarbeitung von Integrationsvereinbarun-

gen stellen wir uns der Aufgabe, an der dau-

erhaften beruflichen Integration von Menschen 

mit Behinderungen in hohem Maße mitzuwir-

ken. Oder ein anderes Beispiel: Ein Träger be-

treibt einen Laden in einer Gemeinde mit 1.200 

Einwohnern, in der das letzte verbliebene Le-

bensmittelgeschäft in der Gegend geschlossen 

hat. Es wurde ein Dorfladen eröffnet, dessen 

Angebot sich wachsender Beliebtheit erfreut 

und zum Treffpunkt für das ganze Dorf gewor-

den ist. Dort arbeiten fünf Beschäftigte mit ei-

ner Behinderung. Sie bedienen die Kunden, sie 

kassieren, sie räumen die Waren ein, kontrollie-

ren die Haltbarkeitsdaten und die Qualität von 

Obst und Gemüse. In Form von Zukunftskonfe-

renzen und Projekten zur Dezentralisierung von 

Einrichtungen beteiligen sich die katholischen 

Träger an dem Prozess der weiteren Inklusion 

von Menschen mit Behinderungen.

Unverwechselbares Gut unserer Arbeit ist die 

Seelsorge. Damit eng verbunden ist das Recht 

zur Ausübung der Religion. Dies verpflichtet 

uns zu einer inklusiven Pastoral in den Gemein-

den. Darüber hinaus sind in den hessischen Bis-

tümern Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der 

Seelsorge für die unterschiedlichsten Formen 

von Behinderungen da. Damit würdigen wir die 

Bedürfnisse der Menschen, die auf Grund ihrer 

spezifischen Lebenslage eine besondere indi-

viduelle Seelsorge benötigen (Exerzitien, religi-

öse Freizeiten). Beratung und Begleitung sind 

wichtige Pfeiler dieser Kategorialseelsorge.
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Viele Programme und Maßnahmen sind im Ak-

tionsplan aufgezählt, deren Konkretisierung

einem langen Prozess unterworfen sein wird. 

Dazu bedarf es der Planung weiterer konkreter 

Schritte, einschließlich der Anpassung gesetzli-

cher Grundlagen. Bei diesem Prozess darf nicht 

die Finanzlage der öffentlichen Haushalte im 

Vordergrund stehen. Die individuellen Bedarfs-

lagen müssen das Maß für die Umsetzung sein. 

Auch ist es notwendig, den Aktionsplan immer 

wieder der Evaluation zu unterziehen.

 

Die katholische Kirche hat in den vergangen Jahr-

zehnten maßgeblich daran mitgewirkt, dass der 

Schutz des Lebens von Beginn an und bis zu sei-

nem Ende im Bewusstsein der Gesellschaft veran-

kert bleibt. Seite an Seite steht sie in diesen Fragen 

mit den großen Selbsthilfeverbänden behinder-

ter Menschen. Maßnahmen, die die Teilhabe von 

Menschen mit Behinderungen im Verlauf ihres 

Lebens in allen kirchlichen Bereichen fördern, 

sind die konsequente Folge einer kirchlichen In-

teressenvertretung des Lebensschutzes. Dabei 

wird es nicht darum gehen, die traditionelle Für-

sorge zu entsorgen. Vielmehr wird sie in ein gelin-

gendes Spannungsverhältnis zum Selbstbestim-

mungsrecht von Menschen mit Behinderungen 

zu bringen sein, damit aus Fürsorge nicht Bevor-

mundung, aus dem Recht auf Selbstbestimmung 

aber auch nicht Vereinsamung und Verwahrlo-

sung resultieren. Als hessische Bistümer konnten 

wir bereits an vielen der im Aktionsplan genann-

ten Entwicklungen und Maßnahmen schon lange 

vor der Ratifizierung der Konvention mitwirken. 

Im Verbund mit der hessischen Landesregierung 

hoffen wir auf einen gemeinsamen Weg, die 

selbstbestimmte Teilhabe und die Gleichstellung 

als zentrale Ziele der UN-BRK zu verwirklichen.

18.2 Stellungnahme der Evangelischen Kir-
chen und Diakonischen Werke in Hessen 

18.2.1 Grundsatz

Die Umsetzung der UN-Behindertenrechts-

konvention über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen und die damit verbundene De-

batte über den Inklusionsbegriff ist eine Aufga-

be, die die Kirchen und ihre diakonischen Ein-

richtungen herausfordert. 

Oberflächlich betrachtet ist die UN-BRK zu-

nächst einmal eine Sammlung von Rechten, die 

selbstverständlich jedem Menschen zustehen 

sollen. Aber der Anspruch der UN-BRK geht 

wesentlich weiter. In ihrer Ausgestaltung be-

schreibt sie eigentlich nichts weniger als die 

Vision einer humanen Gesellschaft, in der kein 

Mensch ausgegrenzt wird und jeder die Chance 

auf uneingeschränkte Selbstbestimmung und 

Teilhabe hat. Das mag in unserem Land nach 

einer Selbstverständlichkeit klingen, aber eine 

kritische Bestandsaufnahme ergibt, dass unse-

re gesellschaftliche Wirklichkeit eine andere ist.

18.2.2 Behinderung in der Gesellschaft 

Noch immer erfahren Menschen auf Grund ihrer 

Behinderung, ihres Alters, ihres Geschlechts oder 

ihrer Herkunft Diskriminierung, Ausgrenzung und 

Herabwürdigung im Alltag. Sie werden zu „Objek-

ten“ im Rahmen von Versorgung und Betreuung 

und untergebracht in Sondermilieus, in denen die 

Betroffenen nach wie vor weitgehend unter sich 

bleiben. Dies ist nicht immer zwangsläufig den 

rechtlichen Rahmenbedingungen geschuldet, 

sondern oft auch eine Frage des Bewusstseins, 
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der inneren Haltung, der politischen Strömung 

oder des Kenntnisstands der jeweiligen Zeit. Das 

betrifft auch die Kirchen und die soziale Arbeit ih-

rer Wohlfahrtsverbände.

18.2.3 Inklusion in der Evangelischen Kirche 

So befinden sich auch die evangelische Kirche 

und ihre Diakonie mitten in einem Prozess, der 

die Frage nach dem Verständnis von Inklusion 

und den Wegen zur Umsetzung zum Ziel hat. Da-

bei tragen sie eine besondere Verantwortung: 

Zum einen sind sie Träger von Einrichtungen, in 

denen viele Tausend Menschen Unterstützung 

und Betreuung erfahren. Zum anderen hat die 

Diakonie als Wesens- und Lebensäußerung der 

Evangelischen Kirche die Aufgabe, sich für ge-

sellschaftliche Strukturen einzusetzen, die Men-

schen ein Leben in Teilhabe, Zusammenhalt 

und Gerechtigkeit ermöglichen.

Nach christlichem Verständnis ist Inklusion sehr 

umfassend zu verstehen. Jeder Mensch hat, 

als Gottes Geschöpf, seine eigene Würde, die 

nicht abhängig ist von persönlichen Leistun-

gen, Makeln oder Defiziten. Im biblischen Ho-

rizont ist deutlich, dass niemand seinem Dasein 

aus eigener Kraft Sinn verschaffen kann, dass 

menschliche Würde nicht in den persönlichen 

Leistungen ruht. In seiner Unvollkommenheit 

ist er auf Gemeinschaft, auf Gemeinde an-

gewiesen. Aber er ist eben nicht nur passives 

Mitglied einer Gemeinschaft, sondern auch Ge-

stalter und aktiver Teilhaber - sofern man ihn 

lässt oder dazu befähigt. 

Der in der UN-BRK formulierte Anspruch von 

Inklusion entspricht ganz sicher christlichen 

Wertevorstellungen, nämlich, dass kein Mensch 

(aus welchen Gründen auch immer) nicht nur 

nicht ausgegrenzt werden darf, sondern dass 

er das Recht hat, sich mit seinen individuellen 

Gaben an den sozialen, politischen und kultu-

rellen Prozessen einer Gemeinschaft zu betei-

ligen. 

Auch in der Kirche gibt es noch Risse zwischen 

Menschen mit und ohne Behinderungen, Kran-

ken und Gesunden - wer wollte das bestreiten 

- und es ist sicher auch noch nicht allgemeiner 

Konsens, dass auch Krankheit und Behinderung 

Teil der guten Schöpfung Gottes sind.

Kirchen sind somit immer auch ein Spiegel 

der menschlichen Gesellschaft und ihrer Zeit: 

sie sind per se erst einmal nicht besser oder 

schlechter als andere Gruppierungen, aber sie 

haben eine besondere Verantwortung sowie 

ausgeprägte Chancen / Voraussetzungen:

Kirchen haben haupt- und ehrenamtliche Mit-

arbeitende, Organisationen und Strukturen, mit 

denen sie arbeiten, aber auf die sie auch ein-

wirken können. 

Kirche und Diakonie stehen damit vor einer 

großen Herausforderung: 

Es gilt, den Diskurs in den eigenen Bereichen 

zu führen, um zu überzeugen und alle Beteilig-

ten einzubeziehen in einen Prozess, der zum 

Ziel hat, zu überprüfen, wie inklusiv das eigene 

Gemeinwesen, die eigene Einrichtung ist. Der 

Anspruch von Inklusion erschöpft sich dabei 

nicht nur in der baulich barrierefreien Gestal-

tung unserer Umwelt, sondern auch in der Bil-

dung eines Bewusstseins für eine befähigende 

Gemeinschaft. Das bedeutet für Kirche und ihre 

Gemeinden möglicherweise auch die Ausein-
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andersetzung mit neuen Konzepten, die dem 

Anspruch auf Teilhabe und Mitgestaltung kirch-

lichen Lebens entsprechen.

Es bedeutet aber auch, parteilich und anwalt-

lich mit und für die Menschen tätig zu werden, 

die auf Grund ihrer Behinderung, Armut usw. 

ausgegrenzt sind. Für die sozialprofessionel-

le Praxis der kirchlichen und diakonischen Ar-

beit stellt sich damit die Herausforderung der 

Auflösung eines scheinbaren Widerspruchs: 

Einzelfallbezogenes Arbeiten vs. Sozialraumo-

rientierung. Dabei bieten sich gerade die Kir-

chengemeinden als geeignete Orte an, um als 

wichtiger zivilgesellschaftlicher Partner im Sin-

ne von praktischer Inklusion tätig zu werden:

• Sie sind als relevante Akteure in nahezu je-

dem Stadtteil / Dorf vertreten und von der 

Bevölkerung anerkannt. Über die Verkündi-

gung, Religions- und Konfirmandenunter-

richt, Kinder-, Jugend-, Erwachsenen-, bis hin 

zu Seniorengruppen, sowie im Bereich der 

Familien- und Erwachsenenbildung kann In-

klusion als Teil der Bewusstseinsbildung the-

matisiert werden. Die Gemeinden können 

damit zu einem Motor für die Entwicklung 

einer direkt und unmittelbar erfahrbar wer-

denden Gemeinschaft werden.

• Kirchengemeinden haben eine überschau-

bare Größe, die für sozialraumorientiertes 

Arbeiten günstig sind. Im Zusammenwirken 

von Pfarrerinnen und Pfarrern, Sozialprofes-

sionellen und ehrenamtlich Tätigen bieten 

sie die Chance, sich zu Sozialraumagenturen 

nicht nur für Menschen mit Behinderungen, 

sondern auch für Arme, sozial Schwache, 

Flüchtlinge, Migranten und andere Ausge-

grenzte zu entwickeln.

• Das gemeinsame Leben und Lernen von 

Kindern mit und ohne Behinderungen 

ist in den evangelischen Kindertagesein-

richtungen der Gemeinden schon eine 

lange geübte Praxis, wenn auch nicht un-

bedingt unter dem Begriff „Inklusion“. Mit-

arbeitende und Kirchenvorstände verfügen 

damit über Grundlagen und ein Know-

How, das weiter entwickelt werden kann. 

18.2.4 Inklusion im Sozialraum 

Es ist sicher unbestritten, dass das Leben in 

einem „natürlichen Sozialraum“ und die Ein-

beziehung nichtprofessioneller Hilfen eine 

positive Wirkung mit großer inklusiver Bedeu-

tung haben. Allerdings befinden sich auch die 

Gemeinwesen in einem Veränderungsprozess. 

Veränderung und Auflösung von traditionellen 

Strukturen z. B. in Familien und Vereinen, eine 

beruflich erforderliche hohe Mobilität, verän-

dertes Freizeit- und Konsumverhalten haben 

Auswirkungen auf die Belastungsfähigkeit von 

sozialen Gemeinschaften. Das trifft selbstver-

ständlich auch auf die Kirchengemeinden zu. 

Auch sie waren und sind kein heiles Gemein-

wesen. Aber mit der entsprechenden Unter-

stützung und einem geschärften Bewusstsein 

können sie eine wichtige Funktion im Sinne der 

Inklusion übernehmen.

Diakonische Einrichtungen der Eingliederungs-

hilfe sind Anbieter von Leistungen und Hilfen 

für viele Menschen mit einem Unterstützungs-

bedarf. Sie haben eine große Tradition im deut-

schen Wohlfahrtssystem. Aber sie sind ebenso 

innovativ, verändern ihre Einrichtungen und 

entwickeln neue Angebote. So sind verschie-

dene Mitgliedseinrichtungen der Diakonischen 

Kapitel 18 – Kirchen in Hessen
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Werke in Hessen aktuell dabei, ihre Großein-

richtungen aufzulösen und zu regionalisieren, 

„hin zu einem Leben mittendrin“. Das ist dabei 

nur ein erster Schritt und die weitere Ausrich-

tung gilt der Frage der Teilhabe in der jewei-

ligen Gemeinde. Andere Anbieter schaffen 

Arbeits- und Beschäftigungsangebote als Alter-

native zu den klassischen Werkstätten für Men-

schen mit Behinderungen. Sie tun dies mitten 

in Gemeinden und mit möglichst viel Kontakt 

zu Menschen ohne Behinderungen. 

Für die Evangelischen Kirchen und ihre Dia-

konischen Werke ist Inklusion nicht nur Vision, 

sondern ein Menschenrecht und eine Aufgabe, 

mit dem Ziel, Ausgrenzung abzubauen und vol-

le Teilhabemöglichkeit Wirklichkeit werden zu 

lassen.

Die Überlegungen zur Reform der Eingliede-

rungshilfe und der eingeleitete Paradigmen-

wechsel von Einrichtungs- zu Personenzent-

rierung sind dazu wichtige Prozesse, die aber 

nicht dazu führen dürfen, dass nur einzelne Per-

sonen im Focus der Betrachtung stehen. Auch 

der notwendige Wandel und die Befähigung 

von Gemeinschaften müssen dabei berücksich-

tigt und unterstützt werden. Es ist offensichtlich, 

dass das nicht ohne die notwendigen perso-

nellen und finanziellen Ressourcen möglich ist. 

Einsparungen im Haushalt sind damit nicht zu 

rechtfertigen. Es gilt vielmehr, die lokalen Ge-

meinschaften und die Kommunen als Orte der 

unmittelbaren Daseinsfürsorge zu befähigen, 

damit sie ihre Rolle aktiv wahrnehmen können.

Kirche und Diakonie werden dazu nicht nur 

Maßnahmen und Aktivitäten in den eigenen 

Strukturen durchführen, sondern auch den 

weiteren Prozess des Aktionsplans kritisch und 

konstruktiv weiter begleiten.

Bei der Erarbeitung des Aktionsplans ist auch 

in Zukunft darauf zu achten, dass alle zur Um-

setzung der UN-BRK berufenen staatlichen und 

nichtstaatlichen Stellen beteiligt werden, eben-

so die Menschen, die von der Umsetzung direkt 

oder indirekt betroffen sind.

18.3 Ausblick

Die katholische und evangelische Kirche in 

Hessen unterstützen den weiteren Prozess zur 

Umsetzung der UN-BRK. Die Hessische Lan-

desregierung beabsichtigt die Einrichtung the-

menbezogener Arbeitsgremien, in denen in 

den nächsten Jahren alle gesellschaftlich rele-

vanten Akteure an der Verwirklichung der Ziele 

der UN-BRK und des Hessischen Aktionsplans 

arbeiten. Die katholische und evangelische Kir-

che in Hessen sagen ihre Mitwirkung hierbei 

gerne zu. Darüber hinaus sehen es die Kirchen 

in Hessen insbesondere als ihre Aufgabe an, zur 

gesellschaftlichen Bewusstseinsbildung in Hin-

blick auf das Zusammenleben von Menschen 

mit und ohne Behinderungen hinzuwirken.

Hessischer Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention
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KApIteL 19

Freie Wohlfahrtspflege in Hessen

Die Liga der Freien Wohlfahrtspflege als Mit-

glied des landesweiten Arbeitsausschusses 

hat die Erstellung des Aktionsplanes aktiv mit 

gestaltet. Aus der Sicht der Landesregierung 

kommt den Leistungserbringern eine große 

Bedeutung bei der Umsetzung der UN-BRK zu. 

Außerdem müssen sich die Unterstützungsange-

bote an der Möglichkeit zur Förderung der gesell-

schaftlichen Teilhabe von Menschen mit Behin-

derungen und der Ausübung ihres Wunsch- und 

Wahlrechts ausrichten. Dabei ist gemeindenahen 

und integrierten Angeboten, Maßnahmen und 

Initiativen der Vorzug zu geben. Die Erbringer 

sozialer Dienstleistungen sind insofern aufge-

rufen, den seit Jahren andauernden Prozess zur 

Umgestaltung von institutionsbezogenen hin zu 

personenzentrierten Angeboten vor dem Hin-

tergrund der UN-BRK forciert fortzusetzen. Die 

Hessische Landesregierung anerkennt dabei den 

engen Zusammenhang zwischen dem Prozess 

zur Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe 

(siehe Kapitel 15) und der Weiterentwicklung des 

Angebotes der Erbringer sozialer Hilfen vor dem 

Hintergrund der Umsetzung der UN-BRK. Bei der 

Gestaltung sozialer Systeme ist die Liga der Frei-

en Wohlfahrtspflege in Hessen ein wichtiger und 

verlässlicher Partner der Hessischen Landesregie-

rung. 

Die Landesregierung spricht sich, auch auf-

grund der Vielfalt und Komplexität des Themas, 

für eine gesonderte Arbeitsebene mit der Liga 

der Freien Wohlfahrtspflege und den privaten 

Anbietern sozialer Dienste aus, um Handlungs-

konzepte zur Umsetzung der UN-BRK gemein-

sam zu erarbeiten.
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KApIteL 20

Schlusskapitel

20.1 Die Umsetzung des Hessischen Aktions-
plans

Der Hessische Aktionsplan stellt die Richtschnur 

und den Orientierungsrahmen hessischer Poli-

tik von und für Menschen mit Behinderungen 

dar. Er kann Perspektiven und Ziele darstellen, 

bedeutet aber noch nicht die Umsetzung der 

UN-BRK. Diese Umsetzung ist nach Ansicht der 

Hessischen Landeregierung eine gesamtgesell-

schaftliche Aufgabe, weshalb sie von Beginn an 

alle relevanten gesellschaftlichen Gruppierun-

gen, Institutionen und die sogenannte Zivilge-

sellschaft in den Prozess mit einbezogen hat.

Die Politik von und für Menschen mit Behin-

derungen befindet sich in einem stetigen und 

äußerst dynamischen Prozess. Der Hessische 

Aktionsplan muss also auch und insbesonde-

re dem Anspruch an eine ständige Fort- und 

Weiterentwicklung gerecht werden. Die Lan-

desregierung sieht es deshalb als erforderlich 

an, gemeinsam mit allen Prozessbeteiligten 

weiter an der Umsetzung des Aktionsplanes zu 

arbeiten. Der Hessische Aktionsplan mit seinen 

Grundsatzzielen und Maßnahmen stellt einen 

umfangreichen Arbeitsauftrag dar. Im Rahmen 

ihrer gesetzgeberischen Möglichkeiten und im 

Dialog mit den kommunalen Gebietskörper-

schaften sowie den Erbringern sozialer Leistun-

gen, mehrheitlich vertreten durch die Liga der 

Freien Wohlfahrtspflege in Hessen, aber auch 

privaten Leistungsanbietern und allen gesell-

schaftlich relevanten Organisationen und Ein-

zelpersonen in Hessen wird die Hessische Lan-

desregierung in den nächsten Jahren an der 

Umsetzung der UN-BRK arbeiten.

Die Stabsstelle im Hessischen Sozialministeri-

um zur Umsetzung der UN-BRK wurde bereits 

im Jahr 2011 personell verstärkt. Das zurücklie-

gende Jahr hat durch unzählige Anfragen und 

Anregungen hessischer Bürgerinnen und Bür-

ger das große Interesse und den auch diesbe-

züglich weiteren Handlungsbedarf aufgezeigt. 

Die Landesregierung stellt zuversichtlich fest, 

dass Überlegungen und konkrete Maßnahmen 

zur Umsetzung der UN-BRK in der gesamten 

Gesellschaft angestellt werden. 

20.2 Inklusion als Orientierung für die  
Politik in Hessen

Die Landesregierung bekennt sich zum Prinzip 

der „Inklusion“ von Menschen mit Behinderun-

gen, also ihrer gleichberechtigten Teilhabe am 

gesellschaftlichen Leben auf der Grundlage 

des diskriminierungsfreien Zugangs zu allen 

Angeboten. Inklusion bedeutet hierbei jedoch 

nicht, die vollständige Abkehr von bewährten 

und qualitätsorientierten Angeboten, sondern 

deren konsequente Weiterentwicklung, damit 

Menschen mit Behinderungen von ihrem indi-

viduellen Wunsch- und Wahlrecht Gebrauch 

machen können. Inklusion und Rehabilitation 

schließen einander nicht aus; das System sozi-

alrechtlich geregelter Ansprüche für Menschen 

mit Behinderungen soll nicht ersetzt werden 

durch die bloße Bereitschaft der Gesellschaft 

zur Inklusion.  

Inklusion von Beginn an und über alle Lebens-

phasen hinweg schafft die Grundlage für abge-

stimmte Hilfe- und Unterstützungsangebote. 

Der Aufbau von Parallelstrukturen, die zum Teil 

gegensätzliche Effekte hervorbringen, stellt aus 
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der Sicht der Landesregierung keinen Beitrag 

zur Inklusion dar und ist ökonomisch uneffektiv. 

Die Hessische Landesregierung wird insofern 

zukünftig Maßnahmen bevorzugt unterstützen, 

die einander ergänzen und aufeinander abge-

stimmt sind und die Teilhabe von Menschen mit 

Behinderungen am gesellschaftlichen Leben 

nachhaltig fördern. 

Die Landesregierung erkennt Verbesserungs-

bedarfe im Hinblick auf die gesellschaftliche 

Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in 

allen Lebensbereichen und setzt sich zum Ziel, 

Problemlagen zu identifizieren und schrittwei-

se zu beseitigen. Dabei sieht es die Landesre-

gierung als ihre Aufgabe an, die UN-BRK ins-

besondere durch Harmonisierungen in Bezug 

auf Landesnormen sowie Verwaltungshandeln, 

durch eine nachhaltige Kampagne zur Stärkung 

der Bewusstseinsbildung und gezielte Förder-

maßnahmen zur Unterstützung der Teilhabe 

von Menschen mit Behinderungen umzusetzen. 

20.3 Der weitere Prozess

Aus der Sicht der Hessischen Landesregierung 

stellt die schrittweise Umsetzung der UN-BRK 

ein komplexes und umfangreiches Unterfan-

gen dar. Sie hat dem Prinzip „nichts ohne uns 

über uns“ von Beginn des Prozesses an Rech-

nung getragen und den Hessischen Aktions-

plan unter enger Einbeziehung und Mitwirkung 

von Menschen mit Behinderungen und deren 

Organisationen erarbeitet. 

So wurde am 1. Dezember 2011 zunächst ein 

Entwurf des Hessischen Aktionsplans veröffent-

licht, an dessen Entstehung die Verbände und 

Interessenvertretungen beteiligt worden sind. 

Im Anschluss an die Veröffentlichung wurden 

seitens der Hessischen Landesregierung drei 

Monate für Rückmeldungen zum Entwurf ein-

geräumt, die auch von über 50 Institutionen 

und Akteuren für Stellungnahmen genutzt wur-

den. Alle Rückmeldungen sind in einem auf-

wändigen Verfahren einzeln auf ihre Verwend-

barkeit im Aktionsplan geprüft worden. Auf 

diese Weise wurde der Aktionsplan nochmals 

an zahlreichen Stellen angereichert, präzisiert 

oder korrigiert und auf vielfachen Wunsch auch 

gestrafft und gekürzt, ohne dabei auf wesentli-

che Inhalte zu verzichten. 

Die gemeinsame Erarbeitung des Hessischen 

Aktionsplanes bis zum heutigen Tage hat ge-

winnbringende und positive Effekte hervor-

gebracht. Die letzte Sitzung des landesweiten 

Arbeitsausschusses im Mai 2012 hat erneut 

das Engagement aller Beteiligten deutlich ge-

macht, tragfähige Arbeitsstrukturen zu bilden, 

um die Maßnahmen und Ziele des Hessischen 

Aktionsplans schrittweise umzusetzen. Bei der 

Etablierung zukünftiger Arbeitsstrukturen will 

sich die Landesregierung eng mit allen Betei-

ligten abstimmen. Eine breite Akzeptanz der 

Arbeitsschwerpunkte, Arbeitsebenen und der 

Arbeitsstruktur kann aus der Sicht der Landes-

regierung die Gewähr für das Gelingen des Pro-

zesses bieten. In einem ersten Schritt beabsich-

tigt die Landesregierung, nach In-Kraft-Treten 

des Aktionsplans, mit allen Beteiligten die Eck-

punkte zur Erreichung der Ziele abzustimmen 

und konkrete Schwerpunkte für das Arbeits-

programm festzulegen. Die Landesregierung 

sichert dabei auch in Zukunft die Koordinierung 

des Gesamtprozesses zu. Das Hessische Sozial-

ministerium und das Hessische Kultusministeri-

201



Hessischer Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention

um, als gemeinsame Anlaufstelle nach Art. 33 

der UN-BRK, sowie der Beauftragte der Landes-

regierung für Menschen mit Behinderungen 

stimmen sich weiterhin eng miteinander ab. Die 

Hessische Landesregierung sieht sich hierbei in 

einer besonderen Pflicht und bekennt sich zu 

der Aufgabe eines weiteren Auf- und Ausbaus 

von inklusiven Strukturen. 

Die Umsetzung der UN-BRK stellt eine Dauer-

aufgabe dar. Die Landesregierung sieht des-

halb die Angabe eines Zeitraums, innerhalb 

dessen die Regelungen der UN-BRK umge-

setzt werden sollen, als verzichtbar an. Anstatt 

dessen spricht sich die Landesregierung dafür 

aus, den vorliegenden Aktionsplan fortlaufend 

zu entwickeln und in regelmäßigen zeitlichen 

Abständen einer Evaluierung zu unterziehen. 

Inhaltlich substanzielle Änderungen und Ergän-

zungen sollten in regelmäßigen Abständen mit 

allen Beteiligten abgestimmt und in den Akti-

onsplan eingefügt werden. 

Der vorliegende Aktionsplan verdeutlicht, was 

bereits getan ist, aber auch, was noch getan 

werden muss. Er stellt sich der Aufgabe einer 

umfassenden Bestandaufnahme, verbunden 

mit den zu erreichenden Zielen und durchzu-

führenden Maßnahmen. Er verzichtet gänz-

lich auf die Ausformulierung von Visionen, die 

als nicht zu realisierende Utopien erscheinen 

könnten und orientiert sich an konkreten Um-

setzungsschritten. 

Der Aktionsplan macht auch deutlich, dass Po-

litik von und für Menschen mit Behinderungen 

ins Zentrum von Gesellschaftspolitik gerückt ist. 

„Inklusion“ als Prinzip und Motor für eine gesell-

schaftliche Entwicklung, die Alle mit einbezieht, 

wird aus der Sicht der Hessischen Landesregie-

rung zu einem der bestimmenden Faktoren für 

den Sozialkonsens einer sich ständig weiter-

entwickelnden und heterogenen Gesellschaft 

werden. Die Förderung der Inklusion von Men-

schen mit Behinderungen, Benachteiligungen 

und unterschiedlichen Fähigkeiten und Fertig-

keiten wird deshalb die hessische Politik der 

nächsten Jahre nachhaltig bestimmen.
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Antrag

der Fraktionen der CDU, der FDp und

BÜNDNIS 90/DIe GRÜNeN

betreffend UN-Konvention über die Rechte behinderter Menschen umsetzen

D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n :

Der Landtag begrüßt, dass die Konvention der Vereinten Nationen (UN) über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen in Deutschland im März 2009 in Kraft getreten ist, die 
das Ziel hat, die Chancengleichheit behinderter

Menschen zu fördern, ihre Diskriminierung in der Gesellschaft zu unterbinden sowie einen 
angemessenen Lebensstandard und sozialen Schutz zu gewähren. Die UN-Konvention 
stellt einen weiteren wichtigen Schritt zur Stärkung der Rechte von Menschen mit Behin-
derungen dar.

Der Landtag stellt fest, dass mit dem Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen 
(BGG), dem Sozialgesetzbuch Neuntes Buch - Rehabilitation und Teilhabe behinderter 
Menschen - (SGB IX) sowie dem Hessischen Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit 
Behinderung (HessBGG) ein hoher Standard bei der Gleichstellung und Teilhabe behin-
derter Menschen in Hessen und ganz Deutschland angestrebt wird. Dieser soll auf Grund-
lage der UN-Konvention weiterentwickelt werden.

Der Landtag fordert die Landesregierung auf:

1. die Auswirkungen und den gesetzgeberischen Handlungsbedarf der UN-Konvention 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen zu prüfen,

2. auf Grundlage des Ergebnisses der Prüfungen einen Aktionsplan zur Umsetzung der 
Konvention unter Mitarbeit der Menschen mit Behinderung zu erarbeiten, der eng mit den 
Aktionsplänen des Bundes und anderer Länder abzustimmen ist,

3. bei der Prüfung und der Umsetzung der notwendigen Maßnahmen die Mitwirkung der 
Menschen mit Behinderung in Hessen und ihrer Organisationen zu gewährleisten,

4. die inklusive Beschulung unter Berücksichtigung des Kindeswohls zufördern,

5. sicherzustellen, dass das Wunsch- und Wahlrecht der Menschen mit

Behinderung bei der Umsetzung der Konvention im Vordergrund steht.

Wiesbaden, 2. Dezember 2009

Für die Fraktion der CDU Für die Fraktion der FDP

Der Fraktionsvorsitzende: 

Dr. wagner (Lahntal) Rentsch

Für die Fraktion

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Der Fraktionsvorsitzende:

Al-wazir

Eingegangen am 3. Dezember 2009 · Ausgegeben am 4. Dezember 2009

Druck und Auslieferung: Kanzlei des Hessischen Landtags · Postfach 3240 · 65022 Wiesbaden
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Hessisches Sozialministerium

Dostojewskistr. 4

65187 Wiesbaden 

E-Mail: presse@hsm.hessen.de

Internet: www.hsm.hessen.de

Stabsstelle UN-Behindertenrechtskonvention

Gemeinsam Selbstbestimmt Leben

Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen

(Flyer)

E-Mail: UN-BRK@hsm.hessen.de

Internet: www.brk.hessen.de

Referat IIC - Familienkarte Hessen

Familienkarte Hessen

(Flyer)

Internet: www.familienkarte.hessen.de

Referat für Öffentlichkeitsarbeit

wegweiser für Menschen mit Behinderung 

(Diese Broschüre ist nur als Download erhältlich)

Bildung von Anfang an

Bildungs- und Erziehungsplan für Kinder von 

0 bis 10 Jahren in Hessen

Menschen mit Behinderung in ärztlicher, 

zahnärztlicher und therapeutischer Behandlung

- eine Handlungsorientierung

auch als download über die jeweiligen Internetseiten der

 Vertragspartner (s. Kapitel 11) herunterladbar.

Ratgeber für gehörlose eltern

Fragen rund um das Baby in den ersten 12 Monaten

Sprachentwicklung und Förderung bei Kindern

Die Broschüre (DIN A 4, 36 Seiten) stellt dar, wie die 

kindliche Sprache sich entwickelt und informiert darüber,

was bei Sprachauffälligkeiten getan werden kann.

Frühförderung Hessen. Rahmenkonzeption, 

1. Aufl. 2003

Abschlussbericht zur evaluation der interdisziplinär 

erbrachten Komplexleistung Frühförderung in Hessen 

„Viele Systeme – Eine Leistung“ 

Umsetzungsschwierigkeiten und Lösungsansätze 2011

Abschlussbericht zur evaluation der interdisziplinär 

erbrachten Komplexleistung Frühförderung in Hessen

 „Viele Systeme – Eine Leistung“ 

Umsetzungsschwierigkeiten und Lösungsansätze 2011

Betreuungsrecht

Betreuungsrecht-Informationen über die Rechtslage,

Empfehlungen und Adressen

Gemeinsame Herausgabe mit dem HMJIE

pflegebedürftig - was ist zu tun?

Infos und Tipps zur ambulanten und stationären Pfleg

„Informationen für die patientin / den patienten“ des 

Dokubogens I und II 

im Falle von Gewaltvorkommnissen durch 

Mensch Zuerst e. V. in Leichter Sprache

Mutterschutz, elterngeld, elternzeit

Gesetzliche Regeln und Leistungen für Mütter und Väter.

Stand: Dezember 2011

mailto:presse@hsm.hessen.de
http://www.hsm.hessen.de
mailto:UN-BRK@hsm.hessen.de
http://www.brk.hessen.de
http://www.familienkarte.hessen.de
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Seniorenpolitische Initiative

Alter neu denken  - Zukunft gewinnen

Barrierefreie Unterhaltungselektronik

Benutzerfreundliche und seniorengerechte Produkte

Rettungsdienst 

Der Rettungsdienst in Hessen ist immer für Sie da:

365 Tage im Jahr und rund um die Uhr unter der 

einheitlichen Notrufnummer 112 

Weitere Informationen im Internet: Rubrik „Gesundheit“

Beitrag „Rettungsdienst in Hessen

Hessisches Ministerium der Justiz, für Integration 

und europa 

Referat für Öffentlichkeitsarbeit

Luisenstraße 13

65185 Wiesbaden

Internet: www.hmdj.hessen.de

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG)

Zivilrechtlicher Schutz vor Gewalt

(Dieses Faltblatt ist nur als Download erhältlich)

Betreuungsrecht

Betreuungsrecht-Informationen über die Rechtslage,

Empfehlungen und Adressen

Gemeinsame Herausgabe mit dem HSM

Hessisches Ministerium der Finanzen

Referat Öffentlichkeitsarbeit

Friedrich-Ebert-Allee 8

65185 Wiesbaden

E-Mail: presse@hmdf.hessen.de

Internet: www.hmdf.hessen.de

Steuerwegweiser für Menschen mit Behinderung

Hessisches Ministerium für wirtschaft,

Verkehr und Landesentwicklung

Referat VI 3 – Oberste Bauaufsicht, Baurecht

Kaiser-Friedrich-Ring 75

65185 Wiesbaden

E-Mail: info@hmwvl.hessen.de

Internet: www.wirtschaft.hessen.de

Barrierefreies – Universales Bauen

(Diese Broschüre ist nur als Download erhältlich).

Hessen Mobil

Straßen- und Verkehrsmanagement

Wilhelmstraße 10

65185 Wiesbaden 

Tel.: 0611 366-0

Fax: 0611 366-33 48

E-Mail: info@mobil.hessen.de

Internet: www.mobil.hessen.de

Unbehinderte Mobilität

Leitfaden, Heft 54, Teil 1+2

Die Publikation ist auch als CD erhältlich und zum 

downloaden auch in Blindenversion 

Unbehinderte Mobilität

Erfahrungen und Untersuchungen, Heft 55, 7/2010

Die Erfahrungsbericht ist nur als download verfügbar 

Beide Publikationen stehen auch als download in 

Blindenversion zur Verfügung

mailto:info@hmwvl.hessen.de
http://www.wirtschaft.hessen.de
http://www.hmdj.hessen.de
mailto:presse@hmdf.hessen.de
http://www.hmdf.hessen.de
mailto:info@mobil.hessen.de
http://www.mobil.hessen.de
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a

AGG

ist die Abkürzung für Allgemeines Gleichbe-

handlungsgesetz. Ziel des Gesetzes ist, Benach-

teiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen 

der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der 

Religion oder Weltanschauung, einer Behinde-

rung, des Alters oder der sexuellen Identität zu 

verhindern oder zu beseitigen.

 „Ambulant vor stationär“

Ziel des Grundsatzes ist es, dass Menschen mit 

Behinderungen so lange wie möglich in ihrem 

gewohnten Lebensumfeld verbleiben und dort 

betreut und versorgt werden.

ASMK

Arbeits- und Sozialministerkonferenz. Siehe

auch: Ministerkonferenzen.

 

Ausgleichsabgabe

Arbeitgeber, die nicht die nach dem § 71 SGB IX 

vorgeschriebenen Zahl von schwerbehinder-

ten Menschen beschäftigen, sind zur Zahlung 

einer Ausgleichsabgabe verpflichtet. Die Aus-

gleichsabgabe wurde zum 1. Januar 2012 er-

höht und liegt nun zwischen 117,53 Euro und 

291,04 Euro je Monat für jeden unbesetzten 

Pflichtplatz. Sie wird an das Integrationsamt 

entrichtet. Die Ausgleichsabgabe darf nur für 

Zwecke der besonderen Leistungen zur Teilha-

be schwerbehinderter Menschen am Arbeitsle-

ben einschließlich der begleitenden Hilfen im 

Arbeitsleben verwendet werden.

B

Beauftragter der Hessischen Landesregierung 

für Menschen mit Behinderungen (LBA)

Der Landesbeauftragte der Hessischen Lan-

desregierung für Menschen mit Behinderun-

gen stellt eine Art Bindeglied zwischen den 

Menschen mit Behinderungen in Hessen und 

der Hessischen Landesregierung dar. Er ist un-

abhängiger Ansprechpartner als auch Berater 

für beide Seiten und hat seinen Sitz im Hessi-

schen Ministerium des Inneren und für Sport. 

Sein Aufgabenfeld ist im Hessischen Behinder-

tengleichstellungsgesetz geregelt (§ 18 Hess-

BGG).

Betreutes wohnen

Betreutes Wohnen werden Wohnformen ge-

nannt, in denen Menschen bei der Bewältigung 

ihres Alltags Unterstützung finden. Das Betreu-

te Wohnen soll den Menschen mit Hilfebedarf 

eine größtmögliche Autonomie und Selbstän-

digkeit ermöglichen.

BudgetV

ist die Abkürzung für Budgetverordnung. Sie 

enthält inhaltliche Vorgaben über Regelungen 

des Verwaltungsverfahrens für das Persönliche 

Budget. In der BudgetV geht es um Anwen-

dungsbereiche, die beteiligten Leistungsträger, 

Zielvereinbarungen und das Antragsverfahren.
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C

Caritas

Der Deutsche Caritasverband ist der Wohl-

fahrtsverband der römisch-katholischen Kirche 

und der Dachverband der organisierten Cari-

tas. Der Verband organisiert national die sozia-

le Arbeit der katholischen Kirche für Menschen, 

unabhängig von Weltanschauung und Religion, 

tritt aber auch als eine in vielen Ländern tätige 

soziale Hilfsorganisation in Erscheinung.

Case-  und Care Management

Case- und Care Management entstammt dem 

Bereich der sozialen Arbeit und ist eine Kom-

bination aus Case-Management (Fallmanage-

ment, welches Vorgaben über Abläufe und 

Regelungen macht und die involvierten Stellen 

und Helfer koordiniert) und Care-Management 

(welches dafür Sorge trägt, dass die Pflege in 

möglichst hoher Qualität garantiert wird). 

D

Defizit / Defizitorientierter Ansatz

Ein Defizit bezeichnet einen Mangel oder ei-

nen Zustand des Mangels. Entsprechend rich-

tet sich der defizitorientierte Ansatz danach, 

welche Behinderung ein Mensch hat und wie 

man diese beheben kann. Die UN-BRK wendet 

ich konsequent von einem defizitorientierten 

Ansatz ab und definiert Behinderung als die 

Wechselwirkung des Einzelnen mit seinem Le-

bensumfeld.

Demografie

Demografie wird die wissenschaftliche Diszip-

lin der Bevölkerungswissenschaft genannt. Ihr 

zentraler Aufgabenbereich liegt in der statisti-

schen Erfassung der Entwicklung der Bevölke-

rung und ihrer Struktur. Bei der Verwendung des 

Begriffes „demografischer Entwicklung“ ist meist 

der sukzessive Anstieg des Durchschnittsalters in 

Deutschland gemeint. Zentrale Faktoren hierfür

sind unter anderem die Zunahme der Lebenser-

wartung und der Rückgang der Geburtenrate. 

 

Design für alle / Inklusives Design / Universal 

Design

Ein europäisches Gestaltungskonzept, welches 

die möglichen Beeinträchtigungen der Nutzer 

mit einbezieht. Produkte, die nach dem Design 

für alle konzipiert sind, sollen für möglichst alle 

Anwendergruppen ohne zusätzliche Hilfsmittel 

oder Anpassungen nutzbar sein. Dies umfasst 

Baumaßnahmen genauso wie Informations-

techniken oder Haushaltsgeräte. 

Diakonie / Diakonisches werk (Dw)

Das Diakonische Werk ist der Wohlfahrtsver-

band der Evangelischen Kirche und zahlreicher 

Freikirchen. Das Diakonische Werk handelt 

nach dem Selbstverständnis der Diakonie, der 

sozialen Arbeit der Evangelischen Kirchen an 

Menschen aller Altersgruppen unabhängig von 

Geschlecht und Religionszugehörigkeit. 

DIN-Normen

Die Deutschen-Industrie-Normen sind auf Basis 

wissenschaftlicher Ergebnisse erstellte Empfeh-

lungen, welche einen freiwilligen Standard für 

materielle und immaterielle Gegenstände vor-

geben. Das Deutsche Normenwerk umfasst DIN-

Normen für Papierformate, Datumsformen aber 

auch für bauliche Maßnahmen. Die für den Bau 

maßgeblichen DIN-Normen sind die DIN 18040 

und die DIN 18024 Teil 1. Durch die DIN 18040 

wird die bisherige DIN 18024 Teil 2 und die DIN 

18025 Teil 1 und 2 vollständig ersetzt.



Diskriminierung

Diskriminierung beschreibt eine Benachteiligung 

oder Herabwürdigung einer bestimmten Grup-

pe oder einer bestimmten Person auf Grund ih-

rer persönlichen Eigenschaften oder Merkmale. 

Häufige Gründe für Diskriminierungen sind bei-

spielsweise die ethnische Herkunft, die sexuelle 

Orientierung oder eine Behinderung. 

e

eingliederungshilfe

Die Eingliederungshilfe ist eine Leistung der

Sozialhilfe für Menschen mit Behinderungen.

Sie umfasst Leistungen zur Rehabilitation, zur

Teilhabe am Arbeitsleben und am Leben in der

Gesellschaft. Die gesetzliche Regelung zur Ein-

gliederungshilfe ist seit dem 1. Januar 2005 im

SGB XII verankert.

 

 

 

 

 

elternassistenz

Auch Menschen mit Behinderungen haben das

Recht zu entscheiden ob, wann und wie viele

Kinder sie haben möchten. Gibt es jedoch Be-

reiche in der Erziehung, die sie auf Grund einer

Behinderung nicht ohne Hilfe bewältigen kön-

nen, so können sie durch die sogenannte Elter-

nassistenz unterstützt werden.

 

 

 

„erst platzieren, dann qualifizieren“

„Erst platzieren, dann qualifizieren“ ist der Leit-

satz der Unterstützen Beschäftigung. Ziel ist es 

jungen Menschen mit Behinderungen in einem 

Betrieb zu platzieren und ihnen im Rahmen 

der täglichen Arbeit das nötige Fachwissen zu 

vermitteln. Insbesondere Menschen mit Lern-

schwierigkeiten profitieren von dieser Maßnah-

me, da es ihnen  oft leichter fällt in Realsituatio-

nen zu lernen. 

eU / europäische Union

Ist ein Staatenverbund, der aus 27 europäi-

schen Staaten besteht. Den Rahmen für dieses 

politische System bilden der Vertrag über die 

Europäische Union (EU-Vertrag) und der Ver-

trag über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union (AEU-Vertrag). Die EU hat die UN-BRK 

am 23. Dezember 2010 ratifiziert. Die UN-BRK 

ist das erste Menschenrechtseinkommen, wel-

ches die EU als staatenübergreifende Organi-

sation in Kraft gesetzt hat. 

evaluierung / evaluation

Die Evaluation von Projekten, Prozessen oder Or-

ganisationseinheiten bedeutet im Allgemeinen 

deren Beschreibung, Analyse und Bewertung. 

F

Familienverfahrensgesetz (FamFG)

Das Gesetz über das Verfahren in Familiensa-

chen und in den Angelegenheiten der freiwil-

ligen Gerichtsbarkeit ist ein Bundesgesetz und 

betrifft die Neuregelung des gerichtlichen Ver-

fahrens in Familiensachen sowie verschiedener 

anderer Angelegenheiten der freiwilligen Ge-

richtsbarkeit, die mit Familiensachen nichts zu 

tun haben. Es trat am 1. September 2009 in Kraft. 

Familienzentren

Familienzentren sind Knotenpunkte eines Ko-

operations- und Informationsnetzwerks welche 

verschiedene familienbezogene Leistungen  

bieten und entwickeln. Dies umfasst beispiels-

weise die Kinderbetreuung oder Bildungs- und 

Erziehungsangebote. Ihre Aufgabe ist es leicht 

zugängliche Unterstützungsangebote zu schaf-

fen und dabei besonders die frühkindliche Er-

ziehung zu unterstützen und zu fördern.

Hessischer Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention
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Freie träger

Als Freie Träger werden Institutionen bezeich-

net, die keine öffentlichen aber auch keine kom-

merziellen Träger sind. Sie bieten verschiedene 

Hilfemaßnahmen wie Sozial-, Kinder- oder Ju-

gendhilfe an und sind meist als gemeinnützige 

Vereine oder Stiftungen aufgestellt. 

Frühförderstellen

Frühförderstellen sind Einrichtungen, die Kin-

der mit Behinderungen oder von Behinderung 

bedrohten Kindern und ihren Eltern Hilfe und 

Unterstützung in allen hessischen Kommunen 

anbieten.

G

Gebietskörperschaft

Gebietskörperschaften sind Körperschaften de-

ren Zuständigkeit und Mitgliedschaft territorial 

bestimmt sind. im Gegensatz zu Körperschaf-

ten, deren Mitgliedschaft durch persönliche 

Eigenschaften bestimmt ist, definiert sich die 

Gebietshoheit der Gebietskörperschaft über 

einen räumlich abgegrenzten Teil des Staats-

gebietes. Beispiele für Gebietskörperschaften 

sind Gemeinden, Kommunen, Landkreise aber 

auch Bundesländer.

Gemeinsame Geschäftsordnung der Ministeri-

en des Landes Hessen (GGo)

Die GGO ist die Geschäftsordnung, welche die 

Organisation und die Verfahren der hessischen 

Ministerien untereinander und mit den jewei-

ligen Verfassungsorganen regelt. Sie enthält 

Vorgaben für den inneren Dienstbetrieb, den 

Verkehr mit anderen Behörden, dem Bundes- 

oder Landtag und zudem über das Verfahren 

zur Erarbeitung von Gesetzesentwürfen. 

GFMK

Gleichstellungs- und Frauenministerkonferenz. 

Siehe auch: Ministerkonferenzen

H

Hessische Bauordnung (HBo)

Die Hessische Bauordnung (HBO)  ist am 1. Ok-

tober 2002 in Kraft getreten und wurde zum 

3. Dezember 2010 novelliert. Die Regelungen 

der HBO reichen von der Vergabe von Normen 

(vgl. DIN-Normen) über die Gestaltung von öf-

fentlichen Gebäuden oder Anlagen bis hin zum 

Neubau von Wohnungen.

HessBGG

ist die Abkürzung von Hessisches Behinderten-

gleichstellungsgesetz. Das Gesetz ist am 20. 

Dezember 2004 in Kraft getreten und wurde 

zuletzt in 2009 novelliert (s. auch Kapitel 3). 

HessBGGAV

ist die Abkürzung von Verordnung zur Ausfüh-

rung des Hessischen Behinderten-Gleichstel-

lungsgesetzes. Sie trat am 26.11.2011 in Kraft. 

Damit werden die Hessische Verordnung über 

barrierefreie Dokumente vom 29. März 2006 

und die Hessische Kommunikationshilfeverord-

nung vom 29. März 2006 zusammengeführt. 

i

Inklusion

Inklusion bedeutet wörtlich „Einbeziehung“ oder 

„Einschluss“ und ist einer der Leitbegriffe der UN-

BRK. Sie gibt vor, dass jeder Mensch in seiner Indi-

vidualität akzeptiert und wertgeschätzt wird und in 

vollem Umfang und nach eigenen Wünschen in al-

len (gesellschaftlichen) Bereichen teilhaben kann. 



Inklusionsatlas

Unter www.brk.hessen.de veröffentlicht die 

Hessische Landesregierung besonders bei-

spielhafte Projekte und Maßnahmen, welche 

die Inklusion von Menschen mit Behinderun-

gen in Hessen fördern. Diese sogenannten 

Leuchtturmprojekte sollen ein gutes Beispiel 

für andere Maßnahmen und Projekte sein und 

zu weiteren anregen. 

Integrationsfonds

Die Integrationsfonds stellen ein zusammenge-

fasstes Maßnahmenpaket aus verschiedenen 

Maßnahmen zur Förderung der beruflichen 

Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in 

jedem Alter dar. Grund für die Zusammenfas-

sung mehrerer einzelner Programme war die 

zugewonnene Flexibilität bei der Verwendung 

der finanziellen Mittel im jeweiligen Haushalts-

jahr. Die Förderrichtlinien vom 29. November 

2004 finden sich im Staatsanzeiger S. 3826 wie-

der.

Integrierter teilhabeplan Hessen (Itp)

Der ITP Hessen ist ein Instrument, mit dem 

Unterstützungsleistungen für Menschen mit 

Behinderungen gemeinsam mit diesen ge-

plant und auf den individuellen Bedarf der 

Menschen zugeschnitten werden können. We-

sentlich bei der Teilhabeplanung ist, dass die 

Wünsche und Ziele des Menschen mit Behin-

derungen besondere Berücksichtigung finden. 

Im Rahmen des Projektes „Personenzentrierte 

Steuerung der Eingliederungshilfe in Hessen“ 

des Landeswohlfahrtsverbandes (LWV) Hessen 

wird der ITP in verschiedenen Regionen in Hes-

sen eingesetzt.

K

KMK

Kultusministerkonferenz. Siehe auch: Minister-

konferenzen

Kommunale Spitzenverbände (KSpV)

Kommunale Spitzenverbände sind Zusammen-

schlüsse kommunaler Gebietskörperschaften 

(Landkreise, Städte, Gemeinden) auf Bundes 

und Länderebene. Sie vertreten die Interessen 

ihrer Gebietskörperschaften gegenüber ande-

ren politischen Akteuren. 

Kommunalwahlordnung (Kwo)

Kommunalwahlordnungen regeln den Ablauf 

von Wahlen in den Kommunen. Siehe auch 

Wahlordnung.

Kommune

Kommunen bzw. Gemeinden sind Gebietskör-

perschaften und dabei die kleinsten Verwal-

tungseinheiten in Deutschand. Die kommunale 

Ebene ist die unterste Ebene der bürgerlichen 

Mitwirkung an staatlichen Aufgaben. Organe 

der kommunalen Politik sind der Gemeinde- 

oder Stadtrat. 

Konvention

Konvention bedeutet wörtlich „Zusammenkunft“ 

oder „Übereinkunft“ und beschreibt eine Regel / 

ein Regelwerk, welches nicht formal festgeschrie-

ben ist, sondern vielmehr aufgrund eines Kon-

senses eingehalten wird. Die Völkerverträge der 

Vereinten Nationen (engl. convention) werden als 

Konventionen verfasst. Es existieren mittlerweise 

zahlreiche Menschenrechtskonventionen, bei-

spielsweise auch zum Schutz von Kindern, Frauen 

oder dem Schutz vor Folter.
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l

Landesnorm

Landesnormen beschreiben die rechtlichen 

Standards eines Landes, also die Gesetze, die 

in einem Bundesland gelten.

Landeswahlordnung (Lwo)

Die hessische LWO regelt den Ablauf von Wah-

len im Landesverband Hessen. Siehe auch 

Wahlordnung

Landeswohlfahrtsverband (LwV)

Der hessische LWV stellt einen Zusammen-

schluss aller Landkreise und kreisfreien Städte 

in Hessen dar und übernimmt als eine Körper-

schaft des öffentlichen Rechts Aufgaben im so-

zialen Bereich.

Leitfaden „Unbehinderte Mobilität“

Ein Leitfaden, welcher Lösungen zur Ausgestal-

tung barrierefreier Anlagen enthält und den 

Orientierungsrahmen für einheitliche Stan-

dards unterhalb der Gesetzesebene definiert. 

Besonderes Merkmal bilden stufenfreie Que-

rungsstellen mit auf Nullniveau abgesenkten 

Borden, sodass Rollstuhlfahrer, Menschen mit 

Gehhilfen („Rollatoren“), Fußgänger mit Ge-

päck und andere gehbehinderte Menschen 

die Fahrbahn sicherer und komfortabler que-

ren können.

Liga der Freien wohlfahrtspflege

Zusammenschluss der Wohlfahrtsverbände. 

Die hessische Liga der freien Wohlfahrtspfle-

ge existiert seit 1980 und vertritt und bündelt 

die gemeinsamen Belange und Interessen der 

Freien Wohlfahrtspflege.

M

Matrix

Der Ausdruck „Matrix“ stammt aus der Mathe-

matik und beschreibt die tabellarische Anord-

nung einzelner Elemente, welche dann in be-

stimmter Weise miteinander verknüpft werden. 

Im Hessischen Aktionsplan werden statt Zahlen 

verschiedene Ziele, Maßnahmen, Zuständigkei-

ten oder gute Beispiele miteinander verknüpft.

Menschen mit Behinderungen

Wenn in diesem Dokument von Menschen 

mit Behinderungen die Rede ist, sind sowohl 

schwerbehinderte Menschen im Sinne des 

Gesetzes, als auch Menschen mit einem Grad 

der Behinderung (GdB) von unter 50 sowie 

Gleichgestellte gemeint. Zudem schließt der 

Ausdruck alle Formen und Kombinationen von 

Behinderung explizit mit ein.

Ministerkonferenzen

Ministerkonferenzen dienen dem fachlichen und 

politischen Meinungsaustausch zwischen den 

zuständigen Ministern/-innen und Senatoren/-

innen des Bundes und der Länder. Ihre wesent-

liche Aufgabe ist die Koordination der Bun-

desländer und das Finden einvernehmlicher 

Lösungen mit der Bundesregierung. 

N

Nationale Koordinierungsstelle tourismus 

(NatKo)

Die NatKo ist eine 1999 aus sieben Behinder-

tenverbänden gegründete Vereinigung, die 

die Aktivitäten der Selbsthilfegruppen im Sinne 

eines „Tourismus für alle“ bündelt und koordi-

niert. Die NatKo hat 2010 das Logo „Barriere-



Hessischer Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention

212

freiheit geprüft“ eingeführt, welches es nach 

genauer Prüfung barrierefreien Tourismusan-

geboten verleiht. Zudem gibt sie Handlungs-

empfehlungen, um die Angebote hinsichtlich 

ihrer Barrierefreiheit zu verbessern.

Novellierung

Als Novelle wird in der Gesetzgebungslehre 

ein Änderungsgesetz bezeichnet. Novellierung 

sind dabei die dazugehörigen, notwendigen 

Schritte zur Vorbereitung des Gesetzes. Dabei 

können Textteile ausgetauscht, ergänzt oder 

aufgehoben werden.

O

Öffentlicher personennahverkehr (ÖpNV)

Der ÖPNV umfasst die gesamte öffentliche 

Verkehrsgrundversorgung auf Straße, Wasser 

oder Schiene im Nahbereich und grenzt sich 

beispielsweise vom Fern- oder Güterverkehr 

ab. Zum ÖPNV gehören Stadtbusse genauso 

wie U- oder S-Bahnen oder auch Fährschiffe. 

Die ausreichende Bedienung seiner Bürger mit 

Verkehrsleistungen gehört laut der im Grund-

gesetz verankerten Daseinsvorsorge zu den 

Pflichten der Bundesrepublik Deutschland.

p

paradigmenwechsel

Der Ausdruck stammt aus der Wissenschaft und 

beschreibt den Wandel grundlegender Rah-

menbedingungen für einzelne wissenschaft-

liche Theorien. Auf gesellschaftlicher Ebene 

stellt ein Paradigmenwechsel einen Übergang 

zu einem neuen Denkmodell dar. Er kann sich 

in den verschiedensten Kontexten vom Klima-

wandel bis hin zur Definition von Behinderung 

vollziehen und bringt oft weitreichende Verän-

derungen der Blickwinkel mit sich.

personenzentrierung

Durch die Personenzentrierung sollen nunmehr 

nicht mehr die Träger oder die zuständige In-

stitution im Vordergrund stehen, sondern der 

Mensch mit Behinderungen und dessen Be-

dürfnisse.

persönliches Budget

Das Persönliche Budget ist eine Geldleistung, 

welche es Menschen mit Behinderungen er-

möglichen soll, möglichst selbstbestimmt zu 

leben. Neben den traditionellen Sach- oder 

Dienstleistungen, welche direkt von den zu-

ständigen Leistungserbringern bezahlt werden, 

besteht mit dem Persönlichen Budget die Mög-

lichkeit, selbst über diese Teilhabeleistungen 

zu verfügen. Dabei kann die Person selbst ent-

scheiden, welcher Dienst von welcher Person 

durchgeführt wird und diese dann als „Kunde“ 

unmittelbar selbst bezahlen.

pflegestützpunkt (pSp)

Pflegestützpunkte sind örtliche Anlaufstellen für 

Pflegebedürftige und deren Angehörige. Sie 

bieten ein breites Beratungsangebot im Rahmen 

des Case-Managements, koordinieren die regi-

onalen Versorgung- und Unterstützungsange-

bote und sind für die Vernetzung abgestimmter 

pflegerischer Versorgung- und Betreuungsan-

gebote zuständig. Die Pflegestützpunkte bilden 

einen Knotenpunkt der Pflege- und Krankenkas-

sen, der Altenhilfe und der Sozialhilfeträger und 

können so eine umfassende Beratung bzgl. der 

Sozialleistungen anbieten.
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psychKG

ist die Abkürzung für das Psychisch-Kranken-

Gesetz. Es enthält Regelungen über die Rechte 

psychisch erkrankter Menschen sowie Bestim-

mungen zur freiheitsentziehenden Unterbrin-

gung in psychiatrischen Kliniken.  

public private partnership (ppp)

Bedeutet auf Deutsch Öffentlich-Private Part-

nerschaft (ÖPP) und beschreibt eine Koopera-

tion der öffentlichen Verwaltung und privaten 

Wirtschaftsunternehmen. Der Staat führt dabei 

die ihm auferlegten Aufgaben mit Hilfe der 

Wirtschaftsunternehmen aus. Teilweise werden 

die Aufgaben auch gänzlich übertragen.

R

Ratifizierung / Ratifikation

Ratifizierung wird die völkerrechtlich verbindli-

che Erklärung zum Abschluss eines völkerrecht-

lichen Vertrages zwischen zwei Vertragspar-

teien bezeichnet. Erst durch die Ratifizierung 

werden die Vertragstexte in den jeweiligen 

Staaten völkerrechtlich gültig.

Rehabilitationsträger (Rehaträger)

Rehaträger erbringen Leistungen zur berufli-

chen, sozialen oder medizinischen Rehabilitati-

on und führen diese z.T. durch. Zu den Trägern 

der Rehabilitaion gehören beispielsweise die 

gesetzliche Krankenversicherung, die Unfall-

versicherung aber auch die Bundesagentur für 

Arbeit. 

S

Sozialgesetzbuch

Das Sozialgesetzbuch gliedert sich in insgesamt  

zwölf Bücher. Die im Hessischen Aktionsplan 

genannten Gesetze sind: SGB I – Allgemeiner 

Teil, SGB II – Grundsicherung für Arbeitssuchen-

de, SGB III – Arbeitsförderung, SGB VIII – Kinder 

und Jugendhilfe, SGB IX – Rehabilitation und 

Teilhabe behinderter Menschen, SGB X – Ver-

waltungsverfahren und Sozialdatenschutz, SGB 

XI – Pflegeversicherung, SGB XII – Sozialhilfe.

Stabsstelle

Eine Stabsstelle ist eine Organisationseinheit. 

Sie ist in erster Linie dazu da, Führungsinstanzen 

quantitativ zu entlasten und qualitativ zu verbes-

sern. Stabsstellen beschäftigen Experten für be-

stimmte Themengebiete und können auf nahezu 

allen Ebenen der Hierarchie angesiedelt sein. 

Ihre relativ weitgehende Unabhängigkeit ermög-

licht eine konzeptionelle und strategische Arbeit.

V

Vereinigung der 

hessischen Unternehmerverbände (VhU)

Die VhU ist die Spitzenorganisation der freiwillig 

organisierten Wirtschaft in Hessen. Sie vertritt 64 

Mitgliedsverbände und deren 150.000 Mitglieds-

unternehmen, damit 1,5 Millionen Beschäftigte. 

Sie fungiert als Landesvertretung der Bundesver-

einigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 

(BDA) und des Bundesverbands der Deutschen 

Industrie (BDI) und hat darüber hinaus die Aufga-

be die Interessen ihrer Mitgliederverbände ge-

genüber Politik, Gewerkschaften und der Öffent-

lichkeit zu vertreten.
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Vereinte Nationen (UN)

Die Vereinten Nationen (häufig auch UNO – 

United Nations Organisation) ist ein Zusam-

menschluss von 193 Staaten weltweit. Sie ist 

ein uneingeschränktes und anerkanntes Völker-

rechtssubjet und zeichnet sich vor allem für die 

Sicherung des Weltfriedens, die Einhaltung des 

Völkerrechts und den Schutz der Menschen-

rechte verantwortlich. Die Vereinten Nationen 

haben zahlreiche Menschenrechtsabkommen 

verabschiedet: darunter eine Antirassismus-

konvention, eine Kinderrechtskonvention und 

zuletzt die Behindertenrechtskonvention.

Versammlung der Regionen (VRe)

Die VRE wurde am 15. Juni 1985 gegründet 

und ist mit über 270 Regionen aus 33 Ländern 

das europaweit größte unabhängige Regio-

nen-Netzwerk. Sie dient zum einen der Vernet-

zung und einer interregionalen Kooperation 

und zum anderen ist sie eine politische Stimme 

für die beteiligten Regionen. Derzeit sind mit 

Hessen und Baden-Württemberg zwei Bundes-

länder in der VRE vertreten. Der Europarat hat 

die VRE seit 1986 als eine bedeutende europä-

ische Organisation und als Vertreter der Regi-

onen anerkannt. Weitere Informationen gibt es 

im Internet unter der Adresse www.aer.eu. 

VoSB

Durch die Novellierung des Schulgesetzes 

(hier §§ 49 bis 55) wurde eine Überarbeitung 

der Verordnung über die sonderpädagogische 

Förderung vom 17. Mai 2006 zwingend erfor-

derlich. Neben den schulgesetzlichen Ände-

rungen greift die neue Verordnung über Un-

terricht, Erziehung und sonderpädagogische 

Förderung von Schülerinnen und Schülern 

mit Beeinträchtigungen oder Behinderungen 

(VOSB) vom 15. Mai 2012 die wissenschaftliche 

und gesellschaftspolitische Diskussion um die 

Beschulung von Schülerinnen und Schülern 

mit Beeinträchtigungen oder Behinderungen 

auf und wirkt auf die Umsetzung der UN-Kon-

vention über die Rechte von Menschen mit Be-

hinderungen hin. Bisherige Maßnahmen der 

ambulanten und präventiven Arbeit der son-

derpädagogischen Beratungs- und Förderzen-

tren werden mit bisherigen Maßnahmen des 

gemeinsamen Unterrichts verzahnt. Der Fokus 

des inklusiven Unterrichts wird sehr viel stärker 

auf die individuelle Förderung von Schülerin-

nen und Schüler gerichtet sein.

W

wahlordnung

In Wahlordnungen sind Vorgaben für Wähler-

verzeichnisse, Wahlscheine, Wahlorgane oder 

die Stimmzettel verankert. Zudem schreibt eine 

Wahlordnung vor, wie die Wahlergebnisse fest-

gestellt und ermittelt werden, welche allgemei-

nen und besonderen Regelungen bestehen. 

Wahlordnungen gibt es in den Kommunen, 

den Ländern und auch beim Bund.

http://www.aer.eu
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